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Vorwort
Die 45ste Ausgabe des Japan Jahrbuchs versammelt eine Sondersektion zu Japan 
in der Ära von Shinzō Abe, vier Übersichtsbeiträge zur Innenpolitik, Außenpoli-
tik, Wirtschaft und dem Geschichtsbewusstsein sowie fünf Forschungsartikel. 
Diese fünf Vollbeiträge haben erfolgreich ein Double-Blind-Begutachtungsver-
fahren durchlaufen. In ihnen werden aktuelle Entwicklungen in Japan analysiert 
und diskutiert. Neben den Auswirkungen der COVID-19 Pandemie auf auslän-
dische Studierende sind der Perzeptionswandel in der Sicherheitspolitik, auslän-
dische Entrepreneure in der Startup-Szene in Tōkyō sowie in gleich zwei 
Beiträgen die Maßnahmen gegen den demographischen Wandel im ländlichen 
Japan das Thema. 

Die Sondersektion, die aus zwölf Beiträgen besteht, wurde lange vor der 
Ermordung von Shinzō Abe konzipiert, hat jedoch durch dieses Ereignis und 
seine Auswirkungen zusätzlich an Bedeutung gewonnen. Shinzō Abe war mit 
seiner zweiten Amtszeit von 2012 bis 2020 (nach einer sehr kurzen und nicht 
erfolgreichen ersten Amtszeit 2006/2007) nicht nur der Politiker, der am längsten 
dieses Amt bekleidet hat, sondern hat in diesen acht Jahren der japanischen 
Politik sicher in vielen Feldern seinen Stempel aufgedrückt und in nicht weniger 
als sechs nationalen Ober- und Unterhauswahlen die Liberal-Demokratische 
Partei (LDP) zum Sieg geführt. Trotz und auch wegen dieser Erfolge war er 
jedoch in Japan immer ein umstrittener Politiker, da er als Exponent des rechten 
Flügels der LDP galt mit einem entsprechend ultrakonservativen, patriotischen 
und geschichtsrevisionistischen Weltbild. Die Sondersektion beginnt mit einem 
Beitrag zum tödlichen Attentat auf Shinzō Abe und die Verbindung zwischen 
Politik und Religion (Iris Wieczorek). Danach wird Abes Wirken und die Kritik 
daran in drei Feldern der Außenpolitik analysiert: Sicherheitspolitik (Sebastian 
Maslow), Außenwirtschaftspolitik (Werner Pascha) und Verhältnis zur koreani-
schen Halbinsel (Alexandra Sakaki). Mit der Wirtschaftspolitik bzw. Abenomics 
(Franz Waldenberger), dem Arbeitsmarkt (Steffen Heinrich), der Agrarwirtschaft 
(Hanno Jentzsch), der Nuklearenergie (Florentine Koppenborg) und der Bil-
dungspolitik (Steve R. Entrich) werden die zentralen Felder der japanischen 
Innenpolitik in fünf Beiträgen bewertet. Abgeschlossen wird die Abe-Sondersek-
tion mit drei Beiträgen, in welchen die politischen Maßnahmen gegen die 
Hassrede (Ayaka Löschke und Sangyun Kim), die Reformen in der Immigrati-
onspolitik (Gabriele Vogt) und die Entwicklung der sozialen Bewegungen in der 
Regierungszeit von Abe (Anna Wiemann) betrachtet werden. 
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Die Sektion zur Innen- und Außenpolitik Japans wird von Christan G. Winkler 
mit einem Übersichtsbeitrag zu den wichtigsten Entwicklungslinien in der japani-
schen Innenpolitik 2021/2022 eröffnet. Hierbei werden der Wechsel im Amt des 
Premierministers, die Wahlsiege der LDP sowie die innenpolitischen Implikationen 
des Mordanschlages auf Abe erörtert. Die Grundzüge und Tendenzen in der japa-
nischen Außen- und Sicherheitspolitik werden anschließend im Übersichtsbeitrag 
von Kai Schulze dargestellt. Im Zentrum der Diskussion stehen hierbei die Auswir-
kungen des Russisch-Ukrainischen Krieges und der zunehmend angespannten 
Lage an der Formosastraße auf Japan, sowie die Schwerpunkte der neuen Kishida-
Administration. David Adebahr untersucht in seinem Forschungsartikel den Hin-
tergrund der Neuausrichtung der japanischen Außen- und Sicherheitspolitik mit 
der Initiative Free and Open Indo-Pacific (FOIP) und einigen weiteren Doktrinen. 
Basierend auf Interviews mit Regierungsbeamten zeigt Adebahr auf, dass dieser 
Strategiewechsel bereits vor Abe eingeleitet wurde und ihren Ursprung in einer sich 
verändernden Wahrnehmung der internationalen Situation durch Exekutivbeamte 
hat. 

Die Wirtschaftssektion hat zwei Beiträge. Im Übersichtsbeitrag zur Wirtschaft 
und Wirtschaftspolitik wirft Frank Rövekamp die Frage auf, ob Japan für die 
anstehende Zeitenwende gerüstet sei. Japan als Handelsnation operiert in einem 
neuen globalen Umfeld, was zu einem Anwachsen der Inflation und einem 
Wertverlust des Yen geführt hat. Rövekamp erwartet angesichts dieser Entwick-
lung Reformen in der Finanz- und Wirtschaftspolitik, falls der wirtschaftliche 
Niedergang Japans verhindert werden soll. Helena Hof analysiert in ihrem 
Beitrag die Handlungsmuster von ausländischen IT-Entrepreneure in Tōkyō. Ein 
Vergleich mit Singapur zeigt Gemeinsamkeiten, aber auch substanzielle Differen-
zen auf. 

Die Gesellschaftssektion weist dieses Jahr vier Beiträge auf. Im Übersichtsbeitrag 
zum Geschichtsbewusstsein von Anke Scherer und Torsten Weber wird der Um-
gang mit Jahrestagen reflektiert. Im öffentlichen Gedenken liegt der Fokus auf be-
stimmten Aspekten, während andere weitgehend ignoriert werden. Cornelia Reiher 
untersucht die Anwerbungsstrategien von zwei ländlichen Präfekturen. Ihre Ana-
lyse zeigt weiterhin das Bedienen gewisser Klischees und Narrative, wodurch die 
Chance für eine fundierte Informationsvermittlung vergeben wird. Solche Tenden-
zen sind auch in einem zweiten Forschungsartikel von Signy Goto-Spletzer zu einer 
lokalen Revitalisierungsinitiative im ländlichen Japan vorhanden. Auch hierbei 
konnte das Potential für eine lokale Revitalisierung nicht voll ausgeschöpft werden. 
Der abschließende Forschungsbeitrag von Paul Johann Kramer zeigt auf der Basis 
von Interviews die negativen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie für auslän-
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dische Studierende auf, welche ihre langfristige Integration in Japan behindern 
dürfte. 

Unser sehr herzlicher Dank gilt allen Autorinnen und Autoren sowie dem Edito-
rial Board und den externen Gutachterinnen und Gutachtern, die durch ihre fun-
dierten Kommentare, wichtigen Hinweise und produktive Kritik auch dieses Jahr 
die Qualität der Beiträge sichergestellt haben. 

Zürich/Tōkyō, im Oktober 2022 
Prof. Dr. David Chiavacci und Dr. Iris Wieczorek
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Zwischen Verehrung und Geringschätzung: 
Einführung in die Sondersektion zu Abes 

Wirken und Vermächtnis

David Chiavacci

Shinzō Abe war ein umstrittener Politiker. Einerseits wurde er von Teilen der japa-
nischen Bevölkerung verehrt und seinem Wirken das Wiedererstarken Japans zuge-
schrieben. Andererseits war er aber für viele in Japan geradezu ein Feindbild und 
wurde mit entsprechender Geringschätzung übergossen. Diese konträren Haltun-
gen zu Abe und zu dem Einschätzen seines Vermächtnisses zeigen sich gerade auch 
nach seiner Ermordung am 8. Juli 2022. Während seine Anhänger auf ein Staatsbe-
gräbnis für ihn drängten, sah in Umfragen eine Mehrheit der Bevölkerung dafür 
keinen Anlass (Soeya 04.09.2022). Egal wie man seine politische Agenda und Regie-
rungsarbeit jedoch bewertet, kommt man nicht umhin anzuerkennen, dass Abe der 
mit Abstand einflussreichste Politiker Japans der 2010er Jahre war. 

Die Sondersektion zu Shinzō Abe und seinem politischen Wirken und Vermächt-
nis wurde dann auch lange vor dem Attentat auf ihn konzipiert, hat jedoch durch 
dieses Ereignis und seine Auswirkungen an zusätzlicher Relevanz gewonnen. Abe 
war mit seiner zweiten Amtszeit als Premierminister von 2012 bis 2020 (nach einer 
sehr kurzen und nicht erfolgreichen ersten Amtszeit 2006/2007) nicht nur der Poli-
tiker, der am längsten dieses Amt bekleidet hat, sondern hat in diesen acht Jahren 
der japanischen Politik sicher in vielen Feldern seinen Stempel aufgedrückt. In 
nicht weniger als sechs nationalen Ober- und Unterhauswahlen ist es ihm gelungen, 
die Liberal-Demokratische Partei (LDP) zum Sieg zu führen. Trotz und auch wegen 
dieser Erfolge war er jedoch in Japan immer auch ein umstrittener Politiker, da er 
als Exponent des rechten Flügels der LDP galt mit einem entsprechend ultrakonser-
vativen, patriotischen und geschichtsrevisionistischen Weltbild. 

Die Sondersektion beginnt mit einem Beitrag zum tödlichen Attentat auf Abe 
und die Verbindung zwischen Politik und Religion (Iris Wieczorek). Danach wird 
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Abes Wirken und die Kritik daran in drei Feldern der Außenpolitik analysiert: Si-
cherheitspolitik (Sebastian Maslow), Außenwirtschaftspolitik (Werner Pascha) und 
Verhältnis zur koreanischen Halbinsel (Alexandra Sakaki). Mit der Wirtschaftspo-
litik bzw. Abenomics (Franz Waldenberger), dem Arbeitsmarkt (Steffen Heinrich), 
der Agrarwirtschaft (Hanno Jentzsch), der Nuklearenergie (Florentine Koppen-
borg) und der Bildungspolitik (Steve R. Entrich) werden die zentralen Felder der 
japanischen Innenpolitik in fünf Beiträgen bewertet. Abgeschlossen wird die Abe-
Sondersektion mit drei Beiträgen, in welchen die politischen Maßnahmen gegen die 
Hassrede (Ayaka Löschke und Sangyun Kim), die Reformen in der Immigrations-
politik (Gabriele Vogt) und die Entwicklung der sozialen Bewegungen in der Regie-
rungszeit von Abe (Anna Wiemann) betrachtet werden. Die Autor*innen waren ge-
beten worden, nicht nur eine Übersicht zur Politik Abes im Politikfeld ihres Beitra-
ges zu vermitteln, sondern auch eine dezidierte Einschätzung der Politik und des 
Wirkens von Abe zu formulieren. Bei einer solch umstrittenen Figur wie Shinzō 
Abe ist es wohl kaum überraschend, dass stark konträre Bewertungen durch die 
Autor*innen in den einzelnen Beiträgen formuliert werden. Die Politik und das 
Vermächtnis von Abe in der Außen- und Sicherheitspolitik werden hierbei tenden-
ziell eher positiver und bedeutender bewertet. Innenpolitisch fallen hingegen die 
Gesamtbeurteilungen eher negativer aus, indem Abes Politik in vielen Feldern im 
Gegensatz zu seinem Image als Macher und Leader eher als abwartend und vorsich-
tig beschrieben wird. Es wird eine Diskrepanz zwischen großmündiger Rhetorik 
und realen Maßnahmen festgestellt, wodurch gewichtige innenpolitische Fragen 
und Probleme nicht angegangen und ihre Lösung in die Zukunft verschoben wur-
den. Bevor wir in dieser Einführung eine Gesamteinschätzung Abes wagen, soll 
vorerst Abe und seine Position in einer Gesamtschau zu den großen Entwicklungs-
linien der japanischen Politik kontextualisiert und die Hintergründe für die Macht-
konzentration in den Händen Abes während seiner Regierungszeit erörtert werden. 

Der mächtigste Premierminister Japans 

Abe war nicht nur der am längsten regierende Premierminister, sondern er war 
auch der mächtigste Premierminister Japans der letzten 50 Jahre. Ab den 1970er 
Jahren konnten sich die japanischen Premierminister oft nur kurze Zeit im Amt 
halten, und sie hatten generell kaum eine führende, sondern eher eine vermittelnde 
Rolle zwischen den verschiedenen Lagern und Kräften innerhalb des konservativen 
Establishments und im Verhältnis zur progressiven Opposition inne. Viele japani-
sche Kommentatoren betrachteten dieses System ebenso kritisch wie Calder (1988) 
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in seinem einflussreichen Aufsatz, welcher Japan aufgrund der Fragmentierung im 
politischen System und des Fehlens eines starken politischen Zentrums als reakti-
ven Akteur auf internationaler Ebene beschrieb. Selbst Mitglieder der konservati-
ven Elite erkannten ein grundlegendes Defizit im japanischen politischen System, 
das von sektoralen Interessen dominiert wurde, was in ihren Augen zur Unfähigkeit 
führte, eine langfristige strategische Wirtschaftspolitik und eine proaktive Außen-
politik zu formulieren. Dies wurde gerade nach dem Ende des Kalten Krieges und 
der damit verbundenen Dynamisierung des internationalen Systems als Problem 
betrachtet. Sie forderten institutionelle Reformen im politischen System, welche die 
Exekutive stärken sollte (Ozawa 1993; Sakakibara 2008). In den 1990er Jahren folg-
ten auf diese Forderungen institutionelle Reformen im Wahlsystem und in der Ad-
ministration. Die Hauptstoßrichtung der administrativen Reformen war die Stär-
kung des Premierministers und seines Kabinetts als Exekutive. Zentrales Ziel war 
es, die Politikgestaltung weg von den etablierten Insiderkreisen der einzelnen Poli-
tikfelder hin zu einem dominanten Kabinett zu verlagern, was damit Durchset-
zungsmacht gegen die Partikularinteressen der Netzwerke aus Lobbyabgeordneten 
der LDP, der Ministerialbürokratie und der mächtigen nationalen Interessenver-
bände erlangen sollte. Mit der umfassenden Verwaltungsreform von 1997, die über 
vier Jahre bis 2001 vollständig umgesetzt wurde, wurden die Ministerien neufor-
miert und mehr Ressourcen in der Hand des Premierministers und seines Kabinetts 
konzentriert. Die Gesetzesinitiativen des Premierministers wurden rechtlich veran-
kert, und die nötigen Ressourcen und Unterstützung für die Entwicklung einer po-
litischen nationalen Strategie und Agenda durch den Premierminister wurden 
durch die Aufstockung des Verwaltungspersonals eingerichtet (Shinoda 2005). 

In seinen Jahren als Premierminister zeigte Junichirō Koizumi (2001–2006) mit 
seiner weitreichenden wirtschaftlichen Reformagenda und seiner aktiven Außen-
politik, dass der institutionelle Wandel dem Premierminister viel größere Gestal-
tungsmöglichkeiten in der Politik ermöglichte. In politikwissenschaftlichen Analy-
sen wurde begonnen, von einem neuen 2001er System in Japan zu sprechen, welche 
das alte 1955er System abgelöst habe. Allerdings blieben die sechs Nachfolger von 
Koizumi bis 2012 nur etwa ein Jahr im Amt, wodurch ihr Einfluss in der japani-
schen Politik sehr begrenzt blieb. Die Reformen hatten dem Premierminister und 
seinem Kernteam in der Exekutive zwar potenziell viel mehr Gestaltungsmöglich-
keiten gegeben, aber um diese neuen Möglichkeiten in der Praxis auch umsetzen zu 
können, waren jedoch Stabilität und Kontinuität eines Premierministers erforder-
lich. Da das Amt des Premierministers nach Koizumi erneut eine schnell rotierende 
Drehtür mit entsprechenden Zentrifugalkräften war, schien Japan in instabile Re-
gierungen und dezentralisierte Entscheidungsprozesse zurückzufallen. Der Premi-
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erminister und das Kabinett wurden zum Spielball von Interessengruppen und par-
teiinternen Streitigkeiten, unfähig, eine umfassende Strategie durchzusetzen oder 
auch nur zu entwickeln. International wurde Japan in diesen Jahren von China in 
Sachen Wirtschaftskraft überholt und schien der chinesischen Dynamik schwerlich 
etwas entgegensetzen zu können. Es wurde selbstverschuldet in einen Strudel des 
zunehmenden Bedeutungsverlustes gezogen. 

Auch Abe blieb während seiner ersten Amtszeit als Premierminister 2006/2007 
nur ein Jahr im Amt. Zwar realisierte er eine wichtige sicherheitspolitische Reform, 
durch welche das Verteidigungsamt – eine Unterabteilung des Kabinettsbüros ohne 
Sitz im Kabinett – zu einem Verteidigungsministerium mit einem Verteidigungsmi-
nister als Teil der zentralen Exekutive aufgewertet wurde. Doch trotz der hohen Er-
wartungen, die Abe bei seinem Amtsantritt 2006 entgegengebracht wurden, kann 
seine erste Amtszeit als Premierminister kaum als erfolgreich bezeichnet werden. 
Aufgrund sinkender Unterstützung in der Bevölkerung, der LDP-Niederlage in der 
Oberhauswahl von 2007 und gesundheitlicher Probleme war er gezwungen, nach 
zwölf kurzen Monaten im September 2007 zurückzutreten und Platz für einen 
neuen LDP-Premierminister zu machen. 

Die zweite Amtszeit von Shinzō Abe dauerte jedoch acht Jahre bis September 
2020. Während dieser außergewöhnlich langen Regierungszeit verstand er es nicht 
nur, die neuen institutionellen Voraussetzungen zu nutzen, sondern es gelang ihm, 
die Macht im Kern der Exekutive zu konzentrieren. Wie kein anderer japanischer 
Regierungschef der letzten 50 Jahre hatte er und sein Kernteam die Ministerialbü-
rokratie, die verschiedenen Kräfte in der LDP und die Interessengruppen fest im 
Griff. Die Konzentration der Entscheidungsgewalt in der zentralen Exekutive war 
sogar deutlich stärker als in den Jahren der Koizumi-Regierung am Anfang der 
2000er Jahre. Japan verfügte unter Abe über eine vollwertige Kernexekutive, welche 
die Wirtschafts- und Außenpolitik dominierte (George Mulgan 2018; Iio 2019). 
Aufgrund mehrerer politischer Skandale warfen Kommentatoren sogar die Frage 
auf, ob die Machtkonzentration in der Hand des Premierministers und der Kern-
exekutive unter Abe nicht zu weit gegangen sei. Die nationale Verwaltung schien 
zunehmend in einem System des »vorauseilenden Gehorsams« (sontaku) gegen-
über Abe und seiner Entourage zu funktionieren, auch wenn dies bedeutete, dass 
die Bürokraten die gesetzlichen Bestimmungen und Verfahren nicht mehr vollstän-
dig befolgten (Carlson 2020; Iio 2019). Einige Kommentatoren betrachteten Abe 
und seine Regierung sogar als Risiko für die japanische Demokratie (u.  a. Banno 
und Yamaguchi 2014). Sie betonten seine persönlichen, revisionistischen Überzeu-
gungen, welche die historischen Fehler und Gewalttaten Japans während seiner Ex-
pansionskriege herunterspielten. Er und sein Kabinett standen rechten Ideen wie 
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denen der Nippon Kaigi (Japan-Konferenz) sehr nahe, einer ultrakonservativen 
und nationalistischen Organisation, der viele führende Mitglieder des konservati-
ven Establishments, darunter auch Abe, angehören. Kritiker von Abe wiesen auch 
auf seine heftigen Angriffe auf progressive Massenmedien hin, deren Berichterstat-
tung ihm zu kritisch erschien, was als Angriff auf die Pressefreiheit, die Kontrolle 
der Regierung durch die Massenmedien als vierte Macht und somit das Funktionie-
ren der japanischen Demokratie gewertet wurde (Kingston 2017). 

Die politische Agenda von Abe kollidierte jedoch im Laufe der Regierungszeit 
auch mit dem Willen des Volkes und den Kontrollmechanismen der demokrati-
schen Institutionen Japans. Er und sein Führungsstab haben der japanischen Au-
ßenpolitik in Sicherheits- und Wirtschaftsfragen zweifelsohne ihren Stempel aufge-
drückt. Doch trotz seiner langen Amtszeit und der beispiellosen Machtkonzentra-
tion in seinen Händen war auch Abe gezwungen, einige seiner politischen Ziele zu 
revidieren oder auf deren Realisierung sogar ganz zu verzichten. Im Gegensatz zu 
seiner Rhetorik war Abe als Leader auch ein typischer, pragmatischer LDP-Politi-
ker, welcher für den Wahlerfolg und den Machterhalt bereit war, weitreichende 
Kompromisse einzugehen. 

Der kompromissbereite LDP-Politiker 

Die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit Abes, welche ihm viele vor dem zweiten 
Amtsantritt nicht zugetraut hatte, zeigte sich in verschiedenen Bereichen inklusive 
außenpolitischen Fragen. Wie von ihm als stramm rechten Politiker zu erwarten 
war, besuchte er beispielsweise kurz nach Amtsantritt 2013 als Premierminister den 
Yasukuni-Schrein. Dies führte (wie ebenfalls erwartet werden musste) zu heftiger 
Kritik aus China und Südkorea. Für seinen Besuch wurde Abe aber auch von den 
USA öffentlich kritisiert, welche die »Enttäuschung« über Abes Handeln zum Aus-
druck brachten (Smith 2015: 58).1 Diese öffentliche Rüge zeigte Wirkung. Abe hat 

1 Der Yasukuni-Schrein war 1869 im Zug der Nationenbildung Japans eingerichtet worden. Wie in 
anderen nationalen Gedenkstätten dient der Yasukuni-Schrein dem Gedenken und der Verehrung 
der auf japanischer Seite in den kriegerischen Auseinandersetzungen der Moderne Gefallenen. Er 
stellt jedoch auch eine revisionistische Geschichtsperspektive dar, da in den 1970er Jahren auch 
die vom Kriegsverbrechertribunal von Tōkyō (1946–1948) zum Tode verurteilten Angehörigen der 
japanischen Kriegselite in den Schrein aufgenommen wurden. Auf diese Weise wurden Kriegsver-
brecher de facto in Soldaten verwandelt, die ehrenvoll für Japan gefallen sind. Konservative 
japanische Premierminister und Minister besuchten trotz scharfer internationaler Kritik aus China 
und Südkorea wiederholt den Schrein seit Mitte der 1970er Jahre, jedoch kam es nach Abes Besuch 
von 2013 erstmals auch zu öffentlicher Kritik aus Washington. 
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– für viele überraschenderweise – während seiner restlichen Amtszeit als Premier-
minister den Yasukuni-Schrein nie wieder besucht. Er zeigte sich somit als pragma-
tischer Politiker, welcher bereit war, auch von seinen Grundüberzeugungen abzu-
weichen, wenn es nationalen Interesse Japans diente. 

Die lange Amtszeit von Abe als Premierminister und Vorsitzender der LDP 
war auf seine Fähigkeit zurückzuführen, dem konservativen Establishment Siege 
zu bescheren. Die Erfolge der LDP bei den nationalen Wahlen unter seiner 
Führung basierten jedoch nicht auf seiner Sicherheitsagenda. Aufgrund einer 
eher negativen öffentlichen Wahrnehmung derselben kann man sogar sagen, dass 
die Wahlerfolge trotz der sicherheitspolitischen Reformen erzielt wurden. Was 
die LDP und Abe für die Wähler in erster Linie attraktiv machte, war seine 
Wirtschaftspolitik namens Abenomics mit ihren drei Pfeilen, die versprachen, 
Japan ohne schmerzhafte Strukturreformen auf einen Pfad nachhaltigen und 
gemeinsamen Wachstums zurückzubringen (Chiavacci 2021). Auffällig ist hier-
bei, dass Abe gerade innenpolitisch immer wieder Kehrtwendungen vollzog, 
wenn seine Politikagenda auf öffentliche Kritik und starken Widerstand stießen. 
Wodurch es ihm auch wieder gelang, seine und die Umfrageergebnisse der LDP 
wieder zu verbessern, wenn er und seine Regierung in die Kritik geraten und in 
der Wählergunst abgesunken waren. Beispielsweise hat er seine Machtposition 
nicht für die ursprünglich angedachte Re-etablierung der Nuklearenergie gegen 
den massiven öffentlichen Widerstand zu nutzen versucht. Auch die Arbeits-
marktpolitik war ursprünglich durch eine umfassende Reform- und Deregulie-
rungsagenda Abes gekennzeichnet, von welcher im Laufe der Regierungsperiode 
von acht Jahren so gut wie nichts übriggeblieben ist und wirklich realisiert wurde. 
Kurzum, Abes Traum war zwar wohl, die bereits von seinem Großvater Nobusuke 
Kishi (Premierminister 1957–1960) angestrebte umfassende Normalisierung der 
japanischen Sicherheitspolitik inklusive Verfassungsreform zu realisieren, jedoch 
folgte er letztlich den Pfaden Hayato Ikedas (Premierminister 1960–1964), indem 
er sich auf die Wirtschaftspolitik für die Aufrechterhaltung des allgemeinen 
Wohlstandes konzentrierte und diese betonte. Gerade seine im September 2015 
vorgestellte Abenomics 2.0 stellte eine »soziale Wende« (Katada und Cheung 
2018) dar, in welcher die Abenomics zumindest auf einer rhetorischen Ebene 
geradezu eine sozialdemokratische Prägung erhielt. Durch diese Kehrtwendun-
gen und Neuausrichtungen gelang es Abe, sich und seine LDP trotz aller 
politischen Skandale, welche seine Regierungsjahre auch kennzeichneten, an der 
Macht zu halten. Diese Skandale inklusive der durch das Attentat auf Abe 
aufgezeigten Verbindungen zwischen LDP und der sogenannten Moon-Sekte 
sind jedoch auch ein wichtiger Grund dafür, weshalb eine Mehrheit der japani-



òïáëÅÜÉå=îÉêÉÜêìåÖ=ìåÇ=ÖÉêáåÖëÅÜ®íòìåÖW PP

schen Bevölkerung ein Staatsbegräbnis Abes als Geldverschwendung ablehnt. 
Trotz der langen Regierungszeit, Machtkonzentration und proaktiven Politik-
agenda war Abe schlussendlich in den Augen vieler Japaner*innen doch nicht 
mehr als ein normaler, pragmatischer, aber auch korrumpierter LDP-Politiker 
mit allen damit verbundenen Stärken und Schwächen. 

Tentatives Fazit 

Insgesamt kann die außenpolitische Bedeutung Abes im Vergleich zu seinem 
innenpolitischen Wirken als stärker bezeichnet werden. In seinen Regierungsjah-
ren gelang es ihm Japan, was von vielen angesichts der ökonomischen Stagnation 
und der schrumpfenden Bevölkerung schon abgeschrieben war, wieder als einen 
wichtigen Akteur auf internationaler Ebene zu etablieren. Zwar konnte er 
schlussendlich weder die Sicherheitspolitik durch eine Verfassungsreform auf 
eine umfassend neue und stabile Basis stellen noch mit Russland den Kurilenkon-
flikt wie anvisiert abschließend klären. Jedoch hat Japan mit ihm gerade in Zeiten 
internationaler Verwerfungen und neuer Volatilität an Statur gewonnen und ist 
erneut zu einem tragenden Akteur der internationalen Ordnung geworden. 
Innenpolitisch war seine Politik durch Kompromisse und dem Zurückschrecken 
vor bestimmten Reformen gekennzeichnet. Diese Anpassungsfähigkeit war die 
Grundlage für die lange Abfolge von nationalen Wahlerfolgen, welche auch durch 
eine fragmentierte und somit schwache Opposition begünstigt wurde. Dies 
machte für die LDP eine grundlegende Abkehr von Abes Politikagenda auch nach 
seinem Rücktritt sehr schwierig. Zwar versuchte der gegenwärtige Premierminis-
ter Fumio Kishida mit seinem »neuen Kapitalismus« in der Wirtschaftspolitik 
und einer zurückhaltenden Sicherheitspolitik eine eigene Agenda zu entwickeln. 
Jedoch war Abe auch nach seinem Rücktritt die graue Eminenz in der japani-
schen Politik, der mit seiner Kritik an Neuausrichtungen in der Wirtschaftspoli-
tik und öffentlichen Forderungen wie z.  B., dass angesichts des Russisch-Ukrai-
nischen Krieges US-Atomwaffen auf dem japanischen Territorium aufgestellt 
werden sollten (Nikkei Asia 28.02.2022), Kishida und dessen Regierung vor sich 
her zu treiben schien. Auch nach dem Ableben von Abe wird sein Vermächtnis 
in der japanischen Politik zu spüren sein, und es wird spannend zu beobachten, 
ob sich Kishida wirklich aus Abes Schatten zu lösen vermag. Eine Grundvoraus-
setzung wäre für Kishida, dass er sich über längere Zeit im Amt hält. In diesem 
Sinne hat nicht nur er, sondern auch jeder andere zukünftige Premierminister 
Japans viel von Abe zu lernen. 
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Das tödliche Attentat auf Shinzō Abe und die 
Verbindung von Religion und Politik in 

Japan

Iris Wieczorek

Am 8. Juli 2022 wurde ein tödliches Attentat auf Japans ehemaligen Ministerpräsi-
denten Shinzō Abe verübt, während er bei einer Wahlkampfveranstaltung eine 
Rede hielt. Laut japanischen Medienberichten hat der Attentäter, der 41-jährige 
Tetsuya Yamagami, den Anschlag auf Abe aufgrund seiner Verbindungen zur Fa-
mily Federation for World Peace and Unification (FFWPU) – so der seit 2015 offi-
zielle Name der zuvor auch als Unification Church oder kurz »Moonies« (nach ih-
rem Gründer Hak Jan Moon) bekannten religiösen Gemeinschaft – verübt. Die 
Mutter von Yamagami habe als Mitglied der FFWPU große Geldsummen gespendet 
(insgesamt etwa 700.000 Dollar), und dadurch die Familie in den Bankrott getrie-
ben. Daher hegte Yamagami seit langem einen Groll gegen die FFWPU und habe 
ursprünglich ein Attentat auf Hak Ja Han Moon – die Witwe des Gründers und 
derzeitiges Oberhaupt der FFWPU – und weitere Mitglieder geplant; er habe sich 
dann aber auf Abe konzentriert, nachdem er seine Videobotschaft während einer 
Veranstaltung der FFWPU im September 2021 gesehen hatte und Abes Großvater 
Kishi für die Gründung einer Niederlassung der FFWUP in Japan verantwortlich 
gemacht habe. Abe war kein Mitglied der FFWPU, doch wie andere japanische Po-
litiker war er bei verschiedenen Veranstaltungen religiöser Gemeinschaften aufge-
treten, darunter auf der genannten Veranstaltung der FFWPU im September 2021, 
wo auch der frühere Präsident Donald Trump gesprochen hatte. Die Ermordung 
Abes hat bereits seit langem vermutete aber von den japanischen Medien bislang 
kaum thematisierte Verbindungen der FFWPU zur Politik bzw. zur regierenden 
LDP ans Licht gebracht und damit erneut eine Debatte über die Trennung von Re-
ligion und Politik entfacht. 
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Das Spannungsverhältnis zwischen Politik und religiösen Bewegungen in Japan 

In Japan ist das Phänomen neuer religiöser Bewegungen im Vergleich zu den USA 
und Europa stärker ausgeprägt. Aufgrund kultureller Besonderheiten können reli-
giöse Bewegungen in Japan auf eine über 150-jährige Geschichte verweisen. Dabei 
besitzen sie von jeher einen ausgeprägt synkretistischen Charakter und haben eine 
Vielfalt religiöser Strömungen in sich aufgenommen, von den volksreligiösen Tra-
ditionen über Buddhismus, Shintō und Hinduismus bis hin zu New-Age-Ideen. 
Viele dieser religiösen Bewegungen sind gut organisierte Wirtschaftsunternehmen, 
die mit ihren (göttlichen) Produkten um die Gunst von Konsumenten konkurrie-
ren. Seit den 1970er Jahren spricht man in Japan vom nunmehr »vierten Religions-
boom«, in dessen Zusammenhang sich parallel zur New-Age-Bewegung zahlreiche 
neue religiöse Bewegungen entwickelten (Inoue 1990: 2; Shimazono 1998). Es exis-
tieren etwa 600 religiöse Gruppen, die durch die Beteiligung und den aktiven Ein-
satz mehrerer zehn Millionen Mitglieder – 10–20  % der japanischen Bevölkerung 
beteiligt sich an ihnen (Reader 1991: 196) – über ein bedeutendes gesellschaftspoli-
tisches Potenzial verfügen. Sie versuchen, ihren Einfluss mehr oder weniger aktiv 
geltend zu machen, wobei sie nicht nur religiöse Ziele verfolgen, sondern auch ge-
sellschaftliche und politische. 

So waren religiöse Bewegungen bereits nach dem Zweiten Weltkrieg politisch ak-
tiv, z.  B. außerparlamentarisch innerhalb der Friedensbewegung der 1950er und be-
ginnenden 1960er Jahre. Und auch parlamentarisch wurden einige religiöse Bewe-
gungen aktiv: So kandidierte zum Beispiel ein führendes Mitglied der Tenrikyō 
1946 für das Unterhaus, bei den Oberhauswahlen 1962 stellten die Risshō Kōseikai 
und die LDP einen gemeinsamen Kandidaten auf und die Seichō no Ie gründete in 
den 50er Jahren eine politische Vereinigung (Inoue et al. 1990: 562–564). Auf die 
Nachkriegsjahre geht auch das politische Engagament der bereits 1930 gegründeten 
Sōka Gakkai (»Studiengesellschaft zur Schaffung von Werten«) – in Japan mit etwa 
zwölf Millionen Mitgliedern eindeutig die größte und eine der wirtschaftlich ein-
flussreichsten religiösen Bewegungen1 – zurück. 1955 stellte sie erstmals 54 ihrer 
Mitglieder als unabhängige Kandidaten für verschiedene lokale Parlamente auf und 
51 von ihnen waren erfolgreich. Die Sōka Gakkai gründete dann 1964 die Kōmeitō 

1 Nach eigenen Angaben zählt sie 12 Mio. Mitglieder und ist in 192 Ländern vertreten (vgl. https://
www.sokagakkai.jp). Die Angaben der Mitgliederzahlen religiöser Bewegungen sind häufig über-
höht. Doch es gibt Berichte, dass die Sōka Gakkai bei Wahlen ca. 7,5 Mio. Wählerstimmen mobilisie-
ren kann, was ein Indiz für die große Zahl der Sōka-Gakkai-Mitglieder ist. Die Zahl der aktiven Mit-
glieder dürfte bei ca. 1,5 bis 2 Mio. liegen. Im Ausland beläuft sich die Mitgliederzahl der Sōka Gakkai 
auf etwa 1,36 Mio., davon 19.000 in Europa; auch in Deutschland ist die Sōka Gakkai vertreten (vgl. 
www.sgi-d.org). 
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(»Partei für saubere Politik«), eine bis heute erfolgreiche Partei. Seit 1970 sind die 
Sōka Gakkai und Kōmeitō zwar formal getrennte Organisationen, doch nach wie 
vor bestehen enge Verbindungen.2 

Die direkten politischen Einflussmöglichkeiten religiöser Bewegungen blieben 
jedoch aufgrund der bis Anfang der 1990er Jahre starren politischen Ordnung in 
Japan relativ begrenzt. Die LDP hatte von 1955 bis 1993 größtenteils unangefochten 
das Regierungsmonopol, und das politische System Japans war durch eine Einpar-
teiendemokratie sowie das »eiserne Dreieck« aus LDP, Ministerialbürokratie und 
Interessenverbände der Wirtschaft gekennzeichnet. Als sich in den 1990er Jahren 
Risse in der starren politischen Ordnung Japans zeigten, versuchten neue religiöse 
Bewegungen, diese Chance zur politischen Einflussnahme zu nutzen. Als die LDP 
1993 nicht mehr die absolute Mehrheit im Unterhaus erhielt, bot beispielsweise die 
1986 gegründete religiöse Gruppe Kōfuku no Kagaku (»Wissenschaft des Glücks«) 
an, sie bei den nächsten Wahlen mit Wählerstimmen zu unterstützen (Wieczorek 
2002). Indem einige Politiker Mitglied wurden, konnte sie Bündnispartner der po-
litischen Elite gewinnen, woraufhin sie radikale Formen annahm: Sie organisierte 
Demonstrationen und publizierte Bücher, in denen sehr detailliert zukünftige Ka-
tastrophen ausgemalt wurden, falls nicht ein Umdenken und Handeln im Politikge-
schehen erfolgen würde. Bis zum Giftgasanschlag der Aum Shinrikyō auf die U-
Bahn in Tōkyō im März 1995, bei dem zwölf Menschen ums Leben kamen und über 
5.000 verletzt wurden, intensivierten die Kōfuku no kagaku und auch andere religi-
öse Gemeinschaften ihre sozialen und politischen Aktivitäten und steigerten da-
durch ihre Mitgliederzahlen beträchtlich (Wieczorek 2002). Auch die Aum 
Shinrikyō hatte politische Ambitionen, ihr gescheiterter Versuch, aktiv im Politik-
geschehen mitzuwirken, wird allgemein als Wendepunkt zur Radikalisierung der 
Aum gewertet (Repp 1997: 47). 

Der Giftgasanschlag hat zu erheblicher sozialer Verunsicherung und zu einem 
massiven Vertrauenseinbruch gegenüber dem staatlichen Apparat geführt. Zum 
ersten Mal in der japanischen Nachkriegsgeschichte trat die Frage nach einer ange-
messenen staatlichen Kontrolle bei gleichzeitiger Bewahrung der Religionsfreiheit 
in den Mittelpunkt öffentlicher Debatten. Innerhalb der Politik und der Bevölke-
rung war ein neues Bewusstsein für potenziell gefährliche religiöse Bewegungen 
entstanden. Vor dem Hintergrund eines neuen sozialen Klimas, in dem der Schutz 
der japanischen Bevölkerung vor potenziell gefährlichen religiösen Gruppen Vor-
rang gegenüber dem Schutz der Religionsfreiheit einnahm, konnte eine Revision 

2 Die Kōmeitō setzt sich überwiegend aus Mitgliedern der Sōka Gakkai zusammen und ist finanziell 
von der Sōka Gakkai abhängig. 
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des Gesetzes über religiöse Körperschaften (shūkyō hōjinhō) von 1951 in Rekordzeit 
das Parlament passieren und trat bereits am 15. Dezember 1995 in Kraft. Religiöse 
Körperschaften genießen nach wie vor erhebliche Steuervorteile, doch seit der Ge-
setzesrevision muss sich jede religiöse Gemeinschaft beim Kultusministerium re-
gistrieren lassen, die Bilanzen offen legen, und das Kultusministerium ist befugt, 
einen Bericht der Aktivitäten religiöser Körperschaften einzufordern oder an ihr 
beteiligte oder verantwortliche Personen vorzuladen, falls der Verdacht auf geset-
zeswidrige Aktivitäten besteht (vgl. zu den Änderungen Wieczorek 2002). Der Aum 
Shinrikyō wurde der Status einer religiösen Körperschaft aberkannt, doch sie wurde 
nie verboten, eine Anwendung des Extremistengesetzes erfolgte nicht. Als Reaktion 
auf den Giftgasanschlag entwickelten sich in Japan eine, in anderen Ländern bereits 
eingebürgerte, Anti-Kult-Bewegung und Selbsthilfegruppen. Bereits vor dem Aum-
Vorfall war das Problem, wie freiwillig oder erzwungen Spenden an Religionsge-
meinschaften sind, Diskussionsgegenstand, doch kaum ein Mitglied setze sich we-
gen geringer Erfolgsaussichten dagegen öffentlich zur Wehr. Seit dem Aum-Vorfall 
häufen sich allerdings Klagen gegen religiöse Gruppen wegen Betrugverdachts, und 
religiöse Gruppen werden zu Kompensationszahlungen verurteilt. 

Mit der Revision des Gesetzes über religiöse Körperschaften versuchte die LDP 
auch, den politischen Einfluss der Neuen Kōmeitō zu reglementieren, die inzwi-
schen eine ernste politische Bedrohung für die LDP darstellte. Deshalb brachte die 
LDP die Machtansprüche der Aum und ihres Stifters Asahara indirekt mit denen 
der Sōka Gakkai und ihres damaligen Ehrenpräsidenten Daisaku Ikeda in Verbin-
dung, und die Liberaldemokraten stellten die Legalität des Ausmaßes des politi-
schen Einflusses der Sōka Gakkai in Frage (Wieczorek 2000). Allerdings ging diese 
Strategie nicht auf, die Mitgliederstärke und das finanzielle Potenzial der Sōka Gak-
kai sorgten dafür, dass die Kōmeitō – trotz aller Widerstände in der Bevölkerung, 
den Medien und Parteien – weiterhin Erfolge vorweisen konnte (z.  B. der Wahler-
folg der Shinshintō – ein Zusammenschluss mehrerer Oppositionsparteien, darun-
ter auch die Kōmeitō – bei den Oberhauswahlen am 23. Juli 1995). 

Im Oktober 1999 siegte dann der politische Pragmatismus: Die LDP und die 
Kōmeitō gingen ein Regierungsbündnis ein. Die LDP konnte dadurch die zur 
Verabschiedung wichtiger Gesetze notwendige Mehrheit im Oberhaus wiederer-
langen, nachdem sie seit Juli 1998 nur im Unterhaus über eine bequeme Mehrheit 
verfügt hatte. Die Kōmeitō ließ von ihrer Strategie der ewigen Regierungsoppo-
sition ab, um mehr Einfluss auf das Profil der nationalen Politik nehmen zu 
können (Metraux 1999). Das Regierungsbündnis von LDP und Kōmeitō führt bis 
heute immer wieder zu Spannungen im religiösen sowie im politischen Umfeld 
beider Parteien. 
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Nach dem Aum-Vorfall hatten sich die meisten religiösen Bewegungen aufgrund 
des anti-religiösen Klimas und stärkerer staatlicher Kontrolle größtenteils aus der 
Öffentlichkeit zurückgezogen. Doch sie bilden aufgrund ihrer millionenstarken 
Mitgliederzahl bzw. Wählerschaft und Finanzkraft weiterhin eine bedeutende poli-
tische Kraft, die nicht unterschätzt werden darf. Traditionell geht die Mehrzahl der 
Wählerstimmen von Mitgliedern religiöser Bewegungen an die konservative LDP, 
seit dem Regierungsbündnis LDP und Kōmeitō gibt es hier immer wieder Verschie-
bungen und einige stimmen auch für die Sozialisten oder Liberalen. Religiöse Be-
wegungen sind auch geübte Spendensammler und freiwillige Wahlhelfer, worauf 
Japans Parteien aufgrund von Beschränkungen im Wahlkampfgesetz für öffentliche 
Ämter angewiesen sind. So ist z.  B. die offizielle Wahlkampfperiode auf zwölf Tage 
beschränkt und lediglich in dieser Zeit besteht ein erheblicher Mehrbedarf an Per-
sonal. Für religiöse Bewegungen gehen Verbindungen zu politischen Parteien in Ja-
pan häufig mit einem Prestigegewinn einher. 

Die Verbindungen der FFWUP zu Japans Politik und zu Shinzō Abe 

Wie viele andere neue religiöse Bewegungen ist die FFWUP ein Phänomen der 
Nachkriegszeit. Sie wurde 1954 in Seoul von Sun Myung Moon gegründet, der in 
Nordkorea geboren wurde und später nach Südkorea floh. 2021 starb Moon und 
seine Witwe ist seitdem das Oberhaupt der FFWUP, die traditionelle konfuziani-
sche Werte und christliche Glaubenssätze vereint. Weltweite Aufmerksamkeit hat 
die FFWUP insbesondere durch ihre Massenhochzeiten erregt. Die Zahl ihrer Mit-
glieder wird in Südkorea auf 300.000 geschätzt, weltweit – die FFWUP hat in 137 
Ländern Niederlassungen (darunter in Japan, den USA, Großbritannien, Frank-
reich und Deutschland) – auf 3 Millionen. 

Die FFWUP ist wie viele andere religiöse Bewegungen wie ein Wirtschaftsunter-
nehmen organisiert und soll über erhebliche Finanzmittel verfügen, die nicht nur 
aus Spendeneinnahmen stammen. Laut Medienberichten agiert sie in Südkorea de 
facto wie ein Konglomerat; so habe sie beispielsweise enge Verbindungen zur Tongil 
Group, die aus zwei börsennotierten und 24 nicht börsennotierten Unternehmen 
besteht (Nikkei Asia 01.09.2022). Und sie soll sich in der Lebensmittel- und Restau-
rantbranche engagieren: Im November 2021 veröffentlichte das New York Times 
Magazine einen Artikel mit dem Titel »The Untold Story of Sushi in America«, der 
zeigte, wie FFWUP in Japan Spenden sammelte und diese in ihr Sushi-Geschäft in 
den USA flossen (Nikkei Asia 01.09.2022). Laut des »Japan National Network of 
Lawyers Against Spiritual Sales« soll die FFWUP mehr als 100 Unternehmen auf 
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der ganzen Welt managen. Medienberichten zufolge soll die FFWUP in den 1980er 
Jahren jährlich zwischen 60 und 70 Mrd. Yen (430 bis 500 Mio. US  $) von Japan 
nach Südkorea transferiert haben, in den letzten Jahren soll der Geldfluss bei unter 
10 Mrd. Yen (etwa 72 Mio. US  $) liegen; 80  % der Einnahmen der FFWUP sollen 
immer noch aus Japan stammen (Nikkei Asia 01.09.2022). 

In Südkorea hat die FFWUP gegenwärtig kaum enge Verbindungen zu Politi-
kern; ursächlich dafür ist wahrscheinlich, dass Kim Dae-jungs Verbindung zur 
FFWUP ihn 1987 einen Wahlsieg kostete. Seitdem meiden südkoreanische Politiker 
öffentliche Verbindungen zur FFWUP (Nikkei Asia 07.09.2022). Kim gewann 
schließlich 1992 die Präsidentschaftswahl. Doch Sun Myung Moon hatte es verstan-
den, Beziehungen zu führenden Politikern weltweit aufzubauen, darunter die US-
Präsidenten Richard Nixon, Ronald Reagan und George H.  W. Bush und in jüngerer 
Zeit Donald Trump. Moon hatte auch Verbindungen zu Nordkoreas Gründer Kim 
Il Sung, dem verstorbenen Großvater des derzeitigen Machthabers Kim Jong Un. 

Die Verbindungen zu Abe und zur LDP reichen weit zurück. Nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs wurde Abes Großvater Nobusuke Kishi als mutmaßlicher 
Kriegsverbrecher inhaftiert. Im Gefängnis hatte Kishi Kontakt mit anderen rechts-
gerichteten Nationalisten, darunter dem Geschäftsmann und Politiker Ryoichi Sa-
sakawa (Gründer der Japan Shipbuilding Industry Foundation, der heutigen Nip-
pon Foundation). Sun Myung Moon machte 1986 Sasakawa zum Ehrenvorsitzen-
den der japanischen Niederlassung der FFWUP – die auf einem Grundstück neben 
Kishis Wohnsitz errichtet wurde (Nikkei Asia 30.07.2022). Kishis enge Beziehungen 
zur FFWPU waren öffentlich bekannt und in Publikationen der FFWPU war er auf 
vielen Fotos mit Moon zu sehen. Der Anti-Kommunismus einte die LDP und die 
FFWUP. Medienberichten zufolge glaubte der Attentäter Yamagami, Kishi habe die 
FFWUP nach Japan gebracht. Die FFWPU bestreitet jede bevorzugte Behandlung 
durch Kishi, als sie eine Zweigstelle in Japan eröffnete. 

In den 1980er und 1990er Jahren ging eine beträchtliche Anzahl japanischer Gläu-
biger der FFWUP nach Südkorea, um an Massenhochzeitszeremonien teilzunehmen, 
worüber auch japanische Medien intensiv berichteten. Heute sollen mehr als 10.000 
japanische Mitglieder, die in solchen Zeremonien geheiratet haben, in Südkorea le-
ben; was ein Viertel der im Land lebenden Japaner ausmachen würde (Nikkei Asia
01.09.2022). Nach dem Aum-Vorfall geriet jedoch auch die FFWUP unter starken 
öffentlichen Druck, und eine Reihe von Gerichtsverfahren gegen die FFWUP wegen 
Betrugs und erzwungener Spenden schmälerte ihre Popularität. Als Folge schwächte 
die LDP, zumindest öffentlich, ihre Beziehungen zur FFWUP ab, intensivierte sie je-
doch erneut nach der Wahlniederlage der LDP 2009. Als Abe 2012 zum zweiten Mal 
als Ministerpräsident an die Macht kam, hielt er an den engen Verbindungen zur 
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FFWUP fest, da sie seine traditionellen paternalistischen Ansichten zu Familien wi-
derspiegelten. Abe war auch bekannt für seine erzkonservativen Ansichten in Sicher-
heits- und Geschichtsfragen und wurde neben religiösen Bewegungen auch von 
rechtsgerichteten Lobbygruppen wie der Nippon Kaigi unterstützt. 

Obwohl die FFWUP wie andere neue Religionen seit den späten 1990er Jahren 
an Einfluss verloren hat, hat sie nach wie vor vielfältige Verbindungen in die Politik. 
So hat laut Medienberichten eine nach der Ermordung Abes durchgeführte interne 
Umfrage der LDP ergeben, dass fast die Hälfte der LDP-Abgeordneten Verbindun-
gen zur FFWUP gehabt habe (Nikkei Asia 08.09.2022). Anhand von Informationen, 
die auf den Websites von Abgeordneten und anderen Quellen verfügbar sind, dar-
unter Videos, die von der Kirche online gestellt wurden, identifizierte Reuters min-
destens 65 LDP-Abgeordnete – darunter Abe und 23 Abgeordnete der rechten LDP-
Fraktion –, die an Kirchenveranstaltungen teilnahmen oder Mitgliedsbeiträge zahl-
ten, politische Spenden seiner Mitgliedsorganisationen akzeptierten oder Wahlhilfe 
erhielten. Eine von der Asahi Shinbun vom 18. August bis 2. September durchge-
führte Online-Umfrage ergab, dass die FFWUP auch enge Verbindungen zur loka-
len Politik unterhält. Von den 712 befragten Landtagsabgeordneten gaben 635 
(89,1  %) eine entsprechende Verbindung an; von den 2.574 befragten Mitgliedern 
der Präfekturverwaltungen lag die Zahl bei 2,307 (89,6  %), und alle befragten Gou-
verneure gaben Verbindungen zur FFWUP an. 78  % aller Befragten gaben an, dass 
die Namensänderung der religiösen Gemeinschaft in FFWUP im Jahr 2015 ein ent-
scheidender Faktor gewesen sei, (wieder) Verbindungen aufzunehmen bzw. weiter-
zuführen (AS 04.09.2022). 

Erst nach dem Wahlsieg der LDP am 10. Juli thematisierten japanische Medien 
die Verbindungen zwischen FFWUP und LDP. Seitdem steht Japans Premierminis-
ter Fumio Kishida erheblich unter Druck. Trotz angekündigter interner Untersu-
chungen und seinen Versicherungen, dass die LDP alle Verbindungen zur FFWUP 
abbrechen und auch in Zukunft unterbinden werde, sind die Unterstützungsquoten 
für seine Regierung eingebrochen. 

Ausblick 

In Japan besteht ein außergewöhnliches Verhältnis zwischen Politik und religiösen 
Bewegungen. Abhängig von den jeweiligen politischen Rahmenbedingungen bilde-
ten sich in Japan religiöse Bewegungen, die mal mehr und mal weniger aktiv versuch-
ten, ihren Einfluss auch in der Politik geltend zu machen. Auch in Zukunft werden sie 
wahrscheinlich ein fester Bestandteil innerhalb der japanischen Bevölkerung sowie 
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im Politikgefüge sein. Und die LDP wird sicherlich das tun, was ihr opportun er-
scheint, um Wahlen zu gewinnen. Allerdings wird sie für die nächsten Jahre wiede-
rum sorgsam darauf bedacht sein müssen, ihre Unterstützungsquoten nicht durch 
eine zu offensichtliche Nähe zu religiösen Gemeinschaften zu gefährden. 

Innerhalb der japanischen Bevölkerung besteht insbesondere Bestürzung über 
die Unfähigkeit des staatlichen Sicherheits- und Kontrollapparates, die durch das 
Attentat erneut zu Tage getreten ist. In einer am 15. August veröffentlichten Erklä-
rung betonte Kishida, dass das Prinzip der Trennung von Religion und Staat, wie es 
in der japanischen Verfassung festgelegt ist, politische Aktivitäten religiöser Kör-
perschaften nicht ausschließe und auch in Zukunft die Religionsfreiheit garantiert 
werden solle. Doch das Attentat und alle Umstände, wie es dazu hatte kommen kön-
nen, müssten sorgsam untersucht werden. Zudem wolle er dafür sorgen, dass neue 
Kabinettsmitglieder ihre Verbindungen zu neuen religiösen Bewegungen offenle-
gen (Nikkei Asia 06.08.2022). Eine Untersuchungskommission mit Beteiligung des 
Justizministeriums wurde einberufen, deren Arbeit zur Zeit der Verfassung des Bei-
trages erst begonnen hat, sodass sich derzeit keine weiteren gesicherten Aussagen 
treffen lassen. Die Untersuchungen der Verbindungen zwischen FFWUP und der 
LDP bzw. Abe könnten jedoch auch zu einer Neubewertung von Abes Vermächtnis 
und des Einflusses der FFWUP auf die Regierungspolitik führen. 
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Shinzō Abe und Japans Beziehungen zu 
China und den USA: Geopolitische 

Machtverschiebungen und strategische 
Neuausrichtung

Sebastian Maslow

Als zentraler Bündnispartner der USA und wichtiger Handelspartner Chinas befin-
det sich Japan auf der Verwerfungslinie der sich zuspitzenden chinesisch-amerika-
nischen Machtverschiebung in Asien. In diesem Beitrag soll gezeigt werden, wie der 
ehemalige Premierminister Shinzō Abe auf diese Entwicklungen im Umgang mit 
China und den USA reagierte. Die Bilanz Abes zeigt, dass Japan einen tiefgreifen-
den Wandel erlebte, an dessen Ende Tōkyō eine proaktive Rolle in der Gestaltung 
geopolitischer Dynamiken im Indo-Pazifik spielt, um den Einfluss Chinas in der 
Region einzudämmen. Abe hat mit etablierten Handlungsmustern der japanischen 
Außenpolitik gebrochen und zentrale Prinzipien und Institutionen der Nachkriegs-
ordnung revidiert. Zwei Jahre nach Ende der Abe-Ära zeichnet sich bereits ab, dass 
die Weichenstellungen unter Abe nachhaltig sind und die Richtung der japanischen 
Außen- und Sicherheitspolitik vis-a-vis China und den USA bestimmen. 

Abes China-Politik: Peking als geostrategischer Rivale 

China überholte Japan 2010 als zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt. Gleichwohl 
sich diese Entwicklung bereits lange abzeichnete, intensivierten Pekings neuer Sta-
tus in Japan die politischen Debatten, die das Land in einer tiefen nationalen Krise 
sahen, und die den internationalen Abstieg Japans als diplomatische Niederlage ge-
genüber Peking beschrieben. Damit wurden die Grundlagen gelegt für tiefgreifende 
Reformen in der Außen- und Sicherheitspolitik, in deren Verlauf es Shinzō Abe 
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während seiner Amtszeit gelang, Japan geopolitisch neu zu positionieren, um so 
eine führende Rolle bei der Gestaltung und Umsetzung regionaler Antworten auf 
Chinas Aufstieg zu spielen. 

Abe führte seine Liberal-Demokratische Partei (LDP) 2012 mit dem Versprechen 
zurück an die Macht, Japan als proaktiven Akteur in der internationalen Politik zu 
etablieren. Damit war explizit eine konservative Agenda gemeint, welche die Besei-
tigung der in der pazifistischen Nachkriegsverfassung verankerten Beschränkun-
gen militärischer Gewaltanwendung anstrebte. Mit Ende des Kalten Krieges wuchs 
der Druck auf Japan, seine militärische Rolle als US-Bündnispartner auszubauen, 
um so einem von Washington befürchteten Bedeutungsverlust Tōkyōs als Akteur in 
der Weltpolitik zu vermeiden. Unter seiner Führung war Japan nun bereit, Chinas 
Einfluss in der Region aktiv einzudämmen. Zu diesem Zweck orientierte sich Abe 
an der von US-Präsident Barack Obama 2011 formulierten Strategie des 
»Rebalancing« (bzw. »Pivot«). 

Mit dem »Pivot« versuchte Obama, die Rolle der USA in der asiatisch-pazifi-
schen Region zu stärken, nachdem man über Jahre erhebliche Ressourcen vor allem 
in die eigene Präsenz im Nahen Osten investiert hatte. Der neue chinesische Staats-
präsident Jinping Xi formulierte seinerseits 2013 seine als »One Belt, One Road« 
(OBOR) (bzw. Seidenstraßen-) Initiative bekannte Strategie, mit der China seinen 
Einfluss in der Region auszubauen versuchte. Gleichzeitig versuchte man in Wa-
shington das Verhältnis zu Peking neu zu definieren. Vorgeschlagen wurde damals, 
das bilaterale Verhältnis als »G2«-Format zu etablieren, um durch intensive Konsul-
tationen eine Eskalation der bilateralen Rivalität zu vermeiden. Im Sommer 2013 
besuchte Xi die USA, proklamierte »eine neue Beziehung der Großmächte« und 
definierte das USA-China-Verhältnis als strategisches Kerninteresse Pekings. Diese 
Initiativen zwischen den USA und China weckten in Tōkyō zunächst Sorgen um ein 
erneutes »Japan passing« ähnlich der Clinton-Regierung in den frühen 1990er Jah-
ren. 

Unmittelbar nach seiner Wahl im Dezember 2012 verkündete Premierminister 
Abe bei seinem Antrittsbesuch in Washington die »Rückkehr Japans« als verlässli-
cher Partner, versicherte den USA, dass sein Land »niemals den Rang einer zweit-
klassigen Nation einnehmen werde«, und versprach, dass Japan »seine Wirtschaft 
und Verteidigung stärken wird«. Abe definierte Japans internationale Rolle als »ef-
fektiver Partner der USA und anderen Demokratien« und positionierte sich damit 
klar in der sich intensivierenden chinesisch-amerikanischen Rivalität. 

Damit deutete sich an, dass Abe bereit war, von alt-etablierten Handlungsmus-
tern im Umgang mit China abzurücken. In der Vergangenheit verfolgte Japans Chi-
napolitik das Ziel, die chinesische Volksrepublik sozial und politisch zu stabilisieren 
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und damit im Ergebnis Frieden und Stabilität in der Region zu garantieren, vor al-
lem durch Entwicklungshilfe und die Intensivierung der Handelsbeziehungen. Für 
Peking war Tōkyō unerlässlich sowohl im Konflikt mit der Sowjetunion als auch im 
Bemühen, die eigene Volkswirtschaft zu modernisieren. Japan normalisierte seine 
diplomatischen Beziehungen mit der Volksrepublik 1972 im Zuge der chinesisch-
amerikanischen Annäherung. In Tōkyō und Peking bemühten sich politische Eliten 
um eine pragmatische Außenpolitik. Als Modus Operandi im bilateralen Umgang 
etablierte sich eine strikte Trennung von Politik und Wirtschaft (seikei bunri). Kon-
troversen um Japans Kriegsvergangenheit spielten eine ebenso untergeordnete 
Rolle wie der Territorialstreit um die von Japan kontrollierten und von China bean-
spruchten Senkaku/Diaoyu Inseln im Ostchinesischen Meer. 

Erst mit Ende des globalen Ost-West-Konflikts in den 1990er Jahren nahmen die 
Spannungen in den chinesisch-japanischen Beziehungen zu. China kritisierte Ja-
pans Bestreben, seine Sicherheitspolitik neu auszurichten, und in Japan mehrten 
sich jene Stimmen, die forderten, die eigenen wirtschaftlichen Ressourcen strategi-
scher im Umgang mit China einzusetzen. Japans Kriegsvergangenheit und der Streit 
um die Senkakus politisierten zunehmend die bilateralen Beziehungen. Eliten, die 
einst die pragmatische Diplomatie etablierten, schieden aus der aktiven Politik aus, 
was effektives Krisenmanagement erschwerte. In Japan wurde China nun als »reale 
Bedrohung« (genjitsuteki na kyōi) im »Wettstreit um die regionale Hegemonie« (ha-
ken sōdatsu) dargestellt. 

Der Modus Operandi von »cold politics/hot economics« (seirei/keinetsu) in der 
japanischen Chinapolitik zeigte sich jedoch robust. Das bilaterale Handelsvolumen 
stieg trotz der diplomatischen Krisen (ausgelöst etwa durch Besuche von Premier-
minister Jun’ichirō Koizumi am Yasukuni-Schrein zwischen 2001–2006, die Kolli-
sion eines chinesischen Fischerbootes mit der japanischen Küstenwache in der 
Nähe der Senkakus 2010 oder die Nationalisierung der Senkaku-Inseln 2012) wäh-
rend der 2000er und 2010er Jahre weiter. Unter Abe zeichnete sich allerdings ab, 
dass dieses Arrangement nicht von Dauer sein würde. 

In Reaktion auf die sich abzeichnende sino-amerikanische Rivalität in Asien for-
mulierte Abe eine eigene Strategie, die im Kern Chinas Rolle in der Region einzu-
dämmen versuchte und sich (zunächst) am amerikanischen Pivot orientierte. Abes 
außenpolitische Berater knüpften an die »wertebasierte Außenpolitik« (kachikan 
gaikō) aus den Jahren seiner ersten Amtszeit (2006/07) an. Durch den Rückgriff auf 
»Werte« als Alleinstellungsmerkmal sollte das, vor allem gegenüber China, wirt-
schaftlich zurückfallende Japan nun als »thought leader« die Region weiterhin an-
führen. Das 2012 formulierte Konzept eines »Asia democratic security diamond« 
legte so die Grundlagen für die als quadrilateraler Sicherheitsdialog (QUAD) be-
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kannte sicherheitspolitische Kooperation zwischen Japan, Indien, Australien und 
den USA. Chinas aggressives Vorgehen im Ostchinesischem Meer verschaffte Abe 
dann 2013 das nötige innenpolitische Momentum, um seine sicherheitspolitische 
Agenda umzusetzen. Abes Regierung formulierte eine Nationale Sicherheitsstrate-
gie, die konkret auf die durch Chinas Aufstieg ausgelösten geopolitischen Verände-
rungen eingeht und als Antwort auf diese Verschiebungen einen »proaktiven Pazi-
fismus« (sekkyokuteki heiwashugi) als neue außenpolitische Doktrin entwirft. 

Die »Abe Doktrin« ersetzte die etablierte »Yoshida Doktrin«, unter welcher Japan 
seine Außenpolitik vor allem an wirtschaftspolitischen Interessen ausgerichtet und 
seine militärische Rolle auf die Landesverteidigung beschränkt hatte. Die neue 
Doktrin sah eine engere sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Partnern in der 
Region vor und versprach diesen Partnern, dass sich Japan, durch signifikant hö-
here Verteidigungsausgaben ertüchtigt, aktiver an der Einhaltung militärischer 
Bündnisverpflichtungen beteiligen werde. Ein neuer Nationaler Sicherheitsrat 
wurde etabliert, um das Krisenmanagement vor allem im Verbund mit Partnern zu 
verbessern. Ferner wurde 2014 das Verbot von Waffenexporten endgültig gekippt. 
Und, nicht zuletzt, erlaubte eine »Reinterpretation« der pazifistischen verfassungs-
rechtlichen Normen der Regierung Abe, mehrere neue sicherheitspolitische Ge-
setze zu verabschieden. Diese ermöglichten es den japanischen Selbstverteidi-
gungskräften, sich an Operationen zur kollektiven Selbstverteidigung mit Bündnis-
partnern zu beteiligen. Abe und sein Team etablierten eine Sicherheitspolitik, deren 
Zentrum nun im Amt des Premierministers liegt und die von klaren sicherheitspo-
litischen Interessen geleitet ist, die vor allem zum Ziel haben, Chinas Einfluss in der 
Region aktiv einzudämmen. 

Durch den Streit um die Senkaku-Inseln war das Verhältnis zu China bereits vor 
Abes Rückkehr ins Amt stark belastet gewesen. Abe nutzte die andauernde Krise im 
sino-japanischen Verhältnis, um seine revisionistische Agenda zu implementieren. 
Als Teil dieser Agenda besuchte Abe im Dezember 2013 den Yasukuni-Schrein. Der 
Besuch löste erwartungsgemäß heftige Kritik in Peking aus, markierte aber gleich-
zeitig auch den Wendepunkt in den bilateralen Beziehungen. Seit 2014 war Abe be-
müht, das Verhältnis zu China wieder etwas zu verbessern. Abe und Xi trafen sich 
am Rande des APEC Economic Leaders’ Meeting im November 2014 in Peking. Der 
bilaterale Umgang sollte sich wieder an der 2008 ausgehandelten Formel einer »Mu-
tually Beneficial Relationship Based on Common Strategic Interests« orientieren. 
Obwohl Abe China als neue geostrategische Herausforderung definierte, gelang es 
ihm zunächst, die Beziehungen zu Peking zu stabilisieren und eine offene Konfron-
tation im Wettbewerb um die Gestaltung geostrategischer Räume in Asien zu ver-
meiden. 
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Abe setzte der von Xi 2013 formulierten OBOR-Initiative und der 2015 gegrün-
deten Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB) 2016 einen japanischen Ent-
wurf entgegen. Die ursprünglich als »Free and Open Indo-Pacific« (FOIP) »Strate-
gie« vorgestellte und später als »Vision« implementierte Außenpolitik beruht auf 
früheren Entwürfen aus der ersten Amtszeit Abes und verbindet ökonomische und 
sicherheitspolitische Interessen zu einer kohärenten Politik, die eine Schwerpunkt-
verlagerung weg vom asiatisch-pazifischen hin zum indo-pazifischen Raum zum 
Ziel hat, um hier die Rolle Chinas einzudämmen. Japan hat allerdings signalisiert, 
dass sein Ansatz einer auf »Qualität«-orientierten Regionalpolitik nicht in Konkur-
renz zu der von China verfolgten Politik von »Quantität« stehen sollte, sondern sich 
beide Ansätze in der Entwicklungspolitik ergänzen. Dieser Kompromiss resultierte 
vor allem aus dem Widerstand vieler ASEAN-Staaten, die trotz der hohen Beliebt-
heit Abes in der Region keine klare Position zwischen Japan und China einnehmen 
wollten. 

Im Oktober 2018 reiste Abe (der erste Besuch eines japanischen Premierminis-
ters in China seit sieben Jahren) dann nach Peking. Xi und Abe erklärten, dass die 
bilateralen Beziehungen wieder im »normalen« Betrieb seien. Abe erklärte, dass 
Chinas wirtschaftliche Entwicklung als Beleg für den Erfolg der japanischen Ent-
wicklungshilfe stehe. Japan hätte damit seine »historische Aufgabe« erfüllt. Damit 
war bestätigt, dass Entwicklungshilfezahlungen (ODA) an den Nachbarn 2022, also 
genau 50 Jahre nach Normalisierung der bilateralen Beziehungen, vollständig aus-
laufen würden. Japan zahlte mehr als 3,6 Billionen Yen Entwicklungshilfe an China. 
Beide Seiten sprachen sich für den Ausbau der bilateralen Beziehungen aus. China 
und Japan etablierten noch im selben Jahr den Japan-China Maritime and Aerial 
Communication Mechanism, um die militärische Kommunikation zu verbessern. 
Peking und Tōkyō einigten sich auch darauf, bei regionalen Infrastrukturprojekten 
zusammenzuarbeiten. Und 2019 hatte die Zahl der chinesischen Touristen in Japan 
einen neuen Höchststand erreicht, bevor der Austausch durch die COVID-19-Pan-
demie zum Erliegen kam. Im letzten Jahr der Amtszeit Abes 2020 hat China mit 
einem Importanteil von 22 Prozent die USA (18,4  %) als wichtigsten Handelspart-
ner Japans eingeholt. 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zu China wurden unter Abe intensiviert und 
waren auch für den Erfolg der von Abe ausgerufenen »Abenomics« Reformpolitik 
kritisch. Gleichzeitig wurde Japans Handelspolitik unter Abe zunehmend zum 
Schauplatz geostrategischer Konkurrenz, in deren Verlauf Handelsbündnisse zu In-
strumenten wurden, um sich im regionalen Wettbewerb um Standards und Tarife 
in Stellung zu bringen. Japans Beitritt in die Transpazifische Partnerschaft (TPP, seit 
2018 Comprehensive and Progressive Agreement for Trans-Pacific Partnership) 
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und die Initiative der Abe-Regierung, das Abkommen nach Austritt der USA unter 
Trump zu retten, kann hier als Beleg für den Wandel in der japanischen Außenwirt-
schaftspolitik dienen, in der Handels- und geostrategische Interessen im Umgang 
mit China stärker verknüpft werden. Abe hat daher stets für eine Rückkehr der USA 
in das CPTPP-Abkommen geworben, um dieses Bündnis als zentrales Instrument 
für die Gestaltung neuer Standards und Normen im wirtschafts- und industriepo-
litischen Wettbewerb mit China zu stärken. China ist nicht Teil des TPP- bzw. 
CPTPP-Abkommens. Beobachter sehen hier eine klare Veränderung in der japani-
schen Außenwirtschaftspolitik, weg von merkantilistischen Strategien im Interesse 
der eigenen Industrie hin zu einer Politik, die sich für die Gestaltung globaler Stan-
dards einsetzt. Im November 2020 trat Japan dem Regional Comprehensive Econo-
mic Partnership (RCEP) bei, in dem auch China vertreten ist, die USA im Gegenzug 
jedoch nicht. Damit versucht Japan auch langfristig, seine Wirtschaftsinteressen ge-
genüber China zu wahren. 

Abes Nachfolger, Yoshihide Suga und Fumio Kishida, haben den Kurs ihres Vor-
gängers weitestgehend fortgesetzt. China wird heute in den Diskursen zur japani-
schen Außenpolitik als zentrale geostrategische Herausforderung präsentiert. Die-
ser Herausforderung müsse sich Japan durch weitere sicherheitspolitische Refor-
men in Form von höheren Ausgaben für Verteidigung, sowie eine enge Zusammen-
arbeit mit dem Bündnispartner USA und regionalen Partnern stellen. Vor allem die 
Spannungen zwischen Taiwan und China sind zum Fokus in den andauernden De-
batten um die Richtung der japanischen Sicherheitspolitik geworden. Nach seinem 
Rücktritt erklärte Abe mehrfach, dass Taiwan zentral für Japans nationale Sicherheit 
sei. Fünfzig Jahre nach Normalisierung der diplomatischen Beziehungen mit Pe-
king wird China heute offiziell als »Gefahr« für Japans Sicherheit dargestellt. In ei-
ner Umfrage der Yomiuri Shimbun vom 6. September 2022 sehen mehr als 80  % der 
japanischen Öffentlichkeit China als »Bedrohung«. Pekings Haltung im Ukrainek-
rieg sowie Militärübungen in der Taiwanstraße haben das Chinabild in Japan eben-
falls nachhaltig negativ beeinflusst. 

Das US-Japan-Bündnis unter Abe: Tōkyō als proaktiver Partner 

Die von Abe seit Ende 2012 vorangetriebene strategische Neuausrichtung knüpfte 
eng an Obamas »Rebalancing to the Asia-Pacific« Strategie an. Sicherheitspolitische 
Reformen, vor allem Abes Neuinterpretation der Nachkriegsverfassung zur Beteili-
gung an Operationen zur kollektiven Selbstverteidigung, hatten eine engere Koope-
ration Japans mit und tiefere Integration im Bündnis mit den USA zum Ziel. Abe 
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erklärte früh seine Unterstützung für die von der Obama-Regierung ausgeführten 
Freedom of Navigation Operationen (FONOPs) in Reaktion auf Chinas »Militari-
sierung des Südchinesischen Meeres«. Die Aufhebung des Waffenexportverbots er-
möglichte es Japan, sich an der gemeinsamen Entwicklung von Rüstungstechnolo-
gie etwa mit den USA oder Großbritannien zu beteiligen. Neue regionale Bünd-
nisse, etwa mit Australien, haben Obamas Pivot ergänzt und vielfach erweitert. Abe 
erklärte 2013 Japans Beteiligung am TPP-Abkommen, welches bis dato von der 
Obama-Regierung unterstützt wurde, um Chinas wirtschaftlichen Einfluss vor al-
lem gegenüber den ASEAN-Staaten einzudämmen. Anders als etwa viele europäi-
sche Bündnispartner, schloss Japan sich den USA 2015 an und blieb Chinas AIIB als 
Finanzierungsmechanismus für die OBOR-Initiative fern. Im April 2015 revidier-
ten Japan und die USA die Guidelines for US-Japan Defense Cooperation, um der 
neuen Rolle Japans als aktivem Bündnispartner gerecht zu werden. In seiner Rede 
vor dem US-amerikanischen Kongress bezeichnete Abe das Bündnis als »Alliance 
of Hope«. Abe gelang es am Ende der Obama-Regierung, Japan als aktiven Partner 
in der Allianz zu etablieren und hat damit den von Washington seit Ende des Kalten 
Krieges vorgetragenen Kernforderungen eines substanziellen Umbaus der Allianz 
Rechnung getragen. Ob die Allianz allerdings die sich abzeichnenden politischen 
Turbulenzen in den USA überstehen würde, war am Ende der Obama-Ära alles an-
dere als eindeutig. 

Mit der Wahl Donald Trumps zum 45. US-Präsidenten 2016 zeigten sich viele in 
Tōkyō und Washington besorgt über die Zukunft des Sicherheitsbündnisses. 
Trump machte Wahlkampf mit dem Versprechen, den Druck auf Japan zu erhöhen, 
damit Tōkyō noch höhere Beiträge zur Deckung der Kosten der US-Militärpräsenz 
in Japan leistet. Gleichzeitig wollte Trump ein bilaterales Freihandelsabkommen mit 
Japan verhandeln, um das Handelsdefizit von 60 Milliarden US-Dollar mit Japan 
auszugleichen. Die US-Beteiligung am TPP-Abkommen wurde indes aufgekündigt. 
Auch gegenüber China schürte Trump einen Handelskrieg. Peking und Japan sahen 
sich nun auf derselben Seite im Handelsstreit mit der neuen US-Regierung, was vor 
allem Abes Kurs nach 2017 im Umgang mit Chinas OBOR-Initiative sowie die ja-
panische Beteiligung am RCEP-Abkommen 2020 beeinflusste. 

Abe gelang es dennoch, eine enge Beziehung zum neuen Präsidenten Trump zu 
etablieren und damit das US-japanische Verteidigungsbündnis zu konsolidieren. 
Hierbei war es vor allem die FOIP-Initiative, die dem Bündnis einen neuen Rahmen 
gab. Auf der Suche nach einer eigenen Asien-Politik, die sich wesentlich von der 
Obamas unterschied, adoptierte Trump Abes FOIP-Vision. Auch europäische Staa-
ten, NATO-Partner und die EU, sowie Partner in Asien schlossen sich der neuen 
geostrategischen Ausrichtung auf den Indo-Pazifik an. Abe machte damit Japan 
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zum Exporteur einer globalen Geostrategie, die einen neuen Rahmen im Wettstreit 
mit China setzte. »Making the alliance even greater« wurde zur neuen Richtlinie, 
nach der Trump und Abe versprachen, die Allianz weiter zu stärken. Japan setzte 
dabei nicht zuletzt auf den Kauf amerikanischer Waffensysteme. Diese sollten Japan 
vor allem gegen die nordkoreanische Bedrohung stärken. 

Trumps unmittelbare Reaktion auf das nordkoreanische Raketen- und Atompro-
gramm im Jahre 2017 korrespondierte eng mit den sicherheitspolitischen Kernin-
teressen Abes, der sich selbst erst durch seine harte Linie im Umgang gegenüber 
Pjöngjang politisch etabliert hatte, nachdem Nordkorea 2002 die Entführung japa-
nischer Staatsbürger einräumte. Der schlagartig vollzogene Richtungswandel 
Trumps in den Verhandlungen mit Nordkorea seit 2018 isolierte Abe international. 
Kontinuität und Kohärenz gab es allerdings in der sicherheitspolitischen Wahrneh-
mung Chinas. Die USA unter Trump haben in ihrer Nationalen Sicherheitsstrategie 
von 2017 China als revisionistische Macht charakterisiert. Abes Regierung erklärte 
bereits 2016 im Weißbuch zur Verteidigung »tiefe Besorgnis« über Chinas Vorge-
hen um Südchinesischem Meer. 

Abe ist es gelungen, die Allianz auch unter Trump zu stabilisieren. 2019 erklärte 
die australische Denkfabrik Lowy Institute Abes Japan zur »quintessential smart 
power« und zum »leader of the liberal order in Asia«. Obwohl dieses Prädikat klar 
im Widerspruch zur innenpolitischen Agenda Abes stand, die oft liberaldemokrati-
sche Grundwerte in Frage stellte, war damit zumindest in der Außenwirkung zu 
erkennen, dass in der Trump-Ära Abe international für Stabilität und Verläss-
lichkeit stand. FOIP ist Kern der japanischen sowie US-amerikanischen Außenpo-
litik geblieben. Die Biden-Regierung hat sich ebenfalls zum Indo-Pazifik bekannt. 
Das von Abe initiierte Quad-Format hat sich gemeinsam mit der 2021 von Austra-
lien, Großbritannien und den USA formierten AUKUS-Allianz als Teil einer sich 
im Rahmen von FOIP ausbildenden sicherheitspolitischen Architektur etabliert. 
Auch im Umgang mit China gab es weder in den USA nach Trump noch im Japan 
nach Abe einen erkennbaren Bruch. Im Weißbuch zur Verteidigung 2021 erklärt 
Japan ausdrücklich ein »Gefühl der Krise« mit Blick auf die Lage in der 
Taiwanstraße. 2022 schloss sich Japan ebenfalls dem internationalen diplomati-
schen Boykott der olympischen Winterspiele in Beijing an, während Kishida einen 
Sonderbeauftragten zu Menschenrechtsfragen in China einsetzte. Gleichzeitig hat 
sich Kishida für eine Beteiligung Taiwans am CPTPP-Abkommen ausgesprochen. 
Diese Entwicklungen belegen, dass Japan zunehmend bereit ist, seine Sicherheits-
politik gegenüber China an der der USA auszurichten und somit mehr Druck auf 
Peking aufzubauen. Auch hier wird deutlich, dass mit der Abe-Ära ein tiefgreifen-
der Richtungswandel stattgefunden hat. 
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Fazit und Ausblick 

Es lässt sich also bilanzieren, dass für Japans Außen- und Sicherheitspolitik die Abe-
Ära richtungsgebend war. Viele der sicherheitspolitischen Debatten der Ver-
gangenheit, die ein starkes und aktives Japan in der internationalen Politik 
forderten, wurden unter Abe umgesetzt. Der Umgang Japans mit China und den 
USA hat sich hierbei eindeutig gewandelt. Obwohl Japan weiterhin bemüht ist, 
seine handelspolitischen Interessen gegenüber China zu wahren, wird die Führung 
in Peking heute nicht mehr nur als Kooperationspartner, sondern zunehmend auch 
(wenn nicht sogar vorwiegend) als Systemrivale verstanden, dem sich Tōkyō pro-
aktiv mit eigenen geostrategischen Visionen entgegenzustellen bereit ist. Alte 
Handlungsmuster in den chinesisch-japanischen Beziehungen, die Japans Sicher-
heitspolitik an den Wirtschaftsinteressen koppelt, greifen nur mehr bedingt. Laut 
einer Umfrage der Asahi Shimbun vom 12. September 2022 wollen 47  % der Japaner 
eine »Vertiefung der Beziehungen« mit China, während 44  % sich für »mehr 
Distanz zum Nachbarn« aussprachen. Diese Diskrepanz in der öffentlichen Mei-
nung zeigt die komplexe Ambivalenz in den bilateralen Beziehungen zwischen 
Japan und China: Peking ist eine reale Bedrohung für Japans Sicherheit, und gleich-
zeitig sind die wirtschaftlichen Interessen und damit die gemeinsame Zukunft eng 
verbunden. 

Parallel spielt Japan nach Abe im Bündnis mit den USA eine aktivere und 
robustere Rolle. Abes Erfolg bei der Internationalisierung des FOIP-Konzepts 
und damit der Koordination im Umgang mit China ist ein klarer Beleg für die 
neue Rolle Japans in der internationalen Politik. 2022 wird Japan seine von Abe 
2013 verabschiedete Nationale Sicherheitsstrategie revidieren. Damit einher ge-
hen eine Revision der Verteidigungspläne. Vor dem Hintergrund der drastischen 
geopolitischen Umwälzungen der letzten Monate, allen voran der russische 
Angriffskrieg in der Ukraine und die sich daran anbindenden Debatten um die 
Implikationen für Sicherheit und Frieden im Indo-Pazifik, ist der Druck auf 
Kishida gestiegen, Japans Verteidigungsausgaben auf zwei Prozent des BIP 
anzuheben. Mit Blick auf Nordkorea wird auch eine Präventivschlagoption als 
Teil der japanischen Verteidigungspolitik in den Debatten nicht mehr ausge-
schlossen. Diese Debatten knüpfen direkt an die sicherheitspolitischen Ein-
schnitte unter Abe an. Abe hat damit in weiten Teilen seine konservative Agenda 
umgesetzt, die eine Abkehr Japans vom Pazifismus der Nachkriegsära anstrebte. 
Ob der von Abe umgesetzte sicherheitspolitische Wandel tatsächlich zum Erhalt 
von Frieden und Sicherheit in der Region beitragen kann, oder letztlich nur Teil 
der regionalen Krise und damit der Eskalationsspirale im Indo-Pazifik wird, 
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bleibt abzuwarten. Unklar bleibt auch, welche langfristigen Strategien Japan 
entwickeln wird, um seine sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Interessen 
in der Region auch zukünftig zu wahren. 
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Vorbereitung auf eine neue Weltordnung: 
Das Vermächtnis Shinzō Abes in der 

Außenwirtschaft

Werner Pascha

Bei wirtschaftlichen Fragen wird der Name von Shinzō Abe fast reflexartig mit dem 
großen Wirtschaftsprogramm von 2012/13 verknüpft, das unter dem Schlagwort 
»Abenomics« bekannt wurde und die Binnenwirtschaft Japans entscheidend voran-
bringen wollte. Der Erfolg dieses Programms gilt als umstritten. Die wichtigeren Fuß-
spuren hat Abe aber dank diverser Initiativen im Bereich der Außenwirtschaft hinter-
lassen. Mehr noch: Er hat einen Weg vorgezeichnet, der auch die Außenwirtschafts-
strategie unter den Premierministern Suga und Kishida sowie darüber hinaus prägen 
wird und schon jetzt beachtliche Erfolge zeitigt. Das ist jedenfalls die Grundthese des 
vorliegenden Beitrags, der sich insbesondere drei Teilfragen widmet: 

• dem gelungenen Aufbau internationaler Partnerschaften sowohl bilateraler wie 
auch multilateraler Natur, 

• der erfolgreichen Positionierung für eine neue Welt(un)ordnung, in der die USA 
die Rolle der eindeutigen, unangefochtenen Führungsmacht abgeben, 

• sowie schließlich, auch das kann hier nicht vernachlässigt werden, den in ihrer 
Wirkung ambivalenten außenwirtschaftlichen Implikationen des Abenomics-
Programms. 

Internationale Abkommen mit einzelnen Wirtschaftspartnern 

Die erste Amtszeit Abes als Premierminister 2006 bis 2007 ist zu kurz, um bei den sich 
nur langsam bewegenden außenwirtschaftspolitischen Fragen größere Marksteine 
setzen zu können. Von daher steht in diesem Beitrag fast ausschließlich die zweite, 
außerordentlich lange Phase der Regierungszeit Abes von 2012 bis 2020 zur Debatte. 
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In den Jahren um 2010 sah es um die außenwirtschaftspolitische Positionierung 
Japans nicht besonders günstig aus. Japan war mit seiner markanten Abhängigkeit 
von Exporten und Importen ein Hauptnutznießer der Handelsfreiheiten, wie sie das 
System der WTO (World Trade Organisation) bot. Gleichzeitig kamen der Aufbau 
bzw. die Aktualisierung der Welthandelsordnung aufgrund von Unstimmigkeiten der 
Vertragspartner, insbesondere zwischen Industrieländern und dem Globalen Süden, 
nicht voran. Ein vermeintlicher Ausweg für viele Länder waren in diesem Zeitraum 
bilaterale Handelsabkommen. Dabei war Japan jedoch ein Nachzügler. Das gilt insbe-
sondere für die damals fehlenden Abkommen mit wichtigen Handelspartnern wie 
China, Südkorea, USA und EU. Ein besonderer Tiefschlag war 2010 die chinesische 
Entscheidung, die Exporte von Lithium, einem zentralen Rohstoff für die Elektronik-
industrie, auszusetzen, nachdem Japan den Kapitän eines chinesischen Fischereiboo-
tes festgesetzt hatte. Dieser fast schon traumatisierende Vorfall führte schonungslos 
die Verletzlichkeit der lebenswichtigen japanischen Handelswege vor Augen. 

Abe gelang es ab 2012 durch geschicktes diplomatisches Agieren, aus dieser 
Nachzüglerposition herauszufinden und Japan in eine führende Rolle bei einer 
Reihe multilateraler Fragen zu bringen. 

Das mit Abstand wichtigste bilaterale Verhältnis war und ist das zu den USA. Abe 
startete hier 2012 mit dem Handicap, dass die nicht von den Liberaldemokraten 
getragene Vorgängerregierung das Sicherheitsabkommen mit den USA in Frage ge-
stellt hatte. Der Abe-Regierung gelang es, das Verhältnis zu kitten und selbst unter 
den extrem schwierigen Trump-Jahren konstruktiv zu gestalten. Mit dem Amtsan-
tritt Trumps im Januar 2017 stellten sich dabei zwei brisante Herausforderungen: 
Einmal der unverzügliche Rückzug der USA aus dem schon ausverhandelten trans-
pazifischen Handelsabkommen TPP (Trans-Pacific Partnership), mit dem Japan die 
lang erhoffte Verbindung mit den USA und anderen Pazifikanrainern in einem sub-
stanziellen Freihandelspakt gelungen wäre. Zum anderen Trumps Forderung, dass 
Japan sich auf einen vor allem für die USA nutzbringenden bilateralen Handelsver-
trag einlassen sollte, um damit die für Japan angeblich ungebührlich vorteilhaften 
bilateralen Außenhandelsbedingungen zu korrigieren. 

Abe reagierte mit personenbezogener Diplomatie, stellte sehr rasch einen direk-
ten Draht zu Donald Trump her und war der erste ausländische Regierungschef, der 
den neuen Herren des Weißen Hauses besuchte. Persönliche Schmeicheleien oder 
das Hofieren von Trumps Golfleidenschaft taten ihr Übriges. Im Westen ist dieses 
Werben um den neuen Präsidenten, der selbst mit seinen engsten Verbündeten so 
brüsk umging, nicht selten als unappetitlich zur Kenntnis genommen worden. Tat-
sächlich aber gelang der japanische Schachzug, kann sogar als gelungenes Beispiel 
für das angesehen werden, was ein früherer deutscher Botschafter in Japan einmal 
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als Japans »strategischen Pragmatismus« bezeichnet hat (Schmiegelow und Schmie-
gelow 1989). Auf die USA als politische Schutzmacht und Garanten eines freien 
Zugangs zu den Weltmärkten konnte das Land nicht verzichten, musste sich den 
Zumutungen geschickt beugen. 2019 wurde ein Handelsabkommen mit den USA 
geschlossen, das für Japan weniger ungünstig war als zunächst befürchtet, selbst 
wenn einige unvorteilhafte Regelungen akzeptiert werden mussten, etwa die fortbe-
stehenden Zollschranken für japanische Autos auf dem amerikanischen Markt, die 
erst später angegangen werden sollten. 

Der Umgang mit dem vom Scheitern bedrohten TPP geriet ebenfalls so, dass grö-
ßerer Schaden für Japan vermieden wurde. Anscheinend versuchte Abe Anfang 
2017 nicht, Trump nochmals umzustimmen, um diesen nicht gegen Japan aufzu-
bringen. Zwischenzeitlich war die nach außen vorgetragene Position tatsächlich die, 
dass Japan keineswegs plane, TPP zu erhalten oder ein »Rumpf-TPP« ohne Beteili-
gung der USA zu verfolgen. Diese Taktik war in Japan selbst keineswegs unumstrit-
ten. Ippei Yamazawa (10.02.2017), ein hochangesehener Ökonom, der Japans wirt-
schaftliche Integrationsschritte in Asien-Pazifik über Jahrzehnte eng begleitet hatte, 
äußerte sich z.  B. im Februar 2017 deutlich kritisch darüber, dass Abe nicht versu-
chen wolle, TPP zu retten. Tatsächlich tat Abe aber wenig später genau das, als sich 
das Verhältnis zur US-amerikanischen Regierung etwas entspannt hatte, und setzte 
auf persönliche Reisediplomatie, um die verbliebenen TPP-Kandidaten zusammen-
zuhalten, was letztlich zur Gründung der CPTPP (Comprehensive and Progressive 
Agreement for Trans-Pacific Partnership) führte. 

Auch mit anderen Wirtschaftspartnern gelang eine Annäherung. So schlossen 
die EU und Japan ein wirtschaftliches Partnerschaftsabkommen, das 2019 in Kraft 
trat, und ein erweitertes Freihandelsabkommen darstellt. Die Vorgespräche hatten 
Jahre in Anspruch genommen. Auf EU-Seite bestand etwa der Vorbehalt, ob die 
japanische Regierung tatsächlich in der Lage sei, beschlossene Marktöffnungen in 
der eigenen Wirtschaft durchzusetzen. Letztlich war wohl auf beiden Seiten ent-
scheidend, dass ein deutliches Signal des Zusammenhalts der zwei großen Vertreter 
des Systems offener Weltmärkte wichtig sei, sowohl gegenüber den neo-protektio-
nistischen Attitüden der USA wie gegenüber der ihre unilateralen Ambitionen in 
den Mittelpunkt stellenden neuen Großmacht China. 

Gegenüber dem großen regionalen Rivalen China gelang Abe eine gewisse Beru-
higung, was angesichts der starken Verflechtung der japanischen Unternehmens-
welt mit dem Land der Mitte sehr erwünscht war. 2019 wurde sogar ein Staatsbe-
such Abes in Peking möglich, und Chinas Präsident Xi Jinping hätte 2020 Japan – 
trotz beachtlicher Widerstände in Japan gegen die Einladung durch Abe – besucht, 
wenn Corona diese Pläne nicht vereitelt hätte. 2018 waren bereits gemeinsame Vor-
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haben im Infrastrukturbereich in Drittländern zwischen Abe und dem chinesi-
schen Premier Li Keqiang verabredet worden. Japan scherte auch nicht, trotz des 
Commitments zur CPTPP, aus dem vor allem von China propagierten und relativ 
unambitioniert angelegten asiatisch-pazifischen Handelsabkommen Regional 
Comprehensive Economic Partnership (RCEP) aus, das 2020 unterzeichnet wurde. 

Das größte Versäumnis der Außenwirtschaftspolitik unter Abe ist es vielleicht, 
dass das Verhältnis zum direkten Nachbarn Südkorea nicht verbessert werden 
konnte. Hier standen Japan wie auch Südkorea die historisch-politischen Belastun-
gen im bilateralen Verhältnis stets im Wege. Spannungen wurden beiderseits immer 
wieder aktiviert, um den Regierungen innenpolitische Sympathien zu gewinnen. 
Diese Fehlstelle bleibt ein beachtliches strategisches Versäumnis, denn beide Län-
der teilen ein Interesse an einer offenen Weltwirtschaft, sind als fortgeschrittene 
Länder mit hohem Technologieniveau nicht nur Konkurrenten, sondern auch po-
tenzielle Kooperationspartner für gemeinsame Technologieinitiativen und Unter-
nehmensallianzen in Feldern wie Digitalisierung, grünes Wachstum oder Energie. 

Aktive Verfolgung multilateraler Initiativen 

Wichtiger noch als die bilateralen Vereinbarungen sind die Beiträge zu multilatera-
len Initiativen, die das Fundament der freiheitlichen globalen Wirtschaftsordnung 
stützen oder auch weiterentwickeln sollten. Matthew P. Goodman (08.07.2022), Se-
nior Vice President for Economics am Center for Strategic & International Studies 
in Washington D. C., spricht von Abe als »Champion of the Global Economic Or-
der« und nennt drei Beispiele: die schon angesprochene Rettung des TPP als 
CPTPP, das Partnership for Quality Infrastructure (PQI) von 2015 sowie die zu-
nächst 2019 vorgestellte Initiative »data free flow with trust« (DFFT). 

Letztere wurde 2020 bei dem von Japan ausgerichteten G20-Gipfel verabschiedet 
und sieht die Zusammenarbeit etwa bei digitalen Fragen des Handels, im Bereich 
der Regulierung, dem Schutz persönlicher Daten sowie bei Initiativen zur Stärkung 
der privatwirtschaftlichen Verantwortung und im staatlichen Handeln vor. Mit die-
sem Fokus nimmt Japan eine markante Mittelposition und Führungsrolle zwischen 
den USA einerseits ein, die – etwas plakativ – an möglichst freien Datenflüssen in-
teressiert sind und dem Datenschutz weniger Aufmerksamkeit widmen, und ande-
rerseits China, das durchaus an einer staatlichen Durchdringung des Datenverkehrs 
interessiert scheint. 

Neben der Einbringung in hochrangige multilaterale Foren ist für den japani-
schen Ansatz typisch, die Themen auch in bilaterale Foren einzubringen. Bereits 
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2019 wurde etwa zwischen der EU und Japan ein »Mutual Adequacy Arrangement« 
für den Datenverkehr abgeschlossen. Bei der ersten Review des Abkommens im 
Herbst 2021 wurde betont, dass beide Vertragspartner aufgrund ihrer ähnlichen Po-
sitionen zum Schutz personenbezogener Daten (auch) beim multilateralen DFFT 
eng zusammenarbeiten wollen. 

Das von Goodman ebenfalls genannte Partnership for Quality Infrastructure 
(PQI) von 2015, erweitert 2016, ist im Zusammenhang mit der Schwesterinitiative 
des Free and Open Indo-Pacific (FOIP) von 2016 ein besonders eindrucksvolles 
Beispiel der von Abe geprägten Außen- und Außenwirtschaftspolitik. Die PQI 
i.  e.  S. kann als Reaktion auf die chinesische Belt and Road Initiative (BRI) gedeutet 
werden, wobei die PQI allerdings schon länger verfolgte japanische Interessen auf-
greift und geschickt aktualisiert (Pascha 2022). Mit der BRI, der sog. »Neuen Sei-
denstraße«, wollte und will China mit geeigneten Partnerländern Infrastrukturvor-
haben von gigantischem Ausmaß einrichten und finanzieren. Damit wurde ein 
wirklicher Bedarf der von internationaler Konnektivität abhängigen regionalen und 
Weltwirtschaft angesprochen. Gleichzeitig sichert sich China damit jedoch auch 
Exportmärkte und versucht, internationalen Einfluss aufzubauen. Sehr schnell 
regte sich Kritik am chinesischen Vorgehen, dem teilweise Fähigkeit und Willen 
abgesprochen wurden, im Interesse der Partner sinnvolle, funktionstüchtige und 
nachhaltig finanzierte Vorhaben zuwege zu bringen. Von daher war die japanische 
Initiative ein wichtiger Schritt, um Gegenangebote zu formulieren und um damit 
den chinesischen Großmachtansprüchen etwas entgegenzusetzen. Mit der PQI 
setzte man auf das Schlagwort »Qualität«, also die erhoffte Fähigkeit japanischer 
Einrichtungen, trotz vielleicht geringerer Finanzstützen die Geeignetheit, Funktio-
nalität und seriöse Organisation entsprechender Projekte zu gewährleisten. 

Mit der Initiative des Free and Open Indo-Pacific (FOIP), die auch Infrastruktur-
projekte umfasst, wurde dies in eine weitere politische, auch militärstrategisch an-
gelegte Vision eines offenen und gut vernetzten Indo-Pazifiks ausgeweitet. FOIP 
wird entsprechend den japanischen Vorstellungen von den vier Ländern Australien, 
Indien, Japan und den USA vorangetrieben. 

Ein wesentliches Element der japanischen Anstrengungen – auch wieder im Ge-
gensatz zu Chinas BRI, das wesentlich auf von China dominierte Abkommen mit 
einzelnen Ländern abzielt –, ist die möglichst weitgehende Einbindung von Part-
nern: einmal in Form der Beteiligung erfahrener und erwiesen kompetenter japani-
scher Privatunternehmen, dann im Rahmen der Vernetzung mit anderen Partner-
ländern, etwa dem Kleeblatt der FOIP-Vision, schließlich im Rahmen multilateraler 
Einrichtungen. So wurde das Prinzip der Qualität von Infrastrukturvorhaben er-
folgreich im Rahmen der G7, der G20 und der OECD plaziert. 
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Diese Strategie Japans war insgesamt sehr erfolgreich. Chinas BRI ist inzwischen 
immer mehr in die Kritik geraten. Das ist zum einen hausgemachten Problemen auf 
chinesischer Seite geschuldet. Manche finanziellen Erwartungen potentieller Part-
ner konnten nicht erfüllt werden, manche Qualitätsmängel, etwa überlange Bauzei-
ten, manifestierten sich, und auch für das Verfolgen wie für das ungebührliche Aus-
nutzen politischer Vorteile finden sich Beispiele; so musste Sri Lanka einen strate-
gisch wichtigen Hafen abtreten, weil es die unverantwortlich hoch angesetzte Schul-
dentilgung nicht leisten konnte. Zum anderen spielt aber auch eine Rolle, dass Japan 
eine Allianz zusammenführen konnte, die eine ernstzunehmende Alternative zu 
den chinesischen Offerten bieten konnte und kann. Schon 2019 reagierte China 
und versprach, seine internationale Infrastrukturförderung künftig mehr am Ge-
danken der Qualität ausrichten zu wollen, und Anfang 2022 stellte Chinas Staats-
präsident Xi Jinping den Gedanken einer Global Development Agenda vor, welche 
weiter, damit aber auch diffuser als die BRI angelegt ist und diese damit in den 
Schatten rückt. Umgekehrt hatten die USA bereits unter Trump im Jahr 2017 den 
Gedanken der FOIP für sich selber aufgegriffen. Biden hat inzwischen mit dem 
Konzept eines »Build Back Better« (B3W) (2021) und einer Partnership for Global 
Infrastructure and Investment (2022), beides von der G7 unterstützt, die japanische 
Politiklinie prominent aufgenommen, womit die Infrastrukturdebatte wieder mar-
kant von westlichen bzw. eben stark von Ideen geprägt wird, die im Japan der Abe-
Jahre vorgedacht wurden. 

Einbindung in eine Langfristperspektive 

Bisher wurden die verschiedenen bilateralen und multilateralen Vorstöße Japans 
unter Abe mehr oder weniger isoliert betrachtet. Dabei macht eine große Leistung 
Abes gerade aus, im Zuge der langen Premierschaft eine in sich konsistente außen-
wirtschaftliche Politiklinie entwickelt und umgesetzt zu haben. Um dies zu würdi-
gen, ist zunächst zu überlegen, wie sich die langfristig angelegten außenwirtschaft-
lichen Herausforderungen Japans im frühen 21. Jahrhundert darstellen. Nach dem 
Ende des Kalten Krieges fehlt für die USA, die einzig verbliebene Weltmacht, ein 
überzeugendes Rational, die bisherigen Allianzpartner weiterhin ohne überzeu-
gende Gegenleistungen mit militärischem Schutz und, dank der US Navy, dem of-
fenen Zugang zu den globalen Verkehrsadern zu versorgen. Jenseits der USA sind 
die »disunited nations« (Zeihan 2020) zunehmend selbst gefordert, für ihre politi-
sche und wirtschaftliche Sicherheit eigene Vorkehrungen zu treffen. Für Japan, eine 
hochentwickelte Inselökonomie an der Peripherie Ostasiens mit beschränktem Ar-
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beitskräftepotential und Ressourcen müsste diese grob skizzierte Ausgangssituation 
vor allem bedeuten, dass der Schutz der überseeischen Lieferketten zentral wird. 
Dazu muss sich das Land den USA mehr noch als bisher als wirklich nützlicher 
Partner erweisen und daneben eigene, überseefähige Streitkräfte vorhalten. Ferner 
muss Japan an der Partnerschaft mit weiteren ähnlich positionierten Ländern inte-
ressiert sein, die ebensolchen Abhängigkeiten ausgesetzt sind und großes Interesse 
an einem freien, offenen internationalen Wirtschaftssystem besitzen. 

In diese herausfordernde Gemengelage passte Abes Grunddisposition erstaunlich 
gut. Der Wunsch, die Verfassung zu verändern, insbesondere den Friedensartikel 9 so 
zu modifizieren oder umzudeuten, dass die Rolle der Streitkräfte erweitert und »nor-
malisiert« wird, mag ideologisch fundiert sein, entspricht aber dem realpolitischen 
Erfordernis des 21. Jahrhunderts, Japans Seewege effektiv zu schützen und mit Ver-
bündeten verfassungskonform auf den Weltmeeren zu interagieren. Die starke An-
bindung an die sich zunehmend unilateral gebenden USA passt dazu ebenso wie die 
Initiativen zum Zusammengehen mit Gleichgesinnten (CPTPP, Japan-EU etc.) oder 
die multilateral eingebetteten Infrastrukturinitiativen (PQI, FOIP etc.). 

Dabei weist die Abesche Position eine erstaunliche und eindrucksvolle zeitliche 
Kontinuität auf. Die Idee des »Kleeblatts«, gebildet von den Ländern Australien, 
Indien, Japan und den USA, wie sie 2016/17 unter dem Schlagwort FOIP Eingang 
in die Außenpolitik Japans wie auch der USA fand, wurde von Abe schon 2007, 
während seiner ersten Amtszeit als Premier, vor dem indischen Parlament vorge-
schlagen. Nicht zufällig decken die Länder des Kleeblatts einen Großteil von Japans 
wichtigsten Seerouten ab, vom Mittleren Osten über Südostasien Richtung Japan, 
ergänzt um den Nordpazifik. 

Eine weitere Kontinuitätslinie stellt sich bezüglich des Kernbegriffs der »wirt-
schaftlichen Sicherheit« dar. Im Mai dieses Jahres (2022) hat Japan dazu ein 
Gesetz verabschiedet, das insbesondere vier Fragen aufnimmt: die Stärkung 
wichtiger Lieferketten etwa für Rohstoffe und Halbleiter, Cyber-Kapazitäten zum 
Schutz kritischer Infrastruktur, Förderung relevanter Forschung und Entwick-
lung in Kooperation von Staat und Wirtschaft sowie der Schutz wichtiger 
Technologiepatente. Premier Kishida hat dazu ein Ministeramt für wirtschaftli-
che Sicherheit geschaffen. Die Wurzeln gehen aber wiederum auf die Regierung 
Abe zurück. Bereits 2019 wurde das Nationale Sicherheitssekretariat um eine 
Abteilung für wirtschaftliche Sicherheit ergänzt, die mittlerweile die größte sein 
soll (Igata 2022: 3). Organisatorische Maßnahmen betrafen damals auch schon 
verschiedene Ministerien und Geheimdienststellen. Selbst Abe steht hier in einer 
längeren Kontinuitätslinie, die er erfolgreich reaktiviert hat. Ein zentraler Mark-
stein ist der unter Premier Ohira in Auftrag gegebene und 1980 erschienene 
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Bericht »Report on Comprehensive National Security«, der von der »umfassen-
den Sicherheit« (sōgō anzen) sprach, wobei die nationale Sicherheit i.  e.  S. um die 
wirtschaftliche Sicherheit ergänzt werden müsse. 

Außenwirtschaftliche Implikationen von Abenomics 

Ein Blick auf Japans Außenwirtschaft in den von Abe geprägten Jahren wäre unvoll-
ständig ohne die Beachtung des wichtigsten wirtschaftlichen Programms jener Zeit, 
bekannt unter dem Namen Abenomics. Nun ist dieses Programm in erster Linie auf 
die Binnenwirtschaft ausgerichtet, hat aber außenwirtschaftliche Implikationen: In 
seiner ursprünglichen Fassung von 2012/13 umfasst es die drei »Pfeile« einer mar-
kanten Geldmengenausweitung, einer fiskalischen Expansion und entschiedener 
Wirtschaftsreformen im Interesse von Produktivitätssteigerung, Arbeitsmarkteffi-
zienz, neuen Industrien und Exportförderung. 

Vor allem der monetäre Impuls über die Zentralbank zeigte große Wirkung, 
wenn auch nicht im Sinne des als Hauptziel herausgestellten Inflationsschubs. Bin-
nen- wie außenwirtschaftlich bedeutsam war die deutliche Abwertung des Yen. Da-
mit wurden massive Gewinnsteigerungen in den Exportindustrien möglich, welche 
die Börsenkurse stark ansteigen ließen. Eine deutliche Exportsteigerung (auf Dol-
larbasis), d.  h. im Verhältnis zu den Exportmärkten, wurde allerdings nicht erzielt. 
Eine Hoffnung der Regierung bestand darin, dass die Gewinne letztlich zu höheren 
Löhnen, damit auch zu mehr Konsum Anlass geben würden, zum anderen auch zu 
verstärkten Inlandsinvestitionen, in Erwartung eines besseren wirtschaftlichen Kli-
mas dank Abenomics. Beides gelang nicht. Tatsächlich nahmen die privaten Inves-
titionen ins Ausland in den Jahren unter Abe (wiederum auf Dollarbasis gerechnet) 
zu, obwohl sie ja aufgrund eines niedriger bewerteten Yen nun teurer geworden 
waren. Zwar kann man nicht von einer Kapitalflucht sprechen, aber ein großes Ver-
trauen in Abenomics brachten diese Trends nicht zum Ausdruck. 

Als entscheidend hat sich wohl erwiesen, dass die vorgesehenen Wirtschaftsre-
formen, der dritte Pfeil von Abenomics, nicht recht vorangekommen sind, ohne 
dass dies hier weiter ausgeführt werden kann. Koichi Hamada (13.12.2013), ein 
wichtiger Wirtschaftsberater Abes, vergab Ende 2013 etwas ironisch die Noten A-B-
E für die erste Phase von Abenomics: Die Bestnote A (bzw. sogar A+) für eine Geld-
politik, die aus Hamadas Sicht gut funktionierte, B für die Fiskalpolitik, und E, also 
nahe am Fail (F), für die Reformen. Später sah Hamada dies als Vertrauter Abes 
dann durchaus nachsichtiger, doch stimmen die meisten Beobachter auch zehn 
Jahre nach dem Start von Abenomics in etwa mit dem Gesamturteil A-B-E überein. 
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Man wird diese ernüchternde Beurteilung eines mangelnden Reformschubs aber 
etwas modifizieren, wenn man wie hier angezeigt die außenwirtschaftliche Perspek-
tive wählt und die oben diskutierten langfristigen Herausforderungen Japans vor 
Augen hat. Wenn es so ist, dass die Wachstumsperspektiven im Inland begrenzt sind 
– bezüglich des zentralen Faktors Arbeit insbesondere aufgrund der Alterung der 
Bevölkerung, der niedrigen Geburtenzahl, der gewollten oder tatsächlichen Un-
möglichkeit namhafter Immigration und der beschränkten Optionen zur weiteren 
Produktivitätssteigerung –, dann ergibt es Sinn, Japans wirtschaftliche Präsenz im 
Ausland zu stärken, und dafür haben die Akkumulation von Gewinnen im Zuge 
von Abenomics wie auch die oben diskutierten Infrastrukturinitiativen wichtige 
Rahmenbedingungen verbessert. 

Fazit 

Zehn Jahre sind seit Shinzō Abes Amtsantritt Ende 2012 vergangen. Diese bis 
2020 dauernde zweite Amtszeit hat die japanischen Außenwirtschaftsbeziehun-
gen nachhaltig geprägt und fit für das 21. Jahrhundert gemacht. Das auf die 
Binnenwirtschaft abhebende Abenomics-Programm hat dabei eine geringere 
Rolle gespielt. Entscheidend war, dass Abe über außenwirtschaftspolitische Initi-
ativen und die Vertiefung bzw. Neujustierung von Partnerschaften eine multila-
terale Führungsrolle übernommen hat. Er hat damit nachhaltig wirkende Struk-
turen für eine Zeit geschaffen, in der sich die USA von multilateralen Aufgaben 
tendenziell zurückziehen und andere Länder wie China die entstehenden Frei-
räume zu ihrem vermeintlichen Vorteil nutzen, damit aber eine friedliche 
Fortentwicklung der Weltwirtschaft gefährden. Abes Herzensanliegen mag nati-
onalistisch geprägt gewesen sein. Mit dem daraus erwachsenden Ziel jedoch, die 
außenwirtschaftliche Position Japans durch eigene Stärke und geeignete Partner-
schaften abzusichern, war er für die außenwirtschaftliche Arena der richtige 
Mann zur richtigen Zeit. 
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Shinzō Abe und die koreanische Halbinsel: 
Schwieriges Verhältnis

Alexandra Sakaki

Japans ehemaliger Premierminister Shinzō Abe galt als talentierter strategischer 
Denker und Außenpolitiker mit internationalem Ansehen. Unter Beweis stellte er 
seine Fähigkeiten beispielsweise in der Entwicklung des außenpolitischen Konzepts 
›Free and Open Indo-Pacific‹ (FOIP), dem sich international über die letzten Jahre 
viele Länder anschlossen, oder in seinem geschickten Umgang mit dem unkonven-
tionellen und unberechenbaren ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump, der in 
Japan Sorgen über die Zukunft der Allianzbeziehung auslöste. 

Die außenpolitische Bilanz Abes im Verhältnis zur koreanischen Halbinsel war 
dagegen weniger positiv. Ohnehin sind die Beziehungen mit Nord- und Südkorea 
für Tōkyō eine Herausforderung: Japans lange und brutale Kolonialherrschaft über 
Korea (1910–1945) und der Umgang mit dieser Vergangenheit haben seit jeher für 
wiederkehrende Spannungen mit beiden Koreas gesorgt. Bereits vor Abes zwei Re-
gierungszeiten 2006–2007 und 2012–2020 zeichneten sich in Japans Beziehungen 
sowohl zu Nord- als auch zu Südkorea negative Trends ab, die Abe nicht in der Lage 
war umzukehren und die sich unter seiner Regierungsführung teilweise sogar be-
schleunigten. In der Umsetzung seines FOIP-Konzepts, das eine engere außenpoli-
tische Kooperation mit anderen Demokratien vorsah, deutete das tiefgreifende Zer-
würfnis mit Südkorea in Abes Regierungszeit auf eine große Schwachstelle seiner 
Politik. Auch nach seinem Rücktritt 2020 hat Abes außenpolitisches Erbe die japa-
nischen Beziehungen mit der koreanischen Halbinsel geprägt. 

Abes Nordkorea Politik: Fokus auf die Entführungsproblematik 

Für Japan stellt Nordkorea auf vielfache Weise eine besondere außenpolitische 
Herausforderung dar. Bis heute hat Japan keine offiziellen diplomatischen Bezie-
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hungen zum Regime in Pjöngjang. Eine ernsthafte Bedrohung für Japan sind die 
Raketen- und Atomwaffenprogramme, die Nordkorea seit den 1990er Jahren mit 
sichtbaren Erfolgen vorantreibt. Ende der 1990er Jahre mehrten sich zudem 
Hinweise darauf, dass Pjöngjang in den 1970er und 1980er Jahren mehrere 
japanische Staatsbürger aus unterschiedlichen Gründen nach Nordkorea ent-
führte. 

Als sich der Verdacht nordkoreanischer Entführungen immer mehr erhärtete, 
machte sich Shinzō Abe um die Jahrtausendwende schnell einen Namen als Politi-
ker, der nicht nur im engen Austausch mit den Hinterbliebenen der Entführungs-
opfer stand, sondern sich auch vehement hinter deren Forderung stellte, die Entfüh-
rungsfälle aufzuklären. Schon 2002 war Abe Teil einer Delegation, die gemeinsam 
mit dem damaligen Premierminister Junichirō Koizumi nach Pjöngjang reiste. Das 
Gipfeltreffen war insofern ein großer Erfolg, als dass Nordkorea erstmals öffentlich 
Entführungsfälle zugab und auch zusicherte, dass überlebende Opfer nach Japan 
reisen dürften. Gelöst war die Entführungsproblematik für Japan damit trotzdem 
nicht, weil einige Entführungsopfer nach nordkoreanischen Angaben unter frag-
würdigen Umständen zu Tode gekommen waren und Tōkyō zudem weitere Ent-
führungsopfer vermutete. 

Abe setzte sich deshalb weiter für die Aufklärung der Entführungsfälle ein und 
verfolgte dieses Ziel auch in seinen zwei Regierungszeiten als Premierminister. In 
seiner ersten großen Rede wenige Tage nach Ernennung zum Premierminister im 
September 2006 gab Abe bekannt, dass er ein Hauptquartier zur Bearbeitung der 
Entführungsfälle unter seiner Führung einrichten werde. Die Entführungsproble-
matik verankerte er als zentralen Agendapunkt gegenüber Nordkorea, indem er 
verkündete, dass normale diplomatische Beziehungen mit Pjöngjang erst dann 
möglich seien, wenn Klärung in den Entführungsfällen erreicht werde. 

Zunehmende internationale Spannungen um Nordkoreas Atomprogramm 
machten einen Dialog über die Entführungsfrage aber praktisch unmöglich. Seit 
Ende 2002 war bereits bekannt, dass das Regime entgegen früherer Vereinbarungen 
erneut an seinem Atomprogramm arbeitete. Im Oktober 2006 – also kurz nachdem 
Abe seine erste Regierungszeit begann – führte der Norden erstmals einen Nukle-
artest durch. Japan setzte nicht nur die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
beschlossenen Sanktionen gegen Nordkorea um, sondern erließ darüber hinaus 
auch eigene Sanktionen. Auch wenn Abe betonte, dass seine Nordkorea-Politik ne-
ben Druck auch Dialogbereitschaft umfasste, kam es zu keinen weiteren Gesprä-
chen mit dem Regime. 

Abe versprach auch zu Beginn seiner zweiten Regierungszeit seinen Einsatz in 
der Entführungsfrage, doch Fortschritte blieben angesichts der anhaltenden Span-
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nungen um das nordkoreanische Atomprogramm abermals aus. Zwar war Pjöng-
jang 2014 bereit, eine neue Untersuchung der Entführungsfälle durchzuführen, 
doch wurde bald klar, dass daraus keine neuen Erkenntnisse zu erwarten waren, 
und so wurde die Untersuchung wieder eingestellt. Als die Spannungen zwischen 
den USA und Nordkorea 2017 stiegen und der damalige US-Präsident Donald 
Trump mit Krieg drohte, sprach sich auch Abe für eine harte Politik des maximalen 
Drucks auf das Regime aus. Als Trump 2018 überraschend auf Dialog mit Pjöng-
jang umschwenkte, passte Abe seine Haltung an und äußerte Anfang 2019 im Un-
terhaus seine Bereitschaft, den nordkoreanischen Machthaber Kim Jong-Un per-
sönlich zu treffen, um neben der Entführungsproblematik auch die Nuklear- und 
Raketenprogramme zu besprechen. Nordkorea zeigte jedoch kein Interesse an Abes 
Dialogangebot. 

In der Pressekonferenz, in der Abe im August 2020 seinen Rücktritt ankündigte, 
äußerte er größtes Bedauern darüber, dass er in seiner Regierungszeit keine Fort-
schritte zur Klärung der Entführungsfrage hatte herbeiführen können. Seine Nach-
folger Premierminister Yoshihide Suga und Premierminister Fumio Kishida ver-
schrieben sich ebenfalls dem Ziel der Aufklärung. Allerdings ist fraglich, ob Nord-
korea zu weiteren Schritten bereit ist. Ein akuteres Problem liegt für Japan zudem in 
Nordkoreas militärischer Aufrüstung, die das Regime ungeachtet des internationa-
len Sanktionsregimes vorantreibt. 

Abes Südkoreapolitik: Strategische Ziele versus nationalistische Agenda 

Die Bedeutung Südkoreas als außen- und sicherheitspolitischer Partner scheint 
Shinzō Abe durchaus bewusst gewesen zu sein: Das demokratische Land ist geogra-
phisch gesehen Japans nächster Nachbar, hat ähnliche Wertevorstellungen und re-
gionale Interessen, und ist wie Japan ein zentraler US-Bündnispartner in Asien. Die 
Nationale Sicherheitsstrategie, die in Abes zweiter Regierungszeit 2013 herausgege-
ben wurde, spricht von Südkorea als Nachbarn von »größter geopolitischer Bedeu-
tung« und definiert das Ziel, eine »zukunftsorientierte und vielschichtige Bezie-
hung« mit Seoul aufbauen zu wollen. In seiner ersten Regierungszeit war Südkorea 
mit China sogar Ziel von Abes erster Auslandsreise. 

Dem Bestreben nach einem besseren bilateralen Verhältnis mit Südkorea stand 
allerdings Abes nationalistische Agenda diametral entgegen. Aufgrund der kolonia-
len Vergangenheit blickt man dort mit besonderem Argwohn auf rechtskonservative 
Strömungen in der japanischen Politik. Mit seiner Forderung, Japan zu einem stolzen 
Land zu machen, das die Fesseln der Vergangenheit abschüttelt und beispielsweise die 
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Verfassung revidiert, weckte Abe in Südkorea Misstrauen. Hinzu kam, dass Abe sich 
immer wieder beschönigend über Japans Kriegsvergangenheit äußerte. Derart 
schlecht was Abes Image in Südkorea, dass der nordkoreanische Diktator Kim Jong-
Un im März 2014 zeitweise größere Beliebtheit genoss als Abe, wie eine Meinungsum-
frage des Think Tanks Asan Institute for Policy Studies offenlegte. 

Für große Entrüstung auf südkoreanischer Seite sorgten Abes wiederholte Be-
merkungen über ehemalige sogenannte ›Trostfrauen‹, die während des Zweiten 
Weltkrieges in japanischen Militärlagern zur Prostitution gezwungen wurden und 
zu einem Großteil Koreanerinnen waren. Abe äußerte Zweifel daran, dass das japa-
nische Militär in das System der Zwangsrekrutierung involviert war, wie es eine Er-
klärung der japanischen Regierung 1993, das sogenannte Kono-Statement, festge-
halten hatte. Zu Beginn seiner zweiten Regierungszeit setzte Abe sogar eine Kom-
mission ein, die die Hintergründe und den Entstehungsprozess des Kono-State-
ments untersuchen sollte. Koreanische Beobachter sahen sich in ihrer Sicht bestä-
tigt, dass Abe eine revisionistische Agenda verfolgt, auch wenn seine Regierung die 
Kono-Erklärung infolge der Untersuchungskommission schlussendlich nicht zu-
rücknahm. 

Spannungen über Geschichtsfragen zwischen Japan und Südkorea hatten aller-
dings schon vor Abes erster Regierungszeit zugenommen, insbesondere über Ge-
schichtsdarstellungen in Schulbüchern sowie im bilateralen Territorialstreit um die 
Insel Takeshima/Dokdo im Japanischen Meer. Für Streit sorgten auch die regelmä-
ßigen Besuche von Abes damaligem Vorgänger Premierminister Koizumi am Yasu-
kuni Schrein, in dem japanischer Kriegstoter – darunter verurteilter Kriegsverbre-
cher des Zweiten Weltkriegs – gedacht wird. Im Dezember 2013 besuchte Abe als 
Premierminister selbst ebenfalls den Schrein, was das bilaterale Verhältnis mit 
Seoul zusätzlich belastete. 

Während die Generation japanischer Eliten, die Abe vertritt, den Blick oftmals 
eher in die Zukunft als in die Vergangenheit lenken möchte, ist in Südkoreas Gesell-
schaft der Wunsch nach Aufklärung und Aufarbeitung der Vergangenheit gewach-
sen. Auf koreanischer Seite wurde die Politik seit der Jahrtausendwende zuneh-
mend von der sogenannten ›386-Generation‹ beeinflusst. Diese Generation, die in 
den 1960er Jahren geboren wurde und in den 1980er Jahren Teil der Demokratie-
bewegung an den Universitäten war, setzt sich sehr kritisch mit der koreanischen 
Nachkriegsgeschichte und der Zeit der Diktatur auseinander. Die Aufarbeitung da-
maliger Geschehnisse – einschließlich des Normalisierungsvertrags mit Japan von 
1965 – ist für sie ein zentrales Anliegen. 

Koreanische Bürgerinnen und Bürger, die sich oder Familienangehörige als Op-
fer japanischer Gräueltaten in der Kolonialzeit verstehen, strengten seit der Demo-
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kratisierung des Landes Anfang der 1990er Jahre zudem eine Reihe Gerichtsverfah-
ren an, um Entschädigungszahlungen zu erwirken. Seit 2011 haben Urteilsverkün-
dungen in diesen Prozessen für Spannungen mit Japan gesorgt und das bilaterale 
Verhältnis in Abes zweiter Regierungszeit somit geprägt. 

Im August 2011 befand das südkoreanische Verfassungsgericht, dass die Regie-
rung des Landes sich gegenüber Japan nicht adäquat für die Anliegen koreanischer 
›Trostfrauen‹ eingesetzt und daher ihre Grundrechte verletzt habe. Dieses Urteil 
setzte Seoul unter erheblichen Druck, gegenüber Tōkyō in Geschichtsstreitigkeiten 
mehr Härte zu beweisen. Angesichts Abes kontroverser Äußerungen zur ›Trost-
frauen‹-Frage verwundert es daher wenig, dass die Präsidentin Park Geun-hye, die 
im Februar 2013 ins Amt kam, sich fast 3 Jahre lang weigerte, Abe zu treffen. 

Amerikanischer Druck spielte eine Schlüsselrolle dabei, den Dialog zwischen 
Tōkyō und Seoul wieder in Gang zu bringen. Für die USA ist ein gutes Verhältnis 
zwischen ihren zwei wichtigsten asiatischen Bündnispartnern von großem strategi-
schem Wert. Am Rande eines internationalen Treffens kam es im März 2014 zu-
nächst zu einem trilateralen Treffen zwischen Premierminister Abe, Präsidentin 
Park und dem amerikanischen Präsidenten Barack Obama, gefolgt von einem bila-
teralen Gipfel in Seoul am Rande eines trilateralen Treffens mit China im November 
2015. 

Im Dezember 2015 verkündeten Tōkyō und Seoul dann einen Kompromiss in 
der ›Trostfrauen‹-Frage, der von beiden Regierungen als Durchbruch gefeiert 
wurde, sich aber als fragil herausstellte. Tōkyō sagte darin zu, eine Milliarde Yen (zu 
diesem Zeitpunkt etwa 7,6 Millionen Euro) in eine südkoreanische Stiftung für die 
Opfer einzuzahlen, und der damalige Außenminister Fumio Kishida entschuldigte 
sich im Namen von Premierminister Abe für das Leid der Frauen. Gleichzeitig ver-
sprach Kishidas südkoreanischer Amtskollege, auf eine Lösung hinzuwirken bezüg-
lich einer Gedenkstatue für ›Trostfrauen‹, die 2011 von einer Bürgergruppe aus Pro-
test vor der japanischen Botschaft in Seoul errichtet wurde – aus Sicht Tōkyōs eine 
Verletzung der Würde seines konsularischen Postens. Beide Seiten vereinbarten da-
rüber hinaus, den ›Trostfrauen‹-Streit »endgültig und unwiderruflich« zu beenden. 
Die Fragilität des bilateralen Kompromisses ließ sich bereits darin erkennen, dass 
die Außenminister beider Seiten getrennte Erklärungen über die Vereinbarungen 
abgaben, anstatt ein gemeinsames Dokument zu unterzeichnen. 

Kurzzeitig bekamen die japanisch-südkoreanische Beziehungen durch den Kom-
promiss Aufwind und beide Seiten begannen auch in sicherheitspolitischen Fragen 
enger zusammenzuarbeiten. In der südkoreanischen Öffentlichkeit blieb das ›Trost-
frauen‹-Abkommen von 2015 aber kontrovers. In einer Umfrage vom Juli 2017 ga-
ben beispielsweise rund 56 Prozent der südkoreanischen Befragten an, mit der 
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Übereinkunft »nicht einverstanden« zu sein. 75 Prozent der Befragten waren außer-
dem der Meinung, der ›Trostfrauen‹-Streit sei damit »nicht beigelegt«. 

Im Dezember 2016 wurde Park wegen eines Korruptionsskandals ihres Amtes 
enthoben. Ihr gewählter Nachfolger Präsident Moon Jae-In beauftragte im Sommer 
2017 eine Expertenkommission damit, den Entstehungsprozess des Abkommens 
von 2015 zu untersuchen. Die Kommission legte eine Reihe Defizite im Vorgehen 
der südkoreanischen Regierung offen, wie beispielsweise eine mangelnde Einbin-
dung ehemaliger ›Trostfrauen‹. Deshalb entschied sich Moon, die Stiftung Reconci-
litation and Healing Foundation aufzulösen, die im Rahmen der Vereinbarung ge-
gründet worden war, um die gezahlten japanischen Gelder zu verwalten. Für Tōkyō 
kam dies einer de facto-Aufkündigung des Abkommens von 2015 gleich. 

Retrospektiv gibt es zwei unterschiedliche Sichtweisen auf das Wirken der Abe-
Regierung in der ›Trostfrauen‹-Frage. In Südkorea dominiert eine kritische Ein-
schätzung, nach der Abe keine wirkliche Reue oder Mitleid für die Opfer empfand, 
sondern mit dem Abkommen primär das Ziel verfolgte, das Thema unter Verweis 
auf die Formulierung »endgültig und unwiderruflich« ein für alle Mal abzuschlie-
ßen. In Japan dominiert dagegen bei vielen Beobachtern eine eher positive Sicht, 
nach der Abe trotz seiner rechtskonservativen Neigung als Pragmatiker agierte und 
es auch schaffte, mögliche innenpolitische Kritik an seinem Vorgehen weitestge-
hend abzuhalten. Im Grunde genommen schließen sich diese beiden Sichtweisen 
aber nicht gegenseitig aus, sodass beide wohl einen wahren Kern haben. 

Zum Ende von Abes zweiter Regierungszeit belasteten weitere Gerichtsurteile 
das Verhältnis zwischen Japan und Südkorea derart, dass viele Beobachter von ei-
nem historischen Tiefpunkt sprachen. Im Oktober und November 2018 urteilte der 
koreanische Oberste Gerichtshof, dass ehemalige Zwangsarbeiter aus der Kolonial-
zeit Anspruch auf individuelle Schadensersatzzahlungen von japanischen Firmen 
haben – in diesem Fall von Nippon Steel & Sumitomo Metal und Mitsubishi Heavy 
Industries. Tōkyō hält dies wiederum für unrechtmäßig und argumentiert, dass bei 
Abschluss des japanisch-südkoreanischen Grundlagenvertrags 1965 ein Abkom-
men zur Regelung von Schadensersatzansprüchen geschlossen wurde. Demnach 
leistete Japan Wirtschaftshilfe in Höhe von 300 Millionen Dollar und stellte Aufbau-
kredite in Höhe von 200 Millionen Dollar bereit, während Südkorea im Gegenzug 
Forderungen aus der Kolonialzeit als abgegolten betrachtete. Das Abkommen um-
fasste nach japanischem Verständnis sowohl Ansprüche von staatlicher als auch pri-
vater Seite. In den Verhandlungen war das Thema Zwangsarbeiter explizit disku-
tiert worden und bis zu den Gerichtsurteilen von 2018 hatte Seoul ebenfalls die Auf-
fassung vertreten, dass die entsprechenden Ansprüche mit dem Abkommen befrie-
digt worden seien. 
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Das Oberste Gericht Südkoreas argumentiert hingegen, dass der Vertrag von 
1965 nur zwischenstaatliche, nicht aber individuelle Ansprüche geregelt habe. Seit 
den ersten Urteilen von 2018 wurden in Südkorea weitere Gerichtsverfahren zu 
Zwangsarbeit angestrengt und es laufen zudem Gerichtsverfahren der koreanischen 
Kläger mit dem Ziel, Vermögenswerte der verurteilten japanischen Unternehmen 
in Korea beschlagnahmen zu lassen, um daraus Entschädigungszahlungen zu fi-
nanzieren. Japan hat gegen dieses Vorgehen protestiert und mit Konsequenzen ge-
droht. Aus Sicht Tōkyōs würde Seoul mit dem Vertrag von 1965 brechen und die 
rechtliche Grundlage der bilateralen Beziehungen unterminieren, wenn es die Li-
quidierung der Vermögenswerte nicht verhindert. Die Regierung in Seoul dagegen 
argumentiert, die Urteile stellten den Vertrag von 1965 nicht grundsätzlich in Frage, 
sondern beträfen nur dessen Geltungsbereich. Zudem könne Seoul nicht die Ge-
waltenteilung des Landes missachten. 

Im Juli und August 2019 verschärfte die Abe-Regierung die japanischen Export-
kontrollen gegenüber Südkorea unter Berufung auf nationale Sicherheitsbedenken. 
Die meisten Beobachter halten dies jedoch für einen vorgeschobenen Grund und 
sehen darin vor allem den Versuch, Seoul für seine Untätigkeit im Zwangsarbeiter-
streit zu bestrafen und Druck auszuüben. 

Die Streitigkeiten über die Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiter und 
›Trostfrauen‹ haben zu einem tiefgreifenden Zerwürfnis zwischen Japan und Süd-
korea geführt, das auch nach Abes Rücktritt andauert. Das Scheitern der ›Trost-
frauen‹-Vereinbarung von 2015 hat für viele japanische Beobachter gezeigt, dass 
Aussöhnungsgesten gegenüber Südkorea in ein ›Fass ohne Boden‹ fallen und nie als 
ausreichend akzeptiert werden. Aufgrund dessen wird Seoul in Tōkyō nur wenig 
Beachtung als strategischer Partner in der Region geschenkt, obwohl beide Länder 
viele Interessen teilen. 

Immerhin hat der seit Mai 2022 amtierende südkoreanische Präsident Yoon Suk 
Yeol bereits wiederholt deutlich gemacht, dass er sich für bessere Beziehungen mit 
Japan einsetzen möchte. Dennoch ist es auch für ihn angesichts der verhärteten 
Fronten kein leichtes Unterfangen, eine Lösung im Zwangsarbeiterstreit zu finden, 
zumal er in der südkoreanischen Öffentlichkeit nicht den Anschein erwecken darf, 
er übergehe die Opfer japanischer Gewalttaten, ähnlich wie die ehemalige Präsiden-
tin Park. 



ëÜáåòō=~ÄÉ=ìåÇ=ÇáÉ=âçêÉ~åáëÅÜÉ=Ü~äÄáåëÉä TN

Fazit und Ausblick 

Als Premierminister konnte Shinzō Abe in den Beziehungen mit Nord- und Südko-
rea keine wirklichen Erfolge erzielen. Zum Ende seiner zweiten Regierungszeit wa-
ren Japans diplomatische Kanäle mit beiden Koreas weitgehend zum Erliegen ge-
kommen – wenn auch aus unterschiedlichen Gründen. Die Spannungen um Nord-
koreas Nuklear- und Raketenprogramme verhinderten Dialog zwischen Tōkyō und 
Pjöngjang. Das Verhältnis mit Südkorea wurde dagegen vor allem durch Streitigkei-
ten über Japans Kolonialvergangenheit belastet – und das in einem noch nie dage-
wesenen Ausmaß. 

Auch wenn Abe strategisch wohl an einem guten Verhältnis mit Südkorea inter-
essiert war und deshalb 2015 in der ›Trostfrauen‹-Frage einen Kompromiss einging, 
war seine rechtskonservative Grundeinstellung ein Hindernis (wenn auch nicht das 
einzige) für bessere Beziehungen. In wohl keinem anderen Land wurden die Ab-
sichten Abes und seiner Politik so sehr hinterfragt wie in Südkorea. 

Damit stellt sich die Frage, ob der durch ein Attentat verursachte Tod Abes im Juli 
2022 Auswirkungen auf die Beziehungen zwischen Tōkyō und Seoul haben könnte. 
Denn auch wenn Abe zuletzt nicht mehr Premierminister war, so hatte er immer 
noch großen Einfluss innerhalb der regierenden Liberal-Demokratischen Partei 
(LDP). Optimisten glauben, dass die Chancen auf neue Kompromisse nun besser 
stehen, weil Abe weitere Zugeständnisse gegenüber Seoul abgelehnt und andershe-
rum das südkoreanische Misstrauen angehalten hätte. Eine derartige Prognose für 
die Beziehungen könnte aber unzutreffend sein. Der jetzige Premierminister 
Kishida hat als Außenminister im Kabinett Abe den Kompromiss 2015 federfüh-
rend mitverhandelt, und so zeigt auch er sich abwartend und sieht Seoul am Zug. 
Zudem müsste Kishida bei weiteren Zugeständnissen mit Kritik aus den rechtskon-
servativen Reihen der LDP rechnen – Stimmen, die Abe andernfalls vielleicht sogar 
hätte helfen können, in Zaum zu halten. Unabhängig von der japanischen Politik 
gibt es immerhin zwei positive Impulse für die Beziehungen: Einerseits signalisiert 
der südkoreanische Präsident Yoon Suk-Yeol, dass er das Verhältnis verbessern 
möchte; andererseits ist auch die amerikanische Administration unter Präsident Joe 
Biden bemüht, vermittelnd einzugreifen. Trotzdem wird der Weg hin zu einem bes-
seren Verhältnis steinig und lang sein. 
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Fallende Kosten staatlicher Intervention: 
Abes Kehrtwenden in der 

Arbeitsmarktpolitik

Steffen Heinrich

Blickt man auf die letzten beiden Jahrzehnte seines politischen Wirkens, zeigt sich, 
dass Shinzō Abe nicht nur eine große Zahl von zum Teil stark umstrittenen arbeits-
marktpolitischen Reformen formuliert und zum Teil umgesetzt hat, sondern offen-
bar auch für einen erstaunlichen Bruch in der LDP-Arbeitsmarktpolitik seit den 
1990er Jahren verantwortlich ist. Vor dem Bruch lässt sich die Politik der LDP-ge-
führten Regierungen überwiegend als Programm der Arbeitsmarktderegulierung 
beschreiben, die weniger staatliche Interventionen und Regulierungen erfordert. 
Erreicht werden sollte, ganz im Sinne einer angebotsorientieren Wirtschaftspolitik, 
eine verbesserte Wettbewerbsfähigkeit japanischer Unternehmen dank flexiblerer 
Beschäftigungsstrukturen und niedriger Personalkosten, was letztlich zu höherem 
Wirtschaftswachstum führen sollte. Zwei Vorhaben Abes waren dabei besonders 
umstritten, die er sowohl in seiner ersten Regierungszeit 2006–7 wie auch nach 
2012 verfolgte: die Ausweitung der Möglichkeit einer pauschalen Vergütung von 
Arbeitnehmern ab einer bestimmten Verdienstgrenze anstelle von Überstundenzu-
schlägen (white collar exemption) und die Vereinfachung von betriebsbedingten 
Kündigungen durch Abfindungen (kinsen kaiko rūruka). 

Doch in seiner zweiten Amtszeit, vor allem ab 2016, stand Abe für ausgesprochen 
populäre Maßnahmen, die scheinbar nur noch wenig mit dieser Reformagenda ge-
mein haben. Darunter fallen die deutliche Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns, eine gesetzlich verankerte Verschärfung des Grundsatzes gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit, die wiederholt vorgebrachte öffentliche Aufforderung an Arbeitge-
ber, die Löhne zu erhöhen sowie die Förderung von Frauen in Führungspositionen 
durch gesetzliche Vorgaben. Aus politikwissenschaftlicher Sicht ergibt sich daraus 
eine ungewöhnliche Konstellation. Denn üblicherweise wird davon ausgegangen, 



TQ ëçåÇÉêëÉâíáçå=òìê=~ÄÉJ®ê~=áå=à~é~å

dass Politikwechsel mit größeren politischen Umwälzungen einhergehen, z.  B. kri-
senhaften Ereignissen, Regierungswechseln oder einem plötzlichen Umschwung in 
der öffentlichen Meinung. Keiner dieser Faktoren trifft hier jedoch zu. Tatsächlich 
wurden die meisten neuen Vorschläge vor allem ab 2016 in einer Phase ausgepräg-
ter politischer Stabilität formuliert, mit komfortablen LDP-Mehrheiten in beiden 
Parlamentskammern und inmitten der Legislatur. 

Dieser Beitrag argumentiert, dass für Abes Kehrtwenden vor allem zwei 
Faktoren verantwortlich sind: erstens eine geänderte politische Stimmungslage, 
welche die Auswirkungen neoliberaler Reformen auf soziale Ungleichheit zuneh-
mend kritischer sieht und einhergeht mit einem Umdenken auf internationaler 
Ebene, die sich in vielen großen Industriestaaten nachvollziehen lässt (vgl. auch 
Tiberghien 2011). Dieser Umschwung geschah jedoch nicht plötzlich, sondern 
hatte sich schon über viele Jahre angedeutet insbesondere nach Ende der Amts-
zeit von Premierminister Koizumi. Aus Sicht der LDP birgt diese veränderte 
Wahrnehmung ein strategisches Risiko für ihren Wahlerfolg, weshalb man schon 
lange vor 2016 Aussagen von LDP-Politikern findet, Abe eingeschlossen, die die 
wachsende Ungleichheit als Problem thematisieren. Gleichwohl blieben reregu-
lierende Reformen bis 2012 unter LDP-Regierungen nachrangig und beschränk-
ten sich meist auf Soft-Law-Ansätze mit Appell-Charakter. Viel wichtiger aber ist 
der demographiebedingte Arbeitskräftemangel, welcher seit der globalen Wirt-
schafts- und Finanzkrise von 2008 immer sichtbarer geworden ist und vor der 
Pandemie rekordverdächtige Höhen erreichte. Politisch hat der sich verschär-
fende Arbeitskräftemangel die Kosten von staatlichen Eingriffen in den Arbeits-
markt erheblich gesenkt, was es der LDP unter Abe ermöglichte arbeitsmarktpo-
litisch zu intervenieren, ohne dabei große politische oder wirtschaftliche Risiken 
eingehen zu müssen. Tatsächlich eröffneten sich damit bislang schwer denkbare 
politische Verteilungsspielräume: Beispielsweise konnten nun bislang eher be-
nachteiligte Gruppen von Arbeitnehmern gefördert werden, ohne dass privile-
giertere Gruppen dadurch schlechter gestellt werden. Noch wichtiger: Arbeitge-
ber mussten kaum zusätzlich belastet werden, da sie ohnehin schon unter Druck 
stehen, Arbeitsbedingungen zu verbessern, um Arbeitskräfte zu gewinnen. Dies 
machte arbeitsmarktpolitische Interventionen auch für wirtschaftsliberale politi-
sche Kräfte vertretbar. Denn unter diesen Voraussetzungen verliert selbst das 
scheinbar scharfe Schwert einer gesetzlich und detailliert geregelten Gleichbe-
handlung von regulären und nicht-regulär Beschäftigten – dem Vorhaben, das 
die Kehrtwende Abes ab 2016 vielleicht am stärksten symbolisiert – deutlich an 
Brisanz. Unternehmen entstehen dadurch kaum Kosten, die sie nicht ohnehin 
schon zu tragen haben. 
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Die De- und Reregulierung des japanischen Arbeitsmarktes unter Abe 

Um zu verstehen, wie sehr der Arbeitskräftemangel die Einstellung der LDP zu ar-
beitsmarktpolitischen Interventionen verändert hat, ist es notwendig zunächst die 
Gründe und Auswirkungen der vorherigen arbeitsmarktpolitischen Deregulie-
rungspolitik zu beleuchten. Diese stehen für eine epochale Neuorientierung in der 
Wirtschaftspolitik in den Industriestaaten seit den 1980er Jahren. Darunter fällt 
auch die Idee, dass weniger staatliche Regulierung und Interventionen effizientere 
Märkte zur Folge haben, was das Wirtschaftswachstum belebt. Japans exportorien-
tierte Großunternehmen und ihre Interessensvertretungen wie Keidanren griffen 
diese Ideen auf und formulierten mit Blick auf bestehende Personalpraktiken das 
Konzept des Beschäftigungsportfolios (koyō pōtoforio). Unternehmen sollten damit 
noch stärker als bisher in Kern- und flexible Randbelegschaft unterscheiden und für 
letztere auf nicht-reguläre Formen der Beschäftigung zurückgreifen. Diese könnten 
nicht nur flexibler eingesetzt werden, sondern würden auch zu geringeren Lohn-
kosten führen. Um dies umzusetzen, war es nötig, zum Teil bereits bestehende Per-
sonalpraktiken zu legalisieren bzw. die Möglichkeiten der Nutzung nicht-regulärer 
Beschäftigung auszuweiten. 1999 und 2003 beispielsweise wurden eine Reihe von 
langjährigen Einschränkungen der Leiharbeit abgeschafft. Diese und andere Re-
formschritte von LDP-geführten Regierungen trugen zweifellos dazu bei, dass sich 
die Zahl der nicht-regulär Beschäftigten seit den späten 1980er Jahren dramatisch 
erhöht hat. In wirtschaftlichen Krisenzeiten zeigte sich jedoch, dass Unternehmen 
zuerst reguläre Stellenangebote für junge Arbeitssuchende zurücknahmen und im-
mer mehr nicht-reguläre Jobs schufen. Das führte zu mehreren Jahrgängen einer 
»lost generation« von Absolventen, von denen viele aufgrund der ungünstigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen keine Festanstellung mit Aussicht auf langfristig 
steigende Löhne finden konnten. 

Ein weiterer politisch brisanter Effekt der Ausweitung nicht-regulärer Be-
schäftigung liegt darin, dass sie die Konkurrenzsituation zwischen regulär und 
nicht-regulär Beschäftigten verschärfen kann. Regulär Beschäftigte verfügen in 
der Regel zwar über einen besseren Kündigungsschutz, doch wenn Unterneh-
men die gleiche Arbeit zunehmend durch günstigere nicht-regulär Beschäftigte 
ausführen lassen (können), können so auch die Löhne der Festangestellten unter 
Druck geraten. Tatsächlich finden sich ab den 1990er Jahren zunehmend be-
triebliche Vereinbarungen, die Lohnzurückhaltung im Tausch für Arbeitsplatz-
garantien vorsehen. Dies dürfte mit dazu beigetragen haben, dass selbst regulär 
Beschäftigte es in den letzten 30 Jahren – trotz ihrer vergleichsweise privilegier-
ten rechtlichen Absicherung und tendenziell besseren Repräsentation durch 
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Gewerkschaften – nicht vermocht haben, ihre Reallöhne nennenswert zu stei-
gern. Allerdings sind nicht-regulär Beschäftigte aufgrund ihrer schwachen ge-
werkschaftlichen Verankerung strukturell noch weniger in der Lage, bessere 
Löhne auszuhandeln. Mari Miura (2012) hat den Prozess der japanischen 
Deregulierung nicht-regulärer Beschäftigung bei gleichzeitiger Beibehaltung der 
meisten Privilegien regulärer Beschäftigter als »asymmetrische Deregulierung« 
bezeichnet. Nicht-regulär Beschäftigte fungierten dabei zuweilen als eine Art 
Sicherheitspuffer für regulär Beschäftige und seien zuerst von Arbeitsplatzver-
lust betroffen. 

Im Verhältnis zwischen beiden Angestelltengruppen lässt sich daher eine struk-
turell angelegte Konkurrenz erkennen, welche es schwierig machen kann, politische 
Maßnahmen zu formulieren, die beiden gleichermaßen zugutekommt. In Japan 
sprechen einige Indizien dafür, dass diese strukturelle Spaltung stark ausgeprägt ist 
und sich durch die Reformpolitik bis 2016 verschärft hat. Dies zeigt sich unter an-
derem darin, dass viele unternehmensbasierte Gewerkschaften trotz der hohen 
Zahl nicht-regulärer Arbeitnehmerverhältnisse bis heute fast ausschließlich die In-
teressen der Festangestellten vertreten. 

Zwar erkannte schon Abe auch schon 2006/2007 an, dass der Unterschied 
zwischen regulärer und nicht-regulärer Beschäftigung sozial ungerecht sei und 
verringert werden müsse. Doch wurde seine Ankündigung damals vielfach als 
Rechtfertigung verstanden, die soziale und rechtliche Absicherung von Festange-
stellten in Frage zu stellen. Abe kündigte einen »Labour Big Bang« an, ein Bündel 
von Maßnahmen, welches auch zu leistungsgerechter Entlohnung und höherer 
Erwerbstätigkeit von Frauen führen sollte. Arbeitnehmer sollten für ihre tatsäch-
lich geleistete Arbeit entlohnt werden und nicht allein aufgrund formaler Bestim-
mungen Privilegien genießen. Besonders umstritten war dabei der Vorschlag, es 
Arbeitgebern zu ermöglichen betriebsbedingte Kündigungen auszusprechen, 
wenn sie den Betroffenen eine angemessene Abfindung zahlen. Darüber hinaus 
versuchte Abe die sogenannte white-collar exemption durchzusetzen, die es 
erlaubt hätte, mehr Beschäftigte ab einem bestimmten Jahreseinkommen von der 
gesetzlichen Arbeitszeitbestimmung auszunehmen, welche vorsieht, dass geleis-
tete Überstunden zusätzlich zu vergüten sind. Beide Initiativen scheiterten nicht 
zuletzt, weil die Gewerkschaften die Öffentlichkeit davon überzeugte, darin einen 
Angriff auf die Arbeitsplatzsicherheit und Löhne von Festangestellten zu sehen. 
Trotz dieser Kontroverse wurden beide Maßnahmen wieder aufgegriffen, als Abe 
2012 in das Amt des Premierministers zurückkehrte (Heinrich 2017). Doch auch 
dieses Mal wurden die Initiativen letztlich fallen gelassen, weil sie sich als kaum 
weniger kontrovers erwiesen. Das zeigt einerseits, dass sich die öffentliche 
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Skepsis gegen weitere Deregulierung verfestigt hatte, aber auch, dass Abes 
Kehrtwenden keine wirkliche programmatische Neuorientierung vorangegangen 
war. 

Nach Steven Vogel (2021) ist die Kehrtwende vielmehr auf die sich verändern-
den Interessen der Arbeitgeber zurückzuführen, die sich zunehmend beunruhigt 
zeigten angesichts des sich verschärfenden Arbeitskräftemangels. Abes Regierung 
reagierte darauf zunächst mit Appellen und gezielter Förderungspolitik, welche 
es für Frauen attraktiver machen sollte, erwerbstätig zu sein bzw. mehr Arbeits-
stunden als bisher zu leisten (fast 60  % der angestellten Frauen arbeiten in nicht-
regulären Beschäftigungsverhältnissen meist mit reduzierter Arbeitszeit bzw. mit 
wenigen Überstunden). So sollte der Pool von Arbeitskräften erweitert werden. 
Mit der Förderung bezahlter Erwerbsarbeit von Frauen ergibt sich aber ein 
Problem mit der von der LDP traditionell favorisierten Sozialpolitik, welche 
vorsieht, dass ein erheblicher Teil der Altenpflege und Kinderbetreuung unbe-
zahlt durch Frauen erbracht wird. Es überrascht daher nicht, dass sich die 
Regierung Abe nun auch deutlicher für den Ausbau von außerhäuslicher Kinder-
betreuung aussprach. 

Eine weitere Kehrtwende betrifft die veränderte Einstellung gegenüber der 
Lohnentwicklung und -findung. LDP-Regierungen seit den 1990er Jahren folg-
ten lange dem Credo, Lohnzurückhaltung diene der Wettbewerbsfähigkeit japa-
nischer Unternehmen und könne dazu beitragen, einem Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit vorzubeugen. Zu dieser Politik gehörte auch, dass der staatliche Mindest-
lohn über viele Jahre kaum angepasst wurde und im internationalen Vergleich 
niedrig blieb. Seit 2012 aber setzte sich die Regierung Abe öffentlich und 
wiederholt dafür ein, dass die Mindestlohnkommission deutlich höhere Lohn-
untergrenzen festsetzt (diese sind seither deutlich schneller gewachsen als die 
Durchschnittslöhne, zwischen 2013 und 2019 um durchschnittlich 2,7 Prozent 
pro Jahr). Darüber hinaus hat sie die Arbeitgeber wiederholt dazu aufgerufen, 
die Löhne deutlich zu erhöhen und die Arbeitnehmer an der gestiegenen 
Profitabilität der (Groß-)Unternehmen teilhaben zu lassen. Enthalten war in 
diesen Forderungen aber die Drohung, dass die Regierung noch stärker inter-
venieren könnte, sollten die Unternehmen nicht Folge leisten. Die »Reform der 
Arbeitsformen« (hatarakikata kaikaku), welche Abe 2016 ankündigte und in den 
Folgejahren schrittweise umsetzte, beinhaltete eine Reihe von weitreichenden 
Reformen, wie etwa die Begrenzung der Arbeitszeit und die Gleichbehandlung 
von regulären und nicht-regulären Arbeitnehmern bei der Bezahlung. Diese 
Maßnahmen sollten aber nicht nur die Ungleichheit verringern, sondern mög-
lichst kurzfristig zu einem spürbaren Lohnanstieg führen (siehe Heinrich 2017: 
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134). Nicht-regulär Beschäftigte sollten dadurch mehr verdienen und regulär 
Beschäftige durch Arbeitszeitverkürzung von einer verbesserten Work-Life-
Balance profitieren. Dies sollte den Konsum stützen und zugleich die im 
verstärkten Maße erwerbstätigen Frauen bei der Care-Arbeit entlasten. 

Damit würde die Binnennachfrage gestärkt und ein Umfeld für höhere Wachs-
tumsraten geschaffen – diesmal jedoch nicht im Sinne einer angebotsorientierten 
Wirtschaftspolitik. Auffällig ist, dass Abes Regierung auf strikte und genau ausfor-
mulierte gesetzliche Vorgaben setzte, um gewünschte Änderungen herbeizuführen, 
und nicht mehr allein auf Appelle. Allerdings muss dabei auch bedacht werden, dass 
Abes Reformprogramm die strukturelle Benachteiligung nicht-regulär Beschäftig-
ter nicht beseitigt, allenfalls gemildert hat. Und auch regulär Beschäftigte profitie-
ren von seiner Politik eher wenig, was die weiterhin stagnierenden Reallöhne zei-
gen. 

Bedeutung des Arbeitskräftemangels und der »Abenomics« 

Beobachter wie Vogel halten Abe jedoch zugute, dass seine neue Politik schnell 
spürbare Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt herbeigeführt hat. Die Förderung 
von weiblicher Erwerbstätigkeit im Besonderen habe dazu beigetragen, den Pool an 
Arbeitskräften erheblich zu erweitern. Betrachtet man die Änderungen in der Er-
werbstätigkeit (Abbildung 1), scheint sich das zu bestätigen. Das Wachstum hat sich 
in allen Altersgruppen nach 2012 deutlich beschleunigt, besonders aber für Frauen 
im unteren und mittleren Alter. Das oft beschriebene Phänomen der sinkenden Er-
werbsquote von Müttern und Frauen in der Lebensmitte (»M-Kurve«) scheint im-
mer mehr an Bedeutung zu verlieren. 

Doch es ist zweifelhaft, dass sich dies vor allem auf Abes Politik zurückführen 
lässt. Tatsächlich dürften der wachsende Arbeitskräftemangel und die sich ver-
bessernde wirtschaftliche Situation nach der globalen Finanzkrise weitaus wich-
tiger gewesen sein, wie sich in Abbildung 2 erkennen lässt. Hier ist das Verhältnis 
von offenen Stellen für Absolventen zur Zahl der Absolventen abgebildet. Werte 
über 1 bedeuten, dass es mehr Stellen gibt als potenzielle Bewerber. Kurz vor der 
globalen Finanzkrise deutet sich bereits an, dass die Unternehmen zunehmend 
mit einem Mangel an Bewerbern zu tun haben. Zunächst aber herrschte eine 
»Eiszeit« bei den Einstellungen, d.  h. über Jahre gab es weniger Vollzeitstellen als 
arbeitssuchende Absolventen. Die Konjunktur erholt sich in den Folgejahren und 
ab 2012, das Verhältnis kehrt sich anschließend rasant um und erreicht 2019 
einen historischen Höchststand. 
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Der Einfluss des demographiebedingten Arbeitskräftemangels zeigt sich, wenn 
man die Entwicklung der absoluten Zahl der Erwerbstätigen zwischen dem Jahr 
2000 und 2022 betrachtet. Sie stieg in dieser Zeit um 4 Prozent, während die Zahl 
der jungen männlichen Arbeitnehmer (15 bis 44 Jahre) um über 7 Prozent abnahm 
– trotz steigender Erwerbsquote in dieser Gruppe. Das bedeutet, dass die traditio-
nell bedeutsamste Gruppe von Erwerbstätigen der meist männlichen Breadwinner 
deutlich an Gewicht verliert und insbesondere von Frauen mittleren Alters und äl-
teren Arbeitnehmern ersetzt wird. Letztere verzeichnen zwar den geringsten An-
stieg in der Erwerbstätigkeit (+0,6  % bei Männern über 65, siehe Abb. 2), sind aber 
aufgrund der demographischen Alterung inzwischen zahlenmäßig so groß, dass ihr 
Anteil an allen Beschäftigten mit Abstand am stärksten zugenommen hat. Diese 
konjunkturellen und demographischen Veränderungen machen die arbeitsmarkt-
politischen Kehrtwenden in Abes zweiter Amtszeit erst möglich und erklären zu-
mindest zu einem großen Teil die zeitliche Abfolge der Reformschritte wie auch 
deren Inhalt.

ABBILDUNG 1: Änderung in der Erwerbstätigenrate nach Alter und Geschlecht, 
Januar 2000 (= 100) bis Juni 2022 

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der Arbeitskräfteerhebung des Ministeriums für Gesundheit, Ar-
beit und Wohlfahrt. 
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Wie bedeutsam sind Abes Kehrtwenden für die künftige Arbeitsmarktpolitik 
der LDP? 

Stehen Abes Kehrtwenden in der Arbeitsmarktpolitik für eine langfristige Verände-
rung oder vor allem »kosmetische« Korrekturen? Die Tatsache, dass Abe zum Teil 
neue Wege beschritten hat in der Gesetzgebung, den Ausbau von Kinderbetreuung 
und die Förderung von weiblicher Erwerbsarbeit explizit zu zentralen Zielen seiner 
Politik erklärte, sprechen für einen signifikanten Wandel. Auch die Appelle an Ar-
beitgeber, die Löhne deutlich zu erhöhen und die kräftig steigenden Mindestlöhne 
widersprechen der Vorstellung eines Staates, der immer weniger bzw. möglichst we-
nig in wirtschaftliche Prozesse eingreift. Vergleicht man jedoch die Erfahrung Ja-
pans mit der anderer Industriestaaten, so relativiert sich die Radikalität dieses Poli-
tikwechsels zumindest zum Teil. So haben auch Großbritannien und Deutschland 

ABBILDUNG 2: Verhältnis offene Vollzeitstellen für Absolventen zu arbeitssuchenden 
Absolventen 1990–2022 

Anm.: Angabe für 2022 entspricht Durchschnitt des ersten Halbjahres. Zahlen beziehen sich auf die 
bei öffentlichen Arbeitsämtern erfassten Stellen und Stellengesuche für bzw. von Absolventen. 
Ausgenommen sind Teilzeitstellen (pātotaimu). 

Quelle: Jobvermittlungsstatistik des Ministeriums für Gesundheit, Arbeit und Wohlfahrt. 
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zur selben Zeit wie Japan neue Höchststände in der Zahl der Beschäftigten erreicht 
und wie in Japan haben auch dort zuvor eher wirtschaftsliberal-geprägte Parteien 
den Mindestlohn stark erhöht (Großbritannien) bzw. verpflichtend gemacht 
(Deutschland). Abes Kehrtwenden sind also keineswegs singuläre Ereignisse. Es 
spricht daher einiges dafür, dass Arbeitskräftemangel die politischen und wirt-
schaftlichen Kosten von arbeitsmarktpolitischen Interventionen deutlich senkt und 
neue politische Spielräume schafft – besonders für konservative und liberale Par-
teien. Zugleich erzwingt er keine vollständige Abkehr von angebotsorientierter 
Wirtschaftspolitik. Vielmehr kann diese nun viel leichter mit gezielten und öffent-
lichkeitswirksamen Interventionen flankiert werden. 

Vogel zufolge sind sich Abe und die LDP insoweit treu geblieben, als sie sich auch 
nach 2016 vor allem als Anwalt der sich ändernden Interessen der Wirtschaft ver-
standen haben. Auch andere Analysen stützen eine skeptische Sichtweise der Kehrt-
wenden als programmatische Neuorientierung. So argumentiert Shibata (2017), 
dass Abes zentrales Programm der »Abenomics« auch deswegen hinter den Erwar-
tungen geblieben sei, weil es an einem fundamentalen Widerspruch leide. Seine Po-
litik vereine einerseits Maßnahmen, die die Flexibilität der Beschäftigten erhöhen 
und Arbeitskosten in Zaum halten sollen und andererseits Maßnahmen, welche auf 
eine Erhöhung der Löhne abzielen, um die Binnennachfrage zu stärken. Dadurch 
entstehe aber kein solides Wachstumsmodell, in welchem die Breite der Bevölke-
rung profitiere. Für Shibatas Sichtweise spricht, dass Abes Nachnachfolger als Pre-
mierminister, Fumio Kishida, sich 2021 zumindest rhetorisch ähnlich von Abe ab-
zusetzen versuchte, wie Abe 2005 von seinem Vorgänger Koizumi. Abe unterstrich 
damals die Wichtigkeit der bisherigen wachstumsorientierten Reformpolitik, kriti-
sierte aber auch die daraus resultierende soziale Ungleichheit. Kishida formulierte 
in seiner Kampagne für den LDP-Vorsitz das Konzept eines neuen Kapitalismus 
(anfangs noch »japanischer Prägung«), der Wachstum aber eben auch die gleichmä-
ßige Verteilung des dadurch entstehenden Wohlstands sicherstellen soll. Das deutet 
an, dass – sofern sich die wirtschaftliche Lage nicht dramatisch verändert – die Fak-
toren, die für Abes Kehrtwenden entscheidend waren, noch an Gewicht gewinnen 
könnten: die breite Zustimmung zu mehr Umverteilung durch staatliche Interven-
tionen und die politischen Spielräume, die sich aus dem weiter verschärfenden Ar-
beitskräftemangel ergeben. 
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Abenomics in der Landwirtschaftspolitik: 
Koizumis Werk und Abes Beitrag

Hanno Jentzsch

Shinzō Abe hat die wirtschaftliche Wiederbelebung des kriselnden japanischen Ag-
rarsektors in seiner zweiten Amtszeit zu einem zentralen Bestandteil seiner 
Reformagenda erhoben. Als erster Premierminister verband er ein agrarpolitisches 
Programm mit seinem Namen (Abe nōsei, siehe Tashiro 2018: 22) und wagte einen 
öffentlichkeitswirksamen Angriff auf die mächtige Organisation der Agrarkoopera-
tiven (JA, Japan Agriculture). Gegen den Widerstand der Agrarlobby um JA setzte 
Abe zudem auf Freihandelsabkommen als Wachstumskonzept. Eine agrarpolitische 
Revolution ist aber trotz dieser offensiven Agenda-Setzung ausgeblieben. Das be-
deutet nicht, dass sich der japanische Agrarsektor unter Abe nicht (weiter) gewan-
delt hat. Bei genauerer Betrachtung von Abes umfassendem Reformprogramm für 
eine »aggressive Landwirtschaft« (seme no nōgyō) wird allerdings deutlich, dass die 
zentralen Elemente dieses Programms vor allem an bestehende Entwicklungen an-
knüpften und diese vorantrieben, anstatt gänzlich neue Schwerpunkte zu setzen. 
Wie auch in anderen Politikbereichen hat Abe dafür die Rolle der Exekutive im po-
litischen Entscheidungsprozess erheblich gestärkt – ebenfalls wie in anderen Poli-
tikbereichen verlor sein Reformeifer zum Ende seiner Regierungszeit jedoch an 
Schwung. Eine Konsequenz dieser Entwicklung ist, dass die Richtung und der Er-
folg des Strukturwandels im japanischen Agrarsektor weiterhin entscheidend von 
Aushandlungsprozessen auf lokaler Ebene abhängen. 

Japans Landwirtschaft im Wandel 

Auch am Ende der Ära Abe steckte die japanische Landwirtschaft noch immer in 
einer gravierenden Strukturkrise. Die Zahl der Bauern ist bis zum Jahr 2020 auf 1,36 
Millionen gesunken. Zwanzig Jahre zuvor waren es noch 2,4 Millionen. Beinahe 70  % 
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der verbleibenden Bauern waren 2020 über 65 Jahre alt, die wenigsten haben junge 
Nachfolger für ihre kleinteiligen Ländereien. Trotz starker Abhängigkeit von Lebens-
mittelimporten geht immer mehr Agrarland verloren. Ein Großteil des verbliebenen 
Landes ist stark fragmentiert und wird noch immer überwiegend für wenig produk-
tiven Reisanbau genutzt. Die Wurzeln dieser Strukturkrise liegen im Wirken einer 
politischen Allianz aus LDP, Agrarministerium und der Kooperativen-Organisation 
JA (ehemals Nōkyō), die seit den 1960er-Jahren auf verschiedene Weise von der Ver-
festigung einer kleinteiligen, auf hochsubventionierten Teilzeit-Reisanbau ausgerich-
teten Produktionsstruktur profitierten. Lange Zeit galt der Agrarsektor daher als nicht 
(oder zumindest nicht grundlegend) reformierbar. Mehrere Publikationen haben 
aber zuletzt aufgezeigt, dass der Fokus auf das Ausbleiben von »radikalen« Reformen 
den Blick auf einen graduellen Wandlungsprozess verstellt hat, durch den sich der 
japanische Agrarsektor bereits seit den frühen 2000er-Jahren grundlegend verändert 
hat (Jentzsch 2021; Maclachlan und Shimizu 2022). Im Zuge der Liberalisierung be-
sonders des Binnenmarktes, einer schrittweisen Deregulierung von Landnutzungs-
rechten und einer Umorientierung der Subventionspolitik sind expandierende Land-
wirte (darunter zunehmend als Unternehmen organisierte Betriebe) mittlerweile 
nicht nur weitgehend frei von regulatorischen Fesseln, sondern auch das Hauptziel 
politischer Förderung. Die Zahl von unternehmerischen Agrarbetrieben ist seit Mitte 
der 2000er-Jahre stetig angestiegen. Dies ist nicht zuletzt auch eine Herausforderung 
für JA, da die politisch geförderten zukünftigen »Träger« (ninaite) der japanischen 
Landwirtschaft gute Gründe haben, sich von der längst nicht mehr unangreifbaren 
Kooperativen-Organisation abzuwenden. 

»Kantei nōsei«: Abes agrarpolitischer Führungsanspruch 

Als Shinzō Abe das Amt des Premierministers im Jahr 2012 zum zweiten Mal über-
nahm, waren die entscheidenden Weichen zu dieser Entwicklung längst gestellt. 
Vor allem Abes politischer Ziehvater Jun’ichirō Koizumi (2001–2006) hatte eine 
Reihe von neoliberalen Agrarreformen vorangetrieben, die den Wandel der Pro-
duktionsstruktur beschleunigten, dabei aber auch die traditionelle Allianz zwischen 
der LDP, JA und Bauern auf eine Zerreißprobe stellten – eine schwere Hypothek für 
seine Nachfolger aus der LDP (darunter auch Abe) und letztlich auch ein entschei-
dender Faktor für den historischen Wahlsieg der Demokratischen Partei (DPJ) in 
den Unterhauswahlen im Jahr 2009. Die DPJ nutzte die Frustration vieler japani-
scher Bauern mit der LDP gezielt aus, indem sie unter anderem eine direkte Ein-
kommensunterstützung für Reisbauern versprach, die 2010 auch eingeführt wurde. 



~ÄÉåçãáÅë=áå=ÇÉê=ä~åÇïáêíëÅÜ~Ñíëéçäáíáâ UR

Vor diesem Hintergrund begann Abe kurz nach seiner zweiten Amtsübernahme 
mit großer Entschlossenheit, den Agrarreformprozess zurück in die Zukunft zu 
führen. Die politische Grundlage für dieses Vorhaben bildete dabei eine Stärkung 
der Rolle des Kantei in der Agrarpolitik (kantei nōsei). Dies ging mit der bewussten 
Verletzung politischer Konventionen einher. Abe drängte zum Beispiel das Agrar-
ministerium von einer vormals zentralen Rolle im politischen Entscheidungspro-
zess in eine implementierende Rolle und beschränkte den Einfluss von etablierten 
konservativen Agrarspezialisten in der LDP (nōrin zoku). Ein besonders öffentlich-
keitswirksamer Schritt war dabei die Besetzung des Vorsitzes des LDP-Landwirt-
schafts-Komitees mit Jun’ichirō Koizumis Sohn Shinjirō. Ähnlich wie dessen be-
rühmter Vater verlieh Abe außerdem dem sogenannten Deregulierungsrat (kisei 
kaikaku iinkai) eine zentrale Rolle im Politikprozess und besetzte ihn mit promi-
nenten neoliberalen Figuren, darunter Koizumis ideologischer Vordenker Heizō 
Takenaka. Abe nutzte den Deregulierungsrat und den Ausschluss von innerpartei-
lichen und administrativen Vetospielern unter anderem zur Durchsetzung von um-
strittenen Deregulierungsprojekten (Maclachlan und Shimizu 2021: 436–437). Ge-
nerell ist aber davon auszugehen, dass Abe die Konzentration von politischer Macht 
im Büro des Premierministers wichtiger war als die Durchsetzung einer dezidiert 
neoliberalen Agenda.1 Ein Rückblick auf die zentralen Elemente der landwirtschaft-
lichen Reformagenda seit 2013 verdeutlicht dies. 

Agrarreformen unter Abe: Zurück in die Zukunft 

Im Dezember 2013 legte die Abe-Regierung einen umfassenden und ambitionier-
ten Plan zur Revitalisierung der japanischen Landwirtschaft vor. In einer expliziten 
Absage an die DPJ-Linie wurde die direkte Einkommensunterstützung für Reisbau-
ern ab 2014 halbiert und ab 2018 ganz gestrichen. Dazu wurde die Reisproduktions-
kontrolle (bekannt als gentan) von der Anspruchsberechtigung für Subventionszah-
lungen entkoppelt, was eine Aufweichung des seit Jahrzehnten bestehenden politi-
schen Instruments zur Stabilisierung des Reispreises bedeutete. Mit diesen Maß-
nahmen vermittelte Abe den Eindruck eines harschen und mutigen Reformpro-
gramms – allerdings nur im Vergleich zur DPJ-Linie. Die Koizumi-Regierung hatte 
die Entkoppelung von Reisproduktionskontrolle und Subventionsberechtigung be-
reits Mitte der 2000er-Jahre vollzogen, bevor die DPJ diesen Schritt 2010 mit der 
Einführung der direkten Einkommensunterstützung für Reisbauern wieder rück-

1 Dies gilt nicht nur für die Agrarpolitik, siehe z.  B. Harris (2020). 
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gängig machte. Koizumi hatte ursprünglich sogar versucht, die Berechtigung zu 
Subventionszahlungen für Reisbauern an die Betriebsgröße zu knüpfen – ein 
Schritt, der die überwiegende Mehrheit der kleinen (Teilzeit-)Betriebe in Japan von 
diesen Subventionszahlungen ausgeschlossen hätte. Dieser Vorstoß wurde zwar bis 
zum Inkrafttreten der Reform im Jahr 2007 entscheidend abgeschwächt, die Enttäu-
schung von Bauern und JA mit der LDP konnte das Zurückrudern aber nicht mehr 
beseitigen. Abe, in seiner ersten Amtszeit selbst mit dieser Enttäuschung konfron-
tiert, entschied sich wohl auch unter dem Eindruck dieser Erfahrung 2013 dazu, 
keine Bedingungen bezüglich der Betriebsgröße in sein Reformpaket zu inkludie-
ren. Zudem balancierte Abe die Aufweichung der Reisproduktionskontrolle mit 
großzügigen Subventionen für Produkte wie Weizen, Soja oder Futterreis. Die Strei-
chung der Direktzahlungen bedeutete zwar vor allem für kleinere (Teilzeit-)Reis-
bauern einen klaren Einschnitt, insgesamt revidierte Abe aber nicht nur den Kurs 
der DPJ, sondern entschärfte bei seiner Rückkehr in die Zukunft des Agrarreform-
prozesses auch den aggressiveren Ansatz von Koizumi. 

Ein Kernziel von Abes Agrarreform-Agenda war die Konsolidierung der Produk-
tionsstruktur. Bis 2023 sollten 80  % des Agrarlandes in Japan von unternehmeri-
schen Betrieben genutzt werden. Neu war an diesem Vorhaben allerdings in erster 
Linie die ambitionierte (und wenig realistische) Zielvorgabe. Die Umverteilung von 
Agrarland von alternden Bauernhaushalten zu einer politisch definierten Kategorie 
von »Träger«-Betrieben (ninaite) ist dagegen eines der Hauptmotive japanischer 
Agrarpolitik seit den frühen 1990er-Jahren. Zur äußerst heterogenen Gruppe der 
zukünftigen »Träger« der japanischen Landwirtschaft zählen expandierende Bau-
ernhaushalte, sogenannte dörfliche Kollektivbetriebe (shūraku einō) sowie als Un-
ternehmen organisierte Agrarbetriebe. Im Zuge fortschreitender Alterung und ei-
ner Reihe von Reformen zur exklusiven Förderung von offiziell »zertifizierten« Ag-
rarbetrieben (darunter die oben erwähnte Subventionsreform aus der Koizumi-
Ära) war die Konsolidierungsrate über die 2000er-Jahre steil angestiegen, stagnierte 
aber in den Jahren vor Abes zweiter Amtszeit bei knapp 50  %. Zur Belebung des 
Konsolidierungsprozesses führte die Abe-Regierung im Jahr 2014 die sogenannten 
»Farmland Banks« (nōchi chūkan kanri kikō) ein: öffentliche Institutionen, die den 
Austausch von Landnutzungsrechten zwischen älteren Bauern und designierten ni-
naite vermitteln sollen. Auch solche Instrumente gab es bereits vor Abes zweiter 
Amtszeit – seit 2009 unterhielt zum Beispiel jede Gemeinde eine so genannte »Ag-
rarland-Harmonisierungsorganisation« (nōchi enkatsu-ka dantai) mit dem glei-
chen Auftrag. Im Unterschied zu diesen lokalen Institutionen wurden die »Farm-
land Banks« auf der Präfektur-Ebene angesiedelt und mit einer Reihe von Reformen 
begleitet. Dazu zählten zum Beispiel der Öffnung des Agrarlandmarktes für landes-
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weite Bieter, eine Deregulierung des Pachtsystems und eine Reform der lokalen Ag-
rar-Komitees (nōgyō iinkai). Zusammen stellten diese Reformen den Versuch dar, 
die Einflussmöglichkeiten von lokalen Akteuren auf den sensiblen Bereich der 
Landnutzung zu verringern. Besonders die Agrar-Komitees, in denen sowohl Bau-
ern als auch lokale JA institutionalisierten Einfluss auf Agrarland(um)nutzungsfra-
gen hatten, galten Verfechtern eines liberalisierten Agrarsektors lange als Stolper-
stein für die »rationale« Umverteilung von Agrarland, beziehungsweise den Zugang 
zu Agrarland für Investoren. Seit 2015 werden die Mitglieder dieser Komitees nun 
nicht mehr gewählt, sondern von der Gemeindeverwaltung ernannt, wobei es sich 
mehrheitlich um offiziell »zertifizierte« (also professionelle) Bauern handeln muss 
(Jentzsch 2021). 

Seit den frühen 2000er-Jahren ist das Ziel der Konsolidierung eng mit der Förde-
rung von Unternehmen verbunden – sowohl durch die Umformung von Agrarbe-
trieben in Unternehmen (hōjinka) als auch durch die Deregulierung des Zugangs 
von »nicht-landwirtschaftlichen Unternehmen« zum Agrarsektor. Die umstrittene 
Abkehr von der haushaltsbasierten Produktionsstruktur erreichte ihren vorläufigen 
Höhepunkt mit einer historischen Revision des Agrarlandgesetzes (Nōchi-hō) im 
Jahr 2009, mit der nicht-landwirtschaftliche Unternehmen zum ersten Mal seit der 
Landreform in den späten 1940er-Jahren Zugang zur Nutzung von Agrarland er-
hielten. Die Abe-Regierung trieb auch diesen Prozess weiter voran. Neben Anreizen 
für Betriebe, sich als Unternehmen zu organisieren, erweiterte eine weitere Revision 
des Nōchi-hō im Jahr 2015 die Möglichkeiten nicht-landwirtschaftlicher Unterneh-
men, in Agrarbetriebe zu investieren. Nach dem Vorbild der Koizumi-Regierung 
wurden 2016 zudem Sonderregulierungszonen eingeführt, in denen der Zugang für 
Unternehmen zu Agrarland noch erweitert wurde. Ebenfalls mit dem Ziel, private 
Investitionen in den Agrarsektor zu erhöhen, förderte die Abe-Regierung offensiv 
sektorübergreifendes Unternehmertum und Diversifizierung unter dem Schlag-
wort der »sechsten Industrie« (6ji-sangyō) – auch hierbei griff Abe existierende 
Initiativen auf, um sie in »seine« Reformagenda einzubauen (Machlachlan und 
Shimizu 2021). 

Auch wenn das Ziel von 80  % bis 2023 weit entfernt bleibt, hat sich die Konsoli-
dierungsrate unter Abe von knapp 50  % im Jahr 2012 auf 57,1  % im Jahr 2020 er-
höht. Die durchschnittliche Betriebsgröße stieg zwischen 2015 und 2020 immerhin 
um 20  % von 2,5 Hektar auf 3,1 Hektar (2,2 Hektar ohne Hokkaidō). Diese Entwick-
lung ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass die Nutzung der »Farmland 
Banks« besonders in den ersten Jahren mit großzügigen Anreiz-Zahlungen geför-
dert wurde. Diese Anreize machten sich besonders für die oben erwähnten dörfli-
chen Kollektivbetriebe (shūraku einō) bezahlt, also Gruppen von Bauernhaushal-
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ten, die ihre Ländereien und Maschinen gemeinsam nutzen und somit unter be-
stimmten Voraussetzungen als ein einziger Betrieb angesehen werden – eine ten-
denziell konservative Form der Konsolidierung, die besonders älteren Teilzeit-Reis-
bauern fortgesetzten Zugang zu Subventionen ermöglicht und daher bereits seit 
Mitte der 2000er-Jahre einen Boom erfuhr. Die monetären Anreize galten zudem 
auch für bereits bestehende Kollektiv-Betriebe, die sich formal in Unternehmen 
umformen und im Zuge dieses Schrittes die Landnutzungsrechte über die »Farm-
land Banks« neu verteilen. Diesen Weg sind angesichts der hohen Anreiz-Zahlun-
gen viele Kollektivbetriebe seit 2015 gegangen – hierbei handelte es sich allerdings 
oft um eine rein formale »Konsolidierung« durch Betriebe, die das betreffende Land 
ohnehin bereits nutzten. Der tatsächliche Erfolg der »Farmland Banks« sowie der 
Anstieg der Zahl von als Unternehmen organisierten Betrieben ist vor diesem Hin-
tergrund mit Vorsicht zu bewerten (Jentzsch 2021). 

Dieser kurze Rückblick macht deutlich, dass sich hinter dem Label der »Abe 
Nōsei« in weiten Teilen keine agrarpolitische Kehrtwende, sondern eher eine ent-
schlossene Fortführung von politischen Entwicklungen aus den 2000er-Jahren ver-
steckte. Deutlich wird aber auch, dass Abe dabei die landwirtschaftspolitischen In-
strumente aus der Koizumi-Ära keineswegs unverändert übernommen hat. Ob-
wohl die Ziele ähnlich blieben – eine Abkehr von der Bewahrung der kleinteiligen 
haushaltsbasierten Produktionsstruktur und eine Hinwendung zu unternehmeri-
scher Landwirtschaft –, zeigen sich Unterschiede hinsichtlich der gewählten Mittel 
und der dahinterstehenden politische Vision. Im Gegensatz zum überzeugten neo-
liberalen Reformer Koizumi betonte Abes Interpretation der politischen Instru-
mente der 2000er-Jahre das Element der staatlichen Förderung. Während Koizumis 
Versuch einer exklusiven Subventionspolitik noch den wütenden Widerstand der 
Agrarlobby provoziert hatte, war Abes Agrarpolitik somit nicht nur geprägt von ei-
nem pragmatischeren Umgang mit der Agrarlobby, sondern auch Ausdruck einer 
anderen politischen Vision, in der der Staat (und nicht der »Markt«) die Umstruk-
turierung des Agrarsektors vorantreibt. 

JA-Reform: Vom Prestigeprojekt zum Kompromiss 

Die Initiative zur Reform der Agrarkooperativen-Organisation JA scheint auf den 
ersten Blick nicht in dieses Bild zu passen. Abes Attacke auf JA war präzedenzlos – 
das symbolisch aufgeladene Prestigeprojekt eines Premierministers, dessen Re-
formwille keine politischen Tabus kennt und damit in gewisser Hinsicht auch eine 
Reminiszenz an Koizumis Postreform. In Abes Visier war JA vor allem durch vehe-
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menten Widerstand gegen Japans Beitritt zum »Trans-Pacific Partnership«-Abkom-
men (TPP) geraten, das bis zum Amtsantritt Donald Trumps ein zentraler Baustein 
in Abes Agenda war. Im Mai 2014 erhöhte sich der Druck auf JA schlagartig, als der 
Deregulierungsrat einen radikalen Plan zur Reform des JA-Gesetzes (Nōkyō-hō) 
vorlegte. Letztlich zeigte die JA-Reform aber auch die Grenzen des Einflusses des 
Deregulierungsrates auf. Bis zu ihrer Verabschiedung im Jahr 2015 wurde die Re-
form erheblich entschärft. Anders als ursprünglich geplant, wurde das zentrale po-
litische Organ der Organisation (JA Zenchū) nicht abgeschafft, sondern lediglich in 
seinen Kontrollkompetenzen gegenüber den lokalen Kooperativen beschränkt. JA 
Zennō, der Handelsarm der Kooperativen, wurde nicht zum privaten Unternehmen 
umgeformt und behielt damit gewisse Wettbewerbsvorteile. Lokale Kooperativen 
dürfen zudem weiterhin eine breite Palette an Services für assoziierte Mitglieder 
(also Nicht-Bauernhaushalte) anbieten. Dieser Punkt ist nicht nur ökonomisch re-
levant, sondern trägt auch der traditionellen Verankerung der Kooperativen in der 
ländlichen Gesellschaft Rechnung – eine historisch gewachsene sozio-politische 
Rolle, die den neoliberalen Reformern ein Dorn im Auge war. Die »entschärfte« JA-
Reform war ein Kompromiss, der diese Rolle zumindest nicht kategorisch in Frage 
stellte, dafür aber Anpassungen an das politische Ziel einer unternehmerischen 
Landwirtschaft verlangte. So müssen die Führungsgremien der lokalen Kooperati-
ven nun verpflichtend (auch) mit »zertifizierten« Landwirten besetzt werden, um 
sicherzustellen, dass sie im Interesse von unternehmerischen Agrarbetrieben han-
deln. Die Steigerung der Einkommen der landwirtschaftlich aktiven Mitglieder 
wurde in der Revision des JA-Gesetzes als Ziel der Organisation definiert. Bereits 
2014 hatte sich JA zu einem fünfjährigen »Selbstreformprozess« (ab 2017) ver-
pflichtet, um dieses Ziel umzusetzen. 

Der letzte Punkt weist auf einen wichtigen Aspekt hin: Anders als oft dargestellt, 
stellt sich JA nicht (oder zumindest nicht mehr) per se gegen den Strukturwandel 
der japanischen Landwirtschaft. Die entscheidende Frage für die Kooperativen-Or-
ganisation ist schon längst vielmehr, ob und wie sie ein Teil dieses fortlaufenden 
Prozesses sein kann. Auf der lokalen Ebene sind viele Kooperativen in Zusammen-
arbeit mit Bauern, dörflichen Organisationen und/oder Lokalregierungen seit lan-
gem in Landumverteilungsprozesse involviert und/oder haben neue Marketingstra-
tegien erarbeitet – teilweise durchaus erfolgreich. Wo dies nicht gelingt, verlieren 
lokale Kooperativen an Einfluss und unternehmerische Betriebe wenden sich ab. 
Ob sie diese Betriebe an sich binden können, ist also nicht weniger als eine Existenz-
frage für lokale Kooperativen, die ansonsten angesichts einer alternden und zuneh-
mend ökonomisch inaktiven Mitgliedschaft Gefahr laufen, obsolet zu werden 
(Jentzsch 2021; Maclachlan und Shimizu 2022). Die »entschärfte« Reform räumte 
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JA die Gelegenheit ein, ein Teil des Wandels der japanischen Landwirtschaft zu blei-
ben, indem sie Anpassungen verlangte, die auf lokaler Ebene vielfach bereits ver-
folgt werden und zudem den Spielraum der lokalen Kooperativen erhöhte, diese 
Anpassungen vorzunehmen. Vor diesem Hintergrund war also auch die JA-Reform 
keine radikale Kehrtwende, sondern griff bestehende (lokale) Wandlungsprozesse 
im Agrarsektor auf und verstärkte sie. 

Ambivalente Reformen, lokale Interpretationen 

Die »entschärfte« JA-Reform steht damit stellvertretend für einen Reformprozess, 
dessen wichtigste Konstante seine Ambivalenz ist. Während sich alle beteiligten Ak-
teure einig zu sein scheinen, dass eine Umformung der alternden, kleinteiligen, und 
in jeder Hinsicht nicht nachhaltigen Produktionsstruktur unumgänglich ist, ist der 
Reformprozess seit den 1990er-Jahre das mäandernde und oft widersprüchliche Er-
gebnis eines ungelösten Konfliktes darüber, wie dieses Ziel zu erreichen sei. Trotz 
einer vergleichsweise ambitionierten Serie von Reformen hat sich dieser Konflikt 
auch in Abes zweiter Amtszeit nicht aufgelöst – im Gegenteil: Die bedingte Rück-
kehr zu neoliberalen politischen Instrumenten aus der Koizumi-Ära und die Fort-
führung von Deregulierungsprozessen vermischten sich mit der politischen Vision 
eines staatlich geförderten »aggressiven« Agrarsektors. Zudem ließ (nicht nur) der 
landwirtschaftspolitische Reformeifer Abes zum Ende seiner Amtszeit stark nach. 
Konservative Agrarpolitiker drängten zurück auf wichtige Positionen. Ein Gesetz 
aus dem Jahr 2017, das JA zu mehr Transparenz in der Preisbildung zwang, war der 
letzte reformistische Impuls der so tatkräftig begonnenen »Abe Nōsei« (Machlach-
lan und Shimizu 2021). 

Eine Konsequenz aus dieser Entwicklung ist, dass sich der Wandel des japani-
schen Agrarsektors weiterhin zu einem entscheidenden Anteil auf der lokalen 
Ebene abspielt, wo Bauern, lokale Kooperativen und Lokalregierungen unter dem 
doppelten Druck von rapider Alterung und der politischen Zielvorgabe einer unter-
nehmerischen Landwirtschaft um einen Weg aus der Strukturkrise ringen. Die Am-
bivalenz des nationalen Reformprozesses lässt dabei sehr unterschiedliche lokale 
Interpretationen zu: von innovativem, unabhängigen Agrar-Unternehmertum bis 
hin zu kooperativ und/oder öffentlich organisierten lokalen »Agrar-Regimen«. 
Nicht selten haben lokale Initiativen – mal mit, mal ohne Beteiligung von JA – dem 
nationalen Reformprozess auch vorgegriffen. Wie oben bereits angedeutet, ist es 
aber keineswegs selbstverständlich, dass lokale Kooperativen den vorhandenen Ge-
staltungsspielraum erfolgreich nutzen können. Bereits seit den frühen 1990er-Jah-
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ren hat die Zahl der lokalen Kooperativen in mehreren Fusionswellen rapide abge-
nommen (Tashiro 2018). In Abes zweiter Amtszeit sank die Zahl weiter von 680 im 
Jahr 2014 auf 584 im Jahr 2020. Diese Entwicklung wurde dabei entscheidend ver-
stärkt von der »Heisei-Welle« von Gemeindefusionen Mitte der 2000er-Jahre und 
trägt auf mehreren Ebenen zu zunehmender lokaler Heterogenität im Agrarsektor 
bei: In immer größeren Kooperativen gehen die Interessen und Bedürfnisse von 
unternehmerischen Betrieben und alternden (Teilzeit-)Bauernhaushalten immer 
weiter auseinander, während die sozio-politischen lokalen Arenen, in denen JA, 
Bauern und Lokalregierung (inter)agieren, ebenfalls großräumiger und heteroge-
ner werden – beides erschwert tendenziell kohärente lokale Antworten auf demo-
grafische und politische Herausforderungen. In der Abe-Ära hat sich der Gestal-
tungsspielraum für (und der Druck auf) Agrarbetriebe und lokale Kooperativen 
weiter erhöht – und damit auch das Risiko, dass letztere nicht mehr in der Lage sind, 
ihre zunehmend heterogene Mitgliedschaft und/oder die Lokalregierung vom Nut-
zen kooperativer Strukturen zu überzeugen. Angesichts der massiven Herausforde-
rung der Umformung einer nach wie vor kleinteiligen Produktionsstruktur wäre 
eine weitere Schwächung dieser Strukturen indes nicht unbedingt eine gute Nach-
richt für die Zukunft der japanischen Landwirtschaft (Jentzsch 2021; Maclachlan 
und Shimizu 2022). 
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Abes atompolitisches Erbe: Ein Jahrzehnt 
der Ungewissheit1

Florentine Koppenborg

Premierminister Abe galt als überzeugter Befürworter der Kernenergie, selbst 
nach dem verheerenden Atomunfall im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi im 
März 2011. Der Jahreswechsel von 2012 auf 2013 markierte scheinbar eine 
Rückkehr zur Atompolitik wie vor Fukushima: Die großen Demonstrationen 
gegen die Atomkraft ließen nach, die Wiederwahl der Liberal-Demokratischen 
Partei (LDP) und des atomkraftfreundlichen Premierministers Shinzō Abe setzte 
dem Diskurs um einen vollständigen Atomausstieg ein Ende, und eine neue 
Sicherheitsbehörde wurde eingerichtet, um eine Rückkehr zur Atomkraft mit 
verbesserten Sicherheitsstandards zu ermöglichen. Anfang 2013 kündigte Abe an 
(Abe 04.01.2013): »Im Laufe der kommenden drei Jahre werden wir die Zukunft 
der bestehenden Kernkraftwerke bewerten und über einen Zeitraum von zehn 
Jahren zu einem neuen stabilen Energiemix übergehen.« Konkret hat die Regie-
rung mit dem Langfristigen Energie- und Versorgungsausblick 2015 (Long-Term 
Energy and Supply Outlook) ein Ziel für den Anteil der Kernenergie an der 
Stromerzeugung von 20–22 Prozent im Jahr 2030 festgelegt. Gegen Ende von 
Abes zweiter Amtszeit als Premierminister im Jahr 2019 erzeugte Japan nach 
Angaben der International Atomic Energy Agency (IAEA) jedoch nur 5 Prozent 
seines Stroms aus Kernkraft, und die Aussichten, mehr als 15 Prozent zu 
erzeugen, waren düster (Koppenborg 03.03.2016). Vor diesem Hintergrund geht 
dieser Beitrag der Frage nach Abes atompolitischem Vermächtnis nach. 

1 Dieser Beitrag beruht auf dem Buch Japan’s Nuclear Disaster and the Politics of Safety Governance der 
Autorin, welches 2023 bei Cornell University Press erscheint. 
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Neue Sicherheitsstandards als politische Herausforderung 

Zunächst haben der Reaktorunfall im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi und die 
anschließenden Enthüllungen über die »geheimen Absprachen« (collusion) zwi-
schen Regierung und Industrie, die zu dem Unfall führten (NAIIC 2012), das Ver-
trauen in die Sicherheit der Kernkraftwerke in Japan untergraben. Reformen der 
Verwaltungsbehörden für nukleare Sicherheit sollten das durch den Unfall verloren 
gegangene Vertrauen in die Reaktorsicherheit im In- und Ausland wiederherstellen. 
In den Jahren 2011 und 2012 wurde es zu einer Art Mantra der LDP-Opposition, 
verloren gegangenes Vertrauen durch die Einrichtung einer unabhängigen Sicher-
heitsaufsichtsbehörde wiederzugewinnen, die eine bessere Sicherheit gewährleisten 
und internationalen Standards entsprechen würde. Gleichzeitig nutzte die LDP 
während ihrer Oppositionszeit ihre Mehrheit im Oberhaus, um zu verhindern, dass 
konkrete Sicherheitsstandards in das Gesetz zur Einrichtung der neuen Behörde 
aufgenommen wurden. Dazu gehörten eine Begrenzung der Betriebsdauer von 
Kernreaktoren auf 40 Jahre und ein so genanntes Back-Fit-System, das es der Auf-
sichtsbehörde ermöglicht, nach Erteilung einer Betriebsgenehmigung zusätzliche 
Maßnahmen durchzusetzen. Das Gesetz zur Einrichtung der Atomaufsichtsbe-
hörde, das als Kompromiss zwischen der Demokratischen Partei Japans, der LDP 
und der Komeitō verabschiedet wurde, sah die Errichtung einer rechtlich unabhän-
gigen Behörde vor, aber keine konkreten Sicherheitsmaßnahmen. 

Dennoch wurden die neuen Sicherheitsstandards bald zu einer Herausforderung 
für die Abe-Regierung. Nachdem die Atomaufsichtsbehörde (Nuclear Regulation 
Authority, NRA) eingerichtet worden war, nutzte sie ihre Unabhängigkeit, um ge-
nau die Maßnahmen zu erlassen, die die LDP zu blockieren versucht hatte. Das von 
der Regierung beschlossene Ziel, den Anteil der Kernenergie an der Stromerzeu-
gung bis 2030 auf 20–22 Prozent zu erhöhen, kann nur erreicht werden, wenn die 
Laufzeit der Kernreaktoren über 40 Jahre hinaus verlängert wird. Nachdem Abe 
und seine Regierung erfolglos versucht hatten, die Einführung einer Begrenzung 
der Reaktorlaufzeit zu verhindern, setzten sie die Atomaufsichtsbehörde mit Hilfe 
von Zielvorgaben unter Druck, diese neue Vorschrift zu verwässern. Dies entsprach 
den Erwartungen, dass die Abe-Regierung Druck auf die NRA ausüben würde, 
sollte deren Tätigkeit der Verwirklichung der energiepolitischen Ziele der Regie-
rung im Wege stehen. 

Da sich die NRA weigerte, dem Druck durch politische Zielvorgaben nachzugeben, 
stand Abe vor der Wahl, entweder die Tatsache zu akzeptieren, dass die neue Sicher-
heitsbehörde ein Hindernis für das Erreichen der atompolitischen Ziele darstellte, 
oder drastische Maßnahmen zu ergreifen. Zu den drastischen Maßnahmen, die the-
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oretisch in der Macht der Abe-Regierung lagen, gehörte das Ersetzen des gesamten 
ersten NRA-Vorstands, als sie Anfang 2013 die Gelegenheit dazu hatte, oder die Än-
derung des NRA-Gesetzes, um die Unabhängigkeit der Behörde zu beschneiden. 
Stattdessen machte die Regierung überraschend einen Rückzieher. Im Januar 2016 
räumte Abe im Parlament ein, dass die Sicherheitsstandards der NRA, insbesondere 
die Begrenzung der Lebensdauer auf 40 Jahre, der Verwirklichung der energiepoliti-
schen Ziele im Wege stehen, und stellte klar, dass die Regierung auch zur Verwirkli-
chung des 22-Prozent-Ziels Reaktoren nicht gegen die Sicherheitsbedenken der NRA 
wieder in Betrieb nehmen wird. Eine ähnliche Formulierung fand auch Eingang in 
den Energiestrategieplan 2018 (Strategic Energy Plan, SEP), in dem betont wird, dass 
die Regierung »dem Urteil der NRA folgen wird« (METI 2018: 23). Die Verringerung 
des Drucks auf die NRA und die Zusage, dem Urteil der NRA zu folgen, auch wenn 
dies dem Erreichen der atompolitischen Ziele im Wege stehe, markieren einen Wen-
depunkt in der Auseinandersetzung der Regierung Abe mit der NRA. 

Entpolitisierung als Wahlkampfstrategie 

Der Wendepunkt in Abes Haltung gegenüber der NRA hängt mit seiner Strategie 
zusammen, die Wahlen trotz der Unpopularität seiner Pro-Atomkraft-Haltung zu 
gewinnen. Wie Hughes (2015: 203) treffend formuliert, wurde dieses Kunststück 
aufgrund »strategischer Entscheidungen der Abe-Regierung vor der Wahl erreicht, 
die dazu beigetragen haben könnten, sie vor der Gefahr zu bewahren, dass die Ener-
giepolitik zu einem wahlentscheidenden öffentlichen Thema wird«. Während die 
Abe-Regierung im Wahlkampf 2012 offen für die Kernkraft warb und den Bau 
neuer Kernkraftwerke forderte, änderte sie 2014 ihre Strategie. Zum einen ver-
suchte sie, die Kernenergie zu entpolitisieren, indem sie die Verantwortung für die 
Frage, ob ein Kernreaktor sicher genug für einen Neustart sei, an die NRA dele-
gierte. Beispiele hierfür sind die allgegenwärtigen Beteuerungen, dass ein Neustart 
erst dann erfolgen wird, wenn die unabhängige NRA die Reaktorsicherheit bewertet 
und grünes Licht für eine Inbetriebnahme gegeben hat. Seit dem SEP von 2014 ge-
lobte die Regierung wiederholt, die Kernenergie unter der Prämisse »Sicherheit an 
erster Stelle« (anzensei o subete ni yūsen) zu nutzen. Zweitens vermied es Abe als 
Premierminister, zu unpopulären Maßnahmen wie dem Neubau von Kernkraft-
werken klar Stellung zu beziehen, indem er solche Absichten weder bestätigte noch 
dementierte. Dementsprechend enthielten die SEP von 2014 und 2018 nur eine 
Hintertür, um weitere Rektoren hinzuzufügen, und zwar um Japans Treibhausgas-
emissionen zu reduzieren, anstatt eine klare Verpflichtung einzugehen. Die SEP seit 
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2014 enthalten auch einen weiteren Hinweis auf die kritische öffentliche Meinung, 
indem sie darauf abzielen, »die Abhängigkeit von der Kernenergie so weit wie mög-
lich zu reduzieren« (kanō na kagiri teigen) (METI 2014). Es handelte sich also um 
strategische Entscheidungen, die dazu beitrugen, dass die Kernkraft nicht zum 
Wahlkampfthema wurde. 

Diese Entpolitisierungsstrategie erforderte ein glaubwürdiges Bekenntnis zur Re-
aktorsicherheit und zu der NRA als unabhängigen Organisationen, die für eine ver-
besserte Sicherheit sorgen sollten. Dies hinderte Abe daran, die Behörde zu 
untergraben, auch wenn sie der von Abe und der Atomindustrie erhofften schnellen 
und einfachen Wiederinbetriebnahme von Kernreaktoren im Weg stand. Ein solches 
Vorgehen hätte eine breite öffentliche Missbilligung riskiert und hätte von den Oppo-
sitionsparteien als Wahlkampfthema aufgegriffen werden können. Die LDP brauchte 
glaubwürdige Sicherheitsgarantien, um ihre Entpolitisierungsstrategie zum Erfolg zu 
führen, da die öffentliche Meinung im Inland weiterhin überwiegend gegen die Kern-
kraft eingestellt war und die internationale Kontrolle anhielt. Die Sicherheitsstan-
dards für Mensch und Umwelt der IAEA aus dem Jahr 2016, die als Reaktion auf die 
Lehren aus dem Reaktorunfall in Fukushima überarbeitet wurden, enthalten nun den 
Zusatz »Freiheit von politischem Druck« (IAEA 2016). Während sich einige LDP-
Politiker über die mangelnde Berücksichtigung politischer Belange durch die NRA 
beschwerten, legitimierten die Überprüfungen der Regulierungspraktiken der NRA 
durch die IAEA deren unabhängigen Regulierungsansatz, zu dem auch die Wahrung 
der Distanz zu Politikern gehört. Die Notwendigkeit eines glaubwürdigen Engage-
ments für die Reaktorsicherheit vor dem Hintergrund einer skeptischen nationalen 
und internationalen Öffentlichkeit und einer Wahlkampfstrategie, die auf der Entpo-
litisierung der Kernenergie beruhte, hinderte die Regierung daran, substanzielle 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Wiederinbetriebnahme von Reaktoren zu be-
schleunigen, und resultierte in bloßen Aufrufen zur Wiederinbetriebnahme. 

Beibehaltung unrealistischer Ziele in der Nuklearpolitik 

Trotz der Unpopularität ihrer Pro-Atomkraft-Politik und der Erkenntnis, dass die 
Atomaufsichtsbehörde dem Erreichen der 2030-Ziele der Atompolitik im Wege steht, 
hat die Abe-Regierung dieselben Ziele im SEP 2018 beibehalten. Im größeren ener-
giepolitischen Kontext soll die Kernenergie eine zentrale Rolle bei der Erreichung des 
Dreiklangs energiepolitischer Ziele spielen: Energiesicherheit, Umwelt- und Kli-
mafreundlichkeit und wirtschaftliche Effizienz (energy security, environmental and 
climate friendliness und economic efficiency = »3E«). Mit anderen Worten: Die fortge-
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setzte Nutzung der Kernenergie sollte die geringe Energieautarkie Japans erhöhen, die 
Treibhausgasemissionen im Einklang mit den im Rahmen des Pariser Klimaabkom-
mens eingegangenen internationalen Verpflichtungen senken und die Strompreise 
niedrig halten. Diese Strategie besteht bereits seit Jahrzehnten, und eine deutliche 
Senkung der Kernenergieziele würde erhebliche Änderungen an der energiepoliti-
schen Gesamtstrategie Japans erfordern. Ein weiterer Grund für die Beibehaltung der 
Ziele stand im Zusammenhang mit »Abenomics«, Abes Wirtschaftspolitik zur An-
kurbelung des Wirtschaftswachstums, wobei eine Rückkehr zur Kernenergie als zen-
traler Faktor dafür angesehen wurde (Incerti und Lipscy 2018). Die angenommenen 
Ziele sollten zudem eine Botschaft der Unterstützung an die Atomindustrie senden. 
Nicht zuletzt waren sie ein Ausdruck von Unsicherheit. Kikkawa Takeo (2012), ein 
Mitglied der energiepolitischen Beratungsgremien, beschrieb den Anteil der Kern-
energie als Ergebnis von Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Entwicklung 
Erneuerbarer Energien, Energieeinsparungen und Kohle und nicht als eigenständige 
Variable. Die Abe-Regierung hielt also aus einer Vielzahl politischer Gründe an den 
2030-Zielen für die Kernenergie fest: um ihre Unterstützung für die Atomindustrie 
zum Ausdruck zu bringen, politische Ziele gegenüber der NRA zu kommunizieren 
und als Platzhalter in Zeiten der Unsicherheit, zusätzlich zu den traditionellen ener-
giepolitischen Zielen, die durch die »3E« verkörpert werden. 

Lauwarme politische Unterstützung 

Die politische Unterstützung der Kernkraft war ein zentrales Merkmal der japani-
schen Atompolitik vor dem Atomunfall im März 2011. Danach forderten Denjiren 
und Keidanren, respektive der Verband der Energieversorger sowie der größte In-
dustrieverband Japans, eine stärkere politische Unterstützung, einschließlich des 
Baus neuer Kernreaktoren und des Repowering, d.  h. des Ersetzens älterer kleinerer 
Reaktoren durch neuere und größere. Die Abe-Regierung unterstützte jedoch keine 
dieser Forderungen. Außerdem setzte sie die Atomaufsichtsbehörde nicht mehr un-
ter Druck, um eine rasche Wiederinbetriebnahme und eine Lockerung der 40-Jah-
res-Regel zu erreichen, die auch von der Industrie gefordert worden war. Eine an-
dere mögliche Unterstützungsstrategie, nämlich die Weitergabe der zusätzlichen Si-
cherheitskosten der Energieversorger an die Verbraucher in Form höherer Strom-
preise, wäre angesichts der ohnehin schon hohen Strompreise in Japan bei den 
Wählern sehr unpopulär gewesen. Trotz der Pro-Atomkraft-Rhetorik zeigte die 
Abe-Regierung von 2012 bis 2019 weniger Unterstützung für die Kernenergie als 
vorhergehende LDP-Regierungen. 
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Diese lauwarme politische Unterstützung kam zu einem Zeitpunkt, als eine 
starke politische und administrative Unterstützung für die Kernkraft entscheidend 
gewesen wäre. Schon vor 2011 stand die Umsetzung der Atompolitik vor Heraus-
forderungen, was sich darin zeigte, dass die Stromerzeugungskapazität der Kern-
kraft in den 2000er Jahren zum Stillstand kam und sogar einen leichten Rückgang 
verzeichnete. Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi wuchsen die 
Herausforderungen für die Atomindustrie weiter. Entgegen den geringen Erwar-
tungen hat die NRA der Atomindustrie, insbesondere den Stromversorgern, stren-
gere Sicherheitsstandards auferlegt. Infolgedessen stiegen die Kosten für die techni-
sche Sicherheit, d.  h. die Höhe der Investitionen, die erforderlich sind, um die Kern-
kraftwerke an die neuen Standards anzupassen, sprunghaft an. Darüber hinaus er-
möglichten die neuen Sicherheitsstandards unbeabsichtigt weitere Proteste der 
Atomkraftgegner, indem sie die allegorische Nachbarschaft der Not-In-My-Back-
yard (NIMBY)2-Proteste erweiterten und den Bürgern mehr Möglichkeiten boten, 
Betriebsgenehmigungen vor Gericht anzufechten. Verzögerungen aufgrund ge-
richtlicher Anordnungen gegen die Wiederinbetriebnahme von Reaktoren schmä-
lerten die verbleibenden Betriebsjahre von Japans alternden Reaktoren und 
schränkten damit die Rentabilität von massiven Sanierungsinvestitionen ein. Die 
steigenden Kosten und die sinkende Rentabilität der Kernenergie stellten eine große 
Herausforderung dar, insbesondere für die Stromversorger, und ihre Bewältigung 
hätte staatliche Unterstützung erfordert. 

Anstatt jedoch Unterstützung zu leisten, hat die Abe-Regierung die Situation für 
die Energieversorger eher noch verschlimmert. Sie beschloss 2015 eine Strom-
marktliberalisierung, die die lange Zeit bestehenden regionalen Monopole der 
Stromversorger3 beendete und sie einem stärkeren Wettbewerb aussetzte. Premier-
minister Abe setzte sich für die vollständige Liberalisierung des Strommarktes ein, 
gegen die sich die Energieversorger in den 1990er und 2000er Jahren erfolgreich 
gewehrt hatten. Damals folgten METI und Regierung der Argumentation der 
Atomindustrie, dass liberalisierte Märkte im Widerspruch zu einem rentablen Aus-
bau der Atomkraft im Rahmen von Energiemonopolen stünden. Der Grund: Eine 
Marktliberalisierung verlangte von den Versorgern, wie strategische Akteure in ei-
nem wettbewerbsorientierten Umfeld zu denken, und würde Investitionen in die 
Kernkraft verhindern. Dass die Regierung die vollständige Liberalisierung des 

2 Der Begriff NIMBY stammt aus dem Englischen und bezeichnet Proteste, die sich hauptsächlich ge-
gen Infrastrukturprojekte »in meiner Nachbarschaft« wenden. 

3 Die Stromversorgung in Japan wurde Anfang der 50er Jahre in Form von regionalen Monopolen or-
ganisiert. Dabei versorgte jeweils ein Unternehmen als alleiniger Anbieter eine bestimmte Region mit 
Strom. 
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Energiemarktes aus dem SEP von 2006 gestrichen hat, war ein deutliches Zeichen 
der staatlichen Unterstützung (Kikkawa 2012). Umgekehrt signalisierte Abe mit der 
vollständigen Liberalisierung des Einzelhandelsmarktes einen Rückzug der politi-
schen Unterstützung. Dies setzte die Stromversorgungsunternehmen zu einem 
Zeitpunkt zusätzlich unter Druck, als sie in ihrer Rolle als Betreiber von Kernkraft-
werken vor den bisher größten finanziellen Herausforderungen standen. 

Reaktion der Industrie 

Abes lauwarme Unterstützung für die Kernkraft, d.  h. eher rhetorische als substan-
zielle politische Unterstützung, blieb nicht ohne Folgen. Da die Kosten in die Höhe 
schossen, verfolgten die Energieversorger einen eher geschäftsorientierten Ansatz, 
der auf strategischen Investitionen in vor allem jüngere und größere Reaktoren be-
ruhte, die sich für sie noch als rentabel erweisen könnten. Infolgedessen kam es in 
Japan zu einem drastischen Rückgang der Stromerzeugungskapazitäten aus Kern-
kraft, und die Zahl der kommerziellen Kernreaktoren sank von über 50 im Jahr 
2011 auf 33 im Jahr 2021. Ein Indikator für die Wiederinbetriebnahmeabsichten der 
Stromversorger ist die angeforderte Anzahl der dafür notwendigen Sicherheitsüber-
prüfungen, die im Jahr 2022 bei 27 (von 33) Kernreaktoren lag. Zusammen könnten 
diese 27 Reaktoren bis 2030 etwa 14 Prozent des Stroms liefern, wenn sie erfolgreich 
wieder hochgefahren und mit einer Standardbetriebskapazität von etwa 85 Prozent 
betrieben werden und die Stromnachfrage auf dem Niveau von 2011 bleibt. Wichtig 
ist, dass mit jedem Jahr, das verstreicht, ein weiteres Jahr von der Lebensdauer eines 
Reaktors abgezogen wird, was die Wahrscheinlichkeit verringert, dass sich Sicher-
heitsinvestitionen lohnen. Unter der Annahme, dass die Stromversorger alle 33 ver-
bleibenden, sowie die zwei im Bau befindlichen, kommerziellen Kernreaktoren in 
Japan nachrüsten und wieder in Betrieb nehmen, würde der Anteil der Kernkraft 
im Jahr 2030 bei 18 Prozent liegen und damit das Regierungsziel von 20–22 Prozent 
verfehlen. Die Reaktion der Stromversorgungsunternehmen auf die steigenden 
Kosten bei gleichzeitiger mangelnder politischer Unterstützung stellt die Idee eines 
»nuklearen Dorfes«4, das geschlossen hinter der Förderung der Kernenergie steht, 
in Frage (Koppenborg 2021). 

4 Der Begriff wurde in den 1990er Jahren von Tetsunari Iida geprägt, der heute das Institut for 
Sustainable Energy Policies leitet. Er beschrieb das »nukleare Dorf« als »Interessengemeinschaft 
der Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft bestehend aus Kraftwerksherstellern, Energieversor-
gern, der für die Atomwirtschaft zuständigen Verwaltung sowie Forschungseinrichtungen« (AS
02.03.2012). 
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Ungeachtet der allgemeinen Wahrnehmung Abes als überzeugter Befürworter 
der Kernenergie scheint seine Atompolitik das Verhältnis der Regierung zu den 
Stromversorgern belastet zu haben. Indem die Energieversorgungsunternehmen 
ihren Einfluss und die vorher genossene politische Unterstützung verloren haben 
und nicht mehr die Investitionen tätigen, die zur Erreichung der energiepolitischen 
Ziele der Regierung notwendig sind, wurde das System der »privaten Umsetzung 
öffentlicher Politik« (kokusaku minei) (Kikkawa 2012) erheblich belastet. Dass die 
Stromversorgungsunternehmen nicht die notwendigen Investitionen tätigen, um 
die Regierungsziele zu erreichen, ist gleichbedeutend mit einem beginnenden Aus-
tritt aus der Koalition der Befürworter der Kernkraft. 

Das nuklearpolitische Vermächtnis von Premierminister Abe 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Premierminister Abe versuchte, auf 
einem schmalen Grat zwischen sehr unterschiedlichen Interessen zu wandern: 
Wiederwahl trotz der Unpopularität seiner Pro-Atomkraft-Position, ein glaub-
würdiges Bekenntnis zur Reaktorsicherheit, um das Vertrauen im In- und 
Ausland wiederzugewinnen, Unterstützung für die Atomindustrie und energie-
politischer Nutzen aus der Beibehaltung der Atomkraft. Dies wurde im Laufe der 
Zeit immer schwieriger, und es wurde deutlich, dass das Erreichen der Kernkraft-
ziele wesentlich umfangreichere politische Maßnahmen erfordern würde, als die 
Regierung zu ergreifen bereit war. Beginnend mit den vorgezogenen Neuwahlen 
2014 gab Abe seiner Wiederwahl den Vorrang vor der Lösung der Kernenergie-
frage, verschlechterte dann mit der vollständigen Liberalisierung des Strommark-
tes im Jahr 2015 das Geschäftsumfeld der Kraftwerksbetreiber und hörte schließ-
lich auf, die Atomaufsichtsbehörde zu einer beschleunigten Wiederinbetrieb-
nahme zu drängen, was wiederum zu Lasten der Stromversorger ging. Das 
Ergebnis ist eine Politik, die die Kernenergie zwar dem Namen nach, nicht aber 
dem Inhalt nach unterstützt. 

Die Tatsache, dass die beschlossenen aber schwer zu erreichenden Kernkraft-
ziele nach wie vor bestehen, ist ein Zeichen dafür, dass die Frage der Kernkraft-
nutzung weiterhin ungelöst ist und dass Premierminister Abe es versäumt hat, 
den 2013 angekündigten »Übergang zu einem neuen stabilen Energiemix über 
zehn Jahre« zu schaffen. Trotz der anfänglichen Pro-Atomkraft-Rhetorik ent-
schied sich Premierminister Abe dafür, sein politisches Gewicht nicht in den 
Dienst der Wiederinbetriebnahme von Kernreaktoren zu stellen, hauptsächlich 
aus wahltaktischen Erwägungen. Dies führte letztlich dazu, dass die Befürworter 
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der Kernenergie die Macht über die Umsetzung ihrer energiepolitischen Ziele 
verloren (Koppenborg 2021), und somit ist Abes Vermächtnis ein energiepoliti-
sches Durcheinander. 

Abes Nachfolger, zunächst Premierminister Suga und dann Premierminister 
Kishida, haben im Wesentlichen sein Erbe fortgeführt, indem sie die Ziele der 
Atompolitik im Rahmen des SEP 2021 beibehielten. Trotz aller Rhetorik über die 
Bedeutung der Kernenergie gab es weiterhin wenig substanzielle politische Unter-
stützung. Angesichts der Energiekrise nach dem Einmarsch Russlands in der Ukra-
ine kündigte Kishida an, alle 17 Kernreaktoren, die die Sicherheitsprüfung durch 
die NRA erfolgreich durchlaufen haben, schnellstmöglich wieder in Betrieb zu neh-
men. Zudem will die Kishida-Regierung eine Laufzeitverlängerung auf 60 Jahre so-
wie den Bau von Atomkraftwerken der nächsten Generation prüfen lassen und bis 
Ende des Jahres eine Entscheidung vorlegen. Das Festhalten Abes und der LDP an 
der Kernenergie als politischem Pfeiler sowie (unrealistischen) Zielen stellt eine He-
rausforderung für Japans Energie- und damit auch Klimapolitik dar, deren Lösung 
vor dem Hintergrund der Energiekrise im Jahr 2022 erneut an Bedeutung gewon-
nen hat. 
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Die japanische Wirtschaft unter 
»Abenomics«

Franz Waldenberger 

Japan ist bekanntlich ein Land, in dem Bescheidenheit wertgeschätzt und die eigene 
Leistung gerne klein geredet bzw. dem Team zugeschrieben wird. Umso überra-
schender klang es, als Premierminister Shinzō Abe zu Beginn seiner zweiten Amts-
periode im Januar 2013 seine neue Wirtschaftspolitik verkündete. »Japan ist zu-
rück« hieß es vollmundig. Mit den sogenannten »drei Pfeilen«, d.  h. aufeinander 
abgestimmten fiskal- und geldpolitischen Maßnahmepaketen sowie Strukturrefor-
men, werde man die japanische Wirtschaft wieder auf Kurs bringen. Eine derartig 
vielversprechende Wirtschaftspolitik hatte es seit dem Einkommensverdoppelungs-
plan von Premierminister Ikeda aus dem Jahr 1960 nicht mehr gegeben. Das Ganze 
wurde in Anlehnung an »Reaganomics« als »Abenomics« verkauft, womit man Abe 
gleichsam als den Ideengeber und Lenker positionierte. 

Aus Marketingsicht war Abenomics ein voller Erfolg. Die Regierung lenkte damit 
nicht nur die internationale Aufmerksamkeit auf Japan. Sie rückte die Wirtschaft 
des Landes auch in ein positiveres Licht. Abenomics schuf eine neue Aufbruchstim-
mung und verdrängte die bis dahin vorherrschende Vorstellung, dass sich die wirt-
schaftliche Durststrecke, die »verlorenen Dekaden«, fortsetzen würde. Die Verein-
nahmung der Geldpolitik, die ja eigentlich von der »unabhängigen« Bank of Japan 
(BOJ) zu verantworten war, ging in dem Wirbel, den Abenomics national wie inter-
national erweckte, unter. Auch wurde der keinesfalls geringe Gestaltungsanspruch 
der Politik nicht ernsthaft in Frage gestellt. Wer Gutes verspricht, dem schenkt man 
gerne Glauben. Die Hoffnung erhielt mit der überraschenden Vergabe der olympi-
schen Sommerspiele nach Tōkyō, für die sich Abe gleich zu Beginn seiner Amtszeit 
persönlich eingesetzt hatte, zusätzlichen Auftrieb. Auch der bald einsetzende, starke 
Zustrom ausländischer Touristen, der durch einen schwachen Yen und die positive 
Einkommensentwicklung in asiatischen Nachbarländern, insbesondere China, be-
günstigt wurde, sorgte für eine positive Grundstimmung. 
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Bewertungen basieren auf impliziten Annahmen 

Aber welchen Einfluss hatte Abenomics wirklich? Hier scheiden sich die Geister. Die 
Regierung selbst zog im Juni 2020 ein sehr positives Fazit (GOJ 2022). Sie verwies dabei 
insbesondere auf das Wachstum der Wirtschaftsleistung, das von mehr Investitionen 
und einem deutlichen Beschäftigungszuwachs getragen worden war, die deutlich ge-
sunkene Arbeitslosigkeit, die verbesserte Gewinnlage der Unternehmen und höhere 
Steuereinnahmen. Der Ökonom und Japankenner Richard Katz (2022) kommt in sei-
ner jüngsten Beurteilung von Abenomics zu einem anderen Ergebnis. Die japanische 
Wirtschaft hätte unter der Wirtschaftspolitik Abes gelitten: die Wachstumsziele seien 
weit verfehlt worden, der Lebensstandard der Bevölkerung sei sogar gesunken, da die 
Löhne stagnierten und viele der zusätzlichen Arbeitsplätze im Niedriglohnbereich ge-
schaffen worden seien. Auch hätten die angekündigten Reformen, beispielsweise in der 
Landwirtschaft, keine grundlegenden Verbesserungen gebracht. 

Wie können die Einschätzungen so weit auseinanderliegen? Der Grund sind un-
terschiedliche Annahmen darüber, wie sich die japanische Wirtschaft ohne Abeno-
mics hätte entwickeln können bzw. was man hätte besser machen können. Im Fol-
genden soll dies für die »drei Pfeile« genauer dargelegt werden. Dabei können aus 
Platzgründen nicht alle Politikbereiche erörtert werden. So werden insbesondere 
die Klima- und Energiepolitik sowie die digitale Transformation, aber auch die Be-
mühungen um eine Förderung der ländlichen Regionen nicht thematisiert, obwohl 
sich die Abe-Regierung auch hier deutlich positionierte, etwa mit dem energiepoli-
tischen Leitbild einer »Wasserstoffgesellschaft«, dem Forschungsrahmenprogramm 
»Society 5.0«, der Initiative »Data Free Flow with Trust«, dem Slogan »Revitalisie-
rung der Regionen« oder mit der unter dem Schlagwort »rokuji sangyō« angestreb-
ten Verbesserung der Integration der Landwirtschaft in nachgelagerte Wertschöp-
fungsstufen von Industrie und Handel. 

Fiskalpolitik 

Wie seine Vorgänger räumte Abe der Konsolidierung des japanischen Haushalts 
keine Priorität ein. Der fiskalpolitische Pfeil war nicht auf den Abbau der rekordho-
hen Schuldenquote gerichtet, sondern sollte die wachstumspolitischen Ziele flan-
kieren. Entsprechend stieg die Schuldenquote1 von 205  % des BIP im Jahr 2012 auf 

1 Gesamte Verbindlichkeiten des Staatssektors (Zentralregierung, regionale Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherungen) in Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Daten basieren auf Angaben der 
OECD, Economic Projections, https://stats.oecd.org (22.09.2022). 
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224  % des BIP im Jahr 2019. Der Anstieg wäre noch höher ausgefallen, hätte man 
nicht die noch von der Vorgängerregierung beschlossene stufenweise Anhebung 
des Konsumsteuersatzes von 5  % auf 8  % im Jahr 2014 und von 8  % auf 10  % im Jahr 
2019 durchgeführt. Auf der Ausgabenseite schlug vor allem der mit der Alterung 
der Bevölkerung verbundene Anstieg der Sozialausgaben zu Buche, die 2019 fast 
ein Drittel der Gesamtausgaben des Staatssektors ausmachten. 

Bei der Bewertung der japanischen Fiskalpolitik gehen die Meinungen deutlich 
auseinander. Für die einen ist sie schlicht verantwortungslos, für die anderen 
absolut vernünftig. Fakt ist, dass die öffentlichen Gesamtausgaben im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zu anderen OECD-Ländern nach wie 
vor relativ gering sind. Der Staatssektor ist also keinesfalls aufgebläht. Hinzu-
kommt, dass sich die japanische Regierung seit vielen Jahren zu Zinsen nahe Null 
finanzieren kann. Die Investoren, zu über 90  % Inländer, haben also unvermin-
dert Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit. Die Frage ist natürlich, wie lange noch, 
und was passiert, wenn das Vertrauen verloren geht? Dies hängt entscheidend 
von der zukünftigen Rolle der Geldpolitik ab, die im nächsten Abschnitt erörtert 
wird. 

Neben der Zahlungsfähigkeit ist für eine Beurteilung der öffentlichen Ver-
schuldung die Frage entscheidend, ob durch sie private Investitionen verdrängt 
wurden. Sie ist aus zwei Gründen zu verneinen. Zum einen sind trotz der 
enormen Schuldenaufnahme die Zinsen gesunken, was dafürspricht, dass Fi-
nanzkapital nicht knapp war. Zum anderen erwirtschaftete der japanische Un-
ternehmenssektor seit Mitte der 90er Jahre Finanzierungsüberschüsse. Japani-
sche Unternehmen verfügten in der Summe also über mehr als genug eigene 
Mittel, um ihre Investitionen im Inland zu finanzieren. Unter diesen Bedingun-
gen war es gesamtwirtschaftlich gesehen sogar vorteilhaft, dass sich die Regie-
rung verschuldete. Sie schöpfte damit überschüssige Ersparnisse des privaten 
Sektors ab. 

Geldpolitik 

Für die Zahlungsfähigkeit des japanischen Staates spricht, dass er in Yen verschul-
det ist, in der Währung also, die er selbst produziert. Natürlich ist für die Geldver-
sorgung die japanische Notenbank (BOJ) verantwortlich. Aber unter Abenomics 
waren Geld- und Fiskalpolitik quasi gleichgeschaltet. In der Person von Haruhiko 
Kuroda, der im März 2013 zum neuen Gouverneur der BOJ ernannt wurde, fand 
Abe einen treuen Gefolgsmann. Mit einer extrem expansiven Ausweitung der mo-
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netären Basis2 versuchte die BOJ ganz im Sinne des »zweiten Pfeils« von Abeno-
mics, das von ihr neu ausgegebene zweiprozentige Inflationsziel gemessen am Kon-
sumgüterpreisindex (KPI) zu erreichen. Dieses wurde allerdings deutlich verfehlt. 
Der KPI stieg zwischen 2012 und 2020 im Jahresdurchschnitt nicht um 2  %, son-
dern lediglich um 0,8  %.3 

Letztlich konnten die Geschäftsbanken das Zentralbankgeld nur in sehr gerin-
gem Umfang an die private Wirtschaft weiterreichen. Somit wurde es kaum nach-
fragewirksam. Der wesentliche Grund, warum die extrem niedrigen Zinsen keinen 
Investitionsboom auslösten, ist in der demographischen Entwicklung Japans zu se-
hen. Bei einer seit 2010 rückläufigen Bevölkerung und einem wachsenden Leer-
stand an Wohnraum rechneten sich inländische Investitionen in den Ausbau von 
Produktionskapazitäten oder Wohnungen selbst bei Zinsen nahe Null nicht mehr. 

Auch wenn die Geldpolitik ihr öffentlich verkündetes Hauptziel kläglich ver-
fehlte, erwies sie der Fiskalpolitik erhebliche Dienste. Sie erlaubte es dem Staat, sich 
zu historischen Niedrigzinsen zu finanzieren, was dieser dazu nutzte, die durch-
schnittliche Laufzeit der in Umlauf befindlichen Staatsschuldpapiere auf aktuell 9 
Jahre zu verlängern. Im Zuge ihrer massiven Expansionspolitik kaufte die BOJ in 
großem Umfang Staatspapiere. Ende Juni 2022 hielt sie 48  % der Japanese Govern-
ment Bonds (JGBs). Durch den Aufkauf befreite sie das inländische Finanzsystem 
in erheblichem Umfang von den Kursrisiken, die mit dem Besitz von Staatspapieren 
einhergehen. 

Abenomics profitierte von der Harmonie zwischen Fiskal- und Geldpolitik. Die 
Nichterreichung (!) des Inflationsziels rechtfertigte eine immer weitere Ausweitung 
der monetären Basis, wodurch immer mehr Staatspapiere in den Besitz der BOJ 
gelangten. Diese Harmonie hatte die Abe-Regierung nicht zu verantworten. Sie war 
hauptsächlich der demographischen Entwicklung geschuldet. Man kann der Regie-
rung aber zugutehalten, dass sie die harmonische Beziehung bestens genutzt hat. 
Ob dies in Zukunft weiter möglich sein wird, ist durchaus fraglich. Falls das Inflati-
onsziel erreicht wird, wird die Geldpolitik nicht mehr die Fiskalpolitik stabilisieren 
können. Sie muss sich dann entscheiden, ob sie die Geldwertstabilität oder die Sta-
bilität der Staatsfinanzen priorisiert. 

2 Als monetäre Basis bezeichnet man die von der Zentralbank zur Verfügung gestellte Geldmenge. Sie 
wird daher auch als Zentralbankgeld bezeichnet und setzt sich aus dem im Umlauf befindlichen Bar-
geld und den Einlagen der Geschäftsbanken bei der Zentralbank zusammen. Letztere bilden die Basis 
der Geldschöpfung im Geschäftsbankensektor. 

3 Statistics Bureau of Japan, Consumer Price Index, https://www.stat.go.jp/english/data/cpi/1581-
z.html (22.09.2022). 
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Entwicklung der Erwerbstätigkeit trotzt dem demographischen Wandel 

Während Fiskal- und Geldpolitik die Steuerung der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage, insbesondere die Vermeidung von Arbeitslosigkeit, im Blick haben, zielen 
Strukturreformen auf eine Verbesserung der Rahmenbedingungen der Wirtschaft 
ab. 

Schon als Abe Ende 2012 zum zweiten Mal an die Regierung kam, war klar, 
dass die demographische Entwicklung, die durch einen Rückgang der Bevölke-
rung und eine rasche Alterung gekennzeichnet war, neben dem Klimawandel 
und der digitalen Transformation die auf absehbare Zeit größte gesellschafts- 
und wirtschaftspolitische Herausforderung darstellen würde. Beide demogra-
phischen Trends belasten nicht nur die öffentlichen Haushalte, sondern gefähr-
den auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Der Rückgang der Bevölkerung, 
der zuerst die ländlichen Regionen trifft, verteuert dort die Bereitstellung von 
Infrastruktur und Versorgungsleistungen. Die Alterung der Bevölkerung redu-
ziert den Anteil der Erwerbstätigen. Immer weniger Beschäftigte müssen für 
immer mehr Personen im Ruhestand aufkommen, unter denen zudem der 
Anteil der Pflegebedürftigen steigt, was einen zusätzlichen Versorgungsaufwand 
bedingt. 

Die wichtigsten Handlungsfelder, um der demographischen Herausforderung zu 
begegnen, sind die Mobilisierung von Arbeitskräften, die Steigerung der Produkti-
vität und die Schaffung familienfreundlicher Beschäftigungsbedingungen. In Be-
zug auf die Mobilisierung von Arbeit konnte Japan beachtliche Erfolge verzeichnen. 
Während die Bevölkerung im »erwerbsfähigen Alter«, also in der Altersgruppe von 
15 bis 64 Jahren, zwischen 1995 und 2020 um 14,2 Millionen gesunken war, hatte 
die Zahl der Erwerbstätigen um 4,2 Millionen zugenommen.4 Möglich war dies 
durch eine höhere Erwerbsbeteiligung bei Frauen in der Altersgruppe der 15- bis 
64-Jährigen (+2,5 Millionen) sowie durch einen starken Beschäftigungszuwachs in 
der Altersgruppe 65+ (+4,8 Millionen). Die Zahl der männlichen Erwerbstätigen in 
der Altersgruppe 15 bis 64 Jahre war dagegen im gleichen Zeitraum um 3,1 Millio-
nen gesunken. Der Anstieg der Erwerbstätigkeit begann allerdings erst 2012. Er fiel 
also in die Zeit von Abenomics. Zwischen 1995 und 2012 waren knapp eine Million 
Arbeitsplätze verloren gegangen. 

4 Eigene Berechnungen auf Basis der Daten des Labour Force Survey, Statistics Bureau of Japan, 
https://www.stat.go.jp/english/data/roudou/index.html (22.09.2022). 
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Produktivität 

Wenn weniger Erwerbstätige für mehr Nichterwerbstätige aufkommen müssen, 
dann müssen sie produktiver arbeiten, damit das Einkommen pro Kopf nicht sinkt. 
Abe versprach eine Produktivitätsrevolution. Das Versprechen konnte er allerdings 
nicht einlösen. Auch wenn die Arbeitsproduktivität in Japan im Zeitverlauf leicht 
zunahm, international fiel das Land weiter zurück. Der Rückstand in der Arbeits-
produktivität pro Stunde vergrößerte sich gegenüber den USA zwischen 2012 und 
2019 von 35  % auf 38  %.5 2018 überholte Südkorea Japan bei der Arbeitsprodukti-
vität pro Beschäftigten. Beim Pro-Kopf Einkommen fiel Japan unter den 37 OECD-
Ländern von Rang 18 im Jahr 2012 auf Rang 22 im Jahr 2019 zurück. 

Die Entwicklung ist im Grunde paradox. Denn schaut man sich die Ressourcen-
ausstattung Japans an, dann müsste es zu den produktivsten in der OECD zählen. 
Kaum ein anderes Land investiert so viel in Forschung und Entwicklung, hält so 
viele Patente, hat einen so hohen Anteil an gut ausgebildeten Arbeitskräften und 
verfügt seit Jahren über so billiges Finanzkapital. Offensichtlich werden die hervor-
ragenden Ressourcen nicht effizient bewirtschaftet, wie bei einem Koch, der aus 
exzellenten Nahrungsmitteln ein mittelmäßiges Essen zubereitet. 

Einen ersten Hinweis auf die Produktivitätsproblematik gibt die Beschäftigungs-
entwicklung. Viele der zwischen 2010 und 2020 neu gewonnenen Arbeitsplätze 
wurden im Niedriglohnsektor geschaffen, was sich nicht zuletzt in dem weiteren 
Anstieg von Teilzeit- und befristeten Arbeitsverhältnissen und in dem trotz Ar-
beitskräftemangel geringen Einkommensanstieg pro Beschäftigten zeigt. Es ist be-
kannt, dass japanische Unternehmen Schwierigkeiten haben, Frauen, die familiär 
bedingt ihre berufliche Karriere unterbrechen, und Personen im Pensionsalter als 
Vollzeitkräfte in ein Personalsystem zu integrieren, das auf Personen bis 55 Jahre 
zugeschnitten ist, die aus dem Bildungssystem rekrutiert wurden und dann ohne 
Unterbrechung dem Unternehmen angehören. 

Die Abe-Regierung versuchte mit zwei großen Maßnahmepaketen vergeblich, Ja-
pans Produktivitätslücke zu schließen. Das erste Paket adressierte Japans Corporate 
Governance. Es umfasste die Verpflichtung zur Berufung unabhängiger Direktoren 
in das Board börsengelisteter Aktienunternehmen, die Einführung eines Corporate 
Governance Codes, der gute Governance definierte und Unternehmen dazu ver-
pflichtete, diese anzuwenden bzw. Abweichungen davon zu begründen. Ebenso 
wurde ein Stewardship Code verabschiedet, bei dem sich die unterzeichnenden in-
stitutionellen Investoren verpflichten, sich im Dialog mit dem Management für eine 

5 Daten basierend auf OECD, Productivity, https://stats.oecd.org (22.09.2022). 
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nachhaltige Unternehmensführung einzusetzen. Das zweite Maßnahmenpaket ha-
tarakikata kaikaku (Arbeitsstilreform) nahm sich die Arbeitsorganisation in den 
Unternehmen vor. Dabei ging es vor allem um die Beschränkung von Überstunden. 
Zwar liegt Japan heute im Hinblick auf die Jahresarbeitszeit pro Beschäftigten deut-
lich unter dem OECD-Durchschnitt, aber dies ist vor allem dem hohen Anteil von 
Teilzeitarbeitsplätzen geschuldet. Vollzeitbeschäftigte absolvieren im Schnitt nach 
wie vor mehr als 2000 Stunden pro Jahr. Derart lange Arbeitszeiten wirken sich ne-
gativ nicht nur auf die Gesundheit, sondern auch auf Produktivität aus. 

Beide Maßnahmenpakete zielten im Grunde in die richtige Richtung. Die Ein-
führung unabhängiger Direktoren und die strengere Regulierung von Überstunden 
machten Sinn. Davon aber deutliche Produktivitätsgewinne zu erwarten, war naiv. 
Die Ursachen für Japans Produktivitätslücke sind wesentlich komplexer. Sie liegen 
in Strukturen und tradierten Praktiken des Beschäftigungssystems begründet und 
lassen sich nicht allein mit gesetzlichen Maßnahmen beheben. Die Gestaltungs-
möglichkeiten von Politik wurden hier deutlich überschätzt. 

Womenomics 

Abenomics widmete sich auch der Förderung von Frauen. Die unter womenomics
gebündelten Politikmaßnahmen sollte einerseits die Karrierechancen von Frauen 
fördern, andererseits die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern. Damit 
sollten zwei Ziele gleichzeitig erreicht werden, nämlich die Frau als Erwerbskraft zu 
gewinnen, ohne sie als Mutter zu verlieren. Dazu wurden u.  a. Kinderbetreuungs-
angebote ausgebaut und gesetzliche Regelungen für Erziehungsauszeiten weiter 
verbessert. Hinzukamen öffentliche Appelle an Unternehmen, mehr Frauen in Füh-
rungspositionen zu berufen, die Veröffentlichung von best practice cases sowie 
Ranglisten und Auszeichnungen für besonders frauen- bzw. familienfreundliche 
Arbeitgeber. Dabei verschob sich die Argumentationsgrundlage vom equity case
zum business case. Standen ursprünglich gesellschaftspolitische Gleichstellungsziele 
im Vordergrund, so wurden die Maßnahmen zunehmend damit begründet, dass 
Diversität und Inklusion wichtige Elemente einer nachhaltigen Unternehmensfüh-
rung seien. 

Wie bereits erwähnt, gelang eine durchaus beeindruckende Mobilisierung des 
Erwerbspotenzials von Frauen, mehr allerdings auch nicht. Die Stellung der Frau im 
Beruf verbesserte sich kaum. Daran änderte auch das 2016 verabschiedete Gesetz 
zur Förderung der Beteiligung und Entwicklung von Frauen am Arbeitsplatz nichts. 
Das schon zuvor verkündete Ziel, bis 2020 30  % von Führungspositionen mit 
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Frauen zu besetzen, wurde weit verfehlt. Der Anteil lag zuletzt bei 15  % und damit 
deutlich unter dem weltweiten Durchschnitt von 23  %, und dies obwohl inzwischen 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen im internationalen Vergleich überdurchschnitt-
lich hoch ist (McKinsey 2020). Die schwache Stellung im Beruf schlägt sich auch in 
dem nach wie vor hohen Einkommensgefälle zwischen männlichen und weiblichen 
Beschäftigten nieder. Japan belegte im Gender Gap Report des World Economic 
Forum aus dem Jahr 2022 lediglich den 116. Rang unter 146 Ländern (WEF 2022).6 

Bei der Ausbildung sind Frauen in Japan nicht schlechter gestellt. Die Benachtei-
ligung beginnt beim Wechsel in das Beschäftigungssystem. Hier konfrontieren Re-
formbemühungen und Appelle die gleichen strukturellen Barrieren, die schon der 
Lösung des Produktivitätsproblems im Wege standen. Personalsystem und Arbeits-
organisation erwarten nach wie vor eine Rundumverfügbarkeit der bzw. des Be-
schäftigten und setzen ein ununterbrochenes Beschäftigungsverhältnis voraus. Fa-
milie und Beruf lassen sich unter solchen Bedingungen nicht vereinbaren. Hinzu-
kommen nach wie vor an tradierten Vorstellungen orientierte gesellschaftliche Rol-
lenmuster von Mann und Frau, die auch von einem Großteil der Wählerschaft der 
liberaldemokratischen Regierungspartei geteilt werden (Crawford 2021). Die japa-
nische Politik selbst ist alles andere als Vorreiter bei der von ihr propagierten Frau-
enförderung. In Parlament und Regierung sind Frauen noch stärker unterrepräsen-
tiert als in den Führungspositionen der Wirtschaft. 

Fazit 

Misst man Abenomics an seinen vollmundigen Versprechungen, dann muss man 
konstatieren, dass so ziemlich alle Ziele, die man sich gesetzt hatte – das Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts auf 600 Milliarden Yen bis 2020, das Inflationsziel von 
2  %, die »Produktivitätsrevolution«, die berufliche Förderung von Frauen bzw. die 
Steigerung der Geburtenrate –, deutlich verfehlt wurden. Aber dieses Scheitern 
wurde Abe nicht zum Strick gedreht. Er wurde dafür öffentlich kaum zur Verant-
wortung gezogen. Warum? Wahrscheinlich weil niemand erwartete, dass die Ziele 
erreicht würden? Weil man wusste, dass sie mit den Mitteln der Politik allein nicht 
zu erreichen waren? 

Nicht untypisch für Japan honorierte man allein schon das Bemühen (gambaru). 
Abe bzw. seine Berater verstanden es, mit griffigen Slogans geschickt die politische 

6 Der Bericht erfasst die Situation von Frauen für die vier Bereiche Economic Participation and Oppor-
tunity, Educational Attainment, Health and Survival, Political Empowerment. Das Ranking basiert 
auf dem über alle Bereiche aggregierten Index. 
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Agenda und damit auch die wirtschaftspolitischen Diskurse zu steuern. Sie erzeug-
ten gleichzeitig den Eindruck, dass sie die wichtigen Problemfelder erkannt hatten 
und die erforderlichen Maßnahmen ergreifen würden. Eine kritische Ergebniskon-
trolle hatte die Regierung nicht zu befürchten. Außerdem hatte sie das Glück, dass 
die Jahre von 2013 bis 2020 noch eine Zeit waren, in der man die Lösung der gewal-
tigen Zukunftsprobleme – Staatsverschuldung, Klimawandel, Demographie – wei-
ter aufschieben konnte. Für die Folgeregierungen wird dies immer weniger möglich 
sein. 
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Abeducation: Das Vermächtnis der 
Bildungspolitik von Shinzō Abe

Steve R. Entrich

Der als »Abeducation« bekannt gewordenen Bildungspolitik unter Führung von 
Premierminister Shinzō Abe kommt insbesondere im Rahmen der prominenten 
Revitalisierungsstrategie »Japan is back«, die insbesondere das Wachstum der
japanischen Wirtschaft zum Ziel hatte, eine zentrale Rolle zu. Grob können die 
Bildungsreformanstrengungen unter Abe als bildungspolitische Antwort auf zwei 
große Herausforderungen begriffen werden: (1) Probleme innerhalb des domes-
tischen Bildungs- und Erziehungssystems (neokonservativ-revisionistisch-natio-
nalistische Agenda); und (2) die durch zunehmende Globalisierung und ihre 
Auswirkungen auf viele Bereiche des gesellschaftlichen Lebens und die Wirt-
schaft gestiegenen Anforderungen an die Bildung (Internationalisierungsbestre-
bungen). Damit wurde die gestiegene Bedeutung von Bildung für die Erreichung 
nationaler wie internationaler Ziele im 21. Jahrhundert durch die Regierung Abe 
einerseits erkannt und adressiert, es bleibt jedoch bis heute offen, ob und 
inwiefern ein effektiver, nachhaltiger Einfluss auf das Bildungssystem und die 
Bildungsrealität japanischer Schüler*innen, Studierender und Auszubildender 
attestiert werden kann. Bislang hat die deutschsprachige Japanforschung dem 
Thema Bildung und Bildungspolitik in Japan in den letzten drei Jahrzehnten nur 
unzureichende Aufmerksamkeit gewidmet. Zur Annäherung an diese Problema-
tik gibt der vorliegende Beitrag einen kurzen Überblick über signifikante bil-
dungspolitische Reformmaßnahmen während der vier Amtszeiten Shinzō Abes, 
bevor deren tatsächlicher Einfluss und Nachhaltigkeit einer kritischen Einschät-
zung unterzogen wird. 
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Neo-Konservatismus und Revisionismus 

Anders als seine Vorgänger schreckte Abe in seiner Rolle als jüngster Regierungs-
chef der japanischen Nachkriegszeit nicht davor zurück, auch fundamentale Geset-
zesänderungen zu fordern und durchzusetzen. Unterstützt durch die Implementie-
rung des Education Rebuilding Council mit dem Ziel, bestehende Problematiken 
im Bildungsbereich aufzudecken und Reformvorschläge zu erarbeiten, stellte die im 
Dezember 2006 auf den Weg gebrachte Revision des Erziehungsgrundgesetzes ei-
nen ersten signifikanten Eingriff in die bildungspolitischen Grundsätze der Nach-
kriegszeit dar und sollte den Weg für weitere Maßnahmen zur konkreten Umgestal-
tung von Bildungspraxis ebnen. Die damit einhergehenden, viel diskutierten Verän-
derungen im Bereich von Geschichtsunterricht und Moralerziehung, welche einen 
klaren revisionistisch-nationalistischen Charakter aufwiesen, sind Teil einer lang-
fristigeren Vision für eine veränderte Grundbildung, die über den Versuch, japani-
schen Kindern ein Gefühl einer stärkeren Verbundenheit mit ihrer Nation und 
mehr Patriotismus aufzuzwängen, hinausgeht. Schon vor Amtsantritt im Septem-
ber 2006 machte Abe mit seinem Werk Utsukushii kuni he (Auf dem Weg zu einer 
schönen Nation) deutlich, welche Vision er für das Japan des 21. Jahrhunderts hatte. 
Japan sollte mehr Selbstbewustsein und Autonomie entwickeln und sich seinen 
rechtmäßigen Platz in der Welt zurückfordern, dabei jedoch die eigenen Werte und 
Traditionen stärken, die die Einzigartigkeit Japans ausmachten. 

Vertreter*innen des rechten Flügels der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) 
haben das Erziehungsgrundgesetz lange Zeit kritisiert, da der amerikanische Ein-
fluss auf die Entstehung des Gesetzes angeblich fremde Werte aufzwänge, die den 
traditionellen Tugenden und der einzigartigen Kultur Japans entgegenstehen wür-
den. Entsprechend beinhaltete die Gesetzesänderung Wörter und Ausdrücke, die 
die klaren Ziele und Werte des ursprünglichen Gesetzes untergruben, indem sie die 
in der japanischen Verfassung formulierten Werte herabwürdigten und stattdessen 
einen vage definierten Sinn für Moral, Selbstdisziplin und Gemeinsinn sowie eine 
öffentliche Pflicht herausstellen. Damit wurde der Staat vor den Einzelnen gestellt. 
Entgegen der oft kritisierten Beschneidung individueller Freiheiten im Bildungsbe-
reich finden sich im überarbeiteten Erziehungsgrundgesetz auch Begriffe wie Auto-
nomie, Individualität, Unabhängigkeit und Kreativität, jedoch nur in direktem Be-
zug zu Karriere und einem Respekt für harte Arbeit. Schon hier wird deutlich, dass 
Abe und seine Mitstreiter*innen Bildung als vorwiegend ökonomisches Humanka-
pital begriffen wissen wollten, ihren Fokus also auf die Verwertbarkeit von Bildung 
auf dem Arbeitsmarkt legten. Abe verteidigte und legitimierte die Änderung des 
Gesetzes in seiner Rede vor dem Parlament im Dezember 2006 damit, dass Japan 
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seit Ende des Krieges drastischen Veränderungen unterworfen war, die zu vielfälti-
gen Herausforderungen im Bildungsbereich geführt haben (Kolmaš 2020). Damit 
hatte Abe durchaus nicht unrecht, jedoch muss an dieser Stelle danach gefragt wer-
den, welchen Herausforderungen durch diese Veränderungen konkret begegnet 
werden sollte. 

Bildungskrise und Ökonomisierung der Bildung 

Der ersten Amtszeit Abes war eine nationale Bildungsdebatte signifikanten 
Ausmaßes vorangegangen. Schon seit Ende der 1970er Jahre wurde die Notwen-
digkeit der Reformation des Bildungswesens heiß diskutiert. Grund dafür war, 
dass neben dem Lob für die vermeintlich hohe Effizienz und Qualität des 
japanischen Bildungssystems durch internationale Forscher und Akteure (z.  B. 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, OECD) 
innerhalb des Landes massive Kritik an der Rigidität und Uniformität des 
Schulsystems, dessen hoch kompetitiver Examenskultur und der daraus resultie-
renden »Prüfungshölle« (shiken jigoku) geäußert wurde. Stumpfes Auswendigler-
nen, Gruppendruck und Konformität, fehlende Kreativität und eine im interna-
tionalen Vergleich weit überdurchschnittlich hohe Nutzung außerschulischer, 
privat bezahlter Zusatzangebote in den oft als Paukschulen betitelten juku und 
yobikō waren die identifizierten Folgen. Sich häufende, beunruhigende Fälle von 
Schülersuiziden, -delinquenz und -gewalt, Mobbing (ijime) und Schulverweige-
rung (futōkō) bis hin zum Zusammenbruch der Disziplin in Schulklassen (gakkyū 
hōkai) in den 1970er und 1980er Jahren verschärften die Debatte und führten in 
den 1990er Jahren zu einem politischen Konsens, der in den prominenten yutori 
kyōiku (»Erziehung ohne Druck«) Reformen mündete. Anfänglich verfolgten 
diese das Ziel, den Leistungsdruck auf Schüler*innen und so die Prüfungshölle 
zu verringern und sahen erstmals eine 30-prozentige Reduktion des Schulcurri-
culums mit Inkrafttreten des neuen Lehrplans 2002 vor. Darüber hinaus wurde 
auch ein stärkerer Bedarf an Individualisierung (kosei) und Kreativität (sōzōsei) 
formuliert und fand in Form der sogenannten »Integrierten Lernzeit« (sōgōtekina 
gakushū no jikan) Eingang in das Schulcurriculum (Entrich 2018). 

Insbesondere die Reduktion der Lernzeit löste jedoch heftige politische Debat-
ten aus, da konservative Kräfte, aber auch Elternverbände einen Rückgang der 
Schulleistungen (gakuryoku teika) befürchteten. Der zwar kaum aussagekräftige, 
aber dennoch beobachtbare Abfall der Leistungen japanischer Schüler*innen in 
den folgenden zwei Erhebungen der internationalen Schulleistungsvergleichsstu-
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die PISA (Programme for International Student Assessment) 2003 und 2006 
wurde von neokonservativen Kräften bildungspolitisch instrumentalisiert 
(»PISA-Schock«) und zur Diskreditierung der yutori-Reformen genutzt (Taka-
yama 2008). Als OECD-Mitgliedsstaat war Japans Führung sehr daran interes-
siert, ihre Mitwirkung und die Ergebnisse der späteren Teilnahme an der PISA-
Studie auch bildungspolitisch zu verwerten. Die Signifikanz der PISA-Studie 
resultiert aus dem Anspruch von Nationen auf international vergleichbare Mes-
sungen ihres Humankapitals als einen Prädiktor für potentielle globale ökonomi-
sche Wettbewerbsfähigkeit. Grundlegend für den hohen Einfluss der PISA-Studie 
für nationale Bildungspolitikgestaltung ist die Annahme, dass die Bildungsent-
wicklung eines Landes den Interessen der Wirtschaft nachgeordnet ist. Diese 
bildungsökonomisch-materialistische Perspektive reduziert Bildung demnach auf 
eine Zulieferfunktion für die Wirtschaft, welche begründet liegt im gesellschaft-
lichen Qualifikationsbedarf aufgrund ökonomischen Fortschritts. Es handelt sich 
jedoch vielmehr um eine These denn um empirische Evidenz. Tatsächlich haben 
die Vertreter*innen des bildungsökonomischen Materialismus schon in den 
1980er Jahren auf das enorme Wirtschaftswachstum und die im internationalen 
Vergleich überragenden Mathematikleistungen japanischer Schüler*innen hinge-
wiesen. Auch gibt es prominente Berechnungen, die die Leistungen bei PISA 
direkt mit dem wirtschaftlichen Erfolg eines Landes in Verbindung setzen. In 
ihrem OECD-Bericht von 2010 The long run Economic Impact of Improving PISA 
Outcomes lieferten Hanushek und Woessmann bspw. Schätzungen darüber, um 
wie viel das Bruttoinlandsprodukt eines Landes sich verbessern würde, wenn der 
nationale PISA-Durchschnitt sich erhöht. Mit dem Platzen der Wirtschaftsblase 
Anfang der 1990er Jahre und der folgenden und bis in die 2010er Jahre 
anhaltenden wirtschaftlichen Rezession in Japan ist diese Sichtweise jedoch nicht 
vereinbar. Japanische Schüler*innen liefern bis zum heutigen Tage Spitzenergeb-
nisse ab, ohne dass dies das Wirtschaftswachstum des Landes seit den 1990er 
Jahren signifikant und nachhaltig beeinflusst hätte. Entsprechend haben ver-
schiedene Autoren die Berechnungen der durch die OECD beauftragten Berichte 
widerlegt (z.  B. Komatsu und Rappleye 2017). Obwohl also kein unbedingter 
Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und Bildungsentwicklung nachweisbar ist 
und Vertreter*innen anderer Theorieperspektiven wie des Neo-Institutionalis-
mus entgegengesetzte Entwicklungen aufzeigen, vertreten Politiker weltweit (so 
auch in Japan und Deutschland) seit Jahren Perspektiven des bildungsökonomi-
schen Materialismus. Mit schwerwiegenden Folgen für die Bildung nachfolgen-
der Generationen. Letztlich wurden die yutori-Reformen dadurch politisch dis-
kreditiert, dass 15-jährige japanische Schüler*innen einen (marginalen) Leis-
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tungsabfall im Vergleich mit gleichaltrigen Schüler*innen anderer Industriestaa-
ten zu verzeichnen hatten. Diese bis heute oft vertretene Perspektive auf Bildung 
als vorwiegend ökonomisches Humankapital ist das Produkt zunehmender Ein-
flussnahme global agierender, nichtstaatlicher Bildungsakteure, wie der 
UNESCO und der OECD, auf nationale Bildungspolitik. 

Globale Bildungssteuerung und Widerstreit zwischen Excellence und Equity 

Die bildungsökonomische Sichtweise hat langfristige Auswirkungen auf die 
Schwerpunktsetzung nationaler Bildungspolitik im Widerstreit zwischen Leistung 
(excellence) und Gerechtigkeit (equity). Die PISA-Studie als Ausdruck globaler Bil-
dungssteuerung fokussiert in erster Linie die Outcomes von Bildung bezogen auf 
Leistungen. Chancengleichheit im Bildungs- und Leitungserwerb ist zwar ein wich-
tiger Indikator für die »besten« Bildungssysteme der Welt (mit Finnland als lange 
Zeit führendes Musterbeispiel für die Vereinbarkeit von excellence und equity), steht 
jedoch im Allgemeinen hinter excellence, also relative Performanz gemessen an den 
Leistungen anderer Teilnehmerstaaten, zurück. Die willkommenen Maßnahmen 
zur Reduktion herkunftsbezogener Ungleichheiten im Bildungserwerb im Rahmen 
der yutori-Reformen fokussierten zentrale Schnittstellen im rigiden Bildungswesen, 
insbesondere sollten Übergänge offener gestaltet werden (bspw. Reform des Ober- 
und Hochschulzugangssystems und Einführung der sechsjährigen Sekundar-
schule). Statt jedoch in diese Richtung anzuknüpfen, führte der starke Fokus auf 
Leistung zur Erhöhung verwertbaren Humankapitals unter Abe zur Wiedereinfüh-
rung nationaler Leistungstests in Anlehnung an die PISA-Studie (2007), mehr 
Benchmarking und Evaluation im Sinne der international geforderten Output-
Steuerung, die erneute Erhöhung des Schulcurriculums um 10 Prozent (ab 2012) 
und die Reduktion der integrierten Lernzeit zugunsten der Kernfächer. Zugegebe-
nermaßen wurde die integrierte Lernzeit eher ineffektiv genutzt, sollte jedoch zur 
eigentlichen Lösung des lang diskutierten Mangels an Kreativität, Autonomie und 
Individualität unter japanischen Schüler*innen beitragen, allesamt als innovations-
spendend angesehene Charakteristika, die die Grundlage wirtschaftlichen Erfolgs 
bilden. 

Alternative Versuche internationaler Bildungssteuerung mit primärem Fokus auf 
equity durch nicht ökonomisch ausgerichtete internationale Akteure wurden folge-
richtig mit weit weniger Eifer verfolgt. Das beste Beispiel hierfür ist die Behinder-
tenrechtskonvention der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2006. Die hier verab-
schiedeten Richtlinien, welche die Gleichberechtigung aller Menschen und damit 
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das Recht auf inklusive Beschulung für alle Kinder zum Ziel hatten, wurden von 
Japan und mehr als 180 anderen Ländern ratifiziert. Trotz der legalen Verpflich-
tung, die Rechte behinderter Menschen gesamtgesellschaftlich zu garantieren und 
ihnen eine volle Teilhabe am öffentlichen Leben inklusive dem öffentlichen Schul-
system zu ermöglichen, finden sich noch heute große Schwierigkeiten in der Um-
setzung inklusiver Beschulung. In Japan wurde, ebenfalls 2006, eine umfassende 
Reform des Sonderschulwesens durchgesetzt. Zwar sind hieraus einige positive Ent-
wicklungen hervorgegangen, wie eine bessere Schulbildung für Kinder mit Mehr-
fachbehinderungen und eine bessere Inklusion in Regelschulen für Kinder mit Au-
tismus. Jedoch werden Kinder mit körperlichen oder sensorischen Beeinträchti-
gungen weiterhin exklusiv in Sonderschulen beschult und haben nur geringe Aus-
sichten auf eine zukünftige gleichberechtigte Teilnahme an der Mehrheitsgesell-
schaft. Trotzdem also Strukturen geschaffen wurden, um den Bedürfnissen aller ge-
recht zu werden, werden Schwierigkeiten eher individuell externalisiert, anstatt 
dem versprochenen radikalen Wandel der Schule hin zur Anerkennung allgemeiner 
Vielfalt und Diversität mehr Gewicht zu verleihen (Mithout 2016). Das zeigt sich 
auch im wissenschaftlichen Diskurs um das Thema: Oftmals wird die Definition 
dessen, was schulische Inklusion beinhaltet, stark aufgeweicht und insbesondere 
Schüler*innen mit Migrationshintergrund, welche mit Sprachbeeinträchtigungen 
im Japanischen zu kämpfen haben, oder aber das Phänomen des Schulabsentismus 
in diesem Rahmen fokussiert (Okano 2021). 

Der weiterhin starke Fokus auf akademische Kompetenzen hat zudem die 
Stellung beruflicher Bildung keineswegs verbessert und vielmehr dazu beigetra-
gen, dass nicht-akademische Ausbildungsformen ihre gesellschaftliche Anerken-
nung und Akzeptanz zu verlieren drohen. Auch ist die Zahl von Absolvent*innen 
berufsbildender Oberschulen, die nach Abschluss direkt in den Arbeitsmarkt 
einmünden, immer noch rückläufig. Absolventen beruflicher Hochschulen (tanki 
daigaku, kōtō senmon gakkō, senshū gakkō, kakushu gakkō) wechseln weitestge-
hend an die Universität. Versuche, die berufliche Ausbildung in Japan zu stärken, 
um die gestiegene Jugendarbeitslosigkeit (insb. die sog. NEETs, Not in Education, 
Employment or Training) zu reduzieren – so etwa durch das 2004 eingeführte, 
sich auf das deutsche duale System berufende »japanische duale System« (Nihon-
ban dyuaru shisutemu) – versinken in Bedeutungslosigkeit, während gleichzeitig 
kleine und mittlere Unternehmen über große Rekrutierungsschwierigkeiten be-
richten (Georg 2022). Auch im Bereich lebenslanges Lernen und Weiterbildung, 
welche insbesondere das Potential bisher nur unzureichend ausgeschöpfter Hu-
manressourcen (bspw. Umschulungen weiblicher und älterer Mitbürger*innen; 
Ausbau der Ausbildungs- und Praktikumsmöglichkeiten für Heranwachsende) 



Ê~ÄÉÇìÅ~íáçåÂW=Ç~ë=îÉêã®ÅÜíåáë=ÇÉê=ÄáäÇìåÖëéçäáíáâ NNT

nutzbar machen sollte, können kaum nennenswerte Verbesserungen, bspw. durch 
Abbau institutionell verankerter Diskriminierungsstrukturen, festgestellt werden. 
Die Regierung Abe hat versucht dazu beizutragen, Wandel in eine andere 
Richtung zu forcieren und unter Förderung von Wettbewerb vor allem Internati-
onalisierungsprogramme verfolgt. 

Internationalisierung der Bildung für wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 

Die in den 2000er Jahren beschworene Bildungskrise in Verbindung mit der Revi-
sion des Erziehungsgrundgesetzes und der Implementierung eines »Rates für den 
Wiederaufbau der Bildung« 2006 schufen die Grundlage für Abes Versuch, Japans 
Bildung seinen Vorstellungen entsprechend umzugestalten. Ab 2012 folgten kon-
krete Reformen, die Teil eines dreiteiligen Wachstumsplans seiner Revitalisierungs-
strategie waren. Entsprechend enthielten die Reformen der 2010er Jahre eine stär-
kere internationale Ausrichtung (kokusaika/gurōbaruka), da Abe insbesondere das 
versäumte Schritthalten mit globalen Trends als ursächlich für die Stagnation der 
Wirtschaft ansah. Abes formulierte Forderung auf stärkere Angleichung japani-
scher Bildung an internationale Standards drängte damit auf die Fortsetzung und 
Intensivierung der durch die Bildungskrise der frühen 2000er Jahre thematisierten 
Notwendigkeit von höheren Outcomes im Bildungsbereich, welche vor allem Spit-
zenleistungen in internationalen Vergleichen, hohes ökonomisch verwertbares In-
novationspotential durch die Herausbildung von mehr Autonomie, Individualität 
und vor allem Kreativität, hohe Oberschul- und Universitätsabsolventenzahlen so-
wie einen gesteigerten Grad an Internationalisierung im Bildungsbereich verlang-
ten. 

Nun bestand das Hauptziel der Internationalisierungspolitik der Regierung nach 
dem Krieg hauptsächlich darin, internationale Studierende für ein Studium in Japan 
zu gewinnen. Dem Erwerb transnationalen Humankapitals durch japanische Stu-
dierende und Schüler*innen, also interkulturellen Kompetenzen und Fremdspra-
chenkompetenz zumeist erworben durch Studien im Ausland, wurde weniger Ge-
wicht beigemessen, die Ideen und Erfahrungen sogar oftmals als hinderlich für die 
erfolgreiche (Re-)Integration in den japanischen Arbeitsmarkt betrachtet. Auch die 
inländische Ausbildung von Fremdsprachenkompetenzen als Voraussetzung für 
eine zunehmende Öffnung der Wirtschaft nach außen wurde lange Zeit als ungenü-
gend kritisiert. Japanischen Schüler*innen werden entsprechend seit langem unzu-
reichende Englischkompetenzen im internationalen Vergleich attestiert. Während 
schon 2003 ein Aktionsplan verabschiedet wurde, der den Anfang einer Reihe von 
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Bemühungen zur besseren Kultivierung der Englischkompetenzen von Schüler*in-
nen bildete (insb. der Ausbau des Englischunterrichts an Schulen ab der dritten 
Klasse ist nennenswert), setzte Abes Bildungspolitik diese Bemühungen verstärkt 
fort, bspw. im ›English Education Reform Plan corresponding to Globalization‹ von 
2014. 

Dem Wert von globalen Humanressourcen innerhalb der eigenen Bevölkerung 
wurde umfänglich erst in den letzten zehn Jahren mehr Beachtung geschenkt. 
Wiederum einer bildungsökonomischen Perspektive folgend, wurde das Potential 
der Globalisierung der Arbeitsmärkte sowie deren Gefahren für die eigene 
Wirtschaftsentwicklung nicht nur vor dem Hintergrund anhaltender wirtschaft-
licher Rezession, sondern akut auch in Form der globalen Finanzkrise von 2008/
09 durch die Regierung Abe erkannt. Der parallel zu diesen Überlegungen zu 
beobachtende kontinuierliche Rückgang der Zahl japanischer Studierender, die 
ihren Abschluss im Ausland anstreben (Höhepunkt 2004: 83.000; niedrigster 
Wert 2015: 54.700), führte zu konkreten Forderungen für einen grundlegenden 
Strategiewechsel und mehr staatlicher Unterstützung internationaler Studieren-
denmobilität vor allem auch von Seiten der Wirtschaft. Neben bereits eingeleite-
ten Reformmaßnahmen verfolgte die Regierung Abe eine Wachstumsstrategie 
zur Herausbildung von Humanressourcen, die sich auf der Weltbühne behaupten 
könnten. Damit war insbesondere die Heranbildung globaler Führungskräfte, 
welche die japanische Wirtschaft im globalen Zeitalter anzuführen in der Lage 
wären, gemeint. Vordergründiges Ziel der Abeducation bestand entsprechend 
darin, die Globalisierung von Bildungseinrichtungen, allen voran Universitäten 
als Motoren von Innovation und Wirtschaftsentwicklung, zu fördern und diese 
zu weltweit anerkannten Spitzeneinrichtungen umzuwandeln. Während einer-
seits die Zahl von Stipendien für Individuen stark erhöht wurde (auch durch die 
Schaffung der ›Tobitate! Ryūgaku Japan‹ / Young Ambassador Programme), 
sollten neu geschaffene Internationalisierungsprogramme zur Herausbildung 
elitärer Ober- und Hochschulen mit globalem Profil führen. Besonders hervor-
zuheben sind das »Super Global High School« Programm (SGHS 2014–2019), 
das »Go Global Japan Project« (GGJP 2012–2016) und sein Nachfolger das »Top 
Global University Project« (TGUP 2014–2023). Diese Programme zielten darauf 
ab, die globale wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit Japans zu verbessern, indem 
sie die Beziehungen zu anderen Volkswirtschaften stärken und die globale 
Entwicklung von Humanressourcen fördern sollten. Von ausgewählten Universi-
täten wurde erwartet, dass sie die weitere Globalisierung der japanischen Hoch-
schullandschaft anführen. Von den insgesamt 775 Universitäten wurden 42 
Institutionen Gelder im Rahmen des GGJP (zwischen 120 und 260 Millionen Yen 
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pro Jahr) zugesprochen, während wiederum 37 Universitäten im Rahmen des 
TGUP gefördert wurden (200–500 Millionen Yen pro Jahr). Priorisiert wurden 
»Top«-Universitäten, die das Potenzial und den Willen zeigten, in die Top 100 der 
internationalen Rankings (bspw. das Times Higher Education (THE)-Ranking) 
aufzusteigen und die bereit waren, die Internationalisierung der japanischen 
Gesellschaft anzuführen. Da es sich dabei oftmals um die gleichen, ohnehin 
hochrangierenden Universitäten handelte, kann von einer flächendeckenden 
Reform nicht die Rede sein. Zwar sind in der Folge die Anzahl ausländischer 
Studierender in Japan sowie von japanischen Studierenden, die einen (meist 
kurzen) Teil ihres Studiums im Ausland verbringen, stark angestiegen (2008: 
24.508; 2017: 105.301), die selektive Verteilung der begehrten Mittel führte 
jedoch zu einem verschärften heimischen Wettbewerb unter den Hochschulen. 
Abes Ziel, innerhalb des nächsten Jahrzehnts wenigstens zehn japanische Univer-
sitäten unter den 100 besten Universitäten der Welt zu zählen, ist indes bisher 
nicht aufgegangen. 2012 konnten noch fünf Universitäten einen Rang in den 
THE Top 100 vorweisen, seit 2015 sind es nur noch zwei: die Universitäten Tōkyō 
und Kyōto (dies ist auch 2022 noch so). Durch die weltweiten pandemiebeding-
ten Beschränkungen im internationalen Austausch sind Internationalisierungs-
bestrebungen im japanischen Bildungsbereich ein Sück weit ins Stocken geraten 
und es bleibt abzuwarten, ob an die Teilerfolge vor Pandemiebeginn angeknüpft 
werden kann. Der COVID-19-Pandemie könnte ein erneuter Tiefstand mit 
dauerhaftem Einbruch internationaler Studierendenmobilität japanischer Studie-
render folgen, wenn entsprechende Anstrengungen zur Reaktivierung von Mobi-
litätsstrukturen ausbleiben. Bisherige Programme waren zeitlich begrenzt und 
hochselektiv, ein umfassendes internationales Mobilitätsprogramm vergleichbar 
mit Erasmus+ in Europa ist für Japan noch nicht in Aussicht. 

Fazit 

Abe erklärte schon 2006, dass die Anpassung des Erziehungsgrundgesetzes nur der 
erste Schritt auf dem Weg hin zur Umgestaltung der Bildung in Japan sei. Die poli-
tisch-öffentlichen Diskussionen rund um Bildungskrise, den PISA-Schock und den 
Abfall der Leistungen japanischer Schüler*innen nutzend, wurde hier der Grund-
stein für weitere tiefgreifende Reformen in der Bildungspolitik gelegt, die einerseits 
revisionistisch-nationalistischen Charakter trugen und andererseits die Herausbil-
dung globaler Humanressourcen verfolgten. Die Verbindung beider Denkrichtun-
gen ist das eigentliche Verdienst der Abeducation. Einerseits wurde die zunehmende 
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Einflussnahme globaler Bildungsakteure auf die Bildungsziele Japans zugelassen, 
um eine global ausgerichtete Modernisierung japanischer Bildung voranzutreiben, 
die das Land in die Lage versetzt, den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 
(wirtschaftlich) besser gewachsen zu sein. Andererseits wurde die Notwendigkeit 
der Rückbesinnung auf alte Werte und Traditionen beschworen und progressive Re-
formbemühungen (yutori) zugunsten einer stärkeren Betonung von Deregulierung, 
Dezentralisierung und Privatisierung zur Stärkung des Wettbewerbs diskreditiert 
und revidiert. Die daraus resultierende erhöhte Wahlfreiheit schafft mehr Ungleich-
heit von Bildungschancen. 

Mit Wiederwahl 2012 konnte zwar an die Erfolge der ersten Amtszeit nahtlos 
angeknüpft werden und dem Versprechen, Japan endlich wieder wirtschaftlich 
nach vorn zu bringen, auch bildungspolitisch mehr Ausdruck verliehen werden. 
Die in der Revitalisierungsstrategie von 2013 bekanntgegebenen Ziele verfolgten 
damit tiefgreifendere Reformanstrengungen insbesondere im Bereich Internationa-
lisierung. Die im Zuge der Globalisierung und vor dem Hintergrund zunehmender 
globaler bildungspolitischer Steuerung gewachsene Bedeutung transnationalen 
Humankapitals als Chance, in einer globalisierten Welt wirtschaftlich wettbewerbs-
fähig zu bleiben, bildete den Kern von Abeducation. 

Das Fazit der vorangegangenen Betrachtungen fällt insgesamt eher nüchtern 
aus. Es muss festgehalten werden, dass obwohl Abe über eine starke Unterstüt-
zung der Bevölkerung für seine Reformvorhaben verfügte, seine gesellschaftli-
chen und politischen Veränderungen eher begrenzt waren. Größtenteils führte 
Abeducation zurück zu den Wurzeln japanischer Bildung, wobei Internationali-
sierungsbestrebungen den versprochenen Erfolg noch schuldig geblieben sind. 
Die Rückkehr und Stärkung des ökonomisch ausgerichteten Fokus auf Leistun-
gen und Wettbewerb im Bildungswesen hat einen Anti-Entspannungskurs 
(datsu-yutori) befördert, bevor sich die Wirkung von yutori merkbar entfalten 
konnte. Ein möglicher fundamentaler Wandel der Bildungspolitik wurde nach 30 
Jahren der Diskussion und Wegfindung somit in der Ausführung erstickt und 
zugunsten der erneuten Induzierung von mehr Wettbewerb und Druck, welche 
ursächlich für die beschriebenen Problemlagen innerhalb des nationalen Bil-
dungssystems angesehen wurden, ad acta gelegt. Ebenso sind wichtige Impulse 
für die Fortentwicklung und flächendeckende Verankerung schulischer Inklusion 
als Ausdruck der Anerkennung von mehr Heterogenität und Diversität in der 
Schülerschaft ausgeblieben. Auch das Potential eines verbesserten beruflichen 
Ausbildungssystems aus Sicht von Abeducation wurde nicht genutzt und weiter 
ausgebaut. Damit hat die japanische Bildungspolitik unter Abe mehrere große 
Chancen auf nachhaltigen Wandel verstreichen lassen. 
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Die Regulation von Hate Speech unter Abe

Ayaka Löschke und Sangyun Kim

Das Phänomen der »Hate Speech«1 gehört zu den wichtigsten Sozialproblemen, mit 
denen die japanische Gesellschaft sich auseinandersetzen muss. Die japanischen 
Massenmedien haben im Jahr 2013 begonnen, über rechtsradikale Demonstratio-
nen zu berichten. Seitdem richten sich sowohl die öffentliche als auch die wissen-
schaftliche Aufmerksamkeit auf Aktivisten, die zuerst im Internet politisch aktiv 
werden und anschließend an rechtsradikalen Demonstrationen teilnehmen, insbe-
sondere Mitglieder von Zaitokukai (einer sogenannten »Bürgerinitiative gegen 
Sonderprivilegien für die koreanische Minderheit«). Die Regulierung von Hate 
Speech in Japan ist ebenfalls auf internationales Interesse gestoßen, denn die Zahl 
der rechtsradikalen Demonstrationen in Japan ist in den vergangenen Jahren stark 
zurückgegangen. 

Dieser Beitrag erklärt zuerst kurz das Hate Speech Gesetz von 2016 und dessen 
Implementierung. Der Hauptteil erklärt, welche politischen Akteure unter der Abe-
Regierung besonders zur Regulierung von Hate Speech beigetragen haben. Ab-
schließend weisen wir auf die aktuelle Lage während der Pandemie und die mögli-
che Gefahr hin, dass das Hate Speech Gesetz nicht ausreichen könnte, um die seit 
dem Jahr 2021 zunehmende Hasskriminalität zu regulieren. Weil bereits einige eng-
lischsprachige Aufsätze wie Higuchi (2020) ausführlich den politischen Entschei-
dungsprozess rekonstruieren, geht der Hauptteil dieses Beitrags aufgrund unserer 
eigenen Quellen (Teilnahmebeobachtungen und qualitative Interviews) eher auf ei-
nige wichtige Punkte ein, die nicht immer akzentuiert werden. Wir betonen insbe-
sondere, dass weder das Kabinett noch das zuständige Ministerium (Justizministe-
rium), sondern eher ein parlamentarischer Ausschuss (der Rechtsausschuss des 
Oberhauses) und dessen parteiübergreifenden Mitglieder eine wichtige Rolle bei 

1 Hassrede kann im weiteren Sinnen definiert werden als »Sprache und Verhalten, die entweder eine 
bestimmte Gruppe oder Einzelperson nach ihren Eigenschaften kategorisieren und aufgrund der Zu-
gehörigkeit sie als niedrig oder minderwertig herabsehen und ihnen keinen gleichen Status mit an-
deren Mitgliedern der Gesellschaft zuerkennen« (Kim 2021b: 93). 
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der Gesetzgebung gespielt haben, und dass Kōmeitō, der langjährige Koalitionspart-
ner der Liberal-Demokratischen Partei (LDP), sich sehr aktiv an der Politik gegen 
Hate Speech beteiligt hat. 

Das Hate Speech Gesetz und seine Wirkung 

Obwohl es selbst im Gegensatz zum deutschen Strafrecht keine Strafen bestimmt, 
hat das Hate Speech Gesetz,2 das am 3. Juni 2016 in Kraft getreten ist, zur Abnahme 
von rechtsradikalen Demonstrationen mit Hate Speech beigetragen. Das Gesetz 
kann als »Prinzipiengesetz« (rinenhō auf Japanisch) bezeichnet werden, weil die Ar-
tikel des Gesetzes sehr abstrakt formuliert sind und nur die Grundprinzipien der 
Regulierung von Hate Speech erläutern (Kim 2021a: 84‒87). Zum Beispiel lauten 
Artikel 1 und 3 wie folgt: 

Artikel 1: 
Angesichts der aktuellen Situation, dass es eine dringende Aufgabe ist, unge-
rechte, diskriminierende Worte und Taten gegen Menschen, die von außerhalb 
Japans kommen, zu eliminieren, ist der Zweck dieses Gesetzes, die Grundprin-
zipien aufzustellen, dem Staat und anderen Anstalten Verpflichtungen aufzu-
erlegen, um die Grundpolitik zu bestimmen und zu fördern. 

Artikel 3: 
Das Volk muss sein Verständnis für die Notwendigkeit vertiefen, unrechte, dis-
kriminierende Worte und Taten gegen Menschen, die von außerhalb Japans 
kommen, zu eliminieren, und sich bemühen, zur Verwirklichung einer Gesell-
schaft beizutragen, die frei von unrechten, diskriminierenden Worten und Ta-
ten gegen Menschen ist, die von außerhalb Japans kommen. 

Das Hate Speech Gesetz konnte nichtsdestotrotz wirksam implementiert werden, 
insbesondere weil die Medien eine rechtlich nicht verbindliche Liste des Justizmi-
nisteriums mit konkreten Beispielen für Hate Speech veröffentlichten, durch die 
rechtsradikale Aktivisten abgeschreckt wurden (Löschke 2021). Darüber hinaus 
waren auch quasi-verpflichtende Besprechungen vor Demonstrationen wirksam, in 
denen die lokale Polizei rechtsradikale Aktivisten überzeugt, keine Hate Speech zu 
begehen (Löschke 2021). So ist es Japan durch die Implementierung des Hate 

2 Der vollständige Name des Gesetzes lautet Honpōgai shusshin-sha ni tai suru futō na sabetsu-teki 
gendō no kaishō ni muketa torikumi no suishin ni kan suru hōritsu. Der Gesetzestext findet sich hier: 
https://elaws.e-gov.go.jp/document?lawid=428AC0100000068 (26.08.2022). 
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Speech Gesetzes gelungen, rechtsradikale Demonstrationen eher durch gesetzlich 
informelle Maßnahmen zu entmutigen als direkt durch eine Strafandrohung für 
Hate Speech zu verbieten. 

Infolgedessen hat die Zahl der rechtsradikalen Demonstrationen mit Hate 
Speech massiv abgenommen. Die Zahl erreichte ihren Höhepunkt im Jahr 2014 
(378 Vorkommnisse) (JKKSS 2016). Aber ein Jahr nach der Inkraftsetzung des Hate 
Speech Gesetzes war sie mit 35 Vorkommnissen gegenüber dem Vorjahr bereits auf 
die Hälfte reduziert (NKS 22.05.2017). Im Jahr 2020 haben solche Demonstrationen 
sogar nur 9-mal stattgefunden (TBS 01.08.2021). Welche Akteure waren an dem 
Gestaltungsprozess des Hate Speech Gesetzes, dessen Implementierung so wirksam 
war, beteiligt? 

Die symbolische Rolle Abes 

Obwohl Shinzō Abe sich kaum an dem politischen Gestaltungsprozess des Hate 
Speech Gesetzes beteiligt hat, hat er doch eine wichtige symbolische Rolle gespielt. 
Die folgende Äußerung des Premierministers Shinzō Abe im Parlament am 18. 
März 2016 zeigte große Resonanz in den sozialen Medien:3 

Die radikalen Worte und Taten, die versuchen, ein bestimmtes Land, eine eth-
nische Gruppe und eine Kultur zu eliminieren oder Hass zu schüren, sind äu-
ßerst bedauerlich (zannen), und ich bin überzeugt, dass solche Worte und Ta-
ten nie existieren sollten. Ich glaube auch, dass sie die Würde (hinkaku) des 
japanischen Volkes und des japanischen Staats angehen. 

Diese Äußerung von Abe brachte den politischen Entscheidungsprozess für das 
Hate Speech Gesetz in Bewegung, auch wenn die Regulierung von Hate Speech für 
Abe keine Priorität hatte und ihn nicht stärker als andere politische Themen, an 
denen Abe selbst beteiligt war, beispielsweise Aufrüstung und eine Verfassungsän-
derung, interessierte. Abes Äußerung ermutigte auch einen Online-Aktivismus 
(#neto uyo ban matsuri), im Zuge dessen User ab April 2018 Online Hate Speech 
systematisch und kollektiv bei Internetdienstanbietern gemeldet haben (Löschke 
2022). 

3 Sitzungsprotokoll des Haushaltsausschusses am 18.03.2016: https://kokkai.ndl.go.jp/#/detailPDF?mi-
nId=119015261X01720160318&page=1&spkNum=0&current=1. 

https://kokkai.ndl.go.jp/#/detailPDF?minId=119015261X01720160318&page=1&spkNum=0&current=-1
https://kokkai.ndl.go.jp/#/detailPDF?minId=119015261X01720160318&page=1&spkNum=0&current=-1
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Der parlamentarische Ausschuss als Arena der Politik 

Das Parlament hat im Fall des Hate Speech Gesetzes gut als Politik-Arena funktio-
niert. Politikwissenschaftler weisen oft darauf hin, dass das japanische Parlament 
(Kokkai) an zu viele formelle Vorgaben gebunden ist und deswegen unfähig ist, leb-
hafte politische Debatten zu führen (Masuyama 2022). Dies trifft für den Fall des 
Hate Speech Gesetzes nicht zu. 

Der Anlass für den politischen Gestaltungsprozess des Hate Speech Gesetzes 
war ein Gesetzesentwurf, der im Jahr 2015 beim Parlament, speziell beim 
Rechtsausschuss des Oberhauses, eingereicht wurde. Beteiligt waren Oppositi-
onspolitiker, hauptsächlich Abgeordnete der Demokratischen Partei Japans (DPJ, 
allerdings ab März 2016 »Demokratische Fortschrittspartei«) und der sozialde-
mokratischen Partei (SDP). Entscheidend für den Oppositionsvorschlag war 
insbesondere die Beteiligung des DPJ-Politikers Yoshifu Arita. Arita war ab 2013 
selbst an Gegendemonstrationen gegen rechtsradikale Demonstranten beteiligt 
und hatte beim Rechtsausschuss des Oberhauses das Problem der Hate Speech 
zur Diskussion gestellt. Zudem hatte er die Initiative ergriffen, Stadtviertel mit 
seinen parteiübergreifenden Kollegen des Rechtsausschusses zu besichtigen, in 
denen Hate Speech und Hasskriminalität konkrete Probleme waren. Weil sich die 
DPJ nicht als Gesamtpartei intensiv um die Einführung der Regulierung von 
Hate Speech bemühte, kann das Engagement Aritas als »Alleingang« bezeichnet 
werden. Der Gesetzesentwurf der Opposition wurde Mitte Mai 2016 abgelehnt. 
Stattdessen wurde ein Gesetzesentwurf der Regierungskoalition 12 Tage später 
verabschiedet, mit dem auch die Opposition einverstanden war. Die Kommunis-
tische Partei Japans (KPJ) war aus Rücksicht auf die Meinungsfreiheit eher 
zurückhaltend gegenüber der Regulierung von Hate Speech und stimmte dem 
Gesetzesentwurf der Opposition daher nicht zu. Die Abgeordneten, die die 
beiden Gesetzesentwürfe des Hate Speech Gesetzes vorgeschlagen hatten, hatten 
es schwer, auf kritische Fragen der kommunistischen Partei und der Regierungs-
parteien über mögliche Einschränkungen der Meinungsfreiheit zu antworten 
(Kim 2021b: 91). Aber Mitglieder des Rechtsausschusses konnten intensiv und 
lebhaft miteinander über die Gesetzesentwürfe diskutieren. 

Eine wichtige Rolle spielten außerdem Abgeordnete, die zur Regierungskoali-
tion gehörten und beim Rechtsausschuss der beiden Kammern tätig waren. Wie 
im nächsten Abschnitt genauer erklärt wird, war die Beteiligung von Kōmeitō als 
Gesamtpartei entscheidend, zumal Kōmeitō bereits im Jahr 2014 ein Projektteam 
gegründet hatte, um das Problem der Hate Speech anzugehen und im Jahr 2015 
von Premierminister Yoshihide Suga eine Gesetzgebung gegen Hate Speech 
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verlangte. Dies führte dazu, dass auch die LDP in den politischen Gestaltungs-
prozess eingestiegen ist. Shinzō Abe teilte als Premierminister zwar weder den 
Fraktionsvorsitzenden noch Spitzenpolitikern die Aufgabe der Gesetzgebung zu, 
aber die führende Rolle des LDP-Abgeordneten und Mitglieds des Rechtsaus-
schusses im Oberhaus Shōji Nishida ist nicht zu unterschätzen. Trotz seiner 
konservativen und revisionistischen Haltung besuchte Nishida zusammen mit 
anderen Abgeordneten von Kōmeitō und der DPJ, die beim Rechtsausschuss tätig 
waren, ein koreanisches Viertel in der Stadt Kawasaki, um sich Berichte der Opfer 
von Hate Speech anzuhören. Zudem nahm er an Veranstaltungen zum Jubiläum 
der Inkraftsetzung des Hate Speech Gesetzes mit seinen Kollegen des Rechtaus-
schusses teil. Insgesamt lässt sich sagen, dass Abgeordnete der Regierungskoali-
tion und der Opposition, die zusammen im Rechtsausschuss tätig waren, einen 
gewissen Zusammenhalt gezeigt haben, um das Hate Speech Gesetz zu verab-
schieden und zu implementieren. 

Kōmeitō als Beschützer der Menschenrechte? 

Im politischen Gestaltungsprozess des Hate Speech Gesetzes übernahm Kōmeitō
die Rolle des »Beschützers der Menschenrechte«.4 Trotz der allgemeinen Ansicht, 
dass »die Auseinandersetzung der Abgeordneten mit Menschenrechten und Diskri-
minierung nicht zur Zunahme von Stimmen führt« (jinken ya sabetsu nado ha hyō 
ni naranai) (AS 21.10.2021), machte Kōmeitō als Gesamtpartei aufgrund ihrer mo-
ralischen und religiösen Grundüberzeugungen die Regulierung von Hate Speech zu 
einem ihrer wichtigsten politischen Ziele. Das oben erwähnte Projektteam von 
Kōmeitō war ein wichtiger Vermittler zwischen Abgeordneten (Mitgliedern des 
Rechtsausschusses) und zivilgesellschaftlichen Akteuren wie Opfern von Hate 
Speech und Menschenrechtsanwälten. Es gab auch regelmäßigen Kontakt und Mei-
nungsaustausch zwischen dem Kōmeitō-Projektteam und Mindan, einer Organisa-
tion der koreanischen Bewohner in Japan, die der südkoreanischen Regierung na-
hesteht. Das Projektteam organisierte sogar eine Lerngruppe (benkyōkai), bei der 
auch LDP-Abgeordnete anwesend waren und ein Juraprofessor einen Vortrag über 
die Regulierung von Hate Speech hielt. Als die führende Aktivistin Kang-Ija Choi, 
die zur dritten Generation von koreanischen Einwanderern gehört, im April 2022 
Lobbying gegenüber dem Justizminister durchführte, war erneut Kōmeitō Vermitt-

4 Schon seit den 2000er Jahren hat die Kōmeitō »Menschenrechte« als eines der fünf wichtigsten Auf-
gaben in dem Parteimanifest zum Wahlkampf genannt. Im Jahr 2016 hat Kōmeitō in dem Parteima-
nifest die Beschäftigung mit dem Hate Speech Problem genannt. 
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ler zwischen dem Justizminister und der Aktivistin. Auf diese Weise hat Kōmeitō
sein Netzwerk mit Menschenrechtsanwälten, Rechtswissenschaftlern und Opfern 
von Hate Speech bis heute erhalten und vermittelt bis heute zwischen Aktivisten 
und der LDP-Regierung, um Hate Speech zu regulieren. 

Rechtsradikale Demonstrationen während der Pandemie 

Während es in vielen westlichen Ländern Massendemonstrationen gegen Corona-
Maßnahmen gab, die insbesondere wegen rechtsradikaler Teilnehmer gewalttätig 
wurden, hat die Corona-Pandemie in Japan zu keiner Wiederbelebung von rechts-
radikalen Demonstrationen geführt. Im Gegensatz zu anderen westlichen Ländern 
konnten »Querdenker« und andere Kritiker von Corona-Maßnahmen in Japan bis 
heute maximal etwa 1000 Teilnehmer für Demonstrationen mobilisieren. Die Teil-
nehmer an solchen Demonstrationen scheinen zwar insofern eine gewisse Nähe zu 
Hate Speech aufzuweisen, als die amerikanische Wurzel der weltweiten Querden-
ker-Bewegungen von einer antisemitischen Verschwörungsideologie geprägt ist, 
aber Hate Speech von Querdenkern ist noch kein bemerkenswertes soziales Prob-
lem in Japan. 

Die meisten rechtsradikalen Demonstranten, die vorher Hate Speech begangen 
haben, haben während der Pandemie ihre Aktivitäten nicht eskaliert. Sie haben oft 
freiwillig ihre Veranstaltungen abgesagt, weil sie das Ansteckungsrisiko gefürchtet 
haben und in der Öffentlichkeit keinen Anstoß erregen wollten. Aktivisten, die vor-
her bei Zaitokukai sehr aktiv waren, haben während der Pandemie auch weniger 
auffällige Tätigkeiten entfaltet als zu der Zeit vor der Inkraftsetzung des Hate 
Speech Gesetzes. Einige von ihnen sind ab 2010 mehrmals unter dem Verdacht auf 
Sachbeschädigung, Geschäftsbehinderung und Erpressung verhaftet und für schul-
dig befunden worden. Teilweise mussten sie Bußgelder zwischen 300,000 und 
1,500,000 Yen bezahlen und erhielten Haftstrafen. Auch wegen dieser Erfahrungen 
scheuen Aktivisten mittlerweile die Gefahr, verhaftet zu werden, und mäßigen ihre 
Aktivitäten. Dies bedeutet aber nicht, dass von solchen Aktivisten keine Probleme 
mehr zu erwarten sind. Zwei dieser vorbestraften Aktivisten kandidierten bei der 
Oberhauswahl im Juni 2022 für die »NHK Partei«, eine populistische Partei gegen 
Rundfunkgebühren. Obwohl keiner der Aktivisten erfolgreich war, gewann die 
NHK Partei nach der Wahl einen Sitz hinzu. Auch kriminelle rechtsradikale Akti-
visten könnten durch diese Partei salonfähig werden. 

Ein weiteres negatives Vorzeichen ist, dass der ehemalige Vorsitzende von Zaito-
kukai Makoto Sakurai, der im Jahr 2016 die »Japan First Partei« gegründet hat, wie-
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derholt trotz geringer Erfolgsaussichten für Parlamentssitze kandidiert, um im 
Wahlkampf aggressiver und provokativer als in normalen Zeiten auftreten zu kön-
nen, obwohl er normalerweise Ausdrücke, die offensichtlich als Hate Speech be-
zeichnet werden können, nicht oft verwendet. Er hat im Oktober 2021 vor der chi-
nesischen Botschaft in Tōkyō und im Juni 2021 vor der südkoreanischen Botschaft 
seine beleidigenden, rassistischen und revisionistischen Reden über Lautsprecher 
gehalten und dabei jedes Mal den Ton maximal verstärkt und durchgängig gebrüllt. 
Er hat sich sogar vor der südkoreanischen Botschaft als »Trostfraufigur« verkleidet. 
Mehrere Zeitungen wie Asahi Shinbun am 10. November 2021 haben schon darauf 
hingewiesen, dass er und seine Parteikameraden wissen, dass Wahlreden die Gele-
genheit bieten, Hate Speech mit maximaler Lautstärke an eigentlich nicht zugängli-
chen Orten zu begehen, weil Wahlreden gesetzlich kaum kontrolliert werden kön-
nen. 

Die Notwendigkeit der strengeren Bestrafung der Hasskriminalität 

Obwohl rechtsradikale Demonstrationen seit ein paar Jahren kein Anzeichen einer 
Wiederbelebung zeigen, enthüllt ein jüngster Vorfall einen Mangel an der japani-
schen Regulierung von Hasskriminalität. Dabei handelt es sich um einen Fall von 
Brandstiftung im koreanischen Viertel in Kyōto (Utoro) im August 2021. Im Jahr 
2018 gab es bereits einen ähnlichen Vorfall. Damals wurden fünf Schüsse auf das 
Tor von »Chongryon«, einer dem nordkoreanischen Regime nahestehenden Orga-
nisation in Tōkyō, abgefeuert. Weil der Hauptschuldige ein bekannter rechtsradika-
ler Aktivist war, war ein solcher Fall in gewissen Maßen vorhersehbar. Diese Tat 
erschütterte die gesamte koreanische Minderheit in Japan, zumal diese Hasskrimi-
nalität nicht auf normale Bewohner, sondern auf eine quasi-staatliche Organisation 
abzielte. Aber die Brandstiftung in Kyōto beunruhigte alle koreanisch-stämmigen 
Bewohner Japans, weil der Beklagte vor der Tat nie als politischer Aktivist auffällig 
geworden ist, und weil die Hasskriminalität auch auf zwei Häuser, in denen normale 
koreanische Familien gewohnt haben, abzielte. Bei der Gerichtsverhandlung im 
Juni 2022 gab der Beklagte unbefangen zu, dass die Brandstiftung ein Fall von 
»Hasskriminalität« darstellt (Kyōto Minpō 25.06.2022). Anschließend trug er flie-
ßend seine vorurteilsvollen und revisionistischen Ansichten über die koreanischen 
Bewohner in Japan vor. Dabei wagte er sogar die Prognose, dass ähnliche Fälle von 
Hasskriminalität in Zukunft jemanden das Leben kosten werde, weil er denkt, dass 
seine Sympathisanten nicht nur in Japan, sondern überall existieren. Trotzdem be-
antragte der Staatsanwalt kein erhöhtes Strafmaß aufgrund der Beschaffenheit der 



ÇáÉ=êÉÖìä~íáçå=îçå=Ü~íÉ=ëéÉÉÅÜ=ìåíÉê=~ÄÉ NOV

Tat als »Hasskriminalität« und verzichtete sogar bei der Anklage auf den Ausdruck 
»Hasskriminalität«. Während sich keine Änderung des revisionistischen Ge-
schichtsverständnisses Japans andeutet, scheint es notwendig, eine strengere Be-
strafung der Hasskriminalität anhand der Herangehensweise in den USA einzufüh-
ren. Informelle Maßnahmen gegen Hate Speech scheinen eine Grenze der Wirk-
samkeit zu erreichen, wenn der Täter nichts zu verlieren hat. Menschenrechtsan-
wälte und führende Aktivisten haben mit Hilfe der Vermittlung von Kōmeitō bereits 
im April 2022 mit Lobbying gegenüber dem Justizminister für eine neue Gesetzge-
bung begonnen, die auf eine härtere Bestrafung von Hasskriminalität abzielt. Wann 
und ob eine solche Gesetzgebung verwirklicht wird, ist zu diesem Zeitpunkt unklar. 
Koreanische Bewohner in Japan und ihre Unterstützer wünschen dringend, dass 
eine solche Gesetzgebung ohne weitere Opfer stattfindet. 
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Die stille Revolution in Japans 
Zuwanderungspolitik unter Shinzō Abe

Gabriele Vogt

Japans Zuwanderungspolitik wird im internationalen Vergleich als Sonderfall dis-
kutiert. Sie gilt als restriktiv und scheinheilig. Als restriktiv, weil durch eine große 
Zahl an verschiedenen berufsbezogenen Aufenthaltstiteln mit zeitlich beschränkter 
Gültigkeit die Zuwanderung von Hochqualifizierten auf temporärer Basis als Poli-
tikziel manifestiert wird. Scheinheilig deswegen, weil von den in Japan wohnhaften 
2.887.116 Ausländer*innen knapp 90 Prozent außerhalb dieser Aufenthaltstitel an-
sässig sind.1 Es handelt sich dabei um Familienangehörige von Japaner*innen oder 
deren Nachfahren, aber auch um junge Menschen in Ausbildung, ob im Praktikum 
oder Studium, und damit allesamt um Personen, die in Japan Tätigkeiten auch im 
niedrig-qualifizierten Bereich des Arbeitsmarkts nachgehen können. Das heißt, 
dass die Nachfrage nach Arbeitskräften in Sektoren, wo diese besonders groß ist, 
wie dem Baugewerbe, der Landwirtschaft oder der Altenpflege, adressiert werden 
kann, ohne dass dies öffentlich thematisiert werden muss. 

Zunahme und Diversifizierung der Zuwanderung unter Abe 

Die oben genannte Zahl von knapp drei Millionen Zuwander*innen in Japan 
stammt von Ende 2020 und markiert den numerischen Stand dieser Bevölkerungs-
gruppe nach dem Ende der Amtszeit von Premierminister Shinzō Abe. Zu Beginn 
seiner langen und prägenden zweiten Amtsperiode im Jahr 2012 (er war zuvor be-
reits ab dem Spätsommer 2006 für etwa ein Jahr Premierminister) lag die Zahl bei 
2.033.656 Personen. Einer der Trends, der die grenzüberschreitende Mobilität v.  a. 

1 Diese und folgende Daten zu Japans Zuwanderungsbevölkerung basieren, falls nicht anders 
angegeben, auf den Veröffentlichungen des »Büros für Ein- und Ausreise sowie Aufenthalt«
(Shutsunyūkoku Zairyū Kanrichō), das dem Justizministerium zugeordnet ist: https://
www.moj.go.jp/isa/policies/statistics/index.html (31.08.2022). 

https://www.moj.go.jp/isa/policies/statistics/index.html
https://www.moj.go.jp/isa/policies/statistics/index.html
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in die wirtschaftsstarken Länder des globalen Nordens charakterisiert, nämlich ein 
steter numerischer Anstieg, lässt sich also in der vergangenen Dekade auch für Ja-
pan, eine eigentlich »verspätete Zuwanderungsnation«, feststellen. 

Ein zweiter Trend manifestiert sich ebenso, nämlich die Diversifizierung der Zu-
wanderungskanäle und daraus resultierend auch der Zuwanderungsbevölkerung. 
Hier kann gar resümiert werden, dass sich in Japan eine stille Revolution in der 
Zuwanderungspolitik vollzogen hat. Japan wirbt heute auch offiziell um nicht-
hochqualifizierte Arbeitskräfte und eröffnet der Zuwanderungsbevölkerung eine 
Langzeitperspektive in Japan. Beides sind, betrachtet man Japans Zuwanderungs-
politik in ihrer Entwicklungsgeschichte der vergangenen Dekaden, fundamentale 
Reformen. Dennoch hält Japans politische Führung am Narrativ fest, Japan sei kein 
Immigrationsland. Die in der politischen Praxis vollzogenen Reformen werden ent-
sprechend anderweitig kontextualisiert, etwa als zielgerichtete arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen oder als Beitrag zum Wirtschaftswachstum in der Region Asien. 

Punktesystem für Hochqualifizierte

Für das Segment der hochqualifizierten internationalen Arbeitskräfte gilt dabei, dass 
Abes Reformen am bereits vorhandenen politischen Willen der Rekrutierung dieser 
Gruppe anknüpften, dabei aber neue Strukturen schufen. Zuvorderst ist hier die Re-
form des Zuwanderungsgesetzes (shutsunyūkoku kanri oyobi nanmin nintei-hō) aus 
dem Juni 2014 anzuführen, mit der ein bereits zwei Jahre zuvor formuliertes punkte-
basiertes Anwerbesystem für Hochqualifizierte schließlich in einen neuen Aufent-
haltstitel (kōdo senmonshoku) gegossen wurde. Hochqualifizierte werden im Rahmen 
dieses neuen Systems mit Punkten für akademische Abschlüsse, Berufserfahrung, 
Sprachkenntnisse usw. bewertet. Die Reform aus dem Jahr 2014 eröffnet dieser Ziel-
gruppe der Hochqualifizierten eine Art fast-track zu einer Daueraufenthaltserlaub-
nis, die bereits nach ein bis drei Jahren (je nach Punktestand und Wirtschaftssektor) 
erlangt werden kann. Zudem wird es diesem Personenkreis ermöglicht, Aufenthalts-
titel für ihre Eltern oder auch mitreisende Haushaltshilfen zu erhalten. Mit diesem 
Maßnahmenpaket werden für die auf dem globalen Arbeitsmarkt umworbenen Fach-
kräfte die Konditionen für die Zuwanderung und den Aufenthalt in Japan in einem 
bis dato nie gegebenem Maße komfortabel ausgestattet. 

Der Erfolg dieses neuen Zuwanderungsweges scheint sich langsam einzustellen: Im 
Jahr 2015, als erstmals Visa in dieser Kategorie vergeben wurden, erhielten dieses ins-
gesamt 1.508 Personen; 2018 lag die Zahl erstmals im fünfstelligen Bereich und 2020 
bereits bei 16.554 Personen. Ebenso 2020, unmittelbar nach dem Ende der Amtszeit 
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Abes, wurde das Punktesystem dahingehend revidiert, dass eine Anstellung im Fi-
nanzsektor gegenüber anderen Sektoren mit mehr Punkten bewertet wurde. Mit der-
lei kleinen Änderungen wird dieser Zuwanderungskanal weiter passgenau an den Be-
dürfnissen des japanischen Arbeitsmarkts ausgerichtet. Unverändert hingegen bleibt 
die grundlegende Idee auch dieses Zuwanderungskanals als ein Anwerbesystem für 
Arbeitskräfte. Schon 2014 hieß es dazu in einer Stellungnahme des Kabinettsbüros: 
»Die Nutzung ausländischer Talente ist keine Immigrationspolitik« (gaikoku jinzai no 
katsuyō ha iminseisaku de ha nai).2 Auch Premierminister Abe selbst betonte, dass 
Japans Wirtschaft von diesen ausländischen Fachkräften profitieren werde. Damit 
griff er ein seit der Jahrtausendwende seitens des Unternehmerverbands Keidanren 
wiederholtes Narrativ auf, nach dem in einzelnen Sektoren positive Effekte durch die 
Innovationskraft einer diversen Belegschaft zu erwarten sei. 

Abes Aussagen wirkten in zweierlei Richtung: zum einen waren sie an die Bevöl-
kerung adressiert, die einer großflächigen pauschalen Ausweitung der Zuwande-
rung nach Japan noch immer überwiegend skeptisch gegenübersteht; zum anderen 
sollte damit auch den innerhalb der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) schwe-
lenden Debatten um eben eine solch Ausweitung der Zuwanderung Einhalt geboten 
werden. So hatte etwa 2008, also zwischen Abes erster und zweiter Amtszeit, eine 
Gruppe von LDP-Parlamentariern um Hidenao Nakagawa, den ehemaligen Gene-
ralsekretär der Partei, angeregt, im Angesicht der demografischen Entwicklung 
müsse Japan die Option der Zuwanderung völlig neu bewerten. Nakagawa forderte 
zehn Million Zugewanderte bis 2050, setzte sich mit dieser Initiative innerhalb der 
LDP allerdings nicht durch. Premierminister Abe selbst vermied es, eine diskursive 
Verbindung zwischen Japans Bevölkerungsalterung und der Zuwanderung interna-
tionaler Arbeitskräfte zu etablieren. Neben den Überlegungen im Hinblick auf ge-
zielte und begrenzte arbeitsmarktpolitische Impulse wurde unter seiner Administ-
ration ein weiteres Narrativ, nämlich das von einer internationalen Verantwortung 
Japans für die wirtschaftliche Entwicklung der Region Asien weiter gestärkt. 

Reformen des Programms für internationale Praktikant*innen 

Dem wegen zahlreicher bekannt gewordener Verstöße gegen Arbeits- und Men-
schenrechte höchst umstrittenen Programm für internationale Praktikant*innen – in 
seiner aktuellen Ausgestaltung unter dem Akronym TITP für technical intern training 
program (ginō jusshū) bekannt – kommt dabei eine zentrale Rolle zu. Im Fall des Prak-

2 https://www5.cao.go.jp/keizai-shimon/kaigi/cabinet/2014/2014_basicpolicies_01.pdf (31.08.2022). 

https://www5.cao.go.jp/keizai-shimon/kaigi/cabinet/2014/2014_basicpolicies_01.pdf
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tikantensystems leiste Japan, so der offizielle Narrativ, einen Beitrag zur Steigerung 
technischer Fertigkeiten (skill spill-over) unter jungen Menschen in den Ländern Asi-
ens; dazu passt, dass Administration und Finanzierung des Programms in Japan mit 
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit verknüpft sind. In der Praxis hin-
gegen werden die Praktikant*innen als einfache Arbeitskräfte eingesetzt, häufig unter 
Mindestlohn vergütet, in unwürdigen Verhältnissen untergebracht und teils von ih-
ren Arbeitgeber*innen mit willkürlichen Regeln drangsaliert. 

In den Amtsjahren von Premierminister Abe wurde das Praktikantensystem 
trotz aller Kritik, geäußert etwa von Amnesty International oder von Ijūren, Japans 
wohl bekanntester Nichtregierungsorganisation, die sich für die Rechte von Zuge-
wanderten einsetzt, erweitert. Dabei hatte ein Expertengremium (shingikai) des Jus-
tizministeriums, das eigens eingesetzt worden war, um zukunftsfähige zuwande-
rungspolitische Akzente in Japan zu entwickeln, genau das Gegenteil, nämlich die 
Einstellung des Programms empfohlen. Dies wurde von einem Mitglied des Gremi-
ums im persönlichen Gespräch bestätigt. Seit einer Reform des Praktikantensys-
tems aus dem Jahr 2017 sind nun zumindest härtere Strafen gegen Arbeitgeber*in-
nen bei Verstößen gegen die Arbeits- oder Menschenrechte der Praktikant*innen 
vorgesehen. 

Bestandteil derselben Reform im November 2017 war eine Ausweitung des Prak-
tikantensystems auch auf den Pflegesektor. Dieser Sektor war der erste aus dem 
nicht hochqualifizierten Segment, der mit der Einführung von wirtschaftlichen 
Partnerschaftsabkommen seine Türen offiziell für die internationale Zuwanderung 
von Arbeitskräften öffnete. Dies betrifft die Abkommen mit Indonesien (2008), den 
Philippinen (2009) und Vietnam (2014). Hier verschmelzen Handelsinteressen und 
Zuwanderungspolitik miteinander, allerdings nur unter strengen Auflagen der 
Qualitätssicherung. Dass gerade dieser Sektor nun auch die Zuwanderung von 
Praktikant*innen ohne Berufserfahrung erfahren würde, kritisierten einige Pflege-
heimleiter*innen scharf. So führte der Leiter eines Pflegeheims in Fukuoka, wo in-
ternationale Pflegekräfte, die über die bilateralen Partnerschaftsabkommen zuge-
wandert waren, bereits gut integriert arbeiten, im persönlichen Gespräch aus, er 
werde keine internationalen Praktikant*innen anwerben. Dies würde nur zu einer 
generellen Verunsicherung hinsichtlich der pflegerischen Kompetenzen aller aus-
ländischen Pflegekräfte führen. 

Jenseits der sektoralen Ausweitung galt eine weitere große Reform am Praktikan-
tensystem in der Amtszeit von Premierminister Abe einer Verlängerung des Auf-
enthalts von Praktikant*innen. War bis dato eine maximale Aufenthaltsdauer von 
drei Jahren festgelegt, so wurde im Vorfeld der Olympischen Spiele von Tōkyō 
2020/21 die Möglichkeit geschaffen, an diesen dreijährigen Aufenthalt weitere zwei 
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Jahre im Aufenthaltsstaus »besondere Tätigkeiten« (tokutei katsudō) anzuschließen. 
Dies galt insbesondere für Arbeitskräfte im Baugewerbe und sollte der Fertigstel-
lung der Olympischen Sportstätten dienen. Der Anteil der internationalen Arbeits-
kräfte auf dem Bau wuchs zwischen 2011 und 2018 dabei um 434,7 Prozent (!) auf 
68.604 Arbeitskräfte (Liu-Farrer 2020). Der Großteil von ihnen stammt aus Viet-
nam. In den Jahren der Abe-Administration waren die Vietnames*innen die am 
schnellsten wachsenden und schließlich mit 218.727 Personen (2019) größte 
Gruppe der internationalen Praktikant*innen in Japan. 23,3 Prozent von ihnen ar-
beiten im Baugewerbe, weitere 20,6 Prozent in der Lebensmittelverarbeitung und 
18,6 Prozent in der Metallindustrie (Tran 2020). 

Als sich die wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie abzu-
zeichnen begannen, waren es die Praktikant*innen, die häufig zuerst ihre Stellun-
gen verloren. Erst unter diesen Umständen wurde das System flexibilisiert: Diejeni-
gen, die nach Verlust ihrer Arbeitsstelle etwa aufgrund der Beschränkungen im in-
ternationalen Luftverkehr nicht in ihre Heimatländer zurückkehren konnten, beka-
men die Möglichkeit zugesprochen, sich im Status der »besonderen Tätigkeiten« 
weitere sechs Monate in Japan aufzuhalten. Auch wurde der Wechsel des Arbeitge-
bers jenseits der strengen Sektorenbegrenzungen ermöglicht. Nichtsdestotrotz war 
und ist die Zeit der Pandemie gerade für die ohnehin schon vulnerable Gruppe in-
ternationaler Praktikant*innen mit großen Unsicherheiten bezüglich Themen wie 
Aufenthaltsstatus, Unterkunft und Arbeitsbedingungen, sowie Zugang zum Ge-
sundheitssystem verknüpft (Tran 2020). 

Sonderwirtschaftszonen, Nikkei und specified skilled worker 

Innerhalb dieses Segments der niedrig-qualifizierten Arbeitskräfte gehen einige 
weitere Reformen auf die Amtszeit von Premierminister Abe zurück. Drei von ih-
nen sollen hier benannt werden. Ihnen allen ist gemeinsam, dass sie, genauso wie 
die Reformen am internationalen Praktikantensystem, den Sektoren der japani-
schen Wirtschaft, die unter einem deutlichen Arbeitskräftemangel leiden, Arbeits-
kräfte zur Verfügung stellen können. So wurden, erstens, im Juli 2015 Sonderwirt-
schaftszonen (tokubetsu keizai chiku) eingeführt, innerhalb derer ausländische Ar-
beitskräfte Anstellung finden können, auch jenseits der landesweit geltenden Rest-
riktionen. Mit diesem Pilotprojekt soll Lokalpolitiker*innen die Möglichkeit eröff-
net werden, flexibel auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts vor Ort zu reagieren. 
Eine bedeutende Erweiterung sah das System im Juni 2017; seither können interna-
tionale Kräfte in den Sonderwirtschaftszonen auch in der Landwirtschaft arbeiten. 
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Zweitens, im März 2018 wurde die Aufnahme der Japanischstämmigen, der so-
genannten Nikkei, auf die vierte Generation hin ausgeweitet. Zuvor war die Zuwan-
derung dieser Gruppe bis in die dritte Generation möglich. Ihren numerischen Hö-
hepunkt mit einigen Hunderttausend Personen hatte die Gruppe, die hauptsächlich 
aus brasilianischen und peruanischen Staatsbürger*innen besteht, vor der Wirt-
schaftskrise von 2008/09. Viele von ihnen arbeiteten in der Automobil- und Elek-
trobranche und verloren damals ihre Jobs. Die Nikkei-Zuwanderung ist ein Beispiel 
für die Scheinheiligkeit der japanischen Zuwanderungspolitik. Offiziell solle den 
Nachfahren japanischer Bürger*innen die Möglichkeit gegeben werden, sich län-
gerfristig im Land ihrer Vorfahren aufzuhalten und währenddessen einer berufli-
chen Tätigkeit nachzugehen. Doch, wie der LDP-Politiker Tarō Kōno in einem per-
sönlichen Gespräch 2006 während seiner Amtszeit als Vize-Justizminister ein-
räumte, versuchte die LDP mit der Einführung des Nikkei-Zuwanderungssystems 
im Jahr 1990 dem Arbeitskräftemangel in der Industrie nachzukommen. Man habe 
damals angenommen, dass dieses humanitäre Narrativ in der Bevölkerung nicht auf 
Widerstand stoßen würde – anders als das Eingeständnis, die Zuwanderung von 
Arbeitskräften sei notwendig. Zudem habe man, allerdings fälschlicherweise, ange-
nommen, dass aufgrund der japanischen Abstammung keine Integrationsmaßnah-
men für die Zugewanderten notwendig seien. Dass nun Japanisch-Sprachkennt-
nisse (auf dem Niveau von N4 des standardisierten Sprachtests JLPT) für diesen 
Zuwanderungskanal vorausgesetzt werden, mag davon zeugen, dass zumindest der 
Fehler, Integrationsmaßnahmen seien nicht notwendig, erkannt worden ist, wenn-
gleich hier natürlich weiterhin ein Zuwanderungskanal für den nicht hochqualifi-
zierten Sektor geöffnet bleibt, ohne jedoch so benannt zu werden. 

Drittens, die vielleicht grundlegendste zuwanderungspolitische Reform unter 
Premierminister Abe betrifft die Einführung des sogenannten specified skilled wor-
ker (SSW, tokutei ginō) Aufenthaltsstatus in zwei Kategorien. Diese Reform wurde 
im November und Dezember 2018 in erstaunlicher Geschwindigkeit in beiden 
Häusern des Parlaments verabschiedet und trat im April 2019 in Kraft. Potenzielle 
Arbeitskräfte in der Kategorie SSW I sind z.  B. ehemalige Praktikant*innen, die also 
Berufserfahrung aufweisen können, aber nicht über höhere Qualifikationen verfü-
gen. Oder auch neu anzuwerbendes Personal, das, wie z.  B. die Pflegekräfte, die in 
die 14 definierten Anwerbesektoren fallen, im Sendeland zunächst ihre berufliche 
Qualifikation in Eignungstests nachweisen muss. Der Aufenthalt als SSW I-Arbeits-
kraft ist für bis zu fünf Jahre möglich; im Anschluss daran wäre, bei entsprechen-
dem Nachweis von höherer Qualifikation, der Übergang in den SSW II-Status mög-
lich. Dieser beinhaltet eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis in Japan und die Mög-
lichkeit des Familiennachzugs. Das SSW-Programm startete zunächst nur mit Ka-



ÇáÉ=ëíáääÉ=êÉîçäìíáçå=áå=à~é~åë=òìï~åÇÉêìåÖëéçäáíáâ NPT

tegorie I und als Quote für die ersten Jahre bis 2025 wurde die Zuwanderung von 
maximal 345.150 Arbeitskräften festgelegt. 

Mit dem SSW-Programm wird erstmal in aller Deutlichkeit die Zuwanderung von 
nicht hochqualifiziertem internationalem Personal nach Japan in einem eigens dafür 
geschaffenen Aufenthaltstitel umgesetzt. Zudem haben SSW II-Arbeitskräfte die 
Möglichkeit, sich in Japan niederzulassen. Mit diesen beiden Kriterien markiert das 
SSW-Programm eine Kehrtwende vom bisherigen Pfad der japanischen Zuwande-
rungspolitik. Möglich gemacht wurde diese Kehrtwende, so Song (2020), durch das 
Zusammenspiel zweier Faktoren. Der über Jahre gewachsene Druck der Wirtschaft, 
die Grenzen für ausländische Arbeitskräfte zu öffnen, bekam im Hinblick auf das 
fortschreitende numerische Schrumpfen der japanischen Erwerbsbevölkerung eine 
neue Dringlichkeit. Ein im Jahr 2018 bereits gefestigter Premierminister Abe, der die 
LDP siegreich durch fünf landesweite Wahlen in Folge führte, sah sich von parteiin-
ternen Zögerern und rechtskonservativen Einflussgruppen befreit genug, um diese 
potenziell kontroverse Reform des Zuwanderungsgesetzes durchzusetzen. Anders 
ausgedrückt, diese grundlegende Reform wurde nur möglich in einem politischen 
Gelegenheitsfenster und durch das politische Kapital eines entschlossenen policy ent-
repreneur, in dessen Agenda einer Revitalisierung der Wirtschaft der Arbeitskräftezu-
wachs passte. Es soll allerdings nicht unerwähnt bleiben, dass selbst in diesem Mo-
ment der Premierminister und andere führende LDP-Politiker*innen nicht müde 
wurden, zu betonen, es handele sich hier um eine Reform, die rein einer arbeitsmarkt-
politischen Raison folge. Dezidiert wurde immer wieder hervorgehoben, dass keine 
Immigration erfolge; das I-Wort wird nach wie vor vermieden (Roberts 2018). 

Bis dato sind über das SSW-Programm 66.950 Personen nach Japan zugewan-
dert. Im Jahr 2019 waren es in der Kategorie SSW I 1.621 Personen; 2020 dann 
15.663 und 2021 schließlich 49.666 Personen; für die Kategorie SSW II ist noch 
keine Zuwanderung zu verzeichnen. Die Gründe für diese angesichts der maxima-
len Quote relativ geringen Zahlen sind vielfältig. Für den Pflegesektor etwa gilt, dass 
die Bedingungen der Eignungstests in den Entsendeländern erst mit Verzögerung 
bekannt gemacht wurden. So beklagte der Personalmanager einer großen Pflege-
heimkette in Tōkyō in einem persönlichen Gespräch zwei Monate vor dem Start des 
SSW-Programms, dass er zwar gerne Pflegekräfte darüber anwerben möchte, es 
ihm allerdings unmöglich sei, verlässliche Informationen dazu zu bekommen, auf 
welchem Weg dies funktionieren könne; die zuständigen Behörden selbst seien, sei-
ner Aussage nach, augenscheinlich nicht ausreichend über den Verfahrensweg in-
formiert. Schließlich darf nicht vergessen werden, dass wenige Monate nach dem 
Inkrafttreten des SSW-Programms Japan seine Grenzen für die internationale Mo-
bilität von Nicht-Japaner*innen geschlossen hat, unabhängig davon, ob dies Touris-
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ten, Studierende, Arbeitskräfte oder – in den ersten Pandemiemonaten bis zum Au-
gust 2020 – sogar in Japan wohnhafte Ausländer*innen betraf. 

Damit kam auch die Zuwanderung internationaler Arbeitskräfte größtenteils 
zum Erliegen. Einzig zwischen August 2020, also unmittelbar vor dem Rücktritt von 
Premierminister Abe, und Januar 2021 bestand die Möglichkeit, über die Ausnah-
meregelung einer dringenden beruflichen Notwendigkeit einzureisen. In diesem 
Zeitraum kamen 63.484 internationale Praktikant*innen in Japan an; sie stellen mit 
43,2 Prozent die größte Gruppe dar, die über diesen Weg während der Pandemie 
nach Japan einreisen konnte. Dies zeugt vom dringenden Bedarf an Arbeitskräften 
im Niedriglohnsektor und zugleich von der Stärke der Lobbytätigkeit der Wirt-
schaftsverbände sowie einer hohen Responsivität der Abe-Administration gegen-
über diesen Verbänden. Die Pandemie und Japans Politik der geschlossenen Gren-
zen, die trotz einiger Öffnungsschritte im Großen und Ganzen bis Oktober 2022 
andauerte, hat jedoch den potenziellen Zuwander*innen nach Japan ebenso wie Ja-
pans ansässiger Zuwanderungsbevölkerung vor Augen geführt, dass sie – bei aller 
Wertschätzung ihres ökonomischen Potenzials – eben doch nicht vollständig in die 
Mehrheitsgesellschaft integriert sind, sondern für sie Regelungen, wie etwa interna-
tionale Reisebeschränkungen griffen, denen sich die japanische Bevölkerung nie 
ausgesetzt sah (Vogt und Qin 2022). 

Fazit 

Die Grenzschließungen für internationale Mobilität zum Ende der Amtszeit von 
Premierminister Abe sind sicherlich ein Sonderfall der Geschichte. Davon abgese-
hen ist Abes Wirken in Japans Zuwanderungspolitik im Kontext von arbeitsmarkt-
politischen Impulsen zu verstehen. Unter der Abe-Administration begann Japan 
ganz offen mit der Anwerbung von nicht hochqualifiziertem Personal, wenngleich 
mit geringen Quoten und, bis dato, mit eher geringer Resonanz bei der angespro-
chenen Zielgruppe. Diese geringe Resonanz mag an einem mangelnden Wissen um 
die Wege durch das Dickicht des Programm-Potpourris liegen. Sie mag allerdings 
auch damit zu tun haben, dass in der potenziellen Zuwanderergruppe mittlerweile 
sehr gut bekannt ist, dass die Arbeits- und Lebensbedingungen für internationale 
Arbeitskräfte – außerhalb des hochqualifizierten Segments, wo ebenfalls seit Abes 
Amtsjahren der rote Teppich offensiv ausgerollt wird – schlichtweg nicht gut sind. 
Daran mögen die in den letzten Monaten der Abe-Administration angestoßenen 
integrationspolitischen Maßnahmen mittel- oder langfristig etwas ändern, doch 
auch sie täuschen nicht darüber hinweg, dass Integration allzu lange bestenfalls 
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stiefmütterlich behandelt wurde. Künftige Administrationen täten gut daran, eine 
echte zuwanderungspolitische und integrationspolitische Vision für Japan zu entwi-
ckeln. Dazu gehört es auch, statt weitere segmentspezifische Programme zu erlas-
sen, viel grundlegender, endlich die administrativen Weichen für ein zeitgemäßes 
Zusammenleben in einer zunehmend multikulturellen Gesellschaft Japans zu stel-
len, denn vor Ort in den Städten und Gemeinden hat diese längst begonnen zu exis-
tieren (Liu-Farrer 2020). 
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Protest ohne Zähne? Entwicklung und 
Wandel sozialer Bewegungen während der 

Amtszeit Abes

Anna Wiemann

Eine Bilanz der Entwicklung sozialer Bewegungen in Japan während der zweiten, 
acht Jahre langen Amtszeit Shinzō Abes könnte lauten, dass es zwar vermehrte 
Sichtbarkeit von Widerstand im öffentlichen Raum gab, der Protest jedoch ohne 
deutlichen politischen Einfluss blieb. Doch wie so oft ist die Situation komplexer als 
der erste Blick suggeriert. Um Abes Wirken im Hinblick auf soziale Bewegungen 
einzuordnen, skizziere ich die Dynamik zwischen der Abe-Regierung und der in-
ner- sowie außerparlamentarischen Opposition am Beispiel von zwei, in den Abe-
Jahren wichtigen Bewegungen: der Anti-Atomkraftbewegung (2011/12–2014) und 
der Bewegung gegen die von der Abe-Regierung angestrebte Verfassungsänderung, 
insbesondere des Artikels 9 (»Friedensartikel«) (2015–2016). 

Die Entwicklungen während der Hochphase der Anti-Atomkraftbewegung 
waren in besonderer Weise geprägt vom Regierungswechsel von den von der 
Demokratischen Partei Japans (DPJ) geführten Regierungen (2009–2012) zur 
Administration der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) unter Abe im Dezem-
ber 2012. Hier lässt sich beobachten, dass die DPJ-Regierungen sozialen Bewe-
gungen gegenüber im Vergleich offen agierten. Auch innerhalb der LDP waren 
einige Parteimitglieder in dieser Phase noch nicht auf ein Festhalten an der 
Atomkraft festgelegt. Mit dem Amtsantritt Abes jedoch wurde in dieser Frage die 
Parteidisziplin deutlich angezogen. 

Im Sommer 2012, etwa ein Jahr nach der Dreifachkatastrophe vom 11. März 
2011, erlebte die Anti-Atomkraftbewegung einen wichtigen Höhepunkt. Anlässlich 
der Genehmigung der Wiederinbetriebnahme des Atomkraftwerks Ohi durch den 
damaligen Premierminister der Demokratischen Partei Japans (DPJ) Yoshihiko 
Noda sammelten sich in der Spitze 200.000 Protestierende vor dem Parlament in 
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Tōkyō.1 Die Wiederinbetriebnahme war bereits eine erste Abweichung vom Kurs 
des vorangegangenen DPJ-Premierministers Naoto Kan, dessen Amtszeit sich von 
Juni 2010 bis September 2011 erstreckte. Kan hatte sich zum Ende seiner Amtszeit 
deutlich zum Atomausstieg und zur Förderung erneuerbarer Energien bekannt. Er 
knüpfte seinen Rücktritt als Premierminister an die Durchsetzung eines Gesetzes 
zur Förderung erneuerbarer Energien. Dieses Gesetz verpflichtete Stromanbieter, 
Strom aus erneuerbaren Energiequellen mit einer festen Einspeisevergütung abzu-
nehmen. Dies war für Bürgergruppen, die als Genossenschaften Strom aus Erneu-
erbaren gewinnen, eine wichtige Voraussetzung um ihre Aktivitäten auszuweiten. 
Trotz Nodas unpopulärer Entscheidung bzgl. der Wiederinbetriebnahme des AKW 
Ohi, gab es für Vertreterinnen und Vertreter sozialer Bewegungen unter den DPJ-
Premiers relativ guten Zugang zu politischen Foren. So erreichte die Anti-Atom-
kraftbewegung beispielsweise am 22. August 2012 ein direktes Treffen mit Noda 
zwecks eines Austausches von Meinungen zur zukünftigen Energiepolitik.2 Auch 
sollten Bürgerinnen und Bürger und zivilgesellschaftliche Akteure im Sommer 
2012 bei der Entwicklung einer neuen Energiepolitik über den Anteil von Atom-
energie durch die Einreichung von öffentlichen Stellungnahmen (pabu kome) mit-
wirken. Diese Möglichkeit nahmen Bürgerorganisationen zum Anlass, eine Nuclear 
Zero Public Comment Group (Genpatsu Zero Pabu Kome no Kai) zu gründen und 
starteten eine Kampagne, um möglichst viele Meinungen zu akquirieren.3 Die Mög-
lichkeit der Beteiligung über öffentliche Stellungnahmen bestand bereits vor der 
Atomkatastrophe, die LDP-Regierungen widmeten diesen jedoch selten Aufmerk-
samkeit. 

Darüber hinaus bildete sich innerhalb des Parlaments im März 2012 eine über-
parteiliche Vereinigung von Parlamentariern gegen Atomkraft (Genpatsu Zero no 
Kai), der sich auch Politiker der LDP anschlossen. Prominentestes LDP-Mitglied in 
dieser Gruppe ist Tarō Kōno, der sich zunächst auch nach Abes Amtsantritt noch 
mit Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft beriet und bei Advocacy-
Veranstaltungen zu Energiepolitik ohne Atomkraft und für Erneuerbare Energien 
auftrat. Als er jedoch für einen Ministerposten ins Gespräch kam, reduzierte er 
seine Anti-Atom-Aktivitäten. 2017 wurde er als Außenminister in das 3. Abe-Kabi-
nett aufgenommen. Ein weiterer prominenter Atomausstieg-Fürsprecher war der 
ehemalige LDP-Premierminister Junichirō Koizumi, dem hinter Abe bislang längs-
ten LDP-Premierminister im Amt (2001–2006). Er unterstützte in der Gouver-
neurswahl in Tōkyō im Februar 2014 aktiv den Anti-Atom-Kandidaten Morihiro 

1 Nach der Katastrophe waren zunächst alle Reaktoren in Japan abgeschaltet worden. 
2 https://www.youtube.com/watch?v=zg0HhEG4imY (20.07.2022). 
3 https://publiccomment.wordpress.com/page/21/ (20.07.2022). 
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Hosokawa (ebenfalls ehemaliger Premier, 1993–1994, zuletzt parteilos). Koizumi 
galt jedoch zu diesem Zeitpunkt bereits als ohne signifikanten Machteinfluss inner-
halb der LDP. Anlässlich eines Treffens zwischen Genpatsu Zero no Kai-Mitglie-
dern und zivilgesellschaftlichen Gruppen im Jahr 2013 berichtete der damalige 
LDP-Abgeordnete Masatoshi Akimoto4 von einer Umfrage innerhalb seiner Partei 
zur Meinung der Mitglieder bzgl. Atomkraft. Die Ergebnisse dieser Umfrage seien 
aber auch parteiintern nicht veröffentlicht worden. Dies weist darauf hin, dass mit 
dem Amtsantritt Abes insbesondere im Hinblick auf das Thema Atomkraft eine 
neue Parteidisziplin etabliert wurde. 

Ein weitere, den politischen Zugang für soziale Bewegungen erschwerende Ent-
wicklung war die restriktive Medienpolitik Abes. Der Zugang zu Medien ist für soziale 
Bewegungen ein wichtiges Tool, um die breite Gesellschaft zu erreichen, um die öf-
fentliche Wahrnehmung ihrer Anliegen und so den Druck auf die Politik zu erhöhen. 
Mit Abes Amtsantritt wurden Medienvertreter in Partei- und Regierungsbüros beru-
fen oder von Regierungsvertretern besucht und zur »Richtigkeit« von bestimmten 
Medieninhalten befragt. Daraus, und aufgrund des im Dezember 2013 verabschiede-
ten Geheimnisschutzgesetzes (mehr dazu später), resultierte eine zunehmende Me-
dien-(selbst)kontrolle bzgl. regierungskritischer Inhalte (Wiemann 2017). 

Trotz des sich zunehmend erschwerenden Zugangs zu politischen Foren und der 
relativ unkritischen, homogenen Berichterstattung in den Mainstreammedien hat 
sich in diesen Jahren die Anti-Atomkraftbewegung in Japan weiterentwickelt und 
konsolidiert. An den am meisten sichtbaren Aktivitäten sozialer Bewegungen, dem 
Straßenprotest, nahmen so viele Menschen wie zuletzt in den 1960er Jahren teil 
(Chiavacci und Obinger 2018). Insbesondere bildeten sich in dieser Zeit neue orga-
nisationale Netzwerke und Koalitionen, die neben Straßenprotesten auch weniger 
sichtbare Aktionen gemeinsam durchführten. Dazu gehörten Aktivitäten im Advo-
cacybereich, aber auch Symposien, Workshops, Unterschriftensammlungen, Pres-
sekonferenzen, Publikationen und vieles mehr (ausführlich siehe Wiemann 2018). 

Darüber hinaus nahm die Kooperation zwischen Wirtschaftsakteuren und der 
Bewegung für erneuerbare Energien deutlichere Formen an. So rief Softbank-Chef 
Masayoshi Son im August 2011 die gemeinnützige Stiftung Renewable Energy In-
stitute ins Leben. Der Fokus dieses Instituts liegt auf Forschung, Politikberatung 
und internationalem Netzwerken, um die Entwicklung und Verbreitung erneuerba-
rer Energien voranzutreiben. Das Institut entstand in enger Abstimmung mit 

4 Bis 2021 Unterhausabgeordneter für den Bezirk Chiba 9. Im Jahr 2020 veröffentlichte er ein Manifest 
»Für ein Land ohne Atomkraft« (Genpatsu no nai kuni he), auf dessen Buchumschlag Kōno Werbung 
für ihn macht: »Der Mann, der mehr noch als ich in der LDP für den Atomausstieg steht« (Ore yori 
sugoi, jimintō no ›datsu genpatsu‹ otoko da). 
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Tetsunari Iida, dem Vorsitzenden der seit dem Jahr 2000 existierenden NPO Insti-
tute for Sustainable Energy Policies (Kankyō Enerugī Seisaku Kenkyūjo). Auch die 
Johnan Shinkin Bank engagierte sich für einen Atomausstieg. Der ehemalige Leiter 
der Bank, Tsuyoshi Yoshiwara, trat 2013 und 2014 häufig auf zivilgesellschaftlichen 
Veranstaltungen auf und bekräftigte die Haltung seiner Bank. Insbesondere machte 
er sich stark für die Finanzierung von Projekten erneuerbarer Energien. Auch auf 
der lokalpolitischen Ebene gründete sich 2012 eine Vereinigung von Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeistern, die sich für ein atomkraftfreies Japan engagieren. Die 
Mayors for a Nuclear Power-Free Japan (Datsu Genpatsu o Mezasu Kubichō Kaigi) 
kooperieren mit zivilen Akteuren und verstehen sich als Treiber für einen Wechsel 
in der Energiepolitik von unten. 

Neben den Initiativen für einen Atomausstieg und für erneuerbare Energien gab 
es eine gemeinsame Initiative von Parlamentariern aller Parteien und zivilen Akteu-
ren, die zur Verabschiedung des Opferschutzgesetzes (Nuclear Victim Support Law) 
im Juni 2012 führte. Während dies weitgehend als Erfolg gefeiert wurde, war das 
Gesetz vielen zivilen Gruppen nicht konkret genug, sodass sie die Implementierung 
des Gesetzes in einer Koalition kritisch begleiteten und Advocacyarbeit betrieben 
(Wiemann 2018). In dieser Koalition waren auch viele neu gegründete Mütter- bzw. 
Elterngruppen für den Schutz ihrer Kinder vor Strahlung engagiert, die neben der 
Kooperation mit anderen Organisationen auch auf der lokalpolitischen Ebene aktiv 
waren (Holdgrün und Holthus 2016). Zuletzt darf nicht vergessen werden, dass seit 
der Atomkatastrophe in Japan eine deutlich unabhängigere Atomkraftregulierungs-
kommission (Genshiryoku Kisei Iinkai) etabliert wurde – eine Entwicklung, die si-
cherlich auch dem Druck der Straße zu verdanken ist (siehe auch den Beitrag in 
dieser Spezialausgabe von Florentine Koppenborg). 

Der Schwung sozialer Bewegung übertrug sich gegen Ende 2013 auch auf die 
Proteste gegen das Geheimnisschutzgesetz, das der Abe-Regierung eine Auswei-
tung der Bereiche, die zu Staatsgeheimnissen erklärt werden dürfen, erlaubte. 
Gleichzeitig erhöhte es die Strafen für Whistle Blower und kooperierende Journa-
listinnen und Journalisten. Diese Proteste wurden maßgeblich von der Anti-Atom-
kraftbewegung gestützt. In dieser Zeit bildete sich die Studierendengruppe SASPL 
(Students Against the Secret Protection Law), die sich im Mai 2015 zu der Studie-
rendenbewegung SEALDs (Student Emergency Action for Liberal Democracy) er-
weiterte. SEALDs wichtigstes Anliegen war es, sich gegen die von Abe angestrebte 
Auflösung der liberalen Demokratie und die Unterminierung der japanischen Ver-
fassung, insbesondere des Friedensartikels (Artikel 9), stark zu machen. Die Bewe-
gung organisierte 2015–2016 teilnehmerstarke Demonstrationen vor den Parla-
mentsgebäuden mit bis zu 120.000 Menschen. Diese Proteste richteten sich noch 
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deutlicher gegen die Figur Abe als die Anti-Atom-Proteste zuvor. Nicht selten sah 
man auf diesen Demos Plakate mit einem Konterfei Abes mit Hitlerbart begleitet 
von Rufen »Abe ha yamero!« (Stop Abe!). Wichtige Merkmale dieser Bewegung wa-
ren auch das hippe, modische Design im gesamten Auftritt und die rhythmischen, 
an Hiphop angelehnten Call-and-Response Rufe, z.  B. »This is what democracy 
looks like!«. SEALDs wurde von vielen etablierten Anti-Atom-Organisationen, aber 
auch anderen progressiven Gruppen und vielen Hochschullehrenden unterstützt. 
Generell ist das Image einer apolitischen Jugend in Japan weit verbreitet und viele 
Organisationen beklagen einen Mangel an Nachwuchs, sodass hier eine Erleichte-
rung spürbar war, dass die Jugend eine eigene Stimme fand. Nach ihrer Gründung 
in Tōkyō bildeten sich schnell lokale SEALDs-Gruppen im ganzen Land. 

Ein wichtiger Höhepunkt der Bewegung war im September 2015 eine öffentliche 
Anhörung von Gegnern der von der Abe-Administration angestrebten Änderung 
der Sicherheitsgesetze in einem Parlamentsausschuss. Der Premierminister war 
aber, anders als noch Noda 2012, nicht anwesend. SEALDs wurde von Aki Okuda, 
einem der prominentesten Sprecher der Bewegung vertreten. Okuda leitete sein 
Statement ein mit den Worten, dass er die Parlamentarier darum bitte, nicht zu 
schlafen, er sei schließlich selbst so aufgeregt gewesen, dass er die Nacht zuvor nicht 
hätte schlafen können.5 Dies ist zwar eine situative Anmerkung, drückt aber eine 
direkte Kritik an den ›schlafenden Parlamentariern‹ aus, die seiner Ansicht nach 
ihrer demokratischen Verantwortung nicht nachkommen. 

Ein Charakteristikum dieser Bewegung war ihr Umgang nicht nur mit sozialen 
Medien, sondern auch mit Mainstream-Massenmedien. O’Day et al. (2018) arbei-
ten heraus, dass SEALDs sehr erfolgreich die Aufmerksamkeit der Massenmedien 
erreichte, dies jedoch nach sich zog, dass sie die Kontrolle über ihr Image und ihr 
Narrativ verloren. Dazu gehörte, dass sie zunächst nicht ganz ernst genommen und 
später einige Mitglieder mit ihren persönlichen Geschichten und ihrer Popularität 
in eine Unterhaltungssparte rutschten. Dennoch verbreiteten sie auf diese Weise 
ihre Fragen an den Zustand der Demokratie in Japan und ihre Sorge bezüglich einer 
Remilitarisierung des Landes. Während sie einerseits versuchten, Protest für junge 
Leute attraktiv zu machen, waren immer auch Sorgen präsent, was ihre zukünftigen 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt anging: welche Firma würde solch kritische und 
aktive junge Leute nach ihrem Universitätsabschluss einstellen? Dass es den jungen 
Menschen trotz der konservativ kontrollierten Medienlandschaft gelang, in der 
Breite portraitiert zu werden, mag zum einen daran liegen, dass das Thema Verfas-
sungsänderung auch in konservativen Kreisen kontrovers ist. Die Popularisierung 

5 https://www.youtube.com/watch?v=5dsMhkj6eHk (20.07.2022). 
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einzelner Mitglieder der Bewegung und die Bedrohung zukünftiger Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt erhöhte jedoch die Hemmschwelle, sich der Gruppe anzuschlie-
ßen. Nachdem Abe seine umstrittenen Sicherheitsgesetze, insbesondere der weite-
ren Aufweichung des Artikels 9 durch die nun mögliche Teilnahme Japans an kol-
lektiver Selbstverteidigung, durchgesetzt hatte, löste sich SEALDs im August 2016 
auf. Die meisten Mitglieder der Kerngruppe sind jedoch weiterhin in anderen Kon-
texten aktiv. 

Während seiner Amtszeit konnte Abe eine grundlegende Verfassungsänderung 
nicht durchsetzen, auch weil ihm dazu die notwendige Zweidrittel-Mehrheit in bei-
den Häusern fehlte. Dennoch waren Abes Anstrengungen in diese Richtung eine 
Voraussetzung für die nun unter LDP-Premierminister Fumio Kishida erreichten 
notwendigen Mehrheiten dazu. Die neue Bedrohungssituation durch den Krieg 
Russlands in der Ukraine und der tödliche Anschlag auf Abe im Juli 2022 mögen 
auch in der Bevölkerung zu einer offeneren Einstellung im Hinblick auf eine Ver-
fassungsänderung und eine ›Normalisierung‹ des japanischen Staates beitragen. 

Die exemplarische Betrachtung dieser beiden sozialen Bewegungen zu Beginn 
der acht Jahre andauernden Amtszeit Abes zeigt, dass insbesondere der Atomunfall 
im Jahr 2011 eine neue Welle von Protest in Japan hervorrief, die sich zuletzt mit 
dem Protestzyklus der 1960er Jahre vergleichen lässt. Die Organisatorinnen und 
Organisatoren dieser Proteste seit 2011 setzten dem seit den 60ern in der Bevölke-
rung vornehmlich negativen, gewalttätigen Image von Straßendemonstrationen ein 
friedliches, demokratisch-teilhabendes Image entgegen. Auch auf der organisatio-
nalen Ebene konsolidierten sich Netzwerke ziviler Akteure, die an einem Wandel 
von unten mitwirken. An alternativen Stimmen zum Regierungsdiskurs mangelt es 
in Japan also nicht. Die Taktik der Abe-Administration im Umgang mit dem Protest 
hingegen lässt sich als eine Kombination aus sanfter Repression, Missachtung und 
einem durch die Medienkontrolle verhinderten Zugang zur breiten Gesellschaft be-
schreiben. 

Dass Straßenprotest über die Zeit ermüdet und/oder sich in Teilen radikalisiert, 
gilt in der sozialen Bewegungsforschung als natürlich auftretendes Phänomen. Stra-
ßenprotest kostet Energie und Emotion, sowohl bei der Organisation als auch bei 
der Teilnahme. Das scheinbare Erreichen von Teilzielen, wie eine Anhörung im 
Parlament, trägt ebenfalls zur Erschöpfung des Protests bei. Hinzu kommt die 
Schwierigkeit des Zugangs zum öffentlichen Diskurs. So sind die beiden größten 
Hindernisse bei der Durchsetzung alternativer, progressiver politischer Ideen in Ja-
pan aus meiner Sicht erstens, das Fehlen einer schlagkräftigen, vereinten politischen 
Opposition zur LDP, die in den Augen der Wählerinnen und Wähler eine zuverläs-
sige wirtschaftliche und sicherheitspolitische Zukunftsvision für das Land reprä-
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sentiert. Zweitens, wie u.  a. die offene Mitgliedschaft Abes und vieler seiner Kabi-
nettsmitglieder in der nationalistischen Organisation Nippon Kaigi (Japan Confe-
rence) zeigt, sind nationalistisch-konservative Kreise auf den höchsten Ebenen prä-
sent und bestimmen den Diskurs. Die gesellschaftliche Wahrnehmung einer wirt-
schaftlichen Dauerkrise und der äußeren Bedrohung durch die mächtigen Nach-
barn China, Russland und Nordkorea spielt konservativen Kräften in die Hände 
und kann von innenpolitischen Problemen oder Kontroversen ablenken. 

Dennoch möchte ich diesen Essay nicht mit einer allzu pessimistischen Note been-
den, denn Wandel ist möglich. Die beiden skizzierten Bewegungen, aber auch andere, 
ihnen folgende Proteste (wie Anti-Rassismus, Anti-Olympia oder #Metoo) zeigen, 
dass Japan über eine lebhafte alternativ-progressive Szene verfügt. Die etablierten 
Netzwerke und Verbindungen sowie ihre zunehmende Professionalisierung können 
ein Ausgangspunkt für weitere gemeinsame Aktionen sein, die nach und nach kleine 
Erfolge erringen können. Der Protest in Japan hat also durchaus Zähne, nur beißt er 
sie sich seit der Ära Abe verstärkt an den obengenannten Hindernissen aus. 
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Innenpolitik 2021/2022

Christian G. Winkler

Domestic Politics 2021/2022 

This chapter examines domestic Japanese politics in 2021/2022. Among the main top-
ics are the analysis of the Lower and Upper House elections, which both ended with 
clear victories for the ruling coalition, the transition from the Suga to the Kishida Cab-
inet, and the implications of the assassination of former Prime Minister Abe for domes-
tic politics. 

1 Wahlen 

1.1 Wahlen auf nationaler Ebene 

Sowohl die Unterhaus- wie auch die Oberhauswahlen endeten mit deutlichen 
Siegen der Regierungsparteien. Die Liberal-Demokratische Partei (LDP) und die 
Partei für eine saubere Regierung (Kōmeitō) verteidigten ihre Mehrheiten in 
beiden Kammern des japanischen Parlaments. Auf der anderen Seite wurden 
Konflikte unter den Oppositionsparteien (wieder) heftiger, mit negativen Folgen 
für die Erfolgsaussichten der Konstitutionell-Demokratische Partei (KDP), der 
Demokratischen Partei des Volkes (DPV) sowie der Kommunistischen Partei 
Japans (KPJ). 

Kurz nach seiner Wahl zum LDP-Vorsitzenden im September und zum Premier-
minister im Oktober 2021 löste Fumio Kishida Mitte Oktober das Unterhaus des 
japanischen Parlaments auf und rief Neuwahlen zum 31.10.2021 aus. Auch wenn 
die LDP verglichen mit ihrer bisherigen Fraktionsstärke 15 Sitze eingebüßt hat, 
blieb sie bei weitem die stärkste Kraft mit 261 von 465 Sitzen. LDP und Kōmeitō (32 
Sitze) zusammen halten 63  % aller Sitze in dem neu zusammengestellten Unterhaus 
(siehe Tabelle 1). 
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TABELLE 1: Ergebnisse der Unterhauswahlen 2021 

Quelle: AS (12.07.2022). 

Der KDP-Vorsitzende Yukio Edano hatte vor der Unterhauswahl alles auf eine 
möglichst enge Kooperation zwischen seiner Partei, der DPV, SDPJ, KPJ sowie 
Reiwa Shinsengumi gesetzt. So verständigten sich alle fünf Parteien in 217 von 
289 Einzelwahlkreisen auf gemeinsame Kandidat*innen. Die KDP stellte insge-
samt 240 Kandidat*innen auf (AS 01.11.2021). In diesen 217 Wahlkreisen 
gelangen der Opposition Siege in 62 Wahlkreisen (verglichen mit 51 Amtsinha-
bern in diesen Wahlkreisen vor der Wahl). In einigen Wahlkreisen sorgten die 
Kandidat*innen der Opposition auch für große Überraschungen. So gelang es 
den Oppositionsparteien zum Beispiel, den damals amtierenden LDP-Generalse-
kretär Akira Amari im Wahlkreis Kanagawa 13 sowie den ehemaligen General-
sekretär and Faktionsvorsitzenden Nobuteru Ishihara im Wahlkreis Tōkyō 8 zu 
besiegen. Auf der anderen Seite verloren KDP-Veteranen wie Ichirō Ozawa (Iwate 
3) oder Kishirō Nakamura (Ibaraki 7) ihre Direktmandate und zogen letztlich 
nur dank der Parteiliste wieder ins Unterhaus ein (AS 01.11.2021). 

Weiterhin konnten KDP und DPV zusammen lediglich ca. 14 Millionen Zweit-
stimmen auf sich vereinen, während KDP und die DPV-Vorgängerin Partei der 
Hoffnung (Kibō no Tō) 2017 noch ca. 20 Millionen Zweitstimmen gewonnen hatten 
(AS 01.11.2021a). Die Wahlniederlage der KDP hatte mehrere Gründe. Zum einen 
gelang es nicht, eine vereinte Front gegen die Regierungskoalition aufzubauen, da 
die JIP keinerlei Interesse an einer Kooperation mit den übrigen Oppositionspar-
teien zeigte. So hatte die Wählerschaft in 72 Wahlkreisen, d.  h. in einem Viertel aller 
Einzelwahlkreise, mit Kandidat*innen der Regierungskoalition, der KDP-geführ-
ten Opposition und der JIP drei Alternativen zur Auswahl. In diesen, vor allem in 

Partei Sitze 2021 Sitze vor der Wahl
LDP 261 276
Kōmeitō  32  29
KDP  96 109
DPV  11   8
JIP  41  11
KPJ  10  12
SDPJ   1   1
Reiwa   3   1
Andere  10  14
Gesamt 465 461

(4 Sitze vakant)
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der JIP-Hochburg Kansai gelegenen Wahlkreisen gewann die JIP 10 Direktman-
date, während die Allianz aus den anderen Oppositionsparteien in 22 Fällen (d.  h. 
in 31  %) siegreich aus den Wahlen hervorging. Ein Resultat der aggressiven und 
letztlich erfolgreichen JIP-Strategie war, dass es nur in 145 Einzelwahlkreisen zu 
einem de facto Zweikampf zwischen Kandidat*innen von Regierungskoalition und 
vereinter Opposition kam (in diesen Wahlkreisen siegten erstere in 105 Fällen) (AS
01.11.2021a). 

Zum einen zeigte sich erneut, wie stark die KPJ-Allergie nach wie vor in weiten 
Teilen der Wählerschaft, vor allem aber unter den Gewerkschaftsmitgliedern, die 
seit mehr als 15 Jahren die wichtigste Stütze der alten DPJ und ihrer Nachfolgepar-
teien darstellen, ist. Die Kritik an der Kooperation war so groß, dass sich die KDP-
Führung gezwungen sah, explizit zu erklären, dass man auch im Falle eines Wahl-
sieges keine Koalitionsregierung mit der KPJ eingehen würde (YS 01.12.2021). Kurz 
nach der Wahl kritisierte die Vorsitzende des japanischen Gewerkschaftsbundes 
Rengō, Tomoko Yoshino, erneut die Kooperation mit dem alten Feind. Aufgrund 
der Kooperation mit der KPJ hätten viele Gewerkschaftsmitglieder sich im Wahl-
kampf nicht mehr für KDP-Kandidaten engagiert (AS 02.11.2021). Der Architekt 
der Kooperation, Parteichef Edano, übernahm die Verantwortung für die Wahlnie-
derlage und trat im November 2021 zurück (AS 03.11.2011). 

Einer von Politikwissenschaftlern der Kansai Universität um Masaki Hata in Auf-
trag gegebenen Umfrage zufolge ist der mangelnde Erfolg der Kooperation unter 
den Oppositionsparteien auf eine relativ starke gegenseitige Ablehnung der Wähler-
schaft von KDP und KPJ zurückzuführen. Hinzu kommt, dass die von KDP und 
KPJ propagierte staatliche Hilfe (im Gegensatz zu der von Unterstützern der Regie-
rungsparteien tendenziell bevorzugten Selbsthilfe) zwar durchaus das Potential hat, 
die für den Wahlausgang entscheidende Gruppe der Wechselwähler anzusprechen. 
Laut der Studie kann die Opposition dieses Wählerpotential allerdings nicht er-
schließen, da die Wechselwähler, die sich besonders stark für staatliche Hilfe aus-
sprechen, von politischen Parteien an sich enttäuscht und folglich kaum gewillt 
sind, ihre Stimmen den Oppositionsparteien zu geben (Hata 2022). 

Auch aus den Oberhauswahlen im Juli 2022 ging die LDP als klare Siegerin 
hervor. Die Partei von Premier Kishida gewann 7 Sitze mehr als noch vor sechs 
Jahren und kam somit auf 63 Sitze. Zusammen mit den 56 Sitzen, die bei dieser 
Oberhauswahl nicht zur Wahl standen, kommt die LDP-Fraktion somit auf 119 
Sitze. Die Kōmeitō konnte 13 Sitze auf sich und ihre Kandidaten vereinigen, was 
ein Minus von einem Sitz bedeutete. Die Konstitutionell-Demokratische Partei 
(KDP) kam auf 17 (ein Minus von 6 Sitzen). Die DPV gewann 5 Sitze, somit 
schrumpfte ihr Oberhauskampus um 2 Sitze. Im Gegensatz zu den aus der alten 
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Demokratischen Partei (DPJ) hervorgegangenen Parteien gelang es der JIP, 
doppelt so viele Sitze (von 6 auf 12) zu gewinnen wie noch vor sechs Jahren. Die 
Kommunistische Partei Japans (KPJ) gewann 4 Sitze (ein Minus von 2 Sitzen). 
Für die Sozial-Demokratische Partei zog die Parteivorsitzende Mizuho Fuku-
shima erneut als einzige Abgeordnete ihrer Partei ins Oberhaus ein. 

Der Oberhauswahlkampf Anfang Juli 2022 wurde von der Ermordung des ehe-
maligen Premierministers Shinzō Abe während einer Wahlkampfveranstaltung in 
Nara überschattet (siehe 2.1). Laut Medienberichten beeinflusste Abes gewaltsamer 
Tod das Wahlergebnis insofern, als er der LDP zusätzliche »Sympathie-Stimmen« 
einbrachte (MS 11.07.2022). Trotz ihres Wahlsieges gab es auch aus Sicht der LDP 
einige »Schönheitsfehler«. Nicht nur die Gewerkschaften, und somit die größte Un-
terstützerorganisation der Oppositionsparteien, mussten Federn lassen, sondern 
auch die organisierte Wählerschaft der LDP und einige von ihr aufgestellte Kandi-
daten. So verpasste der Kandidat des japanischen Hinterbliebenenverbandes (Ni-
hon Izokukai) die Wiederwahl, während der Repräsentant der Vereinigung der 
Postamtsvorsteher (Zenkoku Yūbinkyokuchōkai) massiv an Stimmen einbüßte 
(MS 14.07.2022). Es muss allerdings erwähnt werden, dass es sich hierbei mitnich-
ten um eine Anomalie handelt, sondern vielmehr lediglich um die Fortsetzung ei-
nes Trends, den Politikwissenschaftler bereits seit Jahrzehnten beobachten (z.  B. 
Nakakita 2017: 202–205). Anders als die Opposition, verfügt die LDP jedoch über 
Alternativen. So zog der bekannte Manga-Zeichner Ken Akamatsu für die Regie-
rungspartei ins Oberhaus ein, nachdem er 530.000 Stimmen erhalten hatte (MS
14.07.2022). 

TABELLE 2: Ergebnisse der Oberhauswahl 2022 

Quelle: AS (12.07.2022). 

Partei Sitze 2022 Neue Sitzstärke Sitze vor der Wahl
LDP  63 119 111
Kōmeitō  13  27  28
KDP  17  39  45
DPV   5  10  12
JIP  12  21  15
KPJ   4  11  13
SDPJ   1   1   1
Reiwa   3   5   2
Sanseitō   1   1   0
Andere   6  15  16
Gesamt 125 248 243
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Die Zersplitterung der etablierten Opposition zeigte sich auch an den Wahlerfolgen 
neuerer Parteien. Die von Tarō Yamamoto geführte Reiwa Shisengumi gewann drei 
Sitze und ist somit mit fünf Abgeordneten im neuen Oberhaus vertreten. Für die 
NHK Partei von Takashi Tachibana gewann der ehemalige Unternehmer und You-
tuber Yoshikazu Higashitani mit 287.714 Zweitstimmen ein Mandat. Der besser un-
ter seinem Spitznamen Gasshii bekannte Higashitani hält sich gegenwärtig (im Au-
gust 2022) in Dubai auf. Da er unter Betrugsverdacht steht, fürchtet Higashitani bei 
seiner Wiedereinreise nach Japan verhaftet zu werden (MS 02.08.2022). Die neueste 
Partei, die einen Abgeordneten in das Oberhaus entsendet, ist die Sanseitō (Partei 
für politische Teilnahme) (siehe 2.6 für Details). 

Die Annäherung von DPV an die JIP sowie die Regierungskoalition machte Ko-
ordination und Kooperation bei der Kandidatenfindung und Unterstützung noch 
schwieriger als in den Jahren zuvor. Das Resultat war vorherzusehen: Kandidaten 
der Opposition konnten lediglich 4 von 32 Direktmandaten in Einerwahlkreisen 
für sich entscheiden (AS 11.07.2022). Zum Vergleich: 2016 und 2019 waren Oppo-
sitionskandidaten noch in 11 bzw. 10 von 32 Wahlkreisen erfolgreich (MS
11.07.2022). Ein weiteres Problem für KDP und DPV war die sinkende Mobilisie-
rung ihrer wichtigsten Unterstützerorganisation, der Gewerkschaften. Im Laufe der 
ersten Jahreshälfte 2022 wurde die Position der Rengō-Führung unter der Vorsit-
zenden Yoshino immer ambivalenter. Yoshino hatte sich vor der Wahl mit dem 
LDP-Parteivize und langjährigen Vize-Premierminister Tarō Asō getroffen und ei-
nen Vortrag im LDP-Hauptquartier gehalten. Während Yoshino betonte, dass 
Rengō seit jeher im Dialog mit allen wichtigen Parteien stünde, wurden ihre Treffen 
mit der LDP weithin als eine Annäherung an die Regierungspartei verstanden (MS
14.07.2022). Diese Annäherung von Teilen des Gewerkschaftsbundes an die LDP 
und die damit verbundene ambivalente Haltung gegenüber den Oppositionspar-
teien wird als ein Grund für den Rückgang an KDP-Zweistimmen angesehen (MS
14.07.2022). So existieren auch mehr als drei Jahrzehnte nach der Gründung 
Rengōs stark unterschiedliche Auffassungen innerhalb des Gewerkschaftsbundes: 
Die ursprünglich in Sōhyō organisierten Gewerkschaften von Staatsbediensteten 
wie Lehrern oder lokalen Beamten stehen hinter der KDP, während die bis in die 
1980er Jahre in der Dōmei organisierten Gewerkschaften von privaten Unterneh-
men der DPV nahestehen. Es ist kein Zufall, dass die DPV gegen einen (schnellen) 
Ausstieg aus der Atomkraft ist, da die Gewerkschaften der großen Energieversorger 
für den Erhalt der Arbeitsplätze in den Atomkraftwerken eintreten (NHK
11.07.2022; Winkler 2020: 31). 

Neben den beiden landesweiten Wahlen fanden im Beobachtungszeitraum drei 
Beiwahlen in den Oberhauswahlkreisen Ishikawa, Shizuoka und Yamaguchi statt. Die 
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Wahl in Shizuoka wurde notwendig, nachdem der ehemalige LDP-Abgeordnete und 
Vize-Infrastrukturminister Shigeki Iwai sein Mandat niedergelegt hatte, um gegen 
Amtsinhaber Heita Kawakatsu bei der Gouverneurswahl im Juni 2021 anzutreten. 
Die LDP stellte daraufhin den langjährigen Bürgermeister der Stadt Gotenba, Yōhei 
Wakabayashi, als Iwais Nachfolger auf. Die Wahl im Oktober 2021 entschied aller-
dings der von KDP und DPV unterstützte Shinnosuke Yamazaki (zuvor Abgeordne-
ter im Präfekturparlament von Shizuoka) für sich (MS 25.10.2021). Aufgrund der 
Oberhauswahl 2022 trafen die beiden Kandidaten im Juli 2022 erneut aufeinander. 
Diesmal machte Wakabayashi das Rennen und zog für die LDP ins Oberhaus ein. 

Im Oberhauswahlkreis Yamaguchi kam es im Oktober 2021 ebenfalls zu einer 
Beiwahl, nachdem der amtierende Außenminister Hayashi sich für einen Wechsel 
ins Unterhaus entschieden hatte. Die Wahl entschied Tsuneo Kitamura von der LDP 
klar für sich. Kitamura war zuvor über die Parteiliste bereits zweimal ins Oberhaus 
gewählt worden und hatte somit keine Probleme, die Wahl in der traditionell von 
der LDP dominierten Region für sich zu entscheiden (MS 25.10.2021). 

Bei den Beiwahlen in Ishikawa im April 2022 setzte sich Shūji Miyamoto (eben-
falls von der LDP) klar gegen eine zersplitterte Opposition durch. Die von der KDP 
aufgestellte Tsuneko Oyamada erhielt lediglich die Unterstützung von der sozial-
demokratischen Partei, nicht aber der DPV oder der KPJ. Somit war die Opposition 
in der traditionellen LDP-Hochburg Ishikawa chancenlos (MS 26.04.2022). 

1.2 Wahlen auf regionaler Ebene 

Im Betrachtungszeitraum (d.  h. von September 2021 bis August 2022) fanden in 
insgesamt elf Präfekturen Gouverneurswahlen statt. In acht Präfekturen (Niigata, 
Kyōto, Yamaguchi, Hiroshima, Miyagi, Ibaraki, Shiga und Nagano) wurden die am-
tierenden Gouverneure im Amt bestätigt (AS 07.02.2022; MS 12.04.2022, 
30.05.2022, 12.07.2022; NHK 08.08.2022; YS 06.09.2021, 15.11.2021). In Ishikawa 
und Mie standen die Amtsinhaber nicht mehr zur Wiederwahl, während die Wäh-
ler in Nagasaki Amtsinhaber Nakamura aus dem Amt wählten. Nakamura unterlag 
äußerst knapp dem von der lokalen LDP aufgestellten Arzt Kengo Ōishi. Letzterer 
ist mit seinen 39 Jahren der gegenwärtig jüngste Gouverneur Japans. Ōishis knap-
per Wahlsieg ist darauf zurückzuführen, dass ein Teil der LDP-Fraktion im Präfek-
turparlament von Nagasaki wie bei den Wahlen zuvor Amtsinhaber Nakamura un-
terstützt und somit das LDP-Lager gespalten hatte (MS 21.02.2022). Der Gouver-
neur von Mie Eikei Suzuki war im September 2021 zurückgetreten, um bei der Un-
terhauswahl für die LDP im Wahlkreis Mie 4 anzutreten. Aus der Gouverneurswahl 
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im September 2021 ging Katsuyuki Ichimi als Sieger hervor. Ichimi, der zuvor Bü-
roleiter im Ministerium für Land, Infrastruktur, Transport und Tourismus gewesen 
war, konnte viermal so viele Stimmen auf sich verbuchen wie die von der KPJ un-
terstützte ehemalige Abgeordnete im Präfekturparlament, Emi Okano (MS
13.09.2021). In Ishikawa war der langjährige Gouverneur Tanimoto nach sieben 
Amtszeiten nicht mehr zur Wahl angetreten. Um Tanimotos Nachfolge entbrannte 
alsbald ein Dreikampf. Wie in Nagasaki war auch in Ishikawa das konservative La-
ger gespalten, da mit dem ehemaligen Kultusminister Hiroshi Hase sowie den ehe-
maligen Oberhausabgeordneten Yukiyoshi Yamano und Shūji Yamada drei LDP-
Politiker ihren Hut in den Ring geworfen hatten. Während die JIP Hase unter-
stützte, empfahl die KDP die Wahl von Yamada, der gegen den Wunsch der LDP-
Führung ins Rennen gegangen war. Die lokale LDP in Ishikawa gab darauf keine 
Wahlempfehlung ab, auch wenn Hase auf die Unterstützung von führenden LDP-
Politikern wie Ex-Premier Suga oder Außenminister Hayashi zählen konnte. Bei 
der Wahl im März 2022 siegte Hase knapp vor Yamano und Yamada (MS
14.03.2022). 

2 Die Parteien 

2.1 LDP 

Ursprünglich hatte der LDP-Parteivorsitzende und Premierminister Yoshihide 
Suga nach seiner Amtsübernahme 2020 eine zweite Amtszeit (2021–2024) als Par-
teivorsitzender angepeilt. Die Niederlage des von Suga unterstützten ehemaligen 
Kabinettsmitglieds Hachirō Okonogi bei der Bürgermeisterwahl in Yokohama ver-
stärkte partei-intern den Eindruck, dass es schwer werden würde, mit Suga an der 
Spitze in die anstehenden Unter- und Oberhauswahlkämpfe zu ziehen. Am 2. Sep-
tember unterrichtete Suga Generalsekretär Nikai von seiner Intention, erneut antre-
ten zu wollen. Ein 30 Billionen Yen schweres Paket zur Ankurbelung der Wirtschaft 
sollte ebenfalls Anfang September im Kabinett verabschiedet werden. Nachdem die 
Wahl des LDP-Parteivorsitzenden auf Ende September terminiert worden war, kün-
digte der damalige PARC-Vorsitzende Fumio Kishida seine Kandidatur an. Kishida 
wurden in einem Duell mit Suga um die Parteispitze gute Chancen nachgesagt (YS
04.09.2021). Um die eigene Ausgangsposition zu verbessern, strebte Suga eine per-
sonelle Neuaufstellung der LDP-Exekutive an, dies scheiterte jedoch an partei-in-
ternem Widerstand. Der Plan, Neuwahlen vor den Wahlen zum Parteivorsitz abzu-
halten, erwies sich aufgrund von mangelndem Rückhalt aus der eigenen Partei 
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ebenfalls als undurchführbar. Am Abend des 2. Septembers entschied sich Suga, 
nicht mehr für eine zweite Amtszeit zur Verfügung zu stehen (YS 04.09.2021). Am 
Tag darauf machte er diese Entscheidung publik und somit den Weg für seinen 
Nachfolger frei. Als erster faktionsloser Premierminister aus den Reihen der LDP 
wurde Suga somit seine fehlende Machtbasis innerhalb der Partei zum Verhängnis. 
Die Ex-Premiers Abe und Asō sowie Generalsekretär Nikai hatten den langjährigen 
obersten Regierungssprecher lange gestützt, bevor sie von ihm abrückten (YS
04.09.2021). 

Neben dem letztlich erfolgreichen Kishida bewarben sich auch die beiden (ehe-
maligen) Innenministerinnen Sanae Takaichi und Seiko Noda sowie der für admi-
nistrative Reformen und Deregulierung, Okinawa und die nördlichen Territorien 
sowie die Organisation der Impfkampagne zuständige Minister Tarō Kōno um Su-
gas Nachfolge. Die Wahl hatte keinen klaren Favoriten, weil sich viele Faktionen 
nicht auf einen gemeinsamen Kandidaten einigen konnten. Abe unterstützte Taka-
ichi, während Umweltminister Koizumi (der wie Abe Teil der Abe-Faktion ist) und 
Abes alter Rivale Shigeru Ishiba Kōnos Kandidatur unterstützten. Kōno, Ishiba und 
Koizumi setzten dabei vor allem auf die Reformkarte. Diese Reformen wandten sich 
zumindest in Teilen gegen die vor allem unter Abe besonders stark ausgeprägte Do-
minanz des Amtes des Premierministers gegenüber der Partei (Shūkan Asahi
01.10.2021). 

Im ersten Wahlgang lag Kishida (256 Stimmen) nur eine Stimme vor Kōno (255 
Stimmen). Takaichi kam auf beachtliche 188 Stimmen und Noda auf 63. In der fol-
genden Stichwahl verwies Kishida (257 Stimmen) Kōno (170 Stimmen) deutlich 
auf Platz 2. Neben den Mitgliedern seiner eigenen Faktion unterstützten auch füh-
rende Mitglieder der Abe-, Asō- und Motegi-Faktionen Kishidas Kandidatur (MS
30.09.2021). Somit war Kishida nach mehreren erfolglosen Versuchen endlich am 
Ziel. Kishida ist bereits der fünfte Premierminister aus den Reihen der ursprünglich 
von Hayato Ikeda gegründeten Kishida-Faktion (Kōchikai). Während der Kōchikai 
über Jahrzehnte die zweitstärkste LDP-Faktion war, litt ihr Einfluss seit den 1990er 
Jahren u.  a. unter der Spaltung der Faktion (ein Teil der Abgeordneten um Yōhei 
Kōno, den Vater Tarōs, hatte die Faktion in den 1990er Jahren verlassen) sowie dem 
erfolglosen Coup des damaligen Faktionsvorsitzenden Kōichi Katō gegen Premier-
minister Mori im Jahre 2000 (Winkler 2012: 54, 70, 72). 

Kishida hatte zuerst Akira Amari zum Generalsekretär ernannt. Amari, der 
Kishidas Kandidatur zum LDP-Parteivorsitzenden unterstützt hatte, wurde jedoch 
von einem alten Finanzskandal eingeholt, in der Folge verlor er bei der Unterhaus-
wahl im Oktober 2021 sein Direktmandat im Wahlkreis Kanagawa 13 an Hideshi 
Futori von KDP. Somit sah sich Kishida gezwungen, einen neuen Generalsekretär 
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zu ernennen. Seine Wahl fiel auf den damaligen Außenminister Toshimitsu Motegi 
(AS 16.11.2021). 

Die Faktions-Landschaft innerhalb der LDP änderte sich nach der Unterhaus-
wahl 2021 auf signifikante Weise. So wurde Generalsekretär Motegi im November 
2021 zum Nachfolger des im September verstorbenen Faktionsvorsitzenden Wataru 
Takeshita gewählt. Während die einst einflussreichste LDP-Faktion in der Vergan-
genheit oft den Posten des Generalsekretärs besetzen konnte, ist Motegi der erste 
Repräsentant der Faktion auf dem so wichtigen und mächtigen Posten seit zwei 
Jahrzehnten (AS 16.11.2021). Die größte und einflussreichste partei-interne Grup-
pierung, die Hosoda-Faktion, erhielt im November 2021 ebenfalls einen neuen Vor-
sitzenden. Ex-Premier Abe übernahm das Amt von Hiroyuki Hosoda, der Präsident 
des Unterhauses wurde. Die Personalentscheidung wurde bis zu seinem gewaltsa-
men Tod im Juli 2022 als ein weiterer Schritt auf Abes Weg zum partei-internen 
Königsmacher gedeutet (MS 12.11.2021). Nach der Wahlniederlage von Ex-Gene-
ralsekretär Nobuteru Ishihara bei der Unterhauswahl 2021 übernahm der stellver-
tretende Vorsitzende des Exekutivkomitees Moriyama den Faktionsvorsitz (AS
17.12.2021). Die von Shigeru Ishiba geführte Faktion löste sich im Dezember 2021 
selbst auf, nachdem mehrere Mitglieder ihren Austritt erklärt hatten. Trotz seines 
Achtungserfolges bei der LDP-Präsidentenwahl 2018 gelang es Ishiba nie, seinen 
Rivalen Abe zu gefährden. Seine vier Versuche, Parteivorsitzender zu werden, ende-
ten allesamt erfolglos. Stattdessen wurde ihm die Kritik an Abe als Nestbeschmut-
zung ausgelegt (AS 03.12.2021). 

Wie bereits eingangs erwähnt, sendete Abes gewaltsamer Tod kurz vor den Ober-
hauswahlen Schockwellen durch die Politik und Gesellschaft Japans. Tetsuya Yama-
gami, ein 41-jähriges, ehemaliges Mitglied der maritimen Selbstverteidigungsstreit-
kräfte, hatte Abe am 8. Juli während einer Wahlkampfveranstaltung in Nara Stadt 
mit einer selbstgebauten Schusswaffe niedergeschossen. Abe erlag darauf seinen 
schweren Verletzungen (MS 09.07.2022). Der Attentäter handelte aus Frust über 
Abes angebliche Rolle in der Verbreitung der Vereinigungskirche (auch bekannt als 
Moon-Sekte) in Japan. Yamagami hatte ursprünglich geplant, die Vereinigungskir-
che, die er für die finanziellen Schwierigkeiten seiner Mutter verantwortlich 
machte, anzugreifen, entschied sich jedoch letztlich für ein leichter durchzuführen-
des Attentat auf Abe (MS 09.07.2022a). Auch wenn Japan aufgrund seiner sehr 
niedrigen Tötungsrate als sehr sicheres Land gilt, ist Gewalt gegen Politiker auch 
während der letzten Jahrzehnte nie wirklich ganz verschwunden, wie z.  B. die Er-
mordung Itchō Itōs, des damaligen Bürgermeisters von Nagasaki im Jahre 2007, 
durch einen Mafioso, oder der Brandanschlag auf das Haus des ehemaligen LDP-
Generalsekretärs Kōichi Katō 2006, belegen. Mordanschläge auf amtierende oder 
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ehemalige Premierminister sind allerdings in der Tat eine Seltenheit geworden. So 
wurde beispielsweise Abes Großvater Nobusuke Kishi 1960 während seiner Amts-
zeit von einem mit einem Messer bewaffneten Attentäter verletzt (MS 31.08.2006; 
YS 08.07.2022). 

Die Folgen von Abes Ermordung sind zum Redaktionsschluss noch nicht abseh-
bar. In den Wochen nach der Ermordung rückte schnell die Vereinigungskirche in 
den Fokus der öffentlichen Debatte. Dabei ging es vor allem um deren Unterstüt-
zung von Politikern, in den meisten Fällen von LDP-Abgeordneten im Wahlkampf 
(TS 29.07.2022), sowie die problematischen Praktiken der Organisation, allen voran 
das Eintreiben von Spenden, die im Falle der Familie von Abes Mörder scheinbar 
den finanziellen Ruin nach sich zog (YS 13.07.2022). Die Ankündigung von 
Kishida, ein Staatsbegräbnis für Abe abzuhalten, stieß auf erheblichen Widerspruch 
von Seiten der Opposition. Während Kishida die Verdienste Abes als längster am-
tierender Premier hervorhob, betonten die Spitzen der Oppositionsparteien, die Re-
gierung habe die Pflicht, der Bevölkerung die Notwendigkeit eines Staatsbegräbnis-
ses klar darzulegen (MS 20.07.2022). Der KDP-Vorsitzende Izumi kritisierte das 
potenzielle Aufkommen von Konformitätsdruck. Als Beispiel nannte er die Auffor-
derung des Kultusministeriums zu Beileidsbekundungen an staatliche Universitä-
ten bei dem Begräbnis des ehemaligen Premierministers Yasuhiro Nakasone im 
Jahre 2020 (MS 20.07.2022). Nicht nur die Politik, sondern auch die Bevölkerung ist 
in dieser Frage gespalten. So gaben 53  % der Befragten bei einer Ende Juli 2022 von 
der Nachrichtenagentur Kyōdō durchgeführten Umfrage an, gegen ein Staatsbe-
gräbnis für Abe zu sein, während 45  % sich dafür aussprachen (MS 01.08.2022a). 

Die Frage, wer Abe als Vorsitzender der von ihm geführten Faktion nachfolgen 
könnte oder sollte, wurden bis auf weiteres vertagt. So entschieden sich die verblei-
benden Mitglieder des Faktionsvorstands um die stellvertretenden Vorsitzenden 
Ryū Shionoya und Hakubun Shimomura für die Erhaltung des Status quo, d.  h. die 
Faktion bleibt bis auf weiteres die Abe-Faktion, während der Posten des Faktions-
vorsitzenden vorerst unbesetzt bleibt. Die Entscheidung wurde als alternativlos an-
gesehen, weil zwar viele Mitglieder Ambitionen haben, Abe zu beerben, aber kein 
Kandidat eine breite Unterstützung unter den 95 Faktionsmitgliedern genießt und 
eine Kampfabstimmung das Risiko einer Spaltung mit sich brächte (YS 22.07.2022). 

2.2 KDP und DPV 

Auch wenn sich der japanische Gewerkschaftsverband Rengō weiterhin Hoffnun-
gen auf eine Fusion zwischen KDP und DPV macht, scheint die Kluft zwischen den 
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beiden Parteien eher größer als kleiner geworden zu sein. Nach ihrem relativ guten 
Abschneiden bei der Unterhauswahl schwenkte die DPV unter Yūichirō Tamaki 
wie die JIP auf eine kooperative Haltung gegenüber den Regierungsparteien um. So 
hatte die Partei z.  B. anfangs dem Budgetentwurf der Regierungskoalition zuge-
stimmt. Bei den Oberhauswahlen verlor die DPV zwei Sitze. Nach der Wahl argu-
mentierte Tamaki, der Zuwachs an gewonnenen Zweitstimmen im Vergleich zur 
Unterhauswahl 2021 sei ein Beleg dafür, dass die Wählerschaft die neue Position der 
DPV würdigte. Zudem verwies der DPV-Vorsitzende auf weiterhin bestehende Dif-
ferenzen zwischen DPV und KDP in Sachen Atomkraft (NHK 11.07.2022). 

Nach dem bereits erwähnten Rücktritt Edanos wählte die KDP einen neuen Par-
teivorsitzenden im November 2021. Vier Kandidat*innen traten an, um Edano zu 
beerben: der Vorsitzende des partei-internen PARC Kenta Izumi (Wahlkreis Kyōto 
3), der ehemalige Staatssekretär im Innenministerium Seiji Ōsaka (Hokkaido 8), 
Junya Ogawa (Kagawa 1) und die Ex-Vize-Gesundheitsministerin Chinami Ni-
shimura (Niigata 1). Im ersten Wahlgang gewann Izumi 189 Stimmen, Ōsaka 148, 
Ogawa 133 und Nishimura 102. Da keiner der Kanditat*innen die absolute Mehr-
heit der Stimmen auf sich vereinen konnte, kam es zu einer Stichwahl zwischen 
Izumi und Ōsaka. In diesem zweiten Wahlgang setzte sich ersterer gegen letzteren 
durch (YS 01.12.2021). Nach seiner Wahl ernannte Izumi Nishimura zur General-
sekretärin, Ōsaka zum stellvertretenden Parteivorsitzenden und Ogawa zum 
PARC-Vorsitzenden. Mit diesen Personalentscheidungen wollte Izumi nicht nur 
seine Konkurrenten um den Parteivorsitz in die Vorstandsarbeit mit einbeziehen, 
sondern auch eine Balance zwischen den partei-internen Gruppen erzielen. Izumi 
selbst ist einer der ehemaligen DPV-Abgeordneten, die erst im Zuge der »Wieder-
vereinigung« Teil der KDP wurden. Diese ehemaligen DPV-Abgeordneten sind in-
nerhalb der KDP allerdings in der Minderheit (MS 03.12.2021). 

Ironischerweise sieht sich die KDP-Führung um Izumi nach den Oberhauswah-
len 2022 mit ähnlichen Problemen konfrontiert wie ihre Vorgänger um Edano. Eine 
Erkenntnis aus der Unterhauswahl 2017 war bekanntermaßen, dass die mangelnde 
Kooperation unter den Oppositionsparteien ein Rezept für Misserfolg ist. Nach an-
fänglicher Skepsis hat die KDP-Führung mit mehr oder minder großem Erfolg ver-
sucht, eine lose Wahlkampf-Koalition aus den verschiedenen Oppositionsparteien 
zu basteln und sich auf gemeinsame Kandidaten in Einzelwahlkreisen verständigt. 
Diese Strategie brachte der Opposition durchaus den einen oder anderen Achtungs-
erfolg ein (siehe z.  B. die oben erwähnten Siege gegen Ishihara und Amari bei der 
Unterhauswahl 2021), konnte die seit 2012 anhaltende Siegesserie der Regierungs-
koalition bei Unter-und Oberhauswahlen jedoch nicht stoppen. Dieser Trend lässt 
sich vielfältig erklären: Da wären zum einen die Gewerkschaften, die aus politischen 
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und ideologischen Gründen dem Kurs der KDP, vor allem in Bezug auf eine Koope-
ration mit der verhassten KPJ im Wahlkampf, skeptisch gegenüberstehen. Dies hat 
sich, wie bereits oben erwähnt, negativ in den Wahlergebnissen der KDP nieder-
schlagen. Zum anderen ist da die JIP, die von vielen Büroangestellten als neoliberale 
Alternative zur Regierungskoalition angesehen wird (siehe 2.3) und kein Interesse 
an einer Kooperation mit der KDP hat. Hinzu kommt, dass präzise die Teile der 
Wählerschaft, welche am stärksten von der sozial-demokratischen Komponente des 
KDP-Wahlprogramms angesprochen werden könnten, in vielen Fällen den (etab-
lierten) Parteien stark misstrauen (siehe 1.1). 

2.3 JIP 

Wie bereits eingangs erwähnt, zählt die JIP zu den Gewinnern der Unter- und Ober-
hauswahlen. Bei den Wahlen auf nationaler Ebene ist es ihr erneut gelungen, Sitze 
auch außerhalb ihrer Heimatbasis Kansai zu erringen. Andererseits gelang es der 
JIP bei den Oberhauswahlen im Juli 2022 nicht, die KDP als stärkste Oppositions-
partei abzulösen. Lediglich bei den Zweitstimmen gewann die JIP mehr Stimmen 
als die KDP (7,84 Millionen verglichen mit 6,77 Millionen). Andererseits hatte der 
von Tōru Hashimoto und dem langjährigen Gouverneur von Tōkyō Shintarō 
Ishihara gegründete Vorläufer der JIP (der seinerzeit noch unter Japan Restoration 
Party formierte) vor zehn Jahren mehr als 12 Millionen Zweitstimmen auf sich ver-
einen können. Dieses Wählerpotential erschließt sich der JIP, weil sie mehr als jede 
andere Partei die einst von Ex-Premier Koizumi propagierten neoliberalen Vorstel-
lungen, dass Reformen zu Wachstum führen und Selbstverantwortung das Gebot 
der Stunde ist, verkörpert (MS 01.08.2022a). 

Nach der Unterhauswahl 2021 entschieden die JIP-Abgeordneten auf einem 
Sonderparteitag, die Amtszeit von Parteichef Ichirō Matsui ohne Vorsitzenden-
wahl zu verlängern (MS 29.11.2021). Aufgeschoben war jedoch nicht aufgehoben. 
Nach der Oberhauswahl kündigte Matsui seinen Rücktritt vom Parteivorsitz an. 
Daraufhin erklärte Generalsekretär Fujita, dass die JIP Ende August 2022 Matsuis 
Nachfolger wählen werde (MS 13.07.2022). Er führt die JIP bereits seit 2015 an 
und plant, sich am Ende seiner Amtszeit als Bürgermeister Ōsakas aus der Politik 
zurückziehen (MS 29.11.2021). Matsui hinterlässt seinen Nachfolgern ein schwe-
res Erbe. Die neue Parteiführung wird sich an den unter Matsui erzielten 
jüngsten Wahlerfolgen der JIP messen lassen müssen. Neben dem Ko-Vorsitzen-
den Baba hat auch der PARC-Vorsitzende Adachi seinen Hut in den Ring 
geworfen (MS 02.08.2022a). 
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2.4 Kōmeitō 

Die Kōmeitō hatte ursprünglich acht Millionen Zweitstimmen und sieben Sitze via 
Verhältniswahlrecht als Ziele für die Oberhauswahl ausgegeben. Wie bereits unter 
1.1 erwähnt, verfehlte der Juniorkoalitionspartner der LDP diese Ziele. Die Partei 
konnte nur 6,18 Millionen Zweitstimmen und sechs Sitze (via Verhältniswahlrecht) 
auf sich verbuchen (MS 16.07.2022). Ein Problem für die Kōmeitō, wie auch für die 
KPJ (siehe unten), ist die Alterung ihrer Unterstützer. Hinzu kamen Komplikatio-
nen in der mehr als 20-jährigen Wahlkooperation mit dem Koalitionspartner LDP 
(MS 16.07.2022). 

2.5 KPJ 

Die Kommunistische Partei feierte im Juli ihr 100. Gründungsjubiläum. Die Partei 
wurde 1922 gegründet, existierte jedoch bis Kriegsende in der Illegalität. Auch 
wenn die KPJ unter dem Vorsitz von Shii Kazuo sich Teilen der Opposition angenä-
hert hat, scheint sie in den Augen vieler Wähler und Parteien ein rotes Tuch zu 
bleiben. Ein weiteres Problem für die KPJ ist ihre schwindende Parteibasis. 2020 
zählte sie 270.000 Parteimitglieder. In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre waren es 
noch 500.000. Dementsprechend ist auch die Zahl der Abonnenten der Parteizei-
tung Akahata (einer wichtigen Einnahmequelle für die Partei) von 3,55 Millionen 
Abonnenten in der Spitze (in den 1970er Jahren) auf gegenwärtig 1 Millionen ge-
sunken (Jiji 2022). Ein Grund für diese Entwicklung ist die mangelnde Attraktivität 
für junge Wähler, die mit Armut und sozialer Ungleichheit zu kämpfen haben, und 
somit eigentlich ein Stimmenreservoir für die KPJ darstellen sollten. Laut dem Par-
teienforscher Kōji Nakakita sind diese jüngeren Wähler allerdings zur Reiwa Shin-
sengumi abgewandert. Nakakita sieht den Schlüssel in einer (erfolgreichen) Koope-
ration unter den Oppositionsparteien in den Händen der KPJ. Diese müsse endlich 
eine realistischere Außen- und Sicherheitspolitik präsentieren und sich zu einer 
»normalen« Mitte-Linkspartei wie der britischen Labour Party wandeln (YS
15.07.2022). Inwieweit dieser Weg realistisch ist, bleibt indes abzuwarten. Abgese-
hen davon, ob eine realistischere Außen- und Sicherheitspolitik ausreicht, um z.  B. 
KDP-Unterstützer, allen voran Rengō, von den Vorteilen einer Kooperation mit der 
KPJ zu überzeugen, muss vor dem Hintergrund der oben vorgestellten Hata-Studie 
zumindest in Frage gestellt werden. Des Weiteren werden sich viele Parteifunktio-
näre in der KPJ nur zu gut an das Schicksal ihrer langjährigen Konkurrenz auf der 
linken Seite des Parteienspektrums erinnern. Nachdem die sozialistische Partei 
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(SPJ) unter Tomiichi Murayama in einer Regierungskoalition mit der LDP viele ih-
rer wichtigen Positionen geräumt hatte, zerbrach die SPJ Mitte der 1990er Jahre 
(Hara 2000: 317–325). Ihre Nachfolgeorganisation, die SDPJ, ist nur noch ein Schat-
ten der ehemals zweitstärksten Kraft im japanischen Parlament. 

2.6 Andere Parteien 

Wie bereits unter 1.1 erwähnt, gelang es der 2020 gegründeten Sanseitō (Partei 
für politische Teilnahme; offizieller englischer Parteiname: Party of Do It Your-
self), einen Sitz bei der Oberhauswahl zu gewinnen. Die Partei betont ihre 
Unabhängigkeit von Interessengruppen und gibt sich als eine neue Graswurzel-
bewegung. Die von der Partei vorgeschlagene Politik hingegen ist in vielen 
Bereichen traditionell und steht im japanischen Parteienspektrum rechts außen. 
So will die Partei den Zuzug von ausländischen Arbeitskräften stark beschränken, 
den Erwerb japanischer Unternehmen und Grundstücke durch ausländisches 
Kapital erschweren und aus der »internationalen Nachkriegsordnung« aussteigen 
(Sanseitō 2022). Ein Mitglied des Parteivorstands bezeichnete die Sanseitō als 
»erste anti-Globalisierungspartei Japans«, wobei die Parteiführung offen eine 
Inspiration durch den ehemaligen US-Präsidenten Trump zugibt (AS
13.07.2022). Hinzu kommt die ebenfalls von Trump bekannte kritische Haltung 
gegenüber Impfungen und Maskenpflicht, die man in Deutschland auch von der 
sogenannten Querdenker-Bewegung kennt. Das rechtslastige Parteiprogramm ist 
nur konsequent, wenn man die Gründungsmitglieder der Partei betrachtet: Der 
Parteivorsitzende Manabu Matsuda ist ein ehemaliger Ministerialbeamter und 
Mitglied der von Shintarō Ishihara gegründeten Taiyō no Tō (Partei der Sonne), 
die in der Folge im Nihon Ishin no Kai (einer Vorgängerorganisation der JIP) 
aufging. Für den Ishin no Kai saß Matsuda zwei Jahre lang im Unterhaus. Nach 
der Spaltung der Partei und der Wahlniederlage der von Ishihara geführten 
Nachfolgerorganisation Jisedai no Tō 2014 gelang Matsuda der Wiedereinzug ins 
Parlament nicht (AS 13.07.2022; YS 16.07.2022). Die Co-Vorsitzende Yumi Akao 
ist die Nichte eines der bekanntesten Rechtsradikalen der frühen Vorkriegszeit, 
Bin Akao, und war 2017 eine Kandidatin für Nihon no Kokoro, der Nachfolge-
partei der Jisedai no Tō (NHK 10.07.2022; YS 23.10.2017). Der erste Oberhaus-
abgeordnete der Partei Sōhei Kamiya war fünf Jahre Abgeordneter im Stadtpar-
lament von Suita (Präfektur Ōsaka), bevor er 2012 erfolglos für die LDP in den 
Unterhauswahlkampf zog (AS 13.07.2022; NHK 10.07.2022). Wahlforscher füh-
ren die relative Popularität der Partei zum einen auf ihre erfolgreiche Medien- 
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bzw. Internetstrategie, zum anderen auf Unterstützung rechtsgerichteter Wähler, 
die mit der Politik der LDP unter Kishida unzufrieden sind, zurück (AS 
13.07.2022; NHK 10.07.2022). 

3 Das Kabinett 

Während Premierminister Suga sich bei der Wahl zum LDP-Parteivorsitzenden im 
September 2020 nach deutlich gegen die partei-interne Konkurrenz in Form von 
Fumio Kishida und Shigeru Ishiba durchsetzen konnte, endete seine Zeit an der 
Spitze von Exekutive und Regierungspartei nach nur einem Jahr im Herbst 2021. 
Sugas Nachfolger wurde sein Rivale Kishida (siehe hierzu 2.1). 

In Kishidas erstem Kabinett, das wegen der Unterhauswahl im Oktober 2021 le-
diglich sehr kurz im Amt blieb, waren insgesamt 13 Neulinge vertreten. Lediglich 
Verteidigungsminister Nobuo Kishi (der Halbbruder des ermordeten Shinzō Abe) 
und Außenminister Toshimitsu Motegi beließ Kishida auf ihren Posten. Kultusmi-
nister Hagiuda wechselte an die Spitze des Wirtschaftsministeriums. Oberster Re-
gierungssprecher wurde der zur Abe-Faktion gehörende Hirokatsu Matsuno (zuvor 
u.  a. Kultusminister und stellvertretender PARC-Vorsitzender). Zum Finanzminis-
ter und damit zum Nachfolger von dem zum Parteivizepräsidenten ernannten Tarō 
Asō machte Kishida ein hochrangiges Mitglied von Asōs Faktion: Shunichi Suzuki 
(zuvor u.  a. Umweltminister und Vorsitzender des LDP-Exekutivkomitees). Die von 
Abe (im Oktober 2021 noch Hosoda), Motegi (damals noch Takeshita), Asō sowie 
Kishida selbst geführten Faktionen bedachte der neue Premierminister allesamt mit 
jeweils 3–4 Kabinettsposten. Somit sicherte er sich die Unterstützung der einfluss-
reichsten LDP-Faktionen (YS 04.10.2021). 

Nach der gewonnenen Unterhauswahl bildete der Premier sein Kabinett gering-
fügig um. Nach der Berufung Motegis zum LDP-Generalsekretär besetzte Kishida 
den Posten des Außenministers mit Yoshimasa Hayashi. Hayashi, der der gleichen 
Faktion wie der Premierminister angehört, hatte sich 2012 erfolglos um den Partei-
vorsitz bemüht. Vor seiner Ernennung hatte er bereits Erfahrungen u.  a. als Vertei-
digungs-, Landwirtschafts- und Kultusminister sammeln können. Bei der Wahl 
2021 gelang ihm der erfolgreiche Wechsel vom Ober- ins Unterhaus, eine de facto 
wichtige Voraussetzung für eine mögliche Kandidatur um den Parteivorsitz in der 
Zukunft. Alle anderen Kabinettsmitglieder wurden von Kishida wiederernannt (YS
10.11.2021). 

In seiner ersten Regierungserklärung Anfang Oktober 2021 betonte Kishida die 
Notwendigkeit einer neuen, gerechteren Marktwirtschaft. Beobachter sahen darin 
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eine Abkehr von der primär auf Wachstum ausgelegten Politik der »Abenomics«, 
die Kishidas Vorvorgänger Abe als Lösung von Japans wirtschaftlichen Herausfor-
derungen im 21. Jahrhundert angesehen hatte. Kritiker hingegen warfen dem Pre-
mier einen Mangel an konkreten Initiativen zur Ausgestaltung des Konzepts eines 
»neuen Kapitalismus« (atarashii shihonshugi) vor. So hatte Kishida in seiner An-
sprache eine Ausweitung der Steuervergünstigungen für Unternehmen, die Lohn-
erhöhungen umsetzten, in Aussicht gestellt, ohne konkret über die Finanzierung 
dieser Maßnahmen zu sprechen (MS 09.10.2021). In seiner längeren Regierungser-
klärung Anfang Dezember 2021 konkretisierte Kishida seine Bestrebungen, z.  B. 
Lohnsteigerungen für Pflegepersonal und Kindergärtner*innen, oder die Auszah-
lung von 100.000 Yen an Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Andererseits ver-
hinderten Differenzen innerhalb der LDP eine Konkretisierung der oben erwähn-
ten Steuervergünstigungen für Unternehmen (MS 07.12.2021; YS 07.12.2021). 
Während sich Kishida in seiner Regierungserklärung vom Oktober noch relativ zu-
rückhaltend zum Thema Verfassungsreform äußerte, machte er in seiner Dezember 
Rede klar, dass er es für eine Pflicht der Parlamentsabgeordneten hielt, sich intensiv 
Gedanken um die Zukunft der Verfassung zu machen. Die Debatte um die Frage, 
ob die 75 Jahre alte Verfassung noch zeitgemäß sei, müsse sowohl im Parlament als 
auch in der breiteren Öffentlichkeit vertieft werden (MS 07.12.2021). Darüber hin-
aus stellte Kishida eine Überarbeitung und Stärkung der japanischen Verteidi-
gungspolitik in Aussicht. Dies beinhaltete eine Analyse der Notwendigkeit von 
Erstschlags-Optionen gegen feindliche Raketenbasen vor dem Hintergrund der Li-
mitierungen des gegenwärtigen Raketenabwehrschildes (YS 07.12.2021). 

In der ersten Sitzungsperiode des Parlaments gelang es dem Kabinett Kishida, 
alle 61 eingereichten Gesetzesentwürfe von Ober- und Unterhaus verabschieden zu 
lassen. Somit schaffte es zum ersten Mal seit 26 Jahren wieder einer Regierung, alle 
Gesetzesentwürfe durch das Parlament zu bringen. Zu den wichtigsten Vorhaben 
zählten u.  a. die Schaffung eines Amtes für Kinder und Familien zum April 2023, 
eine Verschärfung des Strafrechts, welche Beleidigungen im Internet (welche u.  a. 
zu dem Selbstmord der Wrestlerin Hana Kimura geführt haben) unter Strafe stellt, 
sowie die Ausweitung der Sicherheitspolitik auf die (Privat-)Wirtschaft. Letztere 
Gesetzesinitiative soll die Produktion essenzieller Industriegüter, z.  B. Halbleiter 
oder Pharmaprodukte, sichern und den Abfluss von Hochtechnologie ins Ausland 
verhindern (AS 16.06.2022). Der Haushaltsentwurf der Zentralregierung sah Aus-
gaben von 107,596 Billionen Yen vor, ein Plus von ca.  1  % im Vergleich zum letzt-
jährigen Haushaltsentwurf der Regierung Suga. Damit setzt sich der Trend des ste-
tig anwachsenden Gesamtvolumen des Budgets, der seit einem Jahrzehnt andauert, 
fort (AS 16.06.2022). 
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In Anbetracht der Tatsache, dass turnusmäßige Wahlen im Ober- und Unterhaus 
erst wieder in drei Jahren anstehen, war nach der gewonnenen Oberhauswahl oft die 
Rede von »drei goldenen Jahren« für Premierminister Kishida (AS 11.07.2022). Mit 
zwei Siegen bei nationalen Wahlen auf dem Konto sowie einer im Vergleich zu seinem 
direkten Vorgänger Suga solideren Machtbasis innerhalb der LDP, ist Kishidas Hand-
lungsspielraum sicherlich signifikant. Auf der anderen Seite sind die Herausforderun-
gen, die auf Japans Regierung zukommen, alles andere als trivial, und Lösungsansätze 
werden in vielen Fällen den Einsatz einer erheblichen Menge an politischem Kapital 
erfordern. Als Beispiele seien hier nur die Herausforderungen, welche die rapide Alte-
rung der japanischen Gesellschaft mit sich bringt, die Frage nach nachhaltigem Wirt-
schaftswachstum, Energiewende und Energiesicherheit sowie das scheinbar ewige 
Thema Verfassungsreform genannt. Wie oben erwähnt, will Kishida die Debatte um 
die Änderung der japanischen Verfassung vertiefen. Die für eine Änderung notwendi-
gen Zweidrittel-Mehrheiten in beiden Kammern des Parlaments hätte er, vorausgesetzt 
die LDP kann sich mit ihrem Koalitionspartner Kōmeitō und Teilen der Opposition auf 
einen gemeinsamen Entwurf verständigen. Dass dies leichter gesagt ist als getan, bereits 
Kishidas Vorvorgänger Abe erfahren müssen, der sich letztlich mit der Änderung der 
Interpretation von Artikel 9 begnügen musste. So gibt es zwischen LDP, Kōmeitō und 
JIP teils signifikant unterschiedliche Auffassungen über die vier Punkte, welche die 
LDP als Prioritäten im Falle einer Verfassungsänderung ansieht (Winkler 2021). 
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Grundzüge und Tendenzen der japanischen 
Außen- und Sicherheitspolitik 2021/22: 

Ein neues Jahr, ein neuer Premierminister, 
eine neue Krise 

Kai Schulze 

Recent Developments and Trends in Japan’s Foreign and Security Policy 2020/
2021: A New Year, a New Prime Minister, a New Crisis 

The last year from September 2021 to August 2022 was again marked in Japanese 
foreign and security policy by global crises, above all the Russian war of aggression in 
Ukraine and the worsening situation regarding Taiwan. Another decisive moment was 
a renewed change in the post of Japanese Prime Minister and an accompanying reshuf-
fle of the cabinet. After Suga Yoshihide announced his resignation from the post of 
Japanese Prime Minister after only one year on September 4, 2021, his successor Ki-
shida Fumio was sworn in as Japan’s 100th head of government on October 4, 2021. 

1 Überblick 

Das letzte Jahr von September 2021 bis August 2022 war in der japanischen Außen- 
und Sicherheitspolitik erneut durch globale Krisen, vor allem den russischen An-
griffskrieg in der Ukraine und die sich zuspitzende Lage in Bezug auf Taiwan, ge-
prägt. Auch die Ermordung des ehemaligen Premierministers Shinzō Abe am 8. Juli 
2022 erschütterte die japanischen Außenbeziehungen, auch wenn dadurch keine 
längerfristigen Auswirkungen in Bezug auf Japans Außen- und Sicherheitspolitik zu 
erwarten sind. Ein weitaus entscheidenderer Moment war daher zunächst ein er-
neuter Wechsel auf dem Posten des japanischen Premierministers und eine damit 
einhergehende Umbildung des Kabinetts, die auch Auswirkungen auf den Bereich 
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der japanischen Außenbeziehungen hatten. Nachdem Yoshihide Suga nach nur ei-
nem Jahr am 4. September 2021 seinen Rücktritt vom Posten des japanischen Pre-
mierministers bekanntgab, wurde am 4. Oktober 2021 sein Nachfolger Fumio 
Kishida als der 100. japanische Regierungschef vereidigt. Durch die angesetzten 
Unterhauswahlen am 31. Oktober 2021, die die LDP trotz kleinerer Verluste ge-
wann, wurde Kishida in seinem Amt bestätigt. 

Im Gegensatz zu seinem Amtsvorgänger Suga kann Kishida auf eine fundierte 
Expertise im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik zurückgreifen. So diente er 
in verschiedenen Kabinetten des ehemaligen Premierministers Shinzō Abe von 
2012 bis 2017 als Außenminister Japans und wurde somit zum Außenminister mit 
der längsten Amtszeit in Japans Nachkriegsgeschichte. Im Jahr 2017 übernahm er 
zudem für kurze Zeit den Posten des japanischen Verteidigungsministers. Obwohl 
Kishida also durchaus als Vertrauter und Partner des ehemaligen außenpolitischen 
Falken Abe gelten kann, gilt Kishida selbst ebenso wie seine politische Faktion, die 
kochikai, als außenpolitisch gemäßigt (Togo 2021). Wie bereits unter Suga kann 
man trotzdem von einer Kontinuität der japanischen Außenpolitik ausgehen, die 
die unter Premierminister Abe gesetzten Prioritäten und Ziele der japanischen Au-
ßenbeziehungen weiterführen wird. 

Das wurde auch in Kishidas erster politischen Rede am 8. Oktober 2021 deutlich, 
in der er in Bezug auf Japans Außen- und Sicherheitspolitik vor allem auf drei zen-
trale Punkte verwies: Erstens, die Verpflichtung Japans, »universelle Werte« wie 
Freiheit, Demokratie, Menschenrechte und Rechtstaatlichkeit zu verteidigen, wobei 
Kishida dabei insbesondere auf die Partnerschaften Japans mit den USA, den übri-
gen Staaten der QUAD-Gruppe, ASEAN und Europa verwies und die Wichtigkeit 
des Indo-Pazifiks betonte. Zweitens, die Garantie der Sicherheit Japans, hierbei ver-
wies Kishida insbesondere auf die US-japanische Sicherheitsallianz sowie die anste-
henden Revisionen der nationalen Sicherheitsstrategie und der Verteidigungsricht-
linien. Drittens, Japan verpflichtet sich zur konstruktiven Beteiligung an der Lösung 
globaler Probleme, insbesondere in Bezug auf die Klimakrise und die Nichtverbrei-
tung nuklearer Waffen (Kishida 2021). Diese Punkte wiederholte Kishida im We-
sentlichen in seiner Neujahrsansprache am 1. Januar 2022 und in seiner Jahresrede 
vor dem japanischen Parlament am 18. Januar 2022 und fasste sie unter dem neuen 
Leitslogan einer »realistischen Diplomatie für eine neue Ära« zusammen (Kishida 
01.01.2022, 17.01.2022). 

Während diese Leitaspekte, wie erwähnt, eine Kontinuität in Japans Außen- 
und Sicherheitspolitik bedeuten, hat Kishida dennoch vor allem bei der Zusam-
mensetzung seines Kabinetts einen wichtigen neuen Punkt eingeführt, der auch 
Japans Außen- und Sicherheitspolitik berührt. Als erster Premierminister Japans 
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führte Kishida den Staatsministerposten für ökonomische Sicherheit ein. Offiziell 
ist die Schaffung dieses Postens Teil von Kishidas wirtschaftspolitischem Pro-
gramm des »neuen Kapitalismus«, der unter anderem eine Abkehr von neolibe-
ralen Überzeugungen hin zu stärkeren Staatseingriffen in ökonomische Prozesse 
vorsieht. Ein Großteil der Motivation zur Einrichtung des neuen Ministerpostens 
liegt allerdings vor allem in der Stärkung der eigenen wirtschaftlichen Akteure 
und Institutionen gegenüber China. So soll sich der neue Staatsminister vor allem 
um die Abwehr von Technologiediebstahl und Wirtschaftsspionage kümmern 
sowie die Lieferketten von Halbleitern sicherstellen (TN 04.10.2021). Als erster 
Staatsminister für ökonomische Sicherheit wurde am 4. Oktober 2021 Takayuki 
Kobayashi berufen, der zuvor zwischen 2016 und 2017 bereits parlamentarischer 
Vizeverteidigungsminister unter Abe war. Kobayashis Hauptaufgabe war die 
Ausarbeitung eines Sicherheitsgesetzes für die japanische Wirtschaft, das im Mai 
2022 durch das japanische Parlament beschlossen wurde (Takahashi 2022). 
Obwohl Kishida damit der erste japanische Premierminister war, der für diesen 
Aufgabenbereich einen eigenen Staatsministerposten geschaffen hat, steht er 
inhaltlich auch hier in der Tradition der Abe-Administration, die bereits in 
dessen Amtszeit die Grundlage zur Stärkung der ökonomischen Sicherheit Japans 
insbesondere gegenüber China auf die Agenda setzte (Takahashi 2021). Kobaya-
shi selbst übte das neu geschaffene Amt lediglich bis zum 10. August 2022 aus. 
Er wurde als Folge der Kabinettsumbildungen in Reaktion auf das Attentat auf 
Ex-Premierminister Abe wegen seiner Nähe zur Unification Church durch die als 
sehr konservativ geltende LDP-Politikerin Sanae Takaichi ersetzt (PMJHC 2022). 

Das gleiche Schicksal ereilte Nobuo Kishi auf dem Posten des Verteidigungs-
ministers, der ebenfalls wegen seiner Nähe zur Unification Church im August 
2022 seinen Posten räumen musste. Während Kishi anschließend als Spezial-
berater des Premierministers für nationale Sicherheit und nukleare Entwaffnung 
tätig ist, übernahm Yasukazu Hamada den Posten als Verteidigungsminister, den 
er bereits 2008 unter dem damaligen Premierminister Tarō Asō innehatte. Für 
den hier relevanten Zeitraum von September 2021 bis August 2022 diente jedoch 
Kishi als Verteidigungsminister und wurde in der Fortführung seines Amtes 
ebenfalls als Zeichen der sicherheitspolitischen Kontinuität unter Premier-
minister Kishida gesehen. 

Im Gegensatz zum Posten des Verteidigungsministers nahm Premierminister 
Kishida nach der Bestätigung seines Mandates durch die erfolgreichen Unterhaus-
wahlen auf der Position des Außenministers eine Veränderung vor. Während der 
seit 2019 amtierende bisherige Außenminister Toshimitsu Motegi auf den Posten 
des Generalsekretärs der LDP wechselte, übernahm Yoshimasa Hayashi am 10. No-
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vember 2021 das Amt als Außenminister Japans. In seiner ersten Pressekonferenz 
am 11. November 2021 legte Hayashi kurz seine zentralen Ziele als Außenminister 
dar. Er betonte dabei zunächst wie Premierminister Kishida drei zentrale Aspekte 
der japanischen Außenbeziehungen: den Schutz »universeller Werte«; den Schutz 
der nationalen Sicherheit Japans und Japans Bekenntnis zu Menschlichkeit sowie zu 
einer Führungsposition in der internationalen Gemeinschaft. Dabei betonte er 
noch einmal gesondert vor allem die US-japanische Sicherheitsallianz und die 
Wichtigkeit der japanischen Free and Open Indo-Pacific (FOIP)-Initiative (Hayashi 
11.11.2021). In der traditionellen Rede zum neuen Jahr vor dem japanischen Parla-
ment am 17. Januar 2022 vertiefte Hayashi die zentralen Punkte seiner außenpoliti-
schen Agenda noch einmal (Hayashi 17.01.2022). Im Gegensatz zu seinen Vorgän-
gern Kōno und Motegi verzichtete Hayashi in dieser Rede zwar darauf, eine ausfor-
mulierte Prioritätenliste der japanischen Außenbeziehungen darzulegen. Dennoch 
wurden sechs zentrale Punkte deutlich: 

(1) Die US-japanische Sicherheitsallianz 
(2) Die Umsetzung der japanischen FOIP-Initiative 
(3) Japans Beziehungen zu seinen direkten Nachbarn und zu Nordkorea 
(4) Japans regionale Diplomatie 
(5) Die Umsetzung einer fairen und freien Wirtschaftsordnung 
(6) Japans Antworten auf globale Herausforderungen 

Hierbei ist zwar zu erkennen, dass Hayashi grundsätzlich den gleichen groben Li-
nien in der Außenpolitik folgt wie seine Vorgänger. Allerdings ergeben sich auch 
nicht unerhebliche Unterschiede. So ist im Vergleich zum Vorjahr die »Normalisie-
rung der Beziehungen« zu Nordkorea kein eigener Schwerpunkt mehr, sondern 
wird nur noch unter dem Punkt der nachbarschaftlichen Beziehungen Japans sub-
sumiert. Ebenso ist Japans Beziehung zur Region des Mittleren Ostens kein eigen-
ständiger Schwerpunkt der japanischen Außenbeziehungen mehr. Dies war unter 
Kōno erstmals als eine Priorität Japans formuliert und von Motegi weitergeführt 
worden. Unter Hayashi wird dem Mittleren Osten nun keine besondere Priorität 
mehr eingeräumt. Ob dies ein Zeichen für eine generelle Rückbesinnung auf die 
Kernregion (Süd-)Ostasien für die japanische Außenpolitik bedeutet, bleibt abzu-
warten. Allerdings spricht dafür, dass Hayashi auch bei seinen Ausführungen zur 
FOIP vor allem das QUAD als Basis der Initiative erwähnt, während andere poten-
zielle Partner etwa im Mittleren Osten aber auch in Afrika unter dem Punkt der 
regionalen Diplomatie genannt werden. 

Wie in den Jahren zuvor folgt auch die Zusammenfassung der japanischen Au-
ßenpolitik im Zeitraum September 2021 bis August 2022 im Wesentlichen den oben 
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genannten Schwerpunktsetzungen der japanischen Außenpolitik durch den japani-
schen Außenminister, konzentriert sich dabei jedoch auf die US-japanischen Bezie-
hungen, die Umsetzung der FOIP-Initiative sowie Japans Beziehungen zu seinen 
direkten Nachbarn und Nordkorea. Ergänzt werden diese Punkte jedoch durch ei-
nen Abschnitt über Japans Reaktionen auf den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine und seine Auswirkungen. Dieser Aspekt wird im folgenden Punkt ausge-
führt, bevor die Darlegung der übrigen Prioritäten folgt. 

2 Japans Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine, der am 24. Februar 2022 begann, hat 
die gesamte Welt erschüttert und auch die japanische Außen- und Sicherheitspolitik 
auf mehreren Ebenen beeinflusst. Der größte Einfluss war dabei bezüglich der bila-
teralen Beziehungen zwischen Japan und Russland sowie zwischen Japan und der 
Ukraine zu beobachten. Insbesondere seit dem Beginn der zweiten Amtszeit des 
ehemaligen Premierministers Abe war ein deutlicher Versuch Japans, sich Russland 
anzunähern, erkennbar. Abe hatte dabei immer wieder versucht, durch gute per-
sönliche Beziehungen zwischen ihm und dem russischen Präsidenten Putin die bi-
lateralen Beziehungen zu Russland zu verbessern und dadurch auf der einen Seite 
den noch immer ungelösten Territorialkonflikt um die Kurilen/Nördlichen Territo-
rien zu lösen und auf der anderen Seite die Annäherung zwischen China und Russ-
land zu schwächen (Rumer et al. 2020). 

Daher war Japans Reaktion auf den ersten russischen Angriff auf die Ukraine im 
Jahr 2014, der in der Annexion der Krim und einen asymmetrischen Krieg im Os-
ten der Ukraine mündete, sehr zurückhaltend. Zwar schloss sich Japan auf massiven 
Druck der USA den überwiegend von westlichen Staaten verhängten Sanktionen 
an, allerdings wurden die von Japan erlassenen Sanktionen gegen Russland als im 
Vergleich moderat oder sogar als eher symbolisch eingestuft (Mahoney 2022). Die 
ambivalente Position Japans konnte man auch in den folgenden Jahren beobachten. 
So war Abe zum einen der erste amtierende Premierminister Japans, der mit seinem 
zweitägigen Besuch am 8./9. Juni 2015 die Ukraine besuchte und dort dem damali-
gen Präsidenten Poroshenko seine Unterstützung zusagte (MOFA 2015). Gleichzei-
tig war Abe aber auch bestrebt, gute Beziehungen zu Russland zu erhalten. Abe ver-
band damit die Hoffnung, einen echten Durchbruch in den Territorialstreitigkeiten 
zu erreichen und damit den Weg zu einem Friedensvertrag mit Russland zu ebnen. 
Diese Hoffnungen erhielten jedoch einen erheblichen Dämpfer, als erst im Jahr 
2018 der russische Präsident Putin die Verhandlungen über die Kurilen/Nördlichen 
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Territorien öffentlich infrage stellte (NYT 22.01.2019). Als schließlich in Russland 
im Jahr 2020 eine neue Verfassung in Kraft trat, die die Aufgabe von russischem 
Territorium absolut untersagt, waren die Hoffnungen auf eine Einigung endgültig 
zerschlagen (Satake 2022). Infolge dieser Entwicklungen verschlechterten sich die 
bilateralen Beziehungen zwischen Japan und Russland bereits vor Ausbruch des 
russischen Angriffskrieges auf die Ukraine deutlich. 

So war es auch keine Überraschung, dass die japanische Reaktion auf die Eskala-
tion der Lage in der Ukraine schneller und deutlicher ausfiel. So reagierte Japan 
bereits auf die kriegsvorbereitende Anerkennung der sogenannten »Volksrepubli-
ken« Donezk und Luhansk durch den russischen Präsidenten Putin am 22. Februar 
2022 schnell und verhältnismäßig scharf. Nach japanischer Zeit am 24. Februar ver-
öffentlichte Außenminister Hayashi eine Stellungnahme, in der er erste Sanktionen 
zunächst vor allem gegen Repräsentanten der genannten »Volksrepubliken« erließ 
(MOFA 2022a). Nach dem erfolgten Angriff der russischen Armee auf die Ukraine 
am 24. Februar erfolgten dann in Abstimmung mit den G7-Staaten weitere Sankti-
onen von Japan gegenüber hauptsächlich Russland, aber auch gegenüber Belarus 
und den bereits erwähnten »Volksrepubliken« Luhansk und Donezk. Diese Sankti-
onen betreffen unter anderem den direkten Import russischer Waren, vor allem 
Wodka, Gold und bestimmte Holzimporte, vor allem aber schloss sich Japan den 
Sanktionen gegen russische Finanzinstitutionen an und unterstützte den weitge-
henden Ausschluss Russlands vom SWIFT-System. Ebenso wurde Russland umge-
hend von der Liste der präferierten Handelspartner gestrichen und Maßnahmen 
eingeleitet, um Japans Abhängigkeit von russischer fossiler Energie zu reduzieren 
(MOFA 2022b). Darüber hinaus sicherte Japan auch der Ukraine direkte Hilfen zu, 
die auf der einen Seite humanitäre Hilfen und die Aufnahme von ukrainischen 
Flüchtlingen umfasst, aber auch materielle Unterstützung des ukrainischen Mili-
tärs, wenn auch keine Waffenlieferungen, beinhaltet (Smith 2022). Neben der Im-
plementierung der direkten Maßnahmen ist Japan bestrebt, einen engen Schulter-
schluss mit verbündeten Staaten zu suchen und insbesondere die Kooperation mit 
seinen europäischen Partnern auszubauen. 

Das wurde deutlich, als Japan als Nichtmitglied mit Premierminister Kishida am 
29. Juni 2022 am NATO-Treffen in Madrid teilnahm. Kishida war damit der erste 
japanische Regierungschef, der an einem NATO-Treffen teilnahm (JT 15.06.2022). 
Somit wirkte der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine als ein Katalysator der 
bereits seit längerem erfolgten Annäherung zwischen Japan und der NATO. Auf 
dem Treffen in Madrid verurteilte Kishida während seiner Rede noch einmal den 
russischen Angriff und die von Russland begangenen Kriegsverbrechen scharf und 
sprach sich für eine vertiefte Kooperation zwischen Japan und der NATO nicht nur 
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vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine, sondern auch im Indo-Pazifik aus 
(MOFA 2022c). Bereits am 7. April 2022 hatte Außenminister Hayashi als erster 
japanischer Außenminister an einem NATO-Außenministertreffen in Belgien teil-
genommen. Auch Hayashi verurteilte den russischen Angriff auf die Ukraine deut-
lich, sagte der Ukraine die Unterstützung Japans zu und betonte die Notwendigkeit, 
in engem Schulterschluss zwischen Japan und der NATO auf die Herausforderun-
gen des Krieges, aber auch weiterer internationaler Krisen agieren zu wollen 
(MOFA 2022d). Die beiden historischen Besuche Kishidas und Hayashis und die 
raschen und harten Sanktionen Japans gegenüber Russland zeigen, dass Japan in 
Reaktion auf den Angriff auf die Ukraine sehr schnell bereit war, die Grenzen seines 
außenpolitischen Handlungsspielraumes entscheidend zu erweitern. 

Sowohl die schnelle Reaktion der japanischen Regierung auf den russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine, die harten Sanktionen und Maßnahmen gegenüber 
Russland, aber auch die humanitäre Hilfe für die Ukraine und für ukrainische Ge-
flüchtete stoßen dabei auf eine starke Zustimmung der japanischen Bevölkerung. 
So äußerten laut einer repräsentativen Umfrage aus dem März 2022 in Japan knapp 
86  % der Befragten ihre Unterstützung für die von der Kishida-Regierung verhäng-
ten Sanktionen gegenüber Russland. Noch deutlicher fiel die Antwort bezüglich der 
Aufnahme und Unterstützung von Geflüchteten aus der Ukraine aus. Hier gaben 
91  % der Befragten an, die Unterstützung der japanischen Regierung zu befürwor-
ten. Demgegenüber gaben 75  % der Befragten an, zu befürchten, dass der russische 
Angriff auf die Ukraine China ermutigen könnte, Taiwan und/oder die Senkaku/
Diaoyu-Inseln zu annektieren (KN 20.03.2022). 

Auch wenn diese Befürchtungen eines großen Teils der japanischen Bevölkerung 
sehr pessimistisch anmuten, war auch für die japanische Regierung die Reaktion 
Chinas auf den russischen Angriff auf die Ukraine ein enorm wichtiges Thema. Ob-
wohl auch das russisch-chinesische Verhältnis durchaus problematisch ist, beob-
achtete man in Tōkyō die sich vertiefende Kooperationsbereitschaft zwischen 
China und Russland bereits weit vor Beginn des Krieges in der Ukraine mit großer 
Sorge. So waren es in der Vergangenheit immer wieder China und Russland gewe-
sen, die vor allem mit militärischen Flugzeugen in den japanischen Luftraum ein-
gedrungen waren. Ebenso beobachtete Japan sehr kritisch, dass China und Russ-
land wiederholt gemeinsame Militärübungen nahe der japanischen Grenze abhiel-
ten. Als besonders provokant für Japan waren dabei vor allen Dingen chinesisch-
russische Übungen in der Nähe der Senkaku/Diaoyu-Inseln 2016 und der Überflug 
von russischen und chinesischen Militärflugzeugen über die zwischen Japan und 
Südkorea umstrittenen Dokdo/Takeshima-Inseln 2019 (Smith 2022). Den Höhe-
punkt dieser chinesisch-russischen Provokationen erkannte Japan jedoch erst nach 
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Beginn des Krieges in der Ukraine. Zeitgleich mit dem Besuch des US-Präsidenten 
Biden in Tōkyō am 21. Mai 2022 anlässlich eines QUAD-Treffens hielten Russland 
und China eine gemeinsame Militärübung ab, bei der nuklearfähige Bomber beider 
Staaten über das japanische Meer flogen. Der japanische Verteidigungsminister Ki-
shi nannte diesen Überflug »provokativ« und »inakzeptabel« (FT 24.05.2022). Doch 
obwohl China trotz des russischen Angriffs auf die Ukraine weiterhin auch militä-
risch mit Russland kooperiert, ist die chinesische Haltung durchaus ambivalent. So 
sprach der chinesische Präsident Xi bereits am 8. März 2022 seine Besorgnis über 
die Kampfhandlungen in der Ukraine aus und versuchte China in die Rolle eines 
Vermittlers zu manövrieren (Togo 2022). Ebenso verweigerte sich China der offizi-
ellen militärischen Unterstützung Russlands, vor allem dem Verkauf von Waffen, 
Munition und Ausrüstung an die russischen Streitkräfte (TG 21.03.2022). Wahr-
scheinlich auch in Reaktion auf die anhaltenden militärischen Misserfolge Russ-
lands in der Ukraine war zuletzt sogar ein deutliches Abrücken Xis zusammen mit 
Indiens Premierminister Modi von Putin auf dem Gipfeltreffen der Shanghai Co-
operation Organization (SCO) am 16.09.2022 in Samarkand erkennbar (JT
17.09.2022). Auch wenn dieses Abrücken in Japan sicherlich positiv aufgenommen 
worden sein wird, bleibt in Tōkyō doch eine große Skepsis gegenüber der chinesi-
schen Position in diesem Konflikt bestehen. 

Diese Skepsis betrifft nicht nur die direkten Beziehungen zwischen China und 
Russland. Die japanische Seite befürchtet ebenso, dass China ein direkter Profiteur 
der Sanktionen und sonstigen Maßnahmen, die Japan gegen Russland verhängt, 
werden könnte. So wurde bereits sehr früh die Sorge laut, dass China in die Lücke 
stoßen könnte, die Japan mit seinen Sanktionen oder dem Abbau gemeinsamer Pro-
jekte hinterlässt (Schnelle 2022). Konkret betrifft dies unter anderem die Sakhalin 1 
und 2 Gas- und Ölprojekte, mit denen Japan seine bisher sehr einseitige Energieab-
hängigkeit zum Mittleren Osten diversifizieren wollte. Sollte Japan auch diese Pro-
jekte sanktionieren, fiele Japan zurück auf die Abhängigkeit zum Mittleren Osten, 
und China könnte statt Japan in Kooperation mit Russland von Sakhalin 1 und 2 
profitieren, so die Befürchtung (Nikkei Asia 06.03.2022). 

Der russische Angriff auf die Ukraine hat bereits enormen Einfluss auf die japa-
nische Außen- und Sicherheitspolitik sowie auf die japanische Außenhandels- und 
Energiepolitik genommen. Auch in den folgenden Darlegungen zu den wichtigsten 
Aspekten der japanischen Außen- und Sicherheitspolitik im Zeitraum September 
2021 bis August 2022 spielt der Krieg in der Ukraine eine sehr starke Rolle. 



NTS áååÉåJ=ìåÇ=~ìëëÉåéçäáíáâ

3 Die sechs Säulen der japanischen Außenbeziehungen 

3.1 Die US-japanische Sicherheitsallianz und Japans Beziehungen zu den USA 

Mit der Amtsübernahme von Joe Biden als US-Präsident im Januar 2021 hatten sich 
auch die US-japanischen Beziehungen wieder beruhigt. Zwar hatte der damalige 
Premierminister Abe auch versucht, mit Ex-Präsident Trump gute Beziehungen zu 
unterhalten, allerdings hat die Unberechenbarkeit Trumps immer wieder zu Rück-
schlägen und Irritationen auf japanischer Seite geführt. Mit Biden an der Spitze soll 
nun wieder mehr Stabilität in die für Japan so wichtigen bilateralen Beziehungen 
gebracht werden, wie auch der neue Premierminister Kishida seit seinem Amtsan-
tritt mehrfach betonte (Kishida 01.01.2022, 17.01.2022). So kamen US-Präsident 
Biden und Kishida einen Tag nach dessen Amtsübernahme zu einer Telefonkonfe-
renz am 5. Oktober 2021 zusammen. Während dieser Telefonkonferenz betonten 
beide Seiten die Wichtigkeit der US-japanischen Sicherheitsallianz und das gemein-
same Bestreben, die FOIP-Initiative weiter voranzutreiben (MOFA 2021a). Die glei-
chen Aspekte betonten ebenso die beiden Außenminister Blinken und Hayashi, der 
ebenfalls wenige Tage nach seiner Amtsübernahme mit seinem US-amerikanischen 
Amtskollegen am 13. November 2021 zu einer Telefonkonferenz zusammengekom-
men war (MOFA 2021b). Das erste persönliche Zusammentreffen der beiden Au-
ßenminister fand dann am Rande eines G7-Außenministertreffens in Liverpool 
statt. Auch bei diesem Treffen wurde lediglich kurz über die gemeinsame Zusam-
menarbeit und die Entwicklung der FOIP-Initiative gesprochen (MOFA 2021c). 

Als ein wichtiges Zeichen für die Bedeutung der US-japanischen Beziehungen 
gilt auch die Neubesetzung des Postens des US-Botschafters in Japan. Nachdem der 
von Trump nominierte Botschafter in Japan Bill Hagerty im Jahr 2019 freiwillig von 
seinem Amt zurücktrat, um für den US-Senat zu kandidieren, hielt es Trump nicht 
für notwendig, schnell einen durch den US-Senat offiziell nominierten neuen Bot-
schafter in Japan zu ernennen. So wurde der Posten lediglich durch die beiden in-
terims-Botschafter Joseph Young und Raymond Greene ausgefüllt. Dies zeigt sehr 
deutlich, dass Ex-Präsident Trump die für beide Seiten so wichtigen US-japani-
schen Beziehungen nicht als seine Priorität betrachtete, was in Japan nicht sehr po-
sitiv aufgenommen wurde. Im Gegensatz dazu beeilte sich die Biden-Administra-
tion mit der Nominierung seines Vertrauten Rahm Emanuel als neuen und manda-
tierten Botschafter in Japan (JT 22.08.2021). Die Mandatierung Emanuels durch 
den US-Senat erfolgte schließlich am 18. Dezember 2021. Japans Außenminister 
Hayashi gratulierte Emanuel offiziell am 19. Dezember 2021 und betonte noch ein-
mal die Wichtigkeit der US-japanischen Sicherheitsallianz und die gemeinsamen 
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Bestrebungen Japans und der US, die FOIP-Initiative gemeinsam zu verwirklichen 
(MOFA 2021d). Emanuel trat seinen Posten als US-Botschafter in Japan dann offi-
ziell am 25. März 2022 an. 

Mit Beginn des Jahres 2022 rückte dann auch für die US-japanischen Beziehun-
gen die sich zuspitzende Krise um die Ukraine ins Zentrum. Das erste Mal Erwäh-
nung in den Konsultationen zwischen beiden Staaten trat die Krise zunächst am 6. 
Januar, als die beiden Außenminister Hayashi und Blinken zu einer Telefonkonfe-
renz zusammenkamen (MOFA 2022e) und schließlich einen Tag später während 
der sogenannten 2+2-Gespräche, an denen neben den beiden Außenministern auch 
die beiden Verteidigungsminister Kishi und Austin teilnahmen (MOFA 2022f). In 
einer gemeinsam veröffentlichten Stellungnahme fand dabei die sich intensivie-
rende Krise um die Ukraine jedoch noch keine Erwähnung. In diesem Statement 
findet man vielmehr die gewohnten Bekenntnisse zu vertiefter Zusammenarbeit 
vor allem im Indo-Pazifik sowie in der Begegnung Chinas in der Region (MOFA 
2022g). Auch während der nur zwei Wochen später stattfindenden Videokonferenz 
zwischen US-Präsident Biden und Premierminister Kishida spielte die Ukraine-
Krise noch eine untergeordnete Rolle. Zwar betonten beide Seiten, dass sie der rus-
sischen Aggression gegenüber der Ukraine in enger Koordination begegnen wollen 
und warnten Russland vor einem Angriff. Im Zentrum der Gespräche standen aber 
weiterhin die US-japanische Kooperation im Indo-Pazifik und die Sicherheitslage 
in der Region (MOFA 2022h). So trat der Krieg erst nach dem erfolgten Angriff 
Russlands auf die Ukraine am 24. Februar 2022 endgültig auch ins Zentrum der US-
japanischen Konsultationen. In Reaktion auf den Ausbruch des Krieges kamen zu-
nächst die beiden Außenminister am 26. Februar 2022 zu einer weiteren Telefon-
konferenz zusammen. In dieser Konferenz verurteilten beide Außenminister den 
russischen Angriff scharf und kündigten koordinierte Reaktionen gegenüber Russ-
land an und verwiesen ebenso auf gemeinsame Aktionen mit den übrigen G7-Part-
nern (MOFA 2022i). Wie oben bereits gezeigt, erfolgten die Sanktionen dann in 
enger Abstimmung zwischen beiden Partnern. 

Die nächsten hochrangigen Gespräche zwischen beiden Staaten fanden dann im 
Rahmen multilateraler Treffen statt. Zunächst trafen sich Premierminister Kishida 
und Präsident Biden am Rande des G7-Gipfeltreffens in Belgien zu bilateralen Ge-
sprächen am 24. März 2022. Während dieses Treffens dankte Premierminister 
Kishida Biden für die Führungsrolle, die die USA bei den international koordinier-
ten Reaktionen auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine eingenommen 
haben. Als weitere Punkte wurden über die Ukraine hinaus ebenso Raketentests 
Nordkoreas im März und der anstehende Besuch Bidens in Japan anlässlich eines 
Treffens der QUAD-Staaten besprochen (MOFA 2022j). Ebenfalls in Belgien trafen 
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am 7. April anlässlich der historischen Teilnahme Hayashis am NATO-Außenmi-
nistertreffen und eines G7-Außenministertreffens zusammen. Beide Außenminis-
ter betonten die enge Abstimmung beider Staaten bezüglich des Krieges in der Uk-
raine, der Gefahren für die regionale Sicherheit in Ostasien sowie bei der Umset-
zung der FOIP-Initiative (MOFA 2022k). 

Der Besuch Bidens in Japan fand am Rande eines QUAD-Treffens am 23. Mai 
2022 statt. Zunächst kamen Präsident Biden und Premierminister Kishida zur Ver-
öffentlichung einer gemeinsamen Stellungnahme zur Stärkung einer freien und of-
fenen Ordnung zusammen. In dieser Stellungnahme betonten beide Regierungs-
chefs die globale Verantwortung beider Staaten und verurteilten erneut den russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine. Ebenso bestärkten sie ihre Entschlossen-
heit, durch Sanktionen dazu beizutragen, dass sich die Kosten-Nutzen-Rechnung 
für Russland in dieser Auseinandersetzung nicht lohnt. Als weitere wichtige Punkte 
der Stellungnahme betonten Biden und Kishida ihre Bereitschaft, weiterhin ge-
meinsam an der FOIP-Initiative zu arbeiten, insbesondere durch die Stärkung des 
QUAD, AUKUS und anderer multilateraler Foren. Ebenso verständigten sich beide 
Staaten auf eine enge Zusammenarbeit unter anderem bei der Bekämpfung der Kli-
makrise und anderer globaler Herausforderungen (MOFA 2022l). Am gleichen Tag 
traten auch die beiden Außenminister Blinken und Hayashi zusammen. Die The-
men, die dabei besprochen wurden, glichen im Wesentlichen denen der Bespre-
chung zwischen Biden und Kishida. Ein interessanter Punkt der Konsultationen 
war dabei, dass Blinken und Hayashi den Willen bekundeten, auch im Rahmen tri-
lateraler Koordination zwischen Japan, Südkorea und den USA zu agieren (MOFA 
2022m). Dies war in den letzten Jahren aufgrund der sich stetig verschlechternden 
bilateralen Beziehungen zwischen Japan und Südkorea ein großes Problem, in dem 
die USA nun versuchen zu vermitteln. 

Die beiden Außenminister kamen erneut während eines Besuchs Hayashis in den 
USA vom 28.–31. Juli 2022 zusammen. Hayashi kam dabei unter anderem am 28. 
Juli mit Mitgliedern des US-Kongresses zusammen und hielt eine Rede am 29. Juli 
am Center for Strategic and International Studies (CSIS). Ebenfalls am 29. Juli traf 
er erneut zu Gesprächen mit US-Außenminister Blinken zusammen. Während die-
ses Treffens sprach Blinken zunächst sein tiefes Beileid für den ermordeten japani-
schen Ex-Premierminister Abe aus. Die übrigen Gesprächspunkte glichen im We-
sentlichen den vorangegangenen Treffen. Erneut stand die Situation in der Ukraine 
sowie die Weiterentwicklung der FOIP-Initiative im Mittelpunkt der Gespräche. 
Auffällig dabei war das Drängen Hayashis, dass die USA so schnell wie möglich 
wieder dem TPP-Format beitreten sollen, das die USA unter Ex-Präsident Trump 
verlassen hatten (MOFA 2022n). 
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Insgesamt waren die US-japanischen Beziehungen im Betrachtungszeitraum von 
September 2021 bis August 2022 von der krisenhaften Weltlage, insbesondere dem 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, geprägt. Dennoch war erkennbar, dass 
sich die Beziehungen nach den Trump-Jahren wieder stabilisierten und für die ja-
panische Seite berechenbarer geworden sind, was nicht zuletzt durch die Amtsüber-
nahme von Rahm Emanuel als neuer US-Botschafter in Japan symbolisiert wurde. 

3.2 Die Umsetzung der japanischen FOIP-Initiative und Japans regionale 
Diplomatie 

Die FOIP-Initiative ist in den letzten Jahren zu einem der Hauptpfeiler der japani-
schen Außenpolitik geworden. Sie dient vor allem dazu, auf der einen Seite die für 
Japan als besonders wichtig empfundene regelbasierte internationale Ordnung zu 
sichern, und auf der anderen Seite, Chinas stetig steigendem internationalen Ein-
fluss besonders im Indo-Pazifik zu begegnen (Koga 2022a). Dies betonten auch so-
wohl der neue Premierminister Kishida als auch der neue Außenminister Hayashi 
(Kishida 01.01.2022, 17.01.2022; Hayashi 17.01.2022). Bei der Weiterentwicklung 
der Initiative ist es jedoch vor allem seit dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie 
immer wieder zu Verzögerungen gekommen. So betonen Repräsentanten Japans 
zwar die Wichtigkeit von FOIP unter anderem, wie gezeigt, bei hochrangigen Tref-
fen zwischen Japan und USA. Schaut man allerdings auf die Webseite der FOIP-
Initiative des japanischen Außenministeriums, werden kaum konkrete Fortschritte 
bei der tatsächlichen Umsetzung der Initiative sichtbar (MOFA 2022o). Die erkenn-
baren Fortschritte des letzten Jahres waren dabei vor allem in der Vertiefung der 
Beziehungen der an der sogenannten QUAD-Initiative beteiligten Staaten Japan, 
USA, Australien und Indien zu sehen. 

Bereits am 24. September 2021 trafen der zu dem Zeitpunkt noch amtierende 
japanische Premierminister Suga und seine Amtskollegen US-Präsident Biden, der 
australische Premierminister Morrison und der indische Premierminister Modi 
zum ersten persönlichen Gipfeltreffen der QUAD-Staaten in Washington zusam-
men (MOFA 2021e). Die vier Regierungschefs veröffentlichten dabei eine gemein-
same Stellungnahme, in der sie betonten, dass nun, da sich die Pandemie kontrol-
lieren ließe, die sicherheitspolitische und ökonomische Entwicklung des Indo-Pazi-
fiks wieder ins Zentrum rücken soll, um die gemeinsame Vision eines freien und 
offenen Indo-Pazifiks zu erreichen. Ebenso bekannten sich die vier Staaten jedoch 
auch zur zentralen Bedeutung von ASEAN bei der Entwicklung der Region. Ein 
weiteres wichtiges Thema war aber auch weiterhin die gemeinsame Impfinitiative 
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und weitere gemeinsame Anstrengungen zur Eindämmung der COVID-19-Pande-
mie. Als weitere Punkte wurden die Weiterentwicklung von Wissenschaft und For-
schung, der Ausbau der Infrastruktur der Region sowie die Bekämpfung der Klima-
krise als zentrale Ziele des QUAD-Forums formuliert. Darüber hinaus bekannten 
sich die vier Staaten dazu, die gemeinsame Zusammenarbeit weiter ausbauen zu 
wollen, vor allem in Bezug auf zukünftig relevante Themen wie Cyber-Sicherheit 
und die Sicherheit des Weltraums (MOFA 2021f). Diese formulierten Ziele sind da-
bei enorm weitreichend und zeigen, dass sich die als reine sicherheitspolitisch ge-
startete Kooperation der vier Staaten in den letzten Monaten enorm weiterentwi-
ckelt hat und zunehmend gemeinsame politische Ziele formuliert werden. 

Bereits am 4. März 2022 fand das nächste virtuelle Zusammentreffen, dieses Mal 
mit dem neuen japanischen Premierminister Kishida, US-Präsident Biden, Austra-
liens Premierminister Morrison und Indiens Premierminister Modi, statt. Das 
Hauptthema des Zusammenkommens der vier QUAD-Staaten war dabei der russi-
sche Angriff auf die Ukraine. Dabei betonten alle vier Staaten ihren Willen, in der 
Frage geschlossen zu agieren. Während allerdings Premierminister Kishida den 
russischen Angriff als Aggression bezeichnete, sind solche Formulierungen und 
Verurteilungen von Seiten des indischen Premierministers Modi nicht protokolliert 
(MOFA 2022p). Aufgrund der politischen Nähe zu und sicherheitspolitischen Ab-
hängigkeit Indiens von Russland kann davon ausgegangen werden, dass bezüglich 
des russischen Angriffs auf die Ukraine keine gemeinsame Position erreicht werden 
konnte, was die jüngsten Fortschritte des Forums und ihre klare Positionierung als 
demokratisches Bündnis gegen die Ausbreitung von autokratischen Staaten infrage 
stellt. Dies gilt umso mehr, da mit Australien und den USA zwei Mitglieder der 
QUAD-Gruppe ein eigenes sicherheitspolitisches Forum für den Indo-Pazifik zu-
sammen mit dem Vereinigten Königreich, AUKUS, bereits im September 2021 ins 
Leben gerufen haben (Gupta 2022). 

Angesichts dieser unbestreitbaren Probleme des QUAD-Forums war das Gipfel-
treffen der Regierungschefs der vier teilnehmenden Staaten am 24. Mai 2022 in 
Tōkyō mit einiger Spannung erwartet worden. Die hohe Bedeutung des Treffens 
lässt sich daran ablesen, dass der erst am 23. Mai neuvereidigte australische Premi-
erminister Anthony Albanese direkt zu dem QUAD-Gipfeltreffen am nächsten Tag 
aufbrach, um dort mit dem japanischen Premierminister Kishida, US-Präsident Bi-
den und dem indischen Premierminister Modi zusammenzutreffen. Zwar konnten 
sich die vier Staaten auf eine grundsätzliche gemeinsame Stellungnahme einigen, 
allerdings enthielt diese erneut keine geeinte Position bezüglich des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine (MOFA 2022q). Und wieder lag das an der Nähe 
Indiens zu Russland, während die USA, Australien und Japan bereits vorher eine 
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klare Stellung gegenüber Russlands Aggression eingenommen und auch koordi-
nierte Sanktionen gegenüber Russland verhängt hatten. Dass ein Mitglied aus der 
QUAD-Gruppe in einer solch fundamental wichtigen Situation deutlich entgegen-
gesetzte Interessen vertritt, stellt den normativen Anspruch des QUAD-Forums zu-
mindest infrage. Dennoch gab es im Hinblick auf andere Zielsetzungen des QUAD, 
etwa bezüglich eines koordinierten Vorgehens im Bereich der Cyber-Sicherheit, bei 
Fragen der maritimen Sicherheit und beim Informationsaustausch zwischen den 
vier Staaten, auch durchaus Fortschritte zu vermelden (Chung 2022). 

Trotz der recht gegensätzlichen Positionen, die Japan und Indien in Bezug auf 
den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine einnehmen, verliefen die bilatera-
len Beziehungen zwischen beiden Ländern recht positiv. So kamen Kishida und 
Modi bereits wenige Tage nach Kishidas Vereidigung als neuer japanischer Premi-
erminister am 8. Oktober 2021 zu einer Telefonkonferenz zusammen. Während der 
Besprechung versicherten sich beide Regierungschefs, dass sie bereit sind, die stra-
tegische Partnerschaft weiter auszubauen, vor allen Dingen in den Bereichen der 
Sicherheitspolitik, der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und des persönlichen 
Austauschs. Weiterhin betonten beide die Wichtigkeit der bilateralen Beziehungen 
insbesondere im Hinblick auf das 2022 anstehende 70-jährige Jubiläum der bilate-
ralen diplomatischen Beziehungen zwischen beiden Ländern. Selbstverständlich 
war auch die gemeinsame Weiterentwicklung der FOIP-Vision ein wichtiger Punkt 
der Gespräche (MOFA 2021g). Nach dem Amtsantritt von Japans neuem Außenmi-
nister Hayashi traten dann am 22. November 2021 auch die Außenminister beider 
Länder in einer Telefonkonferenz zusammen, in der aber im Wesentlichen die glei-
chen inhaltlichen Punkte besprochen wurden (MOFA 2021h). 

Neben den bereits erwähnten gemeinsamen Treffen im QUAD-Format war der 
Höhepunkt der bilateralen Beziehungen zwischen Japan und Indien sicherlich der 
Besuch von Premierminister Kishida in Indien am 19. März 2022. Vor dem Hinter-
grund des bereits erwähnten 70-jährigen Jubiläums der diplomatischen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten betonten Kishida und Modi ihren Willen, insbesondere be-
züglich der Umsetzung der FOIP-Vision auch in Zukunft stärker zusammenarbeiten 
zu wollen. Ebenso waren japanische Investitionen in Indien im Umfang von etwa US  $ 
42 Milliarden sowie die indisch-japanische »saubere Energiepartnerschaft« verein-
bart worden (Bajpaee 2022). Jedoch wurde auch während dieses Treffens sehr deut-
lich, dass Japan und Indien grundsätzlich verschiedene Positionen bezüglich des rus-
sischen Angriffs auf die Ukraine einnehmen. Während der japanische Premierminis-
ter Kishida den Angriff deutlich verurteilte, fehlte eine ähnliche Stellungnahme Mo-
dis. Kishida versuchte indes die unterschiedlichen Positionen dahingehend zu nut-
zen, dass er Modi aufforderte, das Gespräch mit Putin zu suchen (MOFA 2022r). 
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Beide Seiten verständigten sich außerdem auf eine gemeinsame Stellungnahme, in 
der sie die Eckpunkte ihrer zukünftigen Zusammenarbeit noch einmal gemeinsam 
darlegten. Interessanterweise spielte der Krieg in der Ukraine dabei nur eine unterge-
ordnete Rolle und war auffallend neutral formuliert (MOFA 2022s). 

Japans bilaterale Beziehungen zu Australien hingegen waren im hier betrachteten 
Zeitraum von September 2021 bis August 2022 sehr positiv. Bereits in den letzten 
Jahren wurden die ohnehin sehr engen Beziehungen beider Länder stetig ausgebaut 
und vor allem im Bereich der Sicherheitszusammenarbeit erweitert. So ist Australien 
mittlerweile zum zweitwichtigsten sicherheitspolitischen Partner Japans hinter den 
USA geworden. Diese ohnehin sehr enge Bindung zwischen beiden Staaten wurde im 
Januar 2022 mit der Unterzeichnung des Reciprocal Access Agreement (RAA) noch 
einmal auf eine neue Stufe gehoben (MOFA 2022t). Am 6. Januar 2022 unterzeichne-
ten Premierminister Kishida und Premierminister Morrison das RAA, das als Durch-
bruch und als Meilenstein in den sicherheitspolitischen Beziehungen beider Länder 
bezeichnet wurde (Koga 2022a). Es regelt im Wesentlichen die Bedingungen der Ko-
operation der Streitkräfte und ermöglicht damit eine vertiefte militärische Zusam-
menarbeit beider Staaten (MOFA 2022u). Für Japan ergibt sich durch die sich vertie-
fende militärische Koordination mit Australien ebenso die Möglichkeit, sich stärker 
organisatorisch dem sich neugegründeten AUKUS-Format zwischen den USA, Aus-
tralien und den UK anzunähern, stellen diese drei Staaten doch nun auch formal die 
engsten sicherheitspolitischen Partner Japans und der japanischen Selbstverteidi-
gungskräfte dar (Koga 2022b). So waren die Beziehungen zwischen Australien und 
Japan natürlich durch die enge Kooperation im QUAD-Format geprägt, aber auch 
darüber hinaus durch den erfolgreichen Abschluss des RAA, einer der größten diplo-
matischen Höhepunkte des hier betrachteten Zeitraums. 

An anderer Stelle verliefen die Entwicklungen allerdings in Bezug auf die japani-
schen Interessen sehr viel kritischer. Vor allem das am 19. April 2022 unterzeichnete 
Sicherheitsabkommen zwischen den Salomon-Inseln und China sorgten für Besorg-
nis. Das Abkommen stellt das erste Sicherheitsabkommen zwischen China und einem 
der pazifischen Inselstaaten dar und wurde in japanischen Medien als ein chinesi-
sches Standbein zur Erweiterung seines militärischen Einflusses im Pazifik gewertet 
(JN 29.04.2022). Die Reaktionen von Seiten Japans und seinen Verbündeten auf diese 
Entwicklung kam prompt. Noch am gleichen Tag veröffentlichten Vertreter der USA, 
Japans, Neuseelands und Australiens, die am 19. April zu einem Koordinationstreffen 
in Honolulu zusammengekommen waren, eine gemeinsame Stellungnahme, in der 
sie ihre tiefe Besorgnis bezüglich des Sicherheitsabkommens äußerten (TWH 
19.04.2022). Lediglich zwei Tage später fand ein Gipfeltreffen zwischen Premiermi-
nister Kishida und Neuseelands Premierministerin Ardern statt. Zwar äußerten sich 
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beide Regierungschefs nicht direkt zum Sicherheitsabkommen zwischen China und 
den Salomonen. In ihrer gemeinsamen Stellungnahme warnten sie jedoch vor strate-
gischen Veränderungen im Pazifik, die diese Region destabilisieren könnten (MOFA 
2022v). Ebenso nutzten hochrangige diplomatische Vertreter Japans, unter anderem 
Premierminister Kishida selbst bei einem Gespräch mit Tuvalus Premierminister Na-
tano im japanischen Kumamoto, die nächsten Tage, um die pazifischen Staaten vor 
ähnlichen engen militärischen Bündnissen mit China zu warnen (Iwami 2022). Aller-
dings blieb es nicht nur bei diesen Warnungen. Vielmehr arbeitete die japanische Re-
gierung zusammen mit seinen Partnern ebenfalls daran, den pazifischen Staaten Al-
ternativen zu einem engeren Verhältnis zu China zu bieten. So wurde bereits am 24. 
Juni 2022 die neue Initiative Partners in the Blue Pacific (PBP) ins Leben gerufen, in 
der sich Japan zusammen mit den USA, Australien, Neuseeland und UK zu einer 
engeren Zusammenarbeit mit den pazifischen Staaten verpflichteten. Darin sagen die 
fünf Staaten den pazifischen Staaten eine bessere Unterstützung zu, bekannten sich 
zur Förderung des pazifischen Regionalismus und versprachen den pazifischen Staa-
ten, sie bei der Kooperation mit anderen Staaten auf der globalen Ebene zu unterstüt-
zen (TWH 24.06.2022). Die schnelle, koordinierte und konkrete Reaktion von Japan 
und seinen Partnern zeigt dabei sehr deutlich, welche strategische Bedeutung den 
pazifischen Staaten zugesprochen wird. 

Ebenso wie die pazifischen Staaten ist auch Afrika ein wichtiger Bestandteil der 
japanischen FOIP-Initiative. Im Betrachtungszeitraum September 2021 bis August 
2022 ist Afrika in der japanischen Außenpolitik vor allem wegen des achten TI-
CAD-Gipfels in Tunis am 27./28.08.2022 besondere Aufmerksamkeit zugekommen 
(MOFA 2022w). Doch auch die globale Lage erhöhte die Bedeutung des afrikani-
schen Kontinents für die japanische Diplomatie. So befürchtete Tōkyō vor allem, 
dass die Aus- und Nachwirkungen der COVID-19-Pandemie sowie der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine erhebliche negative Konsequenzen für viele Staa-
ten Afrikas nach sich ziehen würden. Des Weiteren wurde befürchtet, dass eine di-
rekte Konsequenz des Krieges darin bestehen könnte, dass Russland, das insbeson-
dere im militärischen Bereich enge Beziehungen zu vielen afrikanischen Staaten 
unterhält, die Partnerschaften nicht länger in dem Maße aufrechterhalten könnte 
und stattdessen China diese Lücke ausfüllen und somit seinen ohnehin stetig wach-
senden Einfluss in Afrika weiter ausbauen könnte (Pajon 2022). Diese Sorgen über 
den negativen Einfluss der Pandemie und des Krieges in der Ukraine für viele afri-
kanische Staaten teilte auch der japanische Außenminister Hayashi auf einem vor-
bereitenden Ministertreffen am 26./27. März 2022. Hayashi versprach auf diesem 
Treffen ein starkes japanisches Engagement zur Bekämpfung dieser negativen Aus-
wirkungen (MOFA 2022w). Während des TICAD-Gipfels in Tunis selbst versprach 
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dann der per Video zugeschaltete Premierminister Kishida ein gesteigertes Engage-
ment Japans in Afrika. Er präsentierte dabei besonders sieben Bereiche, in denen 
Japan mit den verschiedenen afrikanischen Staaten kooperieren möchte. Diese sie-
ben Punkte sind »grüne« Investitionen, die Förderungen von Investitionen, vor al-
lem im Start-up-Bereich, Entwicklungsfinanzierung, das Gesundheitswesen, Ent-
wicklung der Humanressourcen, regionale Stabilität und Ernährungssicherheit 
(MOFA 2022x). 

3.3 Japans Beziehungen zu seinen direkten Nachbarn und zu Nordkorea 

China 

Wie bereits in den vorangegangenen Abschnitten gezeigt, hat China auch im Be-
trachtungszeitraum September 2021 bis August 2022 eine entscheidende Rolle in 
der Ausgestaltung der japanischen Außen- und Sicherheitspolitik eingenommen. 
Dies beeinflusste sowohl die Schaffung des Staatsministerpostens für ökonomische 
Sicherheit unter der neuen Kishida-Administration als auch die schnelle und ent-
schiedene Reaktion Japans und seiner Partner auf die Ausweitung des militärischen 
Einflusses Beijings in den Pazifik. Ebenso sorgte die ambivalente Haltung Chinas 
bezüglich des russischen Angriffs auf die Ukraine für Besorgnis auf Seiten Japans. 
Dies ging sogar so weit, dass Premierminister Kishida während einer Grundsatz-
rede anlässlich des Shangri-La Dialogue-Treffens in Singapur am 10. Juni 2022 ei-
nen direkten Zusammenhang zwischen dem Krieg in der Ukraine und der Sicher-
heitslage in Ostasien herstellte. So warnte er in seiner Rede deutlich, dass die Ukra-
ine von heute das Ostasien von morgen sein könne (Kishida 10.06.2022). Dies muss 
als deutlicher Fingerzeig in Richtung der sich verschärfenden Situation um Taiwan 
verstanden werden. Insbesondere seit Biden das Amt des US-Präsidenten über-
nommen hatte, verschärfte sich der Konflikt um Taiwan, und die USA hatten auch 
Japan dazu gedrängt, den Konflikt deutlich zu adressieren. 

So hat China zwar auf vielen Ebenen die japanische Diplomatie bestimmt, und 
Konflikte wie etwa die unterschiedlichen Positionen Japans und Chinas bezüglich 
des Krieges in der Ukraine und die sich verschärfende Situation um Taiwan haben 
dazu beigetragen, dass die sich seit 2018 eigentlich etwas entspannten Beziehungen 
zwischen Japan und China wieder verschärften. Dennoch sind die bilateralen Be-
ziehungen zwischen Japan und China weiterhin als sehr ambivalent zu betrachten 
und nicht ausschließlich durch diplomatische Konflikte geprägt. Insbesondere die 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen Japan und China verliefen sehr 
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positiv. Das Jahr 2021 markierte etwa ein 10-Jahres-Hoch in den Handelbeziehun-
gen beider Länder (Aoyama 2022). 

In Bezug auf direkten diplomatischen Austausch war es hingegen ein sehr 
ruhiges Jahr in den sino-japanischen Beziehungen mit nur sehr wenig direktem 
Austausch. So kamen Premierminister Kishida und Chinas Präsident Xi zu einer 
kurzen Telefonkonferenz am 8. Oktober 2021 zusammen. Beide versicherten 
ihren Willen zu einer konstruktiven Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten 
und betonten insbesondere im Hinblick auf das anstehende 50-jährige Jubiläum 
der Normalisierung der diplomatischen Beziehungen zueinander, an guten und 
stabilen sino-japanischen Beziehungen interessiert zu sein (MOFA 2021i). Am 
18. November kamen dann auch der neue japanische Außenminister Hayashi 
und sein chinesischer Amtskollege Wang zu einer Telefonkonferenz zusammen. 
Auch hier standen die Planungen des 50-jährigen Jubiläums im Mittelpunkt. 
Allerdings sparte Hayashi im Gegensatz zu Kishida auch kritische Töne gegen-
über China, insbesondere bezüglich der chinesischen Menschenrechtsverletzun-
gen in Xinjiang und der Situation um Taiwan, nicht aus (MOFA 2022j). Das 
nächste und bis dato letzte hochrangiges Zusammenkommen zwischen Japan 
und Chinas fand dann per Videokonferenz erneut zwischen den beiden Außen-
ministern am 18. Mai 2022 statt. Die Themen glichen dabei weitestgehend denen 
des vorherigen Treffens. Auffällig war lediglich, dass der Krieg in der Ukraine 
lediglich kurz angesprochen wurde. Der japanische Außenminister Hayashi 
forderte dabei China auf, eine konstruktive Rolle bei der Lösung des Konfliktes 
zu spielen und betonte dabei, dass es sich beim russischen Vorgehen um eine 
klare Aggression und somit um eine Missachtung internationalen Rechts handeln 
würde (MOFA 2022y). Ursprünglich war ein weiteres Treffen der beiden Außen-
minister am Rande des ASEAN-Treffens in Kambodscha am 4. August 2022 
geplant. In Reaktion auf den kontroversen Taiwan-Besuch der Sprecherin des US-
Repräsentantenhauses Nancy Pelosi sagte die chinesische Seite das Treffen wegen 
Japans Nähe zu den USA jedoch kurzfristig ab (JT 04.08.2022). Mit großer 
Spannung werden daher nun die Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum am 
29. September 2022 erwartet, währenddessen es auch zu hochrangigen Gesprä-
chen zwischen den diplomatischen Vertretern beider Staaten kommen soll. 

Südkorea 

Die japanisch-südkoreanischen Beziehungen sind seit nunmehr drei Jahren auf ei-
nem Tiefpunkt der bilateralen Nachkriegsbeziehungen beider Länder. Der Haupt-
streitpunkt ist dabei immer wieder die nicht hinreichend aufgearbeitete japanische 
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Kolonialherrschaft und die durch Japan begangenen Kriegsverbrechen in Korea. Im 
Verlaufe des Jahres 2021 hatte es die vorsichtige Hoffnung gegeben, dass der neue 
US-Präsident Biden als Vermittler zwischen zwei seiner engsten Verbündeten in 
Asien auftreten und beide Staaten aus der Sackgasse führen könnte. Dies gelang 
jedoch vorerst nicht. 

Auch die Ernennung Kishidas als neuem Premierminister Japans änderte nichts 
an der angespannten Situation zwischen Japan und Südkorea. Ganz im Gegenteil 
beschwerte sich die südkoreanische Seite, dass Kishida erst mehrere Tage nach sei-
ner Amtsübernahme den Kontakt zu Südkoreas Präsidenten Moon gesucht habe 
(Rinna 2021). Nur wenige Tage später sorgte Kishida erneut für Irritationen, als er 
einen Tamagushi als Darbringung an den vor allem in Südkorea und China extrem 
kritisch gesehenen Yasukuni-Schrein schickte (YN 17.10.2021). Bereits im Dezem-
ber 2021 begann die nächste Auseinandersetzung zwischen Japan und Südkorea 
und wieder spielte die gemeinsame Geschichte eine entscheidende Rolle. Der japa-
nische Rat für kulturelle Angelegenheiten hatte die stillgelegte Goldmine auf der vor 
Niigata liegenden Insel Sado der UNESCO als Weltkulturerbe für das Jahr 2023 vor-
geschlagen. Die südkoreanische Seite protestierte scharf gegen die Nominierung 
der Goldmine, da dort während der Zeit der Kolonisierung Koreas durch Japan 
auch koreanische Zwangsarbeiter zum Einsatz kamen. Das südkoreanische Außen-
ministerium forderte Japan dazu auf, auf die Nominierung zu verzichten (AS
29.12.2021). Im Januar antwortete der neue japanische Außenminister Hayashi auf 
einer eigens einberufenen Pressekonferenz scharf auf die südkoreanische Forde-
rung und nannte sie für Japan inakzeptabel (MOFA 2022z). 

Während also die ersten Monate des hier betrachteten Zeitraums weiterhin vom 
ernsten Konflikt zwischen Japan und Südkorea geprägt waren, kam mit der Wahl 
Yoon Suk-yeols zum neuen südkoreanischen Präsidenten am 9. März 2022 die 
Hoffnung auf eine Verbesserung der südkoreanisch-japanischen Beziehungen auf. 
Bereits am 10. März betonten sowohl Yoon als auch Premierminister Kishida, dass 
sie an einer Verbesserung der bilateralen Beziehungen interessiert seien (Sneider 
2022). Zwar sind mit diesen Bekundungen die Schwierigkeiten zwischen beiden 
Staaten bei weitem nicht ausgeräumt, allerdings lässt sich dennoch eine leichte Ent-
spannung beobachten, die auch durch die beständige Vermittlung der USA zu-
stande kam. So kam es am Rande des NATO-Gipfeltreffens in Madrid, an dem so-
wohl Präsident Yoon als auch Premierminister Kishida als erste Vertreter ihrer Län-
der teilnahmen, zu einem trilateralen Treffen zwischen den USA, Japan und Südko-
rea. Es war das erste Treffen dieser Art nach über fünf Jahren (JT 29.06.2022). So 
lässt sich zumindest hoffen, dass sich die japanisch-südkoreanischen Beziehungen 
zumindest leicht entspannen und in Zukunft wieder stabilisieren. 
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Nordkorea 

Die Beziehungen zwischen Japan und Nordkorea haben sich im Betrachtungs-
zeitraum von September 2021 bis August 2022 nicht nennenswert verändert. 
Japan betrachtet Nordkorea weiterhin als die größte Gefährdung der nationalen 
Sicherheit. Ebenso bestimmt auch weiterhin die bislang zwar vor 20 Jahren von 
Nordkorea eingestandenen, aber nicht vollends aufgeklärten Entführungen japa-
nischer Staatsbürger durch Nordkorea das Verhältnis beider Staaten. Dabei 
erscheint es unrealistisch, dass es zu einer Lösung kommt, insbesondere seit 
keine direkten Kontakte zwischen Japan und Nordkorea mehr möglich erschei-
nen (Hansen 2022). So spielte Nordkorea vor allem in Japans Kontakten zu seinen 
wichtigsten Verbündeten eine entscheidende Rolle. Erneut standen dabei konti-
nuierlich nordkoreanische Raketentests auf der Agenda. Besondere Aufmerksam-
keit zogen dabei zwei nordkoreanische Tests von nuklearfähigen Interkontinen-
talraketen am 26. März und am 30. Mai 2022 auf sich. Japan verurteilte die 
Raketentests zusammen mit den Vertretern der übrigen G7-Staaten umgehend 
(MOFA 2022ä, 2022ö). 

4 Ausblick 

Japan hat im vergangenen Jahr erneut vor allem stark auf die sich rasant 
verändernde Weltlage reagieren müssen. Im letzten Jahr vor allem auf den 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine. Dieser Krieg wird auch weiterhin die 
globale Politik und somit auch die japanischen Außen- und Sicherheitsbezie-
hungen dominieren. Des Weiteren wird Japan weiter daran arbeiten, seine 
FOIP-Initiative gemeinsam mit den Partnern, vor allem den USA, Australien, 
Indien und Europa, auszuweiten. Im schwierigen Verhältnis zu China wird 
vieles davon abhängen, wie die Spitzentreffen während des 50-jährigen Jubilä-
ums der Normalisierung der diplomatischen Beziehungen beider Länder am 29. 
September 2022 ausgehen werden. Es steht jedoch zu befürchten, dass die 
gegensätzlichen Positionen bezüglich des Krieges in der Ukraine, die sich 
verschärfende Lage um Taiwan und die gegensätzlichen Interessen bei der 
Formung des Indo-Pazifiks die bilateralen Beziehungen in naher Zukunft weiter 
belasten werden. 
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Zwischen regionaler Kooperation und 
strategischer Neuordnung: Eine 

Untersuchung des Perzeptionswandels in der 
japanischen Sicherheitspolitik

David Adebahr

Between Regional Cooperation and Strategic Reordering: An Examination of 
the Change in Perceptions in Japanese Security Policy 

With Japan’s new connectivity initiative, Free and Open Indo-Pacific, and some previous 
doctrines, Tokyo has started to shift its regional security policy focus towards democratic 
Pacific states. Qualitative case studies on bilateral and multilateral cooperation in the 
Indo-Pacific assess these changes as reflecting a more proactive security policy initiated 
under the Abe administration (2012–2020). While Tokyo’s security policy in Southeast 
Asia has certainly changed both qualitatively and quantitatively since 2012/2013, explain-
ing this change by referring to Prime Minister Abe’s foreign policy agenda falls short. 
Rather, Japan’s new strategy is the result of a change in perceptions among executive offi-
cials in the foreign and defense ministries that had already been initiated in the 2000s. This 
study looks at this development and examines the role of the Prime Minister’s Office of 
Japan (PMOJ), the Ministry of Foreign Affairs (MOFA), and the Ministry of Defense 
(MOD) in initiating the change and assesses Japan’s Pacific strategy through an interview-
based qualitative case study. Using the concept of foreign policy analysis and based on 
official publications and interviews with representatives of the MOD, the MOFA, and 
PMOJ advisors, this study shows that the origins of this new regionalism are found prima-
rily in the changing perceptions of executive officials. This study considers government 
publications as well as the author’s interviews with Japanese diplomats, thus expanding 
the qualitative aspect of existing research. It also points to the importance of administrative 
executives at the interface among PMOJ, the MOFA, and the MOD, which should warrant 
a significant level of analysis to aid in explaining Japan’s regional strategy shift. 
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1 Einleitung 

Japans proaktive regionale Sicherheitspolitik im Pazifik hat sich in jüngerer 
Vergangenheit zu einem prominenten Analysefeld politikwissenschaftlicher For-
schung entwickelt. Die Forschung zur wertebasierten Außenpolitik betont Japans 
stärkere Vernetzung in regionalen, multilateralen Institutionen, die durch Koope-
rationsmechanismen die Stabilität in Ostasien fördern und gleichzeitig Tōkyōs 
Außenpolitik neu akzentuieren (Ashizawa 2003). In Premierminister Abe 
Shinzōs Amtszeit (2012–2020) wurden zudem Japans Allianz mit den USA 
gestärkt, Sicherheitskooperationen mit Pazifikstaaten erweitert (Australien) und 
neue Partnerschaften eingerichtet (Indien, Indonesien, Philippinen, Vietnam) 
(Yuzawa 2018, 2021). Im Kern dieser neuen Sicherheitspolitik steht Japans »Free 
and Open Indo-Pacific«-Strategie, die Abe am 27. August 2016 auf der 6th Tōkyō 
International Conference on African Development vorstellte und damit als erster 
Premierminister eine globale sicherheitspolitische Vision entwickelte (MOFA 
2016). Während Abes Amtszeit wurde diese Strategie weiterentwickelt und im 
September 2021 um Initiativen, wie den Japan Pacific Islands Defense Dialogue
(JPIDD), der die sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Pazifikstaaten erst-
mals kodifiziert, erweitert (MOD 2021a, 2021b). 

Vor diesem Hintergrund ist Japans Sicherheitspolitik zum Gegenstand neuerer 
japanologischer und politikwissenschaftlicher Untersuchungen geworden. Empiri-
sche Analysen haben auf die gestiegene Bedeutung Südostasiens (speziell Indonesi-
ens, der Philippinen und Vietnams sowie des Pazifikraums) verwiesen (Wallace 
2013). 

Strukturelle bzw. neorealistische Analysen basieren auf dem hedging-Konzept 
und interpretieren Tōkyōs proaktive Sicherheitskooperationen als Versuch, einer-
seits dem steigenden Einfluss des chinesischen Regionalhegemons entgegenzuwir-
ken und andererseits gleichzeitig durch den Ausbau eigener Verteidigungsanstren-
gungen das multilaterale Verteidigungsnetzwerk im Pazifik zu stärken bzw. beste-
hende Asymmetrien auszugleichen (Koga 2018; Wallace 2018). Allerdings evaluie-
ren strukturelle Analysen diesen Wandel hauptsächlich quantitativ und vermeiden 
es, politische und administrative Prozesse zu erklären. 

Institutionalistische Studien verweisen auf gemeinsame Normen, welche die 
Grundlage für eine regelbasierte Zusammenarbeit mit Demokratien wie Australien 
und Indien sowie für ein verstärktes sicherheitspolitisches Agieren in multilateralen 
Institutionen darstellen (Hatakeyama 2020). Solche Untersuchungen verstehen 
Abes Free and Open Indo-Pacific-Doktrin als Kooperationsstrategie, die einerseits 
versucht, die normenbasierte Zusammenarbeit mit regionalen Partnern vis-à-vis 
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China zu stärken und gleichzeitig ein institutionelles Forum zu etablieren, in dem 
rechtsverbindliche Prinzipien, wie Navigationsfreiheit und Freihandel, gewährleis-
tet werden (He und Feng 2020; Jimbo 2018). Durch Chinas Integration in regionale 
Institutionen wie den East Asia Summit und das ASEAN Regional Forum (ARF) 
würden Japans maritime Sicherheitsbemühungen überflüssig und kontraproduktiv, 
da sie einer Stabilisierung der Region entgegenwirken (Ikenberry 2011; Shambaugh 
2005; Smith 2009: 248). 

Allerdings haben sowohl Chinas Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) als 
auch zum ARF bisher wenig zur Stabilisierung der Region beigetragen. Beispiels-
weise institutionalisierte das ARF einen Code of Conduct zwischen China und 
ASEAN im November 2002, der die kooperative Nutzung der, von China und den 
Philippinen beanspruchten, Spratly-Inseln im Südchinesischen Meer vorsieht. Bis 
heute folgte auf diese Erklärung jedoch kein rechtsverbindliches Abkommen – trotz 
einer Entscheidung des Ständigen Schiedshofs in Den Haag (PCA 2016). Die feh-
lende Durchsetzbarkeit internationaler Normen durch Institutionen einerseits und 
die ausbleibenden kooperativen Effekte zur Reduzierung von Spannungen in Asien 
andererseits verdeutlichen, dass institutionalistische Ansätze ungeeignet sind, um 
sicherheitspolitischen Wandel zu erklären. 

Diese Beispiele lassen die Problematiken einer Analyse erkennen, die auf der An-
wendung von Theorien der Internationalen Beziehungen basiert. Die vorliegende 
Untersuchung möchte daher weniger zur theoretischen Einordnung, sondern zum 
empirischen Verständnis jener Prozesse beitragen, die zu einer verstärkten Integra-
tion von Tōkyōs Sicherheitsdoktrin im Pazifikraum geführt haben. Hierbei wird 
untersucht, wo diese regionale Neuausrichtung ihren Ursprung hat und aufgezeigt, 
welche Rolle den verschiedenen Akteuren im Amtssitz des Premierministers (Kan-
tei), sowie dem Außen- (MOFA) und Verteidigungsministerium (MOD), bei der 
Initiierung politischer Prozesse zukam. 

Um die subsystemischen Logiken dieses Wandels nachzuvollziehen, verwendet 
die Untersuchung das theoretische Konzept der Foreign Policy Analyse (FPA), die 
sich mit außenpolitischen Entscheidungsprozessen befasst. Als Untersuchungsein-
heit werden bürokratische und politische Entscheidungsträger in außenpolitischen 
Institutionen (MOFA, MOD und Kantei) betrachtet und ihre Rolle mittels qualita-
tiver Interviews und Primärquellen analysiert. Interviews des Autors mit Vertretern 
des Verteidigungs- und Außenministeriums sowie Kantei-Beratern komplettieren 
Regierungspublikationen und zeigen, dass jüngere Sicherheitsinitiativen zwar Ja-
pans wertebasierte Außenpolitik erstmals kodifizieren, ihre Ursprünge jedoch in 
den, sich seit Mitte der 2000er Jahre verändernden, Perzeptionen von Exekutivbe-
amten zu verorten sind. 
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Im folgenden Abschnitt werden zunächst das theoretische Konzept eingeführt, 
Analyseeinheiten definiert und die Untersuchungsmethode vorgestellt. Anschlie-
ßend wird in einer empirischen Fallstudie der Entstehungsprozess japanischer Si-
cherheitspolitik im Pazifik nachvollzogen. Diese Untersuchung untergliedert sich 
in vier zeitlich abgegrenzte Prozessanalysen. Im ersten Stadium wird die graduelle 
Ausdehnung der U.  S.-Japanischen Allianz in Koizumis East Asian Community-
Konzept betrachtet (2002–2005). Die zweite Fallstudie untersucht veränderte Per-
zeptionen gegenüber China und Japans regionaler Rolle im Pazifik unter MOFA- 
und MOD-Entscheidungsträgern während der Transformationsphase (2005–
2009). Im dritten Abschnitt werden die Faktoren Stagnation und Friktion während 
der Regierungszeit der Demokratischen Partei Japans (DPJ, Minshutō, 2009–2012) 
betrachtet. Im Abschluss wird kurz auf die Entwicklungen unter Premierminister 
Abe (ab 2012) eingegangen. 

Da bereits eine Reihe umfassender Analysen zu Abes Sicherheitspolitik vorlie-
gen, zeigt diese Untersuchung, wie durch den Einfluss von Kantei-, MOFA- und 
MOD-Entscheidungsträgern bereits vor 2012 eine hohe Rezeptionsfähigkeit für 
eine strategische Neuausrichtung geschaffen wurde, sodass nachfolgende politische 
Initiativen auf eine hohe Kohäsion im Beamtenapparat trafen. Die Untersuchung 
erörtert, wie diese Kohäsion die Asienkonzepte der späteren Abe-Administrationen 
begünstigte bzw. – während der DPJ-Administration durch Friktion – behinderte. 

2 Forschungsansatz und Methode 

Zur Untersuchung des Forschungsgegenstandes verwendet die Studie die Foreign 
Policy Analyse, welche auf der sozialpsychologischen Identitätstheorie basiert und 
politische Prozesse am Beispiel von Entscheidungsträgern erörtert. Hierbei wird die 
Analyse des Entscheidungsprozesses selbst als Teil der Erklärung und nicht bloß als 
empirisches Fallbeispiel angesehen (Snyder et al. 2002). Daher betrachtet die FPA 
Handlungen von Akteuren innerhalb von Regierungsadministrationen, die darauf 
abzielen, bestimmte Vorhaben zu realisieren (Carlsnaes 2002: 335). Insofern stellt 
die FPA eine Untersuchungsmethode dar und unterscheidet sich von Theorien In-
ternationaler Beziehungen. Folgt man Graham Allisons verwaltungspolitologi-
schen Verständnis, so erklärt die FPA Resultate von Entscheidungen des Politikpro-
zesses, an dem verschiedene Akteure mit variierenden Einflusskapazitäten teilneh-
men. Der Entscheidungsprozess ist dann durch die Interaktion zwischen Akteuren 
innerhalb des administrativen Apparates gekennzeichnet und durch die beteiligten 
Individuen bzw. Organisationseinheiten charakterisiert (Allison und Halperin 
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1972: 45–48). Primärquellen ermöglichen das Denken und Handeln der Entschei-
dungsträger perspektivisch zu evaluieren und erlauben Schlussfolgerungen darü-
ber, wie veränderte Sicherheitslagen wahrgenommen werden und den verteidi-
gungspolitischen Wandel beeinflussen (Hollis und Smith 1991: 74). 

Während die FPA den Analysefokus bestimmt (was wird untersucht), stellt Pro-
cess Tracing (PT) die qualitative Untersuchungsmethode dar (wie wird untersucht). 
PT hilft bei der Überprüfung kausaler Zusammenhänge, indem sie zunächst den 
Prozess anhand jener Fallbeispiele beschreibt, die zu Veränderungen geführt haben 
(Collier 2011: 823). Mittels kausaler Inferenz betrachtet PT diese Veränderungen 
über einen definierten Zeitraum und anhand spezifischer Momente und Akteure, 
die es ermöglichen, den Grad der Veränderung aufzuzeigen (Mahoney 2010: 127–
128). Da Japans sicherheitspolitische Strategie und der Integrationslevel in bi- und 
multilateralen Kooperationen im Indopazifik periodisch variiert, können diese 
Zeiträume als Serien spezifischer Momente identifiziert werden. Entsprechend ver-
wendet die Untersuchung PT, um das Ergebnis (»Japan etabliert eine neue Sicher-
heitsstrategie im Pazifik«) durch die Analyse des kausalen Mechanismus mittels 
entscheidender, klassifizierbarer Zeitpunkte aufzuzeigen und basierend auf Hand-
lungen von Akteuren in MOFA, MOD und Kantei zu beleuchten. Entscheidend ist 
hierbei, dass PT nicht nur die Veränderung von A nach B, sondern besonders den 
Mechanismus zwischen Ausgang und Ergebnis betrachtet und somit jene Handlun-
gen erklärt, die im Transmissionsprozess entlang eines Kausalprozesses zu Ent-
scheidungen geführt haben (Beach und Pedersen 2013: 18–19, 51–52). 

Die vorliegende Prozessanalyse stützt sich auf a) Publikationen offizieller 
Regierungsinstitutionen, b) schriftliche Primärquellen und c) Interviews mit 
pensionierten und aktiven administrativen Entscheidungsträgern. Offizielle Pu-
blikationen sind in Form von Kantei-Bulletins sowie Jahresberichten des Außen- 
(Geikō Seisho) und Verteidigungsministeriums (Bōei Hakusho) zugänglich. Auto-
biographische Schriften von Diplomaten (b) helfen bei der historischen Einord-
nung. Inoffizielle Primärquellen (WikiLeaks) werden durch autobiographische 
Zeugnisse ehemaliger Exekutivbeamter neu bewertet. Diese Daten werden durch 
Interviews ergänzt, die vom Autor zwischen 2018–2021 mit Exekutivbeamten des 
Außenministeriums (Shingikan, Vizegeneraldirektor und Jimujikan, Administra-
tiver Vizeaußenminister), des Verteidigungsministeriums (Kokumu Daijin 
Bōeichō Chōkan bzw. Bōeishō Shingikan und Jimujikan, d.  h. beamtete Staatsse-
kretäre und administrative Vizeverteidigungsminister) sowie der Kantei (Assis-
tent des stellvertretenden Kabinettssekretärs, Naikaku Kanbō Fukuchō Kanho)
und des Nationalen Sicherheitsrates (Kokka Anzen Hoshō Kyoku Jichō) geführt 
wurden. 
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Da MOFAs diplomatisches Archiv (Gaikōshiryōkan) normalerweise Primärquel-
len mit dreißigjähriger Verzögerung veröffentlicht, ist die Analyse kontemporärer 
Außenpolitik auf Interview-gestützte Erkenntnisse angewiesen. Qualitative Unter-
suchungen, die sich auf Interviews und Zeitzeugenberichte beziehen, unterliegen 
jedoch unvermeidlich dem Problem der Überprüfbarkeit von Aussagen und einem 
potenziellen Selektionsbias. Für die Untersuchung wurde die Auswahl der Inter-
viewpartner bewusst nicht randomisiert. Dennoch besteht besonders in solchen 
Untersuchungen die Gefahr eines Selektionsbias’, wo die Verfügbarkeit von Infor-
mationen und Interviewpartnern von ihrer Zugänglichkeit abhängen (Thies 2002: 
356). Durch den erschwerten Zugang zu Interviewpartnern beruhen politik- und 
geschichtswissenschaftliche Publikationen nicht selten auf nur drei oder vier Inter-
views (Beech 2011; Goldstein 2002; Natow 2020). 

Die Auswahl der analysierten Entscheidungsträger und Interviews wurde maß-
geblich von zwei Faktoren bestimmt – ihrer Beteiligung am untersuchten Prozess 
und vom Grad ihrer Zugänglichkeit. Zunächst wurden Primär- und Sekundärquel-
len dahingehend untersucht, welche Regierungsvertreter in die betreffenden Ent-
scheidungen involviert waren. Diese Informationen wurden mit autobiographi-
schen Werken, Sekundärliteratur und Zeitungsberichten sowie Archiv- und Wiki-
Leaks-Quellen verglichen und kontextualisiert. Anschließend wurden die Beteilig-
ten – entweder direkt oder über Vermittlung durch Universitätsdozenten und Kon-
takte auf Symposien – vom Autor kontaktiert und interviewt. 

Bei Zeitzeugeninterviews kann das Problem bestehen, dass nicht alle Aussagen 
überprüfbar sind und die subjektive Schilderung der Beteiligten zu Verzerrungen 
führt. Um die Validität der Interviewdaten zu erhöhen, verwendet diese Untersu-
chung das Prinzip der Triangulation (Kezar 2008: 415; Merriam und Tisdell 2016). 
D.  h. die in Primär- und Sekundärquellen (autobiographische Werke, WikiLeaks, 
Archivmaterial etc.) gesammelten Informationen wurden analysiert und wichtige 
Akteure identifiziert. Anschließend wurden diese Hauptakteure interviewt und ihre 
Aussagen mit weiteren Archivdaten und Sekundärliteratur sowie durch Interviews 
mit Akteuren aus gleichen Themenfeldern und Handlungszeitspannen »triangu-
liert«, d.  h. mithilfe von weiteren Daten übergeprüft. Ferner wird durch PT das In-
terviewsample nicht dazu verwendet, Generalisierungen über eine Population zu 
treffen. Vielmehr werden spezifische Informationen betrachtet, um einen definier-
ten Strategiewandel Japans in einer bestimmten Zeit (2000 bis 2012) in einem defi-
nierten Bereich (asiatischer Pazifikraum) zu untersuchen. Der Politikprozess wird 
anhand der Beziehung zwischen den Variablen mittels der Interviewdaten und des 
Archivmaterials rekonstruiert, um blinde Flecken bestehender Forschung zu erhel-
len. Durch die Rekonstruktion des Entscheidungsprozesses beabsichtigt die Ana-
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lyse, die durch Interviews erhaltenen, sachspezifischen Erkenntnisse zur Erklärung 
der veränderten Pazifikstrategie heranzuziehen. Auf Basis der erhobenen Daten 
werden jedoch keine generalisierbaren Aussagen über eine größere Population ab-
geleitet (Tansey 2007: 771). 

Posten im Außen- und Verteidigungsministerium unterliegen häufig einer ra-
schen Rotation. Einige Funktionäre sind oft nur wenige Jahre oder Monate auf ih-
rem Posten tätig, bevor sie versetzt werden. Dieser Umstand wird berücksichtigt, 
indem der Einfluss entscheidender Beamter über längere Zeitabstände betrachtet 
wird. Beispielsweise wird Kohara Masahiro sowohl in seiner Funktion als MOFA-
Generaldirektor wie auch als späterer Generalkonsul in Shanghai im Zeitraum 
2005–2009 untersucht. Der Einfluss von Saiki Akitaka wird zunächst während sei-
ner Tätigkeit in Japans Botschaft in Washington (2006–2008), dann als Generaldi-
rektor des MOFA-Büros für Asien und Ozeanien (Ajia Taiheiyōshūkyoku, AOB) 
(2008–2012) und schließlich während der DPJ-Administrationen (2009–2011) un-
tersucht. Hierdurch wird versucht, bestehende Kontinuitäten aufzuzeigen. 

Die für die Untersuchung befragten Personen wurden auf unterschiedliche Weise 
kontaktiert. Einige Kontakte, wie z.  B. mit Vizeaußenminister a.  D. Yabunaka Mitoji, 
ergaben sich durch den Besuch akademischer Veranstaltungen (beispielsweise an 
der Ritsumeikan Universität, dem Research Institute for Peace and Security (RIPS) in 
Tōkyō oder an der Dōshisha Universität). Nakanishi Hiroshi (Kyōto Universität) 
und RIPS-Präsident Nishihara Masashi halfen mir, in Kontakt mit weiteren Verant-
wortlichen zu treten. Die befragten Beamten des Außen- und Verteidigungsminis-
teriums waren bei der weiteren Kontaktierung ehemaliger und aktueller sicher-
heitspolitischer Funktionäre behilflich und erweiterten hierdurch das Interview-
sample entscheidend. Allerdings lässt sich ein gewisser Selektionsbias nicht aus-
schließen, da einige Interviews nicht nur von der Erreichbarkeit des Interviewten, 
sondern auch vom Kontaktprozess mit vorher Befragten abhingen. Es wurde ver-
sucht, die sich hieraus ergebenen Verzerrungen dadurch zu minimieren, dass im 
Vorfeld Entscheidungsträger in Primär- und Sekundärquellen identifiziert und In-
terviewpartner gebeten wurden, den Kontakt mit diesen Entscheidungsträgern her-
zustellen. 
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3 Fallstudien 

3.1 Etablierung einer regionalen Sicherheitspolitik (2002–2005) 

Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 hatte es die U.  S.-Regierung 
der Koizumi-Administration freigestellt, wie sich Japan am Krieg gegen den Terror
beteiligt. Außer einer eingehenden Überprüfung, wie die Sicherheit von U.  S.-Stütz-
punkten in Japan erhöht werden könne, hatte das State Department keine weiteren 
Forderungen gestellt (Asahi Shinbun 2005, 156–157). Die Führungsebene der japa-
nischen Selbstverteidigungsstreitkräfte (SDF, Jieitai) hingegen sah in der Anti-Ter-
ror-Mission eine Möglichkeit, das »Trauma des Golf-Krieges« zu überwinden und 
Japans Rolle als Bündnispartner auszubauen (Interview 2018a). Der ehemalige 
Joint-Chief-of-Staff Sakuma Makoto betont, dass im japanischen Verteidigungsamt 
(JDA, Bōeichō) bereits seit den 1990er Jahren Pläne für globale Sicherheitsinitiati-
ven erstellt wurden. Die Beteiligung der SDF an Anti-Piracy-Missionen im Rahmen 
des Krieges gegen den Terror, bei denen 2002 Einheiten der Maritimen Sicherheits-
streitkräfte (MSDF, Kaijō jieitai) in den Indischen Ozean entsandt wurden und ihr 
Einsatzgebiet somit erstmals außerhalb Japans unmittelbarer Nachbarregion lag, 
war kaum von diesen Entwürfen abgewichen. Im Wesentlichen beruhte diese Mis-
sion auf Einsatzskizzen, die vom Joint Staff Office (Tōgō Bakuryōkanbu) für den 
Einsatz der SDF im Golf-Krieg entworfen worden waren und nun unter Sakuma 
Anwendung fanden (Asahi Shinbun 2005, 80–81). 

Nach dem Kalten Krieg hatten das Joint Staff Office und SDF-Offiziere damit be-
gonnen, im Hinblick auf ein erstarkendes China, eine neue regionale Sicherheits-
strategie einzufordern (Sakuma 1996: 23–28). Hierzu hatte das JDA International 
Policy Planning Bureau (IPPB, Kokusai seisaku kyoku) Szenarien für eine engere 
maritime Sicherheitskooperation in Ostasien konzipiert (Interview 2020c). Wäh-
rend das IPPB Kooperationsstrategien mit regionalen Partnern entwickelte, fand 
dieser Vorstoß auf U.  S.-Seite kaum Unterstützung (Interview 2018a). Grund hier-
für war, dass sich die Clinton-Administration sorgte, inwieweit Japans anhaltende 
Rezession andere Märkte in Asien und die bilaterale Allianz beeinflussen und somit 
zu außenpolitischer Unplanbarkeit führen könnte (U.  S. Department of the Trea-
sury 09.06.1995). 

Japans JDA war besorgt, inwieweit das ökonomische Erstarken Chinas die regio-
nale Hegemonialstellung der Volksrepublik und somit die Machtbalance in Asien 
verändern würde. Nach dem Amtsantritt von Präsident George W. Bush im Januar 
2001 drängten JDA-Vertreter das State Department, im Hinblick auf Pekings mari-
time Militärkapazitäten, eine langfristige China-Strategie zu entwerfen. Trotz eini-
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ger Warnungen des U.  S.-Verteidigungsministeriums, wurden diese Bedenken erst 
Anfang der 2000er Jahre ernster genommen (U.  S. Secretary of Defense 02.05.2002). 
In den 1990ern hatte das U.  S.-Außenministerium unter Warren Christopher stets 
betont, dass die USA keine Gefahr eines geostrategischen Wandels in Asien sahen 
und vielmehr auf die stabilisierenden Effekte einer internationalen Einbindung 
Chinas vertrauten (Interview 2018a; U.  S. Department of State 1996). 

Tatsächlich wurde die sicherheitspolitische Neuausrichtung der USA auf den Pazi-
fik durch den 11. September 2001 unterbunden (Silove 2016). Chinas Erstarken hatte 
bereits unter Vertretern der Clinton-Administration Bedenken hervorgerufen. An-
drew Marshall, Abteilungsleiter im U.  S. Department of Defense, hatte beispielsweise 
Mitte der 1990er Jahre vor einer geostrategischen Gefahr Pekings gewarnt. Diese War-
nungen wurden jedoch erst vom späteren U.  S.-Verteidigungsminister Donald Rums-
feld in seiner 2002 entwickelten Defense Strategy Review aufgenommen (U.  S. Secre-
tary of Defense 02.05.2002; Rumsfeld 2011: 305). Rumsfeld hatte am Morgen des 11. 
September 2001 Principal Deputy Undersecretary of Defense for Policy Stephen Ma-
ckey aufgefordert, eine vorläufige, offizielle U.  S.-Asien-Strategie auszuarbeiten. Diese 
sollte sich auf den Pazifik richten und regionale Kooperationen stärken (U.  S. Govern-
ment Printing Office 12.04.2005). Dieses Konzept wurde schließlich unter Präsident 
Obama zum Pivot to Asia weiterentwickelt. Rumsfelds Memo war jedoch nach den 
Terroranschlägen vom 11. September 2001 unbeantwortet geblieben und der strate-
gische Fokus auf Zentralasien verschoben worden (Silove 2016). 

Während sich die USA auf Afghanistan und den Irak konzentrierten, versuchte die 
JDA die Grundlagen für eine sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit regionalen 
Partnern auszubauen. Außenministerin Tanaka Makiko, Tochter des ehemaligen Pre-
mierministers Tanaka Kakuei, hatte im Juli 2001 damit begonnen, sich von unifor-
mierten Beratern der JDA zu ASEAN+Japan-Gipfeln begleiten zu lassen, wodurch die 
Koordination zwischen MOFA und JDA gestärkt werden sollte. Allerdings beklagten 
JDA-Vertreter, dass MOFA-Diplomaten kein wirkliches Interesse daran hatten, si-
cherheitspolitische Belange abzustimmen (Interview 2020b). MOFA betrachtete die 
JDA vor allem als ausführende, »untergeordnete Behörde« für politische Strategien, 
die in der Kantei und im MOFA entwickelt wurden (Interview 2020a). Hinzu kam, 
dass Tanaka sich seit Anfang 2001 der öffentlichen Kritik gegenübersah, die anhal-
tende Korruption im Außenministerium nicht entschieden genug zu einzudämmen. 
Es zeigte sich, dass Premierminister Koizumis Verwaltungsreform nur schwer im 
MOFA durchsetzbar war, der MOFA-Beamtenapparat sich jeglicher Einflussnahme 
durch das Kabinett entzog und vermehrt den Inhalt vertraulicher Gespräche Tanakas 
mit ausländischen Vertretern an die Medien weitergab. Ziel der MOFA-Bürokraten 
war es, Tanaka als pro-chinesisch darzustellen und ihre außenpolitische Integrität zu 
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unterminieren (Uchiyama 2007: 113; Yomiuri Shinbun Shakaibu 2001: 178–192). 
Diese Sabotageversuche führten schließlich im Januar 2002 zu Tanakas Rücktritt und 
der Einsetzung von Yoriko Kawaguchi, einer ehemaligen MOFA-Bürokratin, als Au-
ßenministerin (Yakushiji 2003: 87–103). 

2003 gelang es Vizeverteidigungsminister Kohei Masuda, zusammen mit dem 
Assistenten des stellvertretenden Kabinettssekretär Shotarō Yachi, philippinischen 
und vietnamesischen Regierungsvertretern die Idee einer gemeinsamen maritimen 
Sicherheitskooperation zu unterbreiten. Manila und Hanoi zeigten sich, aufgrund 
einer erhöhten Bedrohungsperzeption hinsichtlich Chinas proaktiver Marinestra-
tegie, offen für eine Zusammenarbeit (Interview 2020b). Yachi hatte sehr früh im 
Erweitern der U.  S.-japanischen Allianz durch die Einbeziehung von südostasiati-
schen Staaten die Möglichkeit einer proaktiven Regionalpolitik erkannt und ver-
suchte später diese Kooperation zu einer Balance-Strategie gegen China auszuwei-
ten (WikiLeaks 31.05.2006). Durch Yachis Einfluss auf Masuda wurde die Idee einer 
asiatischen Pazifikstrategie Japans nun auch verstärkt in der JDA diskutiert (Inter-
view 2020b, 2020c; Pugliese und Wallace 2020: 103). 

In den Folgejahren begann die JDA damit, erste konkretere Entwürfe für Japans 
maritime Strategie im Pazifik zu entwerfen. Beispielsweise betonte Vize-Admiral 
Kaneda Hideaki 2003 die Notwendigkeit, einen Fokus auf die Indi-Asia (Indo-Pa-
zifik) Region zu legen, um der maritimen Präsenz Chinas zu begegnen. Außerdem 
hatte das JDA Maritime Staff Office Bedenken bezüglich einer verminderten U.  S.-
Präsenz im Pazifik entwickelt und Szenarien entworfen, wie Japan seine regionale 
Position selbstständig reformieren könne (Interview 2018c; Kaneda 2003; Takei 
2008). Admiral Tomohisa Takei, späteres Mitglied in Abes National Security Council
(NSC), betonte, dass es für Japans Sicherheit notwendig sei, die Sea Lanes of Com-
munication zu kontrollieren. Japans Position vis-à-vis China sollte durch maritime 
Sicherheitskooperationen mit like-minded Partnern, i.  e. wertebasierten Demokra-
tien, gestärkt werden (Takei 2008: 8–12). Takei entwickelte hierzu eine »engage-
ment«-Strategie, die darauf abzielte, durch Kapazitätsausbau der indonesischen, 
philippinischen und vietnamesischen Marineeinheiten Japans regionale Position zu 
stärken und durch gemeinsame Marinemanöver (Joint Operations/Joint Exercises) 
eine Kooperationsstrategie mit Südostasien, Indien und Pazifikstaaten zu etablieren 
(Interview 2018a, 2018b, 2018c; Takei 2008). Takei fungierte somit als wichtiger In-
putgeber im Joint Staff Office und war verantwortlich für die Konkretisierung und 
Operationalisierung der japanischen Strategie im Pazifik (Takei 2008: 16–23). Aus-
gehend von diesen Überlegungen erkannten JDA und MOFA zunehmend die Not-
wendigkeit, Japans strategischen Fokus weiter nach Südwest- und Südostasien aus-
zuweiten (Interview 2018a, 2020a, 2020e). 
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Diese Fallstudie verdeutlicht, dass Japans regionaler Strategiewandel sehr früh von 
Teilen der JDA forciert wurde, jedoch aufgrund Washingtons mangelnder Rezeption 
unterentwickelt blieb. In den Folgejahren verschwanden diese Bemühungen aller-
dings nicht, sondern wurden im MOD und von Yachi weiterentwickelt. Hochrangige 
MSDF-Offiziere und MOFA-Diplomaten wie Kanehara Nobukatsu konzeptionali-
sierten diese Marinestrategie für die Asia-Pazifik-Seerouten weiter und realisierten 
sie ab 2012 in ihrer beratenden Funktion im NSC (Interview 2020a).

Die Kontinuität der politischen, militärischen und bürokratischen Entschei-
dungsträger von den frühen 2000ern bis in die Abe-Administration (2012–2020) 
zeigt, dass die Implementierung der Pazifikstrategie zwar letztlich von Abe reali-
siert, die Notwendigkeit einer neuen Regionalstrategie jedoch bereits früh auf Mi-
nisterialebene evaluiert wurde. 

3.2 Japans strategische Neuorientierung (2005–2008) 

Im Jahresbericht 2005 kam das National Institute of Defense Studies (NIDS), ein 
MOD-naher Think Tank, zu dem Schluss, dass sich Chinas regionale Sicherheits-
strategie dramatisch verändert. Der Bericht verweist auf Pekings Versuche, Gasvor-
kommen im Pazifik zu erschließen und beurteilt das damit einhergehende Sicher-
heitsrisiko von Territorialverletzungen durch die chinesische Marine (People’s Libe-
ration Navy, PLN) als dringendstes Aufgabenfeld für Japans MSDF. Besonders die 
Territorialverletzungen von nuklearbetriebenen PLN-U-Booten veranlasste die 
Koizumi-Administration dazu, Marinemanöver der MSDF lokal auszuweiten, um 
die Bewegungen chinesischer Einheiten zu überwachen (NIDS 2005: 96–97). Ne-
ben Territorialverletzungen war das MOFA, und besonders Vizeaußenminister Ya-
chi, besorgt, dass China sowohl durch bilaterale Abkommen als auch gezielte Ma-
növer in der Lage war, Druck auf südostasiatische Staaten zu erhöhen und sie von 
der Etablierung weitreichender maritimer Kooperationsabkommen mit Japan ab-
zuhalten (WikiLeaks 04.03.2005). 

Zu diesem Zeitpunkt begrüßte der Generaldirektor des MOFA China-Mongo-
lei-Büros, Izumi Hiroyasu, eine Strategie zur Stärkung der ASEAN als regionale 
Vermittlerorganisation, bei der Japan eine Schlüsselrolle zukommen sollte (Wiki-
Leaks 04.03.2005b). Chinas Blockadepolitik innerhalb der ASEAN hatte im 
MOFA AOB seit 2004 zu Frustrationen geführt, da ihre Effizienz als regionale 
Institution stark beeinträchtigt wurde. AOB Generaldirektor Sasae Ken’ichirō 
(2005–2007), wie auch sein späterer Nachfolger Saiki Akitaka (2008–2011), 
forcierten für Japan daher die Etablierung neuer, bilateraler Sicherheitskoopera-
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tionen mit Regionalpartnern wie den Philippinen und Indonesien (Interviews 
2019, 2020e). Auch auf Indien, das als Schlüsselpartner in der Region betrachtet 
wurde, hatte Sasae zur Sicherung der SLOCs einen besondern Focus gelegt (Tuke 
2011: 244–246). Sasaes Bemühungen führten dazu, dass sich JDA-Direktor Ōno 
Yoshinori im Mai 2005 mit Manila auf die Einführung von regelmäßigen 
diplomatischen Treffen zwischen Verteidigungsministerium und Navy-Offizieren 
einigte (Interview 2020d; Przystup 2008). 

Alarmiert von Pekings Marinekooperationen mit Kambodscha, Laos und 
Burma, versuchte Sasae das U.  S.-Verteidigungsministerium von der Notwendigkeit 
einer erhöhten U.  S.-Präsenz im Pazifik zu überzeugen. Gegenüber dem Assistant 
Secretary of State for East Asian and Pacific Affairs, Christopher R. Hill, betonte 
Sasae im April 2006, dass Chinas neue Süd-Diplomatie darauf abziele, für Peking 
bestimmte Entwicklungsgelder Japans (Official Development Assistance, ODA) zur 
Implementierung sino-südostasiatischer Sicherheitspartnerschaften zu verwenden 
(Tuke 2011: 244–246; WikiLeaks 12.04.2006). Um Japans strategische Positionie-
rung als demokratische Mittelmacht im Pazifik vis-à-vis einer sich ausbreitenden, 
chinesischen Einflusssphäre neu zu definieren, schlug Saiki eine engere Koopera-
tion mit Indien und den Philippinen vor. Gleichzeitig sollte diese Strategie Tōkyōs 
Abhängigkeit von Energie-Rohstoffimporten vermindern (Saiki 2008; Tuke 2011: 
133). Durch die engere Koordination von MSDF-Einheiten mit Indien und südost-
asiatischen Demokratien sollten die Seewege für Rohstofflieferungen gesichert und 
vom Einfluss Pekings entzogen werden (Interview 2019). 

Zusammen mit Kanehara, Minister der japanischen Botschaft in Washington, 
befürwortete Saiki die Entwicklung einer neuen »Grand Strategy«, bei der Japan 
sich durch die offensive Verbreitung demokratischer und universeller Werte zu ei-
nem demokratischen Sicherheitsgarant im Pazifik etablieren sollte. Basierend auf 
der U.  S.-Japanischen Allianz, sollte diese Strategie der Verbreitung universeller 
Werte (Demokratie, Menschenrechte, freie Marktwirtschaft) und einer Norm-ba-
sierten Außenpolitik Vorschub leisten (Kanehara 2007; Interview 2019). 

Als Außenminister Tarō Asō am 30. November 2006 Japans neue, auf univer-
sellen Werten fußende, Arc of Freedom and Prosperity-Doktrin verkündete, 
institutionalisierte er somit vorangegangene Versuche von MOFA-Offiziellen, 
eine Pazifik-orientierte Außenpolitik zu etablieren (MOFA 2006; Tanaka 2009: 
162–169). Im Zentrum dieser neuen Doktrin stand die Sicherheitserklärung 
zwischen Japan und Australien (Japan-Australia Joint Declaration on Security 
Cooperation), die am 13. März 2007 unterzeichnet wurde und mit der Japan zum 
zweitwichtigsten Sicherheitspartner Australiens, nach den USA, aufstieg (MOFA 
2007a). 



OMS áååÉåJ=ìåÇ=~ìëëÉåéçäáíáâ

Abe hatte am 22. August 2007 in seiner Rede vor dem indischen Parlament die 
Gemeinsamkeit der fundamentalen Werte der Freiheit, Demokratie und Men-
schenrechte hervorgehoben und erklärt, die Etablierung einer strategischen Part-
nerschaft zwischen beiden Ländern zu forcieren (MOFA 2007b). Sein Konzept der 
Confluence of the Two Seas basierte dabei maßgeblich auf dem geopolitischen Den-
ken Karl Haushofers, der mit seiner Definition des »Großen Ozeans«, bzw. »Indo-
Pazifischen Ozeans« als »Lebensraum«, die ideologischen Grundlagen für Abes 
Strategie lieferte. Durch die Verbindung des Indischen mit dem Pazifischen Ozean 
beabsichtigt dieser Ansatz mit dem Ausbau der maritimen Sicherheitskapazitäten 
(Capacity Building) südostasiatischer Staaten, die Seewege in der Region zu kont-
rollieren (Haushofer 1928: 281–282). Neben den strategischen Implikationen für 
Japans regionale Rolle, stellt dieses Konzept vor allem eine Balancing-Strategie ge-
genüber China dar (Interview 2020a). 

Beim Treffen der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft (APEC) in Can-
berra am 8. September 2007 besprach Abe dieses Konzept erstmals mit Präsident 
Bush und dem australischen Premierminister John Howard. Gleichzeitig beriet sich 
Kanehara bei einem informellen Frühstückstreffen mit indischen und australischen 
Regierungsvertretern. Kern des Gesprächs war die zukünftige Koordination der Si-
cherheitskooperation dieser vier Pazifikdemokratien (Australien, Indien, Japan und 
USA). Yachi, Kanehara und Saiki, die zu prominenten Fürsprechern der Indo-Pazi-
fikstrategie avancierten, versuchten, die australische Regierung von der Notwendig-
keit zu überzeugen, Indien als Partner zu gewinnen (Interview 2020a). Während 
Kanehara den Kontakt mit den Pazifikstaaten herstellte und eine gemeinsame ideo-
logische Basis evaluierte, waren es vor allem Yachi und Saiki, die im MOFA die stra-
tegischen Grundlagen für die Indo-Pazifikstrategie entwarfen. Insbesondere der 
spätere Fokus auf Indien war von Saiki bereits seit einigen Jahren favorisiert worden 
(Tuke 2011; Pugliese und Wallace 2020). 

Nachdem Abe nur vier Wochen später, am 26. September 2007, seinen Rücktritt 
erklärte, leitete Premierminister Fukuda Yasuo eine pro-chinesische Außenpolitik ein 
und beendete Abes multilaterale Verteidigungsstrategie im Pazifik. Fukuda entließ 
Außenminister Asō und protegierte MOFA-Funktionäre, die Abes »Arc-of-freedom 
and prosperity«-Strategie kritisch gegenübergestanden hatten (Hosoya 2011). Kane-
hara, der im Arc-of-freedom-Konzept die Basis für Japans geopolitische Strategie ge-
sehen hatte, stellte daraufhin offiziell weitere Überlegungen ein und legte das Strate-
giepapier »in die Schublade« – hoffte jedoch darauf, die Idee zukünftig wieder aufgrei-
fen zu können (Interview 2020a). Kanehara und Yachi avancierten in den Folgemo-
naten zu wichtigen Fürsprechern der regionalen Kooperationsstrategie mit »like-
minded« Partnern, i.  e. Demokratien, im asiatischen Pazifikraum. Yachi betonte bei-
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spielsweise gegenüber dem Kommandanten der U.  S.-Pazifikflotte, John Goodman, 
dass Japan den Ausbau der Sicherheitskooperation mit südostasiatischen Demokra-
tien, wie den Philippinen, als immanent betrachtete, um der anhaltenden militäri-
schen Aufrüstung Chinas entgegenzutreten (WikiLeaks 01.11.2007). 

Daraufhin identifizierten Yachi und MOFA-Diplomaten der Counter-Terroris-
mus-Division die Philippinen als Schlüsselpartner und schlugen vor, Manila in die 
trilateralen Sicherheitsgespräche mit Canberra und Washington einzubeziehen. Vor 
allem die Schnittmengen, die Manilas Bedrohungsperzeption gegenüber Peking im 
Hinblick auf Territorialdispute im Südchinesischen Meer aufwies, versprachen laut 
dem Abteilungsleiter der Anti-Terrorismus-Division, Shimizu Fumio, viel Raum für 
Kooperation (WikiLeaks 28.01.2008). Wenngleich die Terrorismus- und Piracy-Be-
kämpfung neue Kooperationsmechanismen etablierte, hofften MOFA- und MOD-
Diplomaten die Zusammenarbeit mit Manila weiter zu intensivieren, um hauptsäch-
lich Pekings wachsendem Einfluss entgegenzutreten (Interview 2019). 

Zu diesem Zweck verhandelte Vizeverteidigungsminister Masuda Kohei am 22. 
Januar 2008 mit malaysischen und philippinischen Regierungsvertretern über eine 
Vertiefung der maritimen Sicherheitskooperation (Przystup 2008). Bei diesem Tref-
fen signalisierte Malaysia sein Interesse, die maritime Sicherheitskooperation mit 
Japan auszubauen, äußerte jedoch Bedenken über mögliche negative Folgen für 
seine wirtschaftlichen Beziehungen zu China. Masuda schlug vor, dass Japan nach 
Hilfszahlungen für die Modernisierung der malaysischen Marine schrittweise die 
Zusammenarbeit, in Form von Marinemanövern, ausweiten könne (Interview 
2020b). Ergebnis der Beratungen war die Unterzeichnung der Japan Grant Assis-
tance to Malaysia for Maritime Security-Vereinbarung, die eine gemeinsame Siche-
rung der Straße von Malacca vorsah (Interview 2020b; MOFA 2008). 

Daneben hatte die Neubesetzung des MOFA AOB-Generaldirektors mit Saiki im 
Januar 2008 wesentlich zur Intensivierung regionaler Sicherheitskooperationen bei-
getragen. Saiki forcierte den Ausbau von Japans sicherheitspolitischer Vernetzung 
mit Pazifiknationen, um den regionalen Status quo aufrecht zu erhalten und die 
Ausbreitung der chinesischen Einflusssphäre zu stoppen. Mit Blick auf Japans his-
torische Verantwortung, sollte Tōkyō demokratische Werte fördern und ein regio-
nales Gegenmodell zu China etablieren. Saiki konzentrierte sich hierzu auf die Zu-
sammenarbeit mit den Philippinen und die Sicherung der SLOCs (Interview 2019). 

Aufgrund verfassungsrechtlicher Einschränkungen durch Artikel 9, der Japan 
eine proaktive militärische Doktrin verbietet und die verteidigungspolitische Zu-
sammenarbeit mit ausländischen Staaten einschränkt, schlug Saiki vor, Japans en-
gere Kooperation mit Manila über das U.  S. Homeland Security Department zu ko-
ordinieren (WikiLeaks 18.03.2008). Saiki hatte sich bereits in seiner Funktion als 
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Stellvertretender Leiter der japanischen Botschaft in Washington (2006–2008) für 
eine Kooperation mit regionalen Marine- und Küstenwacheneinheiten ausgespro-
chen. Damals hatte er argumentiert, dass Manila – im Vergleich zu anderen südost-
asiatischen Staaten – aufgrund einer gemeinsamen Bedrohungsperzeption offener 
für eine tiefergehende Sicherheitskooperation sei (Saiki 2008; Interview 2019). Zu 
einer ähnlichen Einschätzung war 2008 die International Policy Division des japa-
nischen Verteidigungsministeriums gekommen. Die Division hatte beispielsweise 
eine Kooperation mit Kambodscha und Laos, die den Austausch von sensibleren 
Informationen erfordert hätte, aufgrund der politischen Nähe beider Staaten zu 
China ausgeschlossen. Eine Kooperation mit Manila war hingegen empfohlen wor-
den (Interview 2020c). 

Pekings neugewonnenes Selbstbewusstsein, ausgeprägt durch wirtschaftliches 
Wachstum und erstarkenden Nationalismus, veranlasste das MOFA, die Etablie-
rung regionaler Sicherheitspartnerschaften eindringlicher voranzutreiben. Dieser 
Wandel wurde nun auch von jenen MOFA-Diplomaten favorisiert, die sich in der 
Vergangenheit für eine kooperative Strategie mit China ausgesprochen hatten (In-
terview 2018f; Kohara 2005). 

Dieser Perzeptionswandel zwischen 2005–2006 lässt sich auch in anderen Insti-
tutionen beobachten. 2006 stufte JDA-Direktor Nukaga Fukushirō Peking, neben 
Nordkorea, als konkrete Bedrohung ein. Die National Defense Program Guidelines 
(Bōei Taikō) bezeichneten China bereits Ende 2004 als »besorgniserregend« und die 
East Asian Strategic Review des JDA-nahen NIDS schrieb ausführlich über Pekings 
Destabilisierung Ostasiens (Kantei 2004; NIDS 2006: 91–122). Alarmiert durch 
Chinas Nationalismus, der sich bei den Olympischen Sommerspielen 2008 gezeigt 
hatte, und Pekings nachdrückliche Besitzansprüche gegenüber den umstrittenen 
Senkaku/Diàoyú Inseln, drängte der neue Stellvertretende MOFA-Generaldirektor, 
Kohara Masahiro, das U.  S.-Verteidigungsministerium dazu, Pekings Aggressionen 
entgegenzutreten. Er forderte, das aufkommende Ungleichgewicht in Ostasien 
durch vermehrte U.  S.-Präsenz auszubalancieren und Japan stärker in die regionale 
U.  S.-Sicherheitskoordination einzubinden. Ihre veränderten Bedrohungsperzepti-
onen gegenüber der neuen Sicherheitsarchitektur veranlasste eine Gruppe von 
MOFA AOB-Diplomaten, sich für die Einbindung von südostasiatischen Demokra-
tien in die bilaterale Allianz auszusprechen (Interview 2018c, 2018f; WikiLeaks 
16.09.2009). 

Insgesamt zeichnet sich die Periode 2005–2008 durch einen graduellen Perzepti-
onswandel unter Exekutivbeamten hinsichtlich Japans Rolle im Pazifik aus. Dieser 
forcierte sowohl den Ausbau der bilateralen Allianz als auch eine Diversifizierung 
von Japans regionalen Sicherheitskooperationen. Die Anstrengungen von Elite-Di-
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plomaten deuten darauf hin, dass sich ein Bewusstseinswandel in Kantei, JDA/
MOD und MOFA vollzog. Dieser wurde nicht von außen induziert, sondern er-
wuchs intern. Die Handlungen von MOFA- und MOD-Karrierediplomaten zeigen, 
dass Chinas aggressivere Außenpolitik einerseits und die von Washington wenig 
rezipierte Bedrohungswahrnehmung Tōkyōs andererseits zu einem Umdenken 
hinsichtlich Japans Sicherheitsoptionen geführt hatte. Dieser »allgemeine« Perzep-
tionswandel in MOFA und MOD wurde von visionären Diplomaten (wie Kanehara, 
Kohara, Masuda, Saiki, Sasae, Yachi) vorangetrieben, die den Grundstein für die 
Implementierung einer neuen Indo-Pazifikstrategie legten. 

Die abschließende dritte Fallstudie untersucht, wie die Anfänge des Strategie-
wandels auf der Funktionärsebene weitergeführt und schließlich zur politischen 
Doktrin wurden. Wichtig erscheint hierbei der Hinweis, dass es diesem Fallbeispiel 
nicht darum geht, die Hypothese zu widerlegen, Premierminister Abe sei verant-
wortlich für Japans neue Ausrichtung im Indo-Pazifikraum. Vielmehr zeigt es auf, 
dass diese Strategie in Abes Amtszeit 2012–2020 besonders deshalb erfolgreich im-
plementiert werden konnte, weil sie von einer bürokratischen Führungsebene rezi-
piert wurde, die diesen Wandel bereits eine Dekade zuvor favorisiert hatte. 

3.3 Von Stagnation und Friktion zu strategischer Koordination (2009–2012) 

Der Wahlsieg der DPJ und der Amtsantritt von Premierminister Hatoyama Yukio 
im September 2009 brachte grundlegende Veränderungen in Japans außenpoliti-
sche Ausrichtung und die Koordination zwischen MOFA, Kantei und Premiermi-
nister. Zwei wesentliche Veränderungen waren Hatoyamas außenpolitisches Kon-
zept der East Asian Community und die aufkommenden Friktionen zwischen 
MOFA, MOD und Kantei-Bürokraten auf der einen Seite und gewählten DPJ-
Funktionären auf der anderen. Dieser Abschnitt untersucht, inwieweit Hatoyamas 
Strategie den, bis 2008 intensivierten, Fokus auf die Pazifikregion veränderte und 
welche Rolle Bürokraten bei der Sicherung außenpolitischer Kontinuität zukam. 

Das politische Manifest der DPJ für die Unterhauswahl 2009 beschrieb in Artikel 
52 die Etablierung einer ostasiatischen Gemeinschaft (Higashi Ajia Kyōdōtai) als 
Gegenentwurf zu einer »gescheiterten U.  S.-Globalisierung« und zur »U.  S.-Domi-
nanz in Ostasien« (Hatoyama 2009). Mit der Strategie der brüderlichen Verbunden-
heit (yu’ai) und in Opposition zur U.  S.-zentrierten Yoshida-Doktrin, welche jahr-
zehntelang als außenpolitische Strategie Japans unter LDP-Regierungen Bestand 
gehabt hatte, wurde von Chief-Cabinet Sekretär Hirano Hirofumi eine neue Asi-
enstrategie konzipiert (Hirano 2009; Interviews 2018d, 2018e). 
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Das Hauptproblem war jedoch, dass Hatoyama dem MOFA keine klare Strategie 
für Japans neuen Regionalismus vorgelegt hatte, was zu Unmut unter Diplomaten 
führte. Vize-Außenminister Tanaka Hitoshi war beispielsweise davon überzeugt, 
dass es keiner veränderten Regionalstrategie bedurfte, da Premierminister Koizumi 
bereits auf dem ASEAN-Japan-Gipfel 2003 den Grundstein für Japans Integration 
in eine ostasiatische Gemeinschaft gelegt hatte (Interview 2018d). Dieses, von Ta-
naka maßgeblich entworfene, Konzept sah die Vertiefung der ASEAN-Japan-Bezie-
hungen in ein ASEAN+3-System (mit China und Südkorea), bei gleichzeitigem 
Ausbau der bilateralen Allianz, vor. 

Hatoyamas neuer Fokus auf die asiatische Gemeinschaft zu Lasten der U.  S.-japa-
nischen Allianz traf auf starken Widerstand bei MOFA-Generaldirektor Saiki. Zu-
sammen mit anderen MOFA-Funktionären war Saiki insgesamt von Hatoyamas 
unklarer außenpolitischen Strategie frustriert, da sie keine Antizipation ermög-
lichte und die Beamten täglich mit neuen politischen Maßnahmen konfrontiert wa-
ren. Trotz Hatoyamas Versprechen, die Politikführung von den Beamten zurück zur 
Ebene gewählter Vertreter zu führen (Seiji shūdō), gab es wenig »durchdachte Füh-
rung« in seiner Politik. Die bürokratische MOFA-Führung bewertete die Strategie 
als »hastig skizziertes Programm, dem jegliche Substanz fehlte« und daher auf gro-
ßen Widerstand traf (Interview 2019). 

Verstärkt wurde das Misstrauen der MOFA-Diplomaten, als Außenminister 
Okada Katsuya darauf bestand, die USA würden in der neuen East Asian Commu-
nity-Strategie keine aktive Rolle spielen und vorschlug, dass Japan lediglich als 
»Verbindung« zwischen der Community und Washington fungieren könne (Hi-
rano 2009). Außerdem hatte Okada bereits mit seiner Anweisung an Vizeaußenmi-
nister Yabunaka Mitoji, Dokumente bezüglich der Verhandlungen über den U.  S.-
Japanischen Sicherheitsvertrag (Anpo Jōyaku) aus dem Jahr 1960 ungeschwärzt zu 
veröffentlichen, im MOFA für Unmut gesorgt. Yabunaka hatte kritisiert, dass damit 
für die Öffentlichkeit ein »Glasdach installiert würde, welches sensible Prozesse au-
ßenpolitischer Verhandlungen zeigt« (Interview 2018e). 

Daneben waren MOFA-Diplomaten geschockt über den Mangel an außenpoliti-
schen Kenntnissen der Hatoyama-Regierung. Vizeaußenminister Tanaka wurde 
beispielsweise von Hatoyama in die Kantei zitiert, um das Status of Force-Abkom-
men, welches den USA die Nutzung von Militärbasen in Japan erlaubte, zu erklären 
(Interview 2018d). Da durch Hatoyamas Community-Strategie eine Annäherung an 
China und eine Abkehr von Japans, zwischen 2005–2008 eingeleiteten, Pazifikstra-
tegie drohte, versuchte insbesondere das AOB die DPJ-Administration von der 
Notwendigkeit einer Fortführung der balancing-Strategie gegen China in Koordi-
nation mit den USA zu überzeugen (WikiLeaks 21.09.2009). 
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Eine Ausnahme bildete der Stellvertretene Generaldirektor des AOB, Kohara, in 
dem Hatoyamas neue Strategie einen Unterstützer gefunden hatte. Kohara hatte das 
New Commitment to Asia-Konzept verfasst, welches Hatoyama beim ersten 
ASEAN-US Leaders’ Meeting am 15. November 2009 in Singapur vorstellte. Einige 
Diplomaten im MOFA AOB, darunter Kohara und Tanaka, hatten bereits zuvor ar-
gumentiert, Japan müsse Chinas Wachstum mit einer Revitalisierung Ostasiens be-
gegnen, welche Pekings regionalen Einfluss massiv beschränken sollte (Interview 
2018e; Kohara 2005: 143–206; Tanaka 2005: 13). 

Washington war hingegen besorgt, inwieweit Hatoyamas neue Strategie die bila-
terale Allianz beeinflussen würde. Um diese Sorgen gegenüber State Department-
Vertretern, wie beispielsweise Assistant Secretary of State Kurt Campbell, zu zer-
streuen, kommunizierten der Chef des MOFA-Büros für Außenpolitik (Sōgō gaikō 
seisaku kyoku), Bessho Kōrō, und Vizeaußenminister Yabunaka zwei Monate nach 
Hatoyamas Wahlsieg direkt mit Washington. Bessho und Yabunaka versicherten 
Campbell, dass Japan seine Bündnisverpflichtungen, speziell im Indischen Ozean, 
fortführen und die Wahl Hatoyamas keine Auswirkungen auf die Allianz haben 
würde (WikiLeaks 30.12.2009). Yabunaka war ohnehin davon überzeugt, dass Ha-
toyamas Regierungszeit nur eine kurze Episode darstellte und die DPJ bald in die 
Opposition gewählt würde. Um Japans unveränderte Bündnisverpflichtung gegen-
über dem State Department zu versichern, verwendeten MOFA-Bürokraten häufig 
inoffizielle Kommunikationskanäle (Interview 2018e; Magosaki 2012: 130–132). 

Dies führte dazu, dass nach Hatoyamas Rücktritt im Juni 2010 MOFA-Diplomaten 
rasch die politische Koordination mit dem State Department wiederherstellten und ein 
gewisser Level an Normalität in den bilateralen Beziehungen unter den Premierminis-
tern Kan Naoto und Noda Yoshihiko eintrat. Unter Premierminister Kan nahm das 
MOD konkrete Gespräche für Sicherheitskooperationen mit den Philippinen und Vi-
etnam auf und die Expertise von MOFA-Diplomaten wurde wieder in den außenpoli-
tischen Entscheidungsprozess integriert (Interview 2018e; Magosaki 2012:130–132). 

Mit dem Amtsantritt von Premierminister Noda am 2. September 2011 wurde 
Japans sicherheitspolitische Pazifikstrategie wieder unter den politischen und büro-
kratischen Verantwortlichen in Kantei, MOFA und MOD synchronisiert. Nodas 
Entscheidung vom Dezember 2011, Japans Capacity-Building-Maßnahmen mit 
ASEAN-Staaten auszuweiten und die Rolle der SDF in Humanitären Einsätzen (De-
saster Relief) und Anti-Piracy-Missionen zu stärken, traf auf breite Zustimmung in 
MOFA (Yuzawa 2018: 116). Gleichzeitig wurden MOFA- und MOD-Bemühungen, 
den Ausbau von Sicherheitskooperationen in Südostasien voranzutreiben, in der 
Kantei rezipiert. Dies war auch dadurch begründet, dass einerseits Chinas Provoka-
tionen zunahmen und sich der Konflikt um die Senkaku-Inseln verschärft hatte 
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und andererseits der, von Präsident Obama angekündigte, U.  S. Pivot to Asia unter-
entwickelt geblieben war (Interviews 2018e, 2020a). 

Dies führte zu einem Vertrauensverlust in die U.  S.-Pazifikstrategie von Außen-
ministerin Hillary Clinton (2009–2013) unter südostasiatischen Staaten und hatte 
eine Intensivierung regionaler Partnerschaften mit Japan zur Folge (Interview 
2020a). Diese neu entstandene Unsicherheit führte auf dem 17. Japan-ASEAN-Gip-
fel im November 2011 zur Verabschiedung der Joint Declaration for Enhancing 
ASEAN-Japan Strategic Partnership for Prosperity (die sog. Bali Deklaration), welche 
eine konkrete Verteidigungskooperation zwischen Japan und ASEAN erstmals als 
»militärisch« kodifizierte (ASEAN 2021; Yuzawa 2018: 116). Diese Kodifizierung 
legte den Grundstein für die Bereitstellung von Patrouillenbooten der japanischen 
Küstenwache an die Philippinen durch die Nutzung von ODA-Geldern der japani-
schen International Cooperation Agency (JICA). Diese, erstmals strategische, 
ODA-Nutzung erweiterte somit den ursprünglichen Verwendungszweck japani-
scher Entwicklungshilfe entscheidend. Diese Maßnahmen waren gefolgt von der 
Einrichtung einer Capacity Building Division innerhalb des MOD und einer »stra-
tegischen Partnerschaft« mit den Philippinen sowie der Entscheidung im März 
2012, zwölf Patrouillenboote an Manila zu überstellen (Interview 2020e; Kantei 
27.09.2011). 

3.4 Implikationen dieser Entwicklungen für die Expansionsphase (ab 2012) 

Diese Entwicklungen verdeutlichen, dass mit dem Amtsantritt Shinzō Abes keines-
wegs eine vollkommen neue Pazifikstrategie Japans initiiert wurde. Vielmehr waren 
die bürokratischen Fundamente für die Implementierung eines regionalen sicher-
heitspolitischen Fokus’ bereits vorhanden. Als 2012 eine neue Capacity Building Divi-
sion im MOD mit dem Ziel eingerichtet wurde, Japans Kooperationsmaßnahmen mit 
ASEAN-Staaten im Bereich humanitärer Hilfe und Anti-Piracy zu koordinieren, 
wurde hauptsächlich eine Direktive umgesetzt, die formell bereits mit Nodas Ent-
scheidung, Waffenexportprinzipien zu erleichtern, angelegt gewesen war. Darüber hi-
naus zeigt der Perzeptionswandel unter Exekutivbeamten in MOFA und MOD, dass 
Abes Entscheidung, die Maritime Capacity Building-Unterstützung der Philippinen 
2013 umzusetzen, bereits zuvor in MODs International Policy Division entwickelt 
worden war. Auch der neue Einfluss dieser Division auf Capacity Building und Con-
fidence Building-Maßnahmen mit südostasiatischen Demokratien war als Kern einer 
neuen Regionalstrategie bereits in Japans Ministerien forciert worden (Interviews 
2018, 2020c). Ferner unterzeichneten Japan und die Philippinen im Dezember 2013 
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einen 19 Mrd. Yen Kredit für die Nutzung von Equipment der japanischen Küstenwa-
che, das schließlich im August 2018 ausgeliefert wurde (Grønning 2021: 111). 

Somit stellt die rechtliche Kodifizierung der Sicherheitskooperation mit Manila 
und weiteren Pazifikstaaten, wie beispielsweise im Rahmen des Pacific Island De-
fense Dialogue 2021, die Institutionalisierung von lang angelegten Bestrebungen 
dar, Japans regionale Strategie zu diversifizieren und geografisch zu erweitern 
(MOD 2021a, 2021b). Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass die politische Verre-
gelung der Pazifikstrategie zwischen 2012–2021 das Ergebnis eines Prozesses war, 
der bereits in den 2000er Jahren von MOFA- und MOD-Exekutivbeamten favori-
siert wurde. Ausgelöst durch eine gestiegene Bedrohungsperzeption gegenüber Pe-
king, wurde diese Strategie schließlich offensiver vorangetrieben. 

Das Fallbeispiel verdeutlicht zudem, dass auch Abes Hinwendung zum Indopa-
zifik und zu einer multilateralen Sicherheitsstrategie mit Demokratien wie Austra-
lien und Indien ab 2012 von einer Reihe führender Beamten geteilt und maßgeblich 
im MOFA, MOD und Kantei rezipiert wurde. Wenngleich ihre politische Realisie-
rung durch die Abe-Administration durchgesetzt wurde, so verdeutlicht die Ana-
lyse, dass in den Sicherheitszirkeln Tōkyōs eine eigenständigere regionale Pazifik-
strategie bereits in den 2000er Jahren positiv evaluiert wurde. 

4 Fazit 

Der analytische Fokus auf bürokratische und politische Entscheidungsträger in der 
Untersuchung verdeutlicht den Nutzen und die Notwendigkeit von politikwissen-
schaftlichen Studien, die einerseits Primärquellen evaluieren und sich andererseits 
auf Methoden stützen, die administrative Prozesse analytisch beleuchten. Aller-
dings muss berücksichtigt werden, dass der selektive Zugang zu Interviewpartnern 
und Primärquellen zwar eine detaillierte Analyse ermöglicht, andererseits jedoch 
auch einem Bias unterliegt, der durch geografische, zeitliche und finanzielle Ein-
schränkungen von Wissenschaft limitiert ist. 

Die Untersuchung zeigt, dass Exekutivbürokraten maßgeblich versuchten, auf 
die strategische Neuausrichtung Japans im Pazifik in den vergangenen 15–20 Jahren 
Einfluss zu nehmen. Eine besondere Rolle kam bei diesem Prozess dem MOFA 
AOB und dem MOD Kokusai Seisaku Kyoku sowie Vize-Außenministern und ad-
ministrativen Verteidigungsministern zu. Die Hatoyama-Amtszeit gibt zudem Hin-
weise darauf, wie Friktionen zwischen hochrangigen Diplomaten und der politi-
schen Führung die Implementierung von zu proaktiver Außenpolitik konträr ste-
henden Strategien verhinderten. 
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Die Untersuchung weist für die japanologische und politikwissenschaftliche For-
schung verschiedene Anschlussmöglichkeiten auf. Weiterführende Studien sollten 
den Einfluss von zivilgesellschaftlichen Akteuren und Think Tanks untersuchen. 
Außerdem ist eine Evaluation, die sich mit der Rezeption von Publikationen und 
Äußerungen von Bürokraten und Diplomaten im gesellschaftspolitischen Diskurs 
auseinandersetzt, begrüßenswert. Solche Untersuchungen würden den Fokus auf 
den bürokratisch-administrativen Perzeptionswandel ergänzen und genauere 
Schlüsse darüber erlauben, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit sich der 
Perzeptionswandel innerhalb der außenpolitischen Elite konkret in legislativen 
Entscheidungen niederschlägt. 
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Gerüstet für die »Zeitenwende«? Japans 
Wirtschaft im Schatten globaler Krisen

Frank Rövekamp

Ready for the »New Era«? Japan’s Economy in the Shadow of Global Crises 

The COVID-19 pandemic and the war in Ukraine have significantly contributed to a 
politicization of global trade and investment, which undermines the principles of mar-
ket liberalism and anti-discrimination. This has various consequences for Japan as a 
major trading nation. An important part of fossil fuels is imported from Russia. By 
diversifying sources and increasing the use of nuclear energy again, Japan may avoid 
an outright energy crisis, but the price level for energy is set to increase. Trade with 
China, Japan’s biggest trading partner, will also undergo changes because of security 
concerns, which will put further pressure on prices for various goods and services. The 
effects are already visible with an inflation rate of about 2.5 % and an erosion of the 
Yen/US Dollar exchange rate. Conventional economic policy would dictate an increase 
in interest rates under such circumstances, but the Bank of Japan (BOJ) is determined 
to keep them near zero. If the BOJ were to increase rates, a fiscal crisis may ensue, as 
about half of the national state budget is financed by the BOJ. The trade-off between 
price stability and fiscal sustainability may thus force Japan to reform its fiscal and 
economic policy or to face economic decline. 

1 Einführung 

Seit dem Beginn des Krieges in der Ukraine ist viel von einer globalen »Zeiten-
wende« die Rede, mit der unterschiedliche Bedeutungen verbunden sein können. 
Auf der politischen Ebene wird damit häufig ein Rückfall in den »Kalten Krieg« 
suggeriert, der über 40 Jahre bis zum Zusammenbruch der Sowjetunion im Jahre 
1990 das Weltgeschehen dominierte. 
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Für die Zwecke dieses Beitrages zur wirtschaftlichen Entwicklung Japans soll der 
Begriff auf der ökonomischen Ebene jedoch klarer gefasst werden: Wichtige Teile 
des internationalen Handels und internationaler Investitionen werden auf abseh-
bare Zeit von politischen Erwägungen dominiert, hinter denen wirtschaftliche Kal-
küle im Zweifelsfall zurücktreten müssen. 

Der ganz überwiegende Teil des Welthandels wird formal weiter auf Basis der Re-
geln der World Trade Organization (WTO) und des dieser unterliegenden Vertrags-
systems GATT (General Agreement on Tarifs and Trade) abgewickelt. Die leitenden 
Prinzipien von WTO und GATT sind wiederum Marktliberalismus und Anti-Diskri-
minierung (Oatley 2019: 22–28). Dabei drückt Marktliberalismus die Überzeugung 
aus, dass freier Handel für alle beteiligten Länder gewinnbringend ist, während Pro-
tektionismus lediglich Partikularinteressen zu schützen vermag, aber die Gesamt-
wohlfahrt, auch des protektionistischen Staates, mindert. Anti-Diskriminierung be-
deutet, dass möglichst alle Länder der WTO gleichermaßen an weiteren Handelslibe-
ralisierungen partizipieren sollen. Ein Vorpreschen einzelner Staaten ist zwar grund-
sätzlich erlaubt, darf aber nicht zu Lasten anderer Mitglieder gehen. 

Ohne Zweifel wurden die Prinzipien des Marktliberalismus und der Anti-Diskri-
minierung bereits seit der globalen Finanzkrise von 2008/09 durch wachsende pro-
tektionistische Tendenzen in Frage gestellt. Während der Amtszeit des US-amerika-
nischen Präsidenten Trump wurde die Handelspolitik darüber hinaus zunehmend, 
etwa durch die Verhängung von Strafzöllen auf chinesische Importe oder durch den 
Rückzug aus den Verhandlungen zum Freihandelsabkommen Transpazifische Part-
nerschaft (TPP), politisiert. Die Corona-Pandemie brachte weitere Herausforderun-
gen, insbesondere logistischer Art, die zusätzliche Zweifel an der Zuverlässigkeit 
globaler Lieferketten schürten. Dennoch wurden diese Tendenzen in weiten Teilen 
als »vorübergehend« betrachtet, verbunden mit der Hoffnung, dass politische Ver-
änderungen und ein postpandemischer Aufschwung auch das multilaterale Han-
delsregime wieder stärken sollten (Fuest 2020: 225–239). 

Der Krieg in der Ukraine hat diese Hoffnung jedoch zunichte gemacht. Russland, 
nicht nur das flächenmäßig größte Land der Erde, sondern auch maßgebliches Re-
servat diverser fossiler, metallischer und mineralischer Rohstoffe, wird auf abseh-
bare Zeit aus dem prinzipiengeleiteten multilateralen Handelsnetzwerk ausschei-
den. Auch der Handel mit China steht, nicht zuletzt aufgrund seiner »Neutralität« 
gegenüber Russland, aber auch aufgrund eigener territorialer Ambitionen im Süd-
chinesischen Meer und gegenüber Taiwan, zunehmend in einem politischen Kon-
text. Eine vorübergehende Natur dieser Megatrends, die tiefgreifende ökonomische 
Konsequenzen für alle offenen Volkswirtschaften haben, ist kaum mehr anzuneh-
men. 
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Dieser Beitrag befasst sich mit den möglichen Konsequenzen dieser Zäsur für 
Japan. Dabei wird zunächst auf die Lage der Wirtschaft des Landes am Vorabend 
des Ukraine-Krieges eingegangen. Anschließend werden die Konsequenzen der 
»Zeitenwende« für den Außenhandel des Landes und für die Energiepolitik einer-
seits und für das gesamtwirtschaftliche Preisniveau andererseits beleuchtet. Die fis-
kal- und geldpolitische Kapazität, um die daraus resultierenden Wachstumseinbrü-
che abzufedern, ist Gegenstand des folgenden Kapitels. Schließlich werden einige 
plausible Szenarien für die weitere Entwicklung aufgezeigt. 

2 Die Konsequenzen der Corona-Pandemie 

Wie in den anderen führenden Industrieländern führte die Coronapandemie ab 
dem Frühjahr 2020 zu spürbaren Einschränkungen in Japan, die auch einschnei-
dende wirtschaftliche Konsequenzen hatten. Zwar wurde kein genereller Lockdown 
mit Ausgangssperren und flächendeckenden Geschäftsschließungen verfügt, aber 
die Außengrenzen wurden weitgehend geschlossen und die interne Mobilität stark 
eingeschränkt. Universitäten etwa schlossen ihre Campus und stellten um auf On-
line-Lehre, während auch Unternehmen die Präsenzzeiten im Büro drastisch redu-
zierten und erstmals im größeren Umfang Homeoffice-Aktivitäten akzeptiert und 
praktiziert wurden.1 

Die Pandemie zog einen Wachstumseinbruch nach sich und hatte nach zweiein-
halb Jahren folgende maßgebliche Konsequenzen (Heckel und Waldenberger 2020: 
155–160): 

– Weltweit kam es zu Engpässen in den Lieferketten, die wiederum Produktions-
stillstände zur Folge hatten, wenn kritische Teile wie Chips oder andere industri-
elle Materialien nicht zur Verfügung standen. 

– Härter noch als Industrieunternehmen waren Unternehmen im Servicesektor im 
konsumentennahen Geschäft betroffen. Im besonderen Maße galt und gilt dies 
noch für den Tourismussektor, der vor allem auch von den Grenzschließungen 
betroffen ist. Ausländische Touristen waren vor der Pandemie zu einem wichti-
gen Wirtschaftsfaktor geworden. So besuchten alleine im vorpandemischen Jahr 
2019 etwa 31,8 Mio. Menschen aus dem Ausland Japan (MIAC 2022: 348). Der 
Tourismusbereich war damit ein Hoffnungsträger für viele ländliche Gebiete fern 

1 Exemplifiziert wird dies durch das Aufkommen und die wachsende Popularität von sog. »Pajama-
Suits«, d.  h. optisch nach Geschäftsanzügen gestylten Schlafanzügen, die es ermöglichen, direkt aus 
dem Bett oder Futon heraus an Online-Meetings und dergleichen teilzunehmen (Aoki 2022). 
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der großen Zentren wie Tōkyō und Ōsaka. Im Jahr 2020 schrumpfte die Zahl der 
Besucher auf ca. 4,1 Mio., wobei der überwiegende Teil davon noch vor Verhän-
gung der Einreiserestriktionen ins Land kam (MIAC 2022: 348).2 

– Besonders hart betroffen waren kleine und mittlere Unternehmen, oft im Fami-
lieneigentum, im Vergleich zu Großunternehmen. Die Probleme haben zwar den 
Weg für zahlreiche innovative Lösungen wie etwa die Umfunktionierung von 
Hotelräumen zu Tagesbüros bereitet; eine weitgehende Geschäftssicherung war 
damit jedoch nicht verbunden. 

3 Japans Wirtschaft am Vorabend des Ukraine-Kriegs 

Um ein Abrutschen in eine tiefgreifende Rezession durch die Pandemie zu verhin-
dern, steuerte die japanische Regierung mit umfangreichen Notprogrammen ge-
gen, die signifikante Steuererleichterungen und Subventionen umfassten. Dadurch 
vergrößerten sich die Haushaltsdefizite und die bereits sehr hohe Staatsverschul-
dung ist weitergewachsen (Ogawa 2022: 174–180). 

Die Bank of Japan (BOJ), die japanische Zentralbank, flankierte die staatlichen 
Maßnahmen durch Sonderprogramme für in Liquiditätsproblemen befindliche 
Unternehmen (Heckel und Waldenberger 2020: 164–166). Daneben spielte und 
spielt die BOJ eine maßgebliche Rolle bei der Staatsfinanzierung durch den fortge-
setzten Ankauf von Staatsanleihen und ihre Politik der »Yield Curve Control«, die 
dafür Sorge tragen soll, dass nicht nur die Zinsen für kurzfristige, sondern auch für 
langfristige Kredite stabil und niedrig bleiben (Ogawa 2022: 183–186). 

All dies geschah unter der Voraussetzung, dass die steigende Verschuldung und die 
weiter anwachsende Bilanzsumme der BOJ keine unmittelbaren Probleme bereiten 
würden. Denn die Mechanismen waren seit 2013, dem Beginn der »Abenomics«, eta-
bliert und entgegen den Warnungen und Vorhersagen vieler Ökonomen (z.  B. Tiefen-
bach 2015) kam es weder zu Verwerfungen in den Finanzmärkten noch zu nennens-
wertem inflatorischen Druck (Rövekamp 2017). Noch nicht einmal die 2  % Inflation, 
die letztlich das offizielle Ziel der BOJ-Politik sind, wurden bisher nachhaltig erreicht. 

So hat die Pandemie zu schwerwiegenden wirtschaftlichen Konsequenzen ge-
führt, die letztlich jedoch zunächst im Rahmen der etablierten fiskal- und geldpoli-
tischen Mechanismen bewältigbar blieben. Der erwartete Aufschwung nach dem 
Abflauen der Pandemie sollte zudem dazu beitragen, die Haushaltsdefizite wieder 
einzudämmen und die Wirtschaft in »normale Bahnen« zu lenken. 

2 Am Beispiel von Kyōto wird diese Entwicklung und deren Konsequenzen eindrucksvoll von Fuess 
(2020) dokumentiert. 
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4 Die Auswirkungen des Krieges 

Nach dem Beginn des Ukraine-Krieges am 24. Februar 2022 schloss sich Japan 
grundsätzlich allen internationalen Sanktionen gegen Russland an. Damit endeten 
schlagartig alle normalen Handelsbeziehungen zwischen den beiden Ländern. Un-
mittelbare Auswirkungen auf die Handelsbeziehungen mit anderen Ländern waren 
nicht zu verzeichnen. Dennoch war klar, dass die Beziehungen insbesondere zu 
China nicht unberührt bleiben würden. So zeigt auch die Einrichtung eines Minis-
teriums für »Nationale ökonomische Sicherheit« (Kölling 2022), dass wichtige Teile 
des Handels nicht mehr in erster Linie von den WTO-Prinzipien Marktliberalismus
und Anti-Diskriminierung geleitet werden, sondern dass auch (sicherheits-)politi-
schen Erwägungen inzwischen eine überragende Bedeutung zukommt. 

Im Weiteren wird zunächst untersucht, welche Auswirkungen und Risiken aus dem 
handelspolitischen Paradigmenwechsel erwachsen. Abgeleitet daraus werden exem-
plarisch mögliche Konsequenzen für die Energiepolitik als Fundament der breiten 
wirtschaftlichen Tätigkeit dargelegt. Schließlich werden makroökonomische Konse-
quenzen insbesondere mit Blick auf das gesamtwirtschaftliche Preisniveau betrachtet.

4.1 Die Auswirkungen des Krieges auf die Handelsbeziehungen 

Russland 

Das Handelsvolumen mit Russland betrug im vorpandemischen Jahr 2019 2,3 Bio. Yen, 
was einem Anteil von 1,5  % des gesamten japanischen Außenhandels entspricht. Das 
erscheint auf den ersten Blick überschaubar, jedoch bezieht Japan einen beträchtlichen 
Anteil von Rohstoffen aus Russland, für die nicht ohne weiteres, vor allem nicht »preis-
neutral«, auf andere Quellen ausgewichen werden kann (vgl. Tabelle 1). 

Tabelle 1: Japans Außenhandel mit Russland 2019, in Mio. Yen 

Quelle: MIAC (2022: 172–175). 

Exporte
Maschinen und Fahrzeuge 633.983
Sonst. 148.609
Summe Exporte 782.592
Importe
Brennstoffe, Rohstoffe 1.159.549
Sonst. 401.087
Summe Importe 1.560.636
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Der russische Anteil an den Importen von Brennstoffen beträgt rund 6,4  %. 
Damit ist die Abhängigkeit bei weitem nicht so groß wie die von Deutschland, 
dennoch müssen erhebliche Preissteigerungen in Kauf genommen werden, um 
im Zuge der Diversifizierung von Quellen Versorgungsengpässe zu vermeiden. 
Das ist auch der Grund, warum Japan trotz der Sanktionen gegen Russland an 
den Gasexplorationsprojekten auf der Insel Sachalin festhält, aus denen sich 
westliche Unternehmen wie Shell und Exxon zurückgezogen haben (JT
16.07.2022). 

China 

Der Handel mit China spielt eine ungleich größere Rolle für Japan als der mit Russ-
land. 21,3  % des gesamten Handelsvolumens in Höhe von 155 Bio. Yen fällt auf den 
chinesisch-japanischen Austausch. Anders als im Fall Russlands sind zudem alle 
Güterklassen vom technischen High-end-Produkt bis zu Rohstoffen betroffen (vgl. 
Tabelle 2): 

Tabelle 2: Japans Außenhandel mit China 2019, in Mio. Yen 

Quelle: MIAC (2022: 172–175). 

Japan ist somit massiv vom Chinahandel abhängig. Zwar betreiben Großunter-
nehmen wie etwa Toyota eine sehr viel umsichtigere Risikopolitik gegenüber 
China als das insbesondere für einige deutsche Unternehmen der Fall ist (Rö-

Exporte
Maschinen und Fahrzeuge 7.941.704
Fertigprodukte 1.666.478
Chemikalien 2.542.237
Sonst. 2.531.526
Summe Exporte 14.681.945
Importe
Brennstoffe, Rohstoffe 350.092
Maschinen und Fahrzeuge 9.166.954
Fertigprodukte 2.209.105
Chemikalien 1.195.933
Nahrungsmittel 899.508
Sonst. 4.632.139
Summe Importe 18.453.731
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vekamp et al. 2022), aber am Ausmaß der gesamtwirtschaftlichen Verflechtung 
ändert das nichts. Anders als im Falle Russlands würde ein plötzlicher Paradig-
menwechsel im Falle Chinas auch zu massiven Konsequenzen für exportierende 
Unternehmen führen. 

Wenn auch der Handel mit China durch den Ukraine-Krieg nicht unmittelbar 
betroffen ist, so hat dieser Konflikt bereits bestehende Tendenzen3 verstärkt, Liefer-
ketten aus China zu repatriieren oder auf andere Länder zu diversifizieren. Diese 
Bemühungen werden auch offiziell von staatlicher Seite unterstützt (Kölling 2022). 
In der Summe wird dies ebenfalls in Richtung auf ein steigendes gesamtwirtschaft-
liches Preisniveau führen. 

4.2 Die Auswirkungen des Krieges auf die Energiepolitik 

Die japanische Energiepolitik ist seit jeher geprägt von der Insellage Japans. Strom- 
oder Gasleitungen in benachbarte Länder gibt es nicht. Die Importabhängigkeit für 
fossile Brennstoffe ist nahezu vollständig. Frühzeitig wurde daher auf die Atomkraft 
als sichere Energiequelle gesetzt, die jedoch mit dem Unfall von Fukushima im 
Jahre 2011 in eine Krise geraten ist. Als Folge davon sind bisher nur neun der 35 
funktionsfähigen Nuklearreaktoren im Betrieb. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat seit 2011 deutliche Fortschritte gemacht, wird jedoch durch Regula-
rien und staatliche Unterstützung deutlich weniger gefördert als in Deutschland 
(Koizumi 2018: 77–97). 

Der für das Jahr 2030 von der japanischen Regierung angestrebte Stromenergie-
Mix wird in Tabelle 3 dargestellt. 

Tabelle 3: Ziel-Strommix der japanischen Regierung für das Jahr 2030 

Quelle: METI (2021: 12). 

3 Insbesondere die Zero-COVID-Strategie der chinesischen Regierung hat diesen Tendenzen Auf-
schub gegeben. 

Erneuerbare Energien 36–38  %
Wasserstoff 1  %
Atomenergie 20–22  %
Gas (LNG) 20  %
Kohle 19  %
Öl 2  %
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Der Krieg dürfte an diesem Zielmix nichts ändern, er dürfte sich jedoch wie folgt 
auf die Umsetzung auswirken: 

– Der Widerstand in der Bevölkerung gegen die Atomkraft schwächt sich ab. Neu-
este Umfragen zeigen, dass erstmals seit dem Unfall von 2011 eine Mehrheit der 
Bevölkerung die fortgesetzte Nutzung der Kernenergie befürwortet. Die Regie-
rung Kishida hat inzwischen auch offiziell Ausbaupläne für die Atomkraft ange-
kündigt (NA 24.08.2022). Zwar bleibt der Widerstand der lokalen Bevölkerung 
an vielen Standorten groß, aber eine schrittweise Ausweitung der Kernenergie-
nutzung ist zu erwarten (JT 15.07.2022). Der Zielanteil am Strommix von 20–
22  %, der bisher als unrealistisch erschien, rückt damit in den Bereich des Mög-
lichen. 

– Der Einfluss auf den Ausbau der erneuerbaren Energien dürfte eher gering blei-
ben. Die verhaltene öffentliche Förderung der Projekte steht im Einklang mit den 
Wünschen der Bevölkerung. Denn nach anfänglicher Euphorie hat sich auch eine 
gewisse Skepsis gegen Windräder und Solarzellen, die nach verbreiteter Auffas-
sung Landschaften verschandeln und anfällig gegen Naturereignisse wie Taifune 
und Erdbeben sind, breit gemacht. 

– Auch die Importstruktur fossiler Brennstoffe dürfte eher stabil bleiben. Im 
Bewusstsein der strukturellen Importabhängigkeit verfügt Japan – ganz im 
Gegensatz zu Deutschland – über eine gut ausgebaute Infrastruktur für den 
Direktimport von Flüssiggas (LNG), sodass die Umstellung auf andere Liefe-
ranten als Russland zu keinen technischen und logistischen Problemen führt. 

Insgesamt erscheint die japanische Energieversorgung trotz der Insellage Japans 
weniger stark gefährdet als die von Deutschland. Auch die Ziele für den Energiemix 
dürften nicht direkt betroffen sein. Nicht gefeit dagegen ist auch Japan gegen die 
signifikanten Preissteigerungen für fossile Energieträger. 

4.3 Die Auswirkungen des Krieges auf das gesamtwirtschaftliche Preisniveau 

Seit dem Ende der Blasenwirtschaft in den 1990er Jahre leidet Japan unter deflato-
rischen Tendenzen, die – korrekt oder nicht – auch für eine generelle Wachstums-
schwäche verantwortlich gemacht werden. Im Zuge der »Abenomics« hat die BOJ 
daher ein Inflationsziel von 2  % gesetzt und verfolgt dieses Ziel seit etwa 10 Jahren 
durch eine beispiellose Ausweitung der Geldmenge. Bis einschließlich 2021 war den 
Maßnahmen jedoch kein nachhaltiger Erfolg beschieden, wie ein Blick auf die In-
flationsraten der vergangenen Jahre zeigt (vgl. Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Inflationsraten (CPI) Japan4

Quelle: OECD (2022a). 

Schon seit Ausbruch der Corona-Pandemie und der dadurch verursachten Friktio-
nen in den Lieferketten ist eine weltweite Teuerung zu verzeichnen. Diese wurde 
jedoch weitgehend als vorübergehend erachtet (Fuest 2020: 117–123) und führte – 
anders als in den meisten anderen Industrieländern – in Japan noch zu keinem 
Preisauftrieb über 2  %. Der Krieg in der Ukraine und der dadurch verursachte dras-
tische Preisanstieg bei fossilen Energieträgern und Nahrungsmitteln hat dies jedoch 
nachhaltig verändert. Die jüngsten Inflationsraten in Japan liegen bei 2,5  % (OECD 
2022a), und es wird nicht mit einem Abflauen der Tendenz steigender Preise ge-
rechnet. Damit hätte die BOJ ihr geldpolitisches Ziel erreicht und müsste bei einem 
weiteren Preisanstieg eigentlich mit einer Straffung der Geldpolitik gegensteuern. 
Dies führt zu der Frage, mit welchen weiteren gesamtwirtschaftlichen Konsequen-
zen das verbunden wäre. Dieser wird im nächsten Kapitel nachgegangen. 

5 Fiskal- und geldpolitische Spielräume der Krisenbewältigung 

Ein nachhaltiger über dem Ziel von 2  % liegender Preisanstieg wäre mit drastischen 
Konsequenzen für die Geld- und Fiskal-, d.  h. die staatliche Ein- und Ausgabenpo-
litik, verbunden. Denn diese eigentlich klar abgegrenzten Politikräume sind in Ja-
pan wie in kaum einem anderen Land der Welt zusammengewachsen. Der grund-
sätzliche Mechanismus dahinter verläuft spätestens seit dem Jahre 2013 quasi »au-
tomatisiert« ab: 

Der japanische Staatshaushalt in Höhe von über 100 Bio. Yen ist nur zu etwa 50  % 
durch Steuern finanziert, die restlichen Mittel werden durch die Ausgabe von 
Staatsanleihen (Japanese Government Bonds, JGB) als Kredite aufgebracht (OECD 
2022b). Einmal ausgegeben, wird ein Großteil dieser Staatsanleihen an die BOJ wei-
tergereicht, die diese einfach mit frisch »gedrucktem« Geld finanziert. 

Offiziell tut das die BOJ, da auf diese Weise die Geldmenge ausgeweitet wird, was 
ja lediglich dem Ziel diene, das Inflationsziel von 2  % zu erreichen. De facto wird 

4 Die hohe Inflationsrate im Jahr 2014 ist auf den Einmaleffekt der Erhöhung der Mehrwertsteuer auf 
10  % zurückzuführen. 

2010 2011 2012 2013 2014 2015
-0,7  % -0,3  % 0 0,4  % 2,7  % 0,8  %
2016 2017 2018 2019 2020 2021
-0,1  % 0,5  % 1  % 0,5  % 0 -0,3  %
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damit aber Staatsfinanzierung betrieben, die eigentlich verboten ist.5 Das kümmert 
inzwischen jedoch kaum noch jemanden. Denn auch viele Ökonomen, die diese 
Vorgehensweise zunächst sehr kritisch kommentierten und ein schnelles Scheitern 
vorausgesagt hatten, mussten feststellen, dass dieses Verfahren für eine lange Zeit 
funktionieren kann (Rövekamp 2017), damit vielleicht sogar quasi ein »wirtschafts-
politisches Perpetuum Mobile« geschaffen wurde. 

Der Prozess mag jedoch tatsächlich an seine Grenzen gelangen, wenn das Infla-
tionsziel von 2  % nachhaltig erreicht ist, denn dann müsste die BOJ aus dem An-
kaufsprogramm aussteigen. Der Staat müsste dann auf andere Finanzierungsquel-
len setzen, was zumindest drastische Zinssteigerungen zur Folge hätte, die schnell 
in eine Haushaltskrise führen könnten. So hat der Gouverneur der BOJ, Haruhiko 
Kuroda, jüngst auch verkündet, dass die Bank das Ziel noch lange nicht erreicht 
sehe, da die aktuellen Inflationsraten sich noch nicht in den Erwartungen der Men-
schen verankert hätten (Kuroda 2022). 

Es wachsen jedoch die Zweifel, ob der Kurs der BOJ so durchzuhalten ist. Dies 
hat bereits zu sogenannten »spekulativen Attacken« insbesondere ausländischer In-
vestoren geführt. Diese haben darauf gesetzt, dass zunächst die langfristigen Zinsen 
steigen werden. Langfristige Staatsanleihen würden dann im Wert verlieren. Damit 
das nicht eintritt, sah sich die BOJ veranlasst, selbst nochmal im Markt zu interve-
nieren und den Wert der Staatsanaleihen durch zusätzliche Ankäufe zu stützen 
(Bloomberg 28.06.2022). Das funktionierte zwar zunächst, aber im Nebeneffekt 
wurde die Geldmenge noch stärker ausgeweitet, was wiederum die Inflation noch 
weiter anheizen könnte. 

Ein weiterer Nebeneffekt des BOJ-Kurses, nämlich der Verfall des Wechselkur-
ses, ist inzwischen sehr deutlich spürbar. Im Durchschnitt des Jahres 2021 lag der 
Wechselkurs bei 110 Yen für 1 US $, kurz vor Beginn des Ukraine-Krieges bei 115 
Yen und im September 2022 bei über 140 Yen. Denn da andere Zentralbanken auf 
der Welt inzwischen auf den inflatorischen Druck reagieren und die Zinsen erhö-
hen, wächst der Zinsunterschied zwischen Japan und den anderen Ländern. Das 
veranlasst Investoren, sich von japanischen Assets zu trennen, ihre Yen entspre-
chend in Dollar und andere Währungen zu tauschen, um dort höhere Erträge zu 
erwirtschaften. Der schwache Wechselkurs schließlich, wiewohl zunächst ein Segen 
für Exporteure, verteuert weiter die Importe und wirkt damit zusätzlich preistrei-
bend. 

5 Das Verbot wird eben dadurch umgangen, dass die BOJ Anleihen nicht direkt bei Ausgabe vom Staat 
kauft, sondern diese erst an private Investoren gehen. Die BOJ übernimmt dann erst im zweiten 
Schritt, über den sog. Sekundärmarkt, die Anleihen in ihr Portfolio. Ähnlich verläuft es im Übrigen 
auch in Europa, wenn auch im geringeren Umfang. 
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Das »wirtschaftspolitische Perpetuum Mobile« der geld- und fiskalpolitischen 
Verschmelzung droht so in einen veritablen Teufelskreis abzugleiten. Auch wenn 
nicht klar ist, ob und vor allem wann es so weit kommt, und wie die genauen Aus-
wirkungen aussehen werden, lässt sich feststellen: Die Kapazität des Staates, Krisen 
wie die Corona-Pandemie und die Folgen des Ukraine-Krieges durch großzügige 
Ausgabenprogramme ohne schmerzhafte Einschnitte für die Bevölkerung abzufe-
dern, stößt an ihre Grenzen. 

6 Fazit und Ausblick 

Während die Corona-Pandemie schwerwiegende konjunkturelle Konsequenzen 
nach sich zog, hat der Krieg in der Ukraine einen vermutlich sehr langfristig wir-
kenden Paradigmenwechsel herbeigeführt. Der internationale Handel steht für sig-
nifikante Teile der Welt nicht mehr unter der Überschrift von Marktliberalisierung 
und Anti-Diskriminierung, und wird damit zunehmend zu einem Teil des politi-
schen bzw. sicherheitspolitischen Arsenals um geopolitische Dominanz ringender 
Kräfte. Die Situation ähnelt der in den 1930er Jahren. 

Als Konsequenz daraus ist mit schwächerem globalem Wachstum und überra-
schenden Wendungen im internationalen Handel zu rechnen, die eine verlässliche 
Außenhandelspolitik erschweren. Das weiterhin zieht spürbaren inflatorischen 
Druck nach sich. 

In Japan droht vermutlich keine unmittelbare Energiekrise mit all ihren drasti-
schen auch gesellschaftlichen Konsequenzen, aber die Fähigkeit durch staatliche 
Ausgabenprogramme die Bevölkerung vor künftigen Erschütterungen abzuschir-
men, sinkt. 

In diesem Kontext haben inkrementale Ansätze wie der vom jetzigen Premiermi-
nister Kishida ausgerufene »New Capitalism« nur wenig Wirkung. Denn letztlich 
geht es hier lediglich darum, durch etwas mehr staatliche Regulierung und Umver-
teilung wahrgenommene Wohlstandsunterschiede in der Bevölkerung abzumil-
dern (Kishida 23.06.2022). 

Einen positiveren Einfluss haben da vermutlich schon die durch die Corona-
Krise ausgelösten Veränderungen. Der Trend zu mehr Online-Arbeit und die 
grundsätzliche Akzeptanz von Home-Offices könnten einen Weg aus der Überkon-
zentration der Bevölkerung in den großen Ballungsräumen wie Tōkyō und Ōsaka 
weisen (Japan Today 17.07.2022). Verbunden mit neuen Geschäftsmodellen in den 
Service-Industrien ist damit vielleicht der Boden für eine dringend erforderliche 
Revitalisierung von ländlichen Gebieten bereitet. 
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Das allein wird nicht hinreichend sein, und Reformen der Sozialversicherungs-
systeme, die maßgeblich für die stetigen Ausgabensteigerungen im Staatshaushalt 
verantwortlich sind, dürften über kurz oder lang nicht zu vermeiden sein. Auch ein 
klug designtes Einwanderungsprogramm könnte die Systeme entlasten und über-
dies dazu beitragen, die Vitalität und Innovationskraft japanischer Unternehmen zu 
erhalten. 

Krisenhafte Zuspitzungen der Wirtschaftslage in Japan sind auch nach der »Zei-
tenwende« weniger zu erwarten als in anderen Ländern. Aber der absehbare Verlust 
fiskalpolitischer Handlungsfähigkeit erhöht die Dringlichkeit einschneidender Re-
formen, um ein Absinken des Wohlstandsniveaus zu vermeiden oder zumindest 
abzufedern. 
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Die mixed embeddedness ausländischer 
Unternehmer*innen in Tōkyōs Startup-

Ökosystem

Helena Hof

The Mixed Embeddedness of Foreign Entrepreneurs in Tokyo’s Startup Ecosystem

The Japanese government, in light of the lasting social and economic problems such as 
demographic change, economic recession, and lack of productivity, has devised policies 
to drive entrepreneurship and innovation. Among policies to attract potential startup 
founders, and as in other emerging startup ecosystems in Asia, a distinct startup visa 
for foreign entrepreneurs has been launched in selected Japanese cities, including 
Shibuya in Tokyo, but its effects are yet to be examined academically. This article uses 
the theoretical framework of superdiversity in order to shed light on foreigners’ business 
ventures beyond the so-far acknowledged analytical lens of ethnic entrepreneurship 
and credits Tokyo’s increasing socio-cultural diversity. In so doing, the article brings the 
often separate scholarship on entrepreneurship and migration into the conversation. It 
operationalizes the superdiversity framework by adopting a mixed-embeddedness ap-
proach. The analysis reveals that many foreign startup founders have lived in Japan for 
a long time and are culturally and socially well-integrated. Nevertheless, they engage 
in informal practices in the process of venturing their businesses and securing the visa 
status to do so, which can be explained by their limited embeddedness in political-
institutional terms. This article argues that not only those labeled »ethnic entrepre-
neurs,« who often operate in low-skilled, low-wage sectors, but also highly-skilled en-
trepreneurs in knowledge-intensive industries and the IT sector navigate the process of 
venturing a business through partial informality. A comparative examination of for-
eign startup entrepreneurs in Asia’s startup hub, Singapore, reveals parallels in foreign 
founders’ informal practices in both cities regardless of their ethnicity and nationality. 
However, the case of Singapore also demonstrates opportunities for startups founded 
by foreigners once they benefit from the infrastructural support of the highly-developed 
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Singaporean startup ecosystem. The comparison underlines that despite the attention 
foreign entrepreneurship has received (more so in Singapore than in Tokyo), the role of 
informal practices in foreign founders’ venturing processes is yet to be theoretically un-
derstood. The findings, therefore, point to the potential significance of both the mixed-
embeddedness approach and the concept of superdiversity in emerging multiethnic and 
increasingly diverse business ventures in the knowledge-intensive sector. The empirical 
findings underline the need to review immigration and startup visa policies across 
newly emerging startup ecosystems in Asia. 

1 Einleitung 

Im Jahre 2010 wurde Japan von der Volksrepublik China als zweitgrößte Volkswirt-
schaft nach den USA abgelöst. 2018 überholte Südkorea Japan mit Hinblick auf re-
ales BIP pro Kopf. Als Weg aus dem wirtschaftlichen Dilemma und damit verbun-
dener wachsender sozialer Ungleichheit deklarierte Premierminister Shinzō Abe 
2015 das Ziel der Gesellschaft 5.0, welche sich an die Informationsgesellschaft und 
den digitalen Wandel in der Produktion anschließt. Mit dem Schlagwort Innova-
tion setzt die Regierung zunehmend auf die Förderung von Wissenschaft und Tech-
nologie, welche zentral für die Realisierung der Gesellschaft 5.0. ist und definiert 
Letztere als eine »menschenorientierte Gesellschaft, die wirtschaftlichen Fortschritt 
und die Lösung sozialer Probleme mithilfe eines Systems begegnet, das offline und 
online-Welten verbindet« (CAO 2022a: 1). 

Allerdings liegt Japan im internationalen Innovationswettbewerb weit zurück 
(GEM 2021: 120). Die Barrieren für mehr innovative Startups werden als hoch ein-
geschätzt (Hemmert et al. 2019: 236; Schaede 2020: 199). Ein Grund hierfür ist, dass 
revolutionäre Ansätze und Risikobereitschaft, welche für Innovation als unabding-
bar gelten, in Japan jeher als negativ bewertet werden (Gaspari und Haghirian 2010: 
32; Helms 2003: 248). Wie auch andere ostasiatische Staaten begegnet Japan dem 
vorherrschenden Mangel an Unternehmer*innen unter anderem durch die Schaf-
fung eines Startup-Visums, das potenziellen Startup-Gründer*innen Anreize bietet, 
sich in Japan niederzulassen1. Nicht nur das Beispiel des Silicon Valley, sondern 

1 Der geringe Anteil ausländischer Startup-Unternehmer*innen ist typisch für Metropolen im binnen-
orientierten ostasiatischen Raum, zum Beispiel Beijing, Tōkyō und Seoul (Hemmert et al. 2019: 229–
230), während die Startup-Ökosysteme in Ländern mit kleinerem Binnenmarkt wie Singapur inter-
nationaler ausgerichtet sind. Jedoch haben auch die Regierungen rasch wachsender ostasiatischer 
Startup-Ökosysteme die Notwendigkeit der Internationalisierung erkannt und, wie zum Beispiel in 
Seoul, zahlreiche Institutionen zur globalen Vernetzung und Anwerbung ausländischer Startups ge-
schaffen (Startup Genome 2022: 106). 
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auch das aufstrebender asiatischer Ökosysteme wie Singapur sprechen für den po-
sitiven Effekt ethnischer und kultureller Vielfalt auf Innovation (Hemmert et al. 
2019: 226–227; Saxenian 2002: 23) und weisen auf den Beitrag ausländischer Unter-
nehmer*innen zu der Entstehung dynamischer Startup-Ökosysteme hin. So wur-
den 44 Prozent der nach 2010 gegründeten Singapurischen IT-Unternehmen von 
Personen gegründet, die nicht aus Singapur stammen (Wong et al. 2017: 12). In sei-
nem Report vom März 2022 nennt das japanische Kabinettsbüro daher den Fort-
schritt der Globalisierung der Startup-Szene als eine von neun politischen Maßnah-
men zur Startup-Förderung (CAO 2022b: 6) und geht explizit auf die Notwendig-
keit der Integrierung ausländischer Unternehmer*innen in das japanische Startup-
Ökosystem ein (CAO 2022b: 16). Vor diesem Hintergrund analysiert der vorlie-
gende Beitrag die in Japan erstmalige aktive Anwerbung ausländischer Startup-Un-
ternehmer*innen und vergleicht deren unternehmerische Praktiken mit denen aus-
ländischer Startup-Gründer*innen in einem der führenden Startup-Ökosysteme 
Asiens, Singapur. 

Als eine von zahlreichen Initiativen zur Förderung von Startups wurde 2020 un-
ter Führung des Wirtschaftsministeriums (METI) J-Startup ins Leben gerufen, wel-
ches acht Städte, unter anderem Tōkyō, als Startup Cities deklarierte (METI 2022). 
Als globale Stadt und Wirtschaftszentrum des Landes, aber auch wegen seiner ra-
sant zunehmenden kulturellen und ethnischen Diversität steht Tōkyō im Fokus der 
folgenden Betrachtung. Der theoretische Ansatz der Superdiversität (superdiver-
sity), verstanden als multidimensionale Diversifizierung bereits bestehender Viel-
falt (Vertovec 2007: 1049), verspricht neue Erkenntnisse durch die Verbindung von 
Perspektiven der Migrations-/Diversitätsforschung und der Innovationsforschung. 
Damit trägt die Studie zum Wissenstand beider Disziplinen und der sozialwissen-
schaftlichen Japanforschung im Allgemeinen bei. 

Der Beitrag stützt sich auf qualitative Dokumentenanalyse, halbstrukturierte In-
terviews mit Expert*innen und Unternehmer*innen der Tōkyōter und Singapurer 
Startup-Szene sowie partizipierende Beobachtung bei online- und offline-Veran-
staltungen der ausländischen Startup-Community. Er bietet damit einen ersten 
Überblick über die fortschreitende Internationalisierung der japanischen Startup-
Branche und der daran beteiligten Akteure. Im Zentrum steht die Frage, wie sich die 
Innovationspolitik der japanischen Regierung und Japans zunehmende soziokultu-
relle Diversifizierung auf die Integration ausländischer Unternehmer*innen in 
Tōkyōs Startup-Ökosystem auswirken und welche Erkenntnisse aus dem Vergleich 
mit Singapur gezogen werden können. Die mit dem Konzept der Superdiversität 
analysierten Daten decken eine wachsende, heterogene Startup-Szene mit verschie-
denen Stufen der Involvierung ausländischer Unternehmer*innen in Tōkyō sowie 
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reges ausländisches – inklusive japanisches – Unternehmertum in Singapur auf. 
Obwohl die beiden Landesregierungen diese Entwicklung anhand neuester Vi-
sums- und Förderungsprogramme unterstützen, sind die Effekte in beiden Städten 
ambivalent: Rechtliche Hürden, wenige Finanzierungsinstrumente und ans Visum 
gekoppelte Vorgaben führen zu teilweise informellen Praktiken der ausländischen 
Gründer*innen, die bisher kaum aus den wissensintensiven Branchen bekannt sind. 
Die vorliegende Studie trägt damit zu einer theoretischen Weiterentwicklung des 
mixed embeddedness Ansatzes bei. 

2 Humanressourcen in Startups der wissensintensiven Branchen 

Die japanische Wirtschaft wurde vom Platzen der Immobilienblase Anfang der 
1990er schwer getroffen. Seitdem hat die japanische Regierung der Förderung von 
Wissenschaft und Technologie wachsende Bedeutung beigemessen. Seit 1996 spie-
len sogenannte S&T (science and technology) »Basic Plans« einen wichtigen Be-
standteil japanischer Politik, indem sie den Ausbau der Wissenschafts- und Techno-
logiesektoren in 5-Jahresplänen konzipieren. Seit Premierminister Koizumi erfuh-
ren auch Startups gezielte Förderung und damit eine Aufbesserung ihres Images 
(Wieczorek 2021: 142). Mit dem dritten S&T Basic Plan 2006–2010 löste dann das 
Schlagwort Innovation die Begriffe Wissenschaft und Technologie ab und ist bis 
heute Kern jeglicher Rhetorik um Japans Zukunft und wirtschaftliche Weiterent-
wicklung (Wieczorek 2021: 144). 

Die Strahlkraft der Entwicklungen im Silicon Valley, die Strukturreformen unter 
Abenomics und seit neuestem die Vision der Gesellschaft 5.0 haben in Japan das 
politische und öffentliche Interesse an der eigenen und anderen sich im Aufbau be-
findenden Startup-Szenen geschürt (Keidanren 2019; METI 2019; Yanada and Ku-
rahashi 2021). Wissenschaftliche Quellen stammen meist aus der wirtschaftswis-
senschaftlichen und Management-Literatur und untersuchen die Entwicklung japa-
nischer Innovation historisch (Gaspari und Haghirian 2010; Schaede 2020; Wieczo-
rek 2021) oder beleuchten die Charakteristiken japanischer Startups und deren 
Schwierigkeiten, im globalen Innovationswettbewerb mitzuhalten, komparativ 
(Asakura 2017; Drofenik und Rangus 2017; Hemmert et al. 2019). Obwohl das Land 
mehr Patente als die USA verzeichnen kann, die Bevölkerung einen sehr hohen Bil-
dungsgrad aufweist und beträchtliche Ausgaben in Forschung und Entwicklung 
fließen (Cuhls und Wieczorek 2008: 63), gibt es nur eine vergleichsweise geringe 
Anzahl neugegründeter Startups. Auch genießen Unternehmertum und die damit 
verbundene Risikobereitschaft weiterhin geringe Wertschätzung (IMD 2021). 
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Wissenschaftler fordern Reformen des japanischen Beschäftigungssystems, des-
sen spezielle Strukturen wie das Ideal lebenslanger Anstellung und mit Seniorität 
steigender Gehälter Innovation untermauern (Heinrich und Imai 2020: 83; Schaede 
2020: 195, 199). Trotz einschneidender Reformen seit den 1990er Jahren und einer 
drastischen Verringerung des Anteils regulär Angestellter innerhalb der arbeitstäti-
gen Bevölkerung bleibt der interne Arbeitsmarkt das Ideal, da er dauerhafte Anstel-
lung und Loyalität zur Firma belohnt, was in wirtschaftlich und geopolitisch unsi-
cheren Zeiten die nötige Sicherheit für Familien- und Karriereplanung bietet, und 
Arbeitgeberwechsel bestraft. Zudem herrscht in Japans alternder Gesellschaft in 
fast jedem Sektor Arbeitskräftemangel, ganz besonders in Startups: Neue Unterneh-
men können ihren Angestellten nur vergleichsweise geringe Gehälter und Konditi-
onen sowie kaum Sicherheit bieten und gelten daher als unattraktiv (Schaede 2020: 
201). Gleichzeitig verkleinert sich der japanische Binnenmarkt durch den demogra-
fischen Wandel kontinuierlich. Um international konkurrenzfähig zu bleiben, ist 
daher eine stärkere globale Vernetzung gefragt, welche die japanische Regierung 
durch die Einführung des Startup-Visums fördern möchte. 

3 Die Integration ausländischer Unternehmer*innen in ›superdiversen‹ Ge-
sellschaften 

Innerhalb der mehrheitlich wirtschaftlich geprägten Startup-Forschung hat sich ein 
neuer Fokus auf soziale Elemente unternehmerischer Tätigkeiten etabliert (Rogers 
und Williams 2019: 30). So wird zunehmend auch dem kulturellen und sozialen 
Kontext der Unternehmensgründung Rechnung getragen. Gerade in Städten, die 
den Großteil innovativer Startups verorten und vielerorts multikultureller und mul-
tiethnischer werden, hat sich das Interesse der wirtschaftswissenschaftlichen For-
schung damit dem einer anderen Disziplin angenähert: der Migrations- und Min-
derheitenforschung und innerhalb dieser dem Forschungsgebiet zu ethnischem 
Unternehmertum. 

Japan galt lange als »negativer Fall« von Einwanderung (Bartram 2000: 6), jedoch 
hat sich die japanische Gesellschaft in den 2010ern zunehmend diversifiziert. Ob-
wohl der Prozentsatz von Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft mit nur 
2,3 Prozent der Gesamtbevölkerung im Vergleich zu anderen Ländern noch immer 
sehr gering ist, steigt er seit den späten 1980er Jahren kontinuierlich und seit den 
2010er rapide an. Werden ethnische Minderheiten mit japanischer Staatsbürger-
schaft miteinbezogen, so kann in der japanischen Bevölkerung eine deutliche Di-
versifizierung festgehalten werden (Liu-Farrer 2020: 22; Hof et al. 2021: 10) – oder 
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vielmehr, in Steven Vertovecs 2007 publizierter und seitdem weit verbreiteter These 
– eine Diversifizierung und Zunahme an Komplexität bereits bestehender Vielfalt, 
sogenannt »Superdiversität« (Vertovec 2007: 125). 

Der Begriff der Superdiversität bezieht sich auf die Diversifizierung einer Gesell-
schaft nicht rein im Sinne ethnischer Diversifizierung, sondern in der Verknüpfung 
einer Reihe sozialer Kategorien der Differenzierung: Alter, Geschlecht, sexuelle 
Identität, rechtlicher Aufenthaltsstatus, Staatsbürgerschaft, Bildungsabschluss, Re-
ligion und soziale Schicht sind nur einige der häufigsten von Vertovec genannten 
Faktoren. Empirisch belegt am Falle Londons der frühen 2000er wurde Superdiver-
sität seither insbesondere in der Migrations- und Minderheitenforschung, aller-
dings auch in einer Vielzahl anderer Disziplinen von der Linguistik über die Hu-
mangeografie und Städteforschung bis hin zur Managementforschung und indus-
triellen Beziehungen angewandt (Vertovec 2017: 127). 

Auch im Falle Japans ist eine Diversifizierung der Gesellschaft erkennbar. Aus-
länder*innen verschiedenster Ethnien und Herkunftsländer kommen über immer 
neue Migrationswege nach Japan, konstituieren ein breiteres Spektrum an Alters-
gruppen, Sprachkompetenzen, religiösen und sexuellen Identitäten und Bildungs-
hintergründen und besitzen eine wachsende Anzahl an Qualifikationen, für die im-
mer neue Visumskategorien geschaffen wurden und die die Migrant*innen immer 
weiter in verschiedenste Industrien und Berufszweige in Japan vordringen lässt 
(Liu-Farrer 2020). Wie andernorts haben sich auch in Japan ethnische Enklaven 
gebildet. Diese sind besonders in den Grossstädten sowie durch Arbeitsmigration 
bedingt in einigen Industriestandorten und schließlich durch Heiratsmigration in 
einigen ländlichen Gebieten Japans angesiedelt (Faier 2009; Ishikawa 2021; Tsuda 
2003). Im Falle Tōkyōs lässt sich Shinokubo als sogenanntes Korea Town auf Vor-
kriegszeiten zurückführen, neuer hingegen ist die Niederlassung chinesischer Im-
migrant*innen in Ikebukuro, burmesischer um den Bahnhof Takadanobaba und 
nepalesischer und indischer Migrant*innen in verschiedensten Außenbezirken der 
Stadt, insbesondere Richtung der östlich von Tōkyō gelegenen Präfektur Chiba 
(Kim 2016; Wadhwa 2022; Yamashita 2011). 

Der in der Migrationsforschung lang etablierte Forschungszweig zum ethnischen 
Unternehmertum (ethnic [minority] entrepreneurship) erklärt die Bildung ethni-
scher Enklaven und ganzer ethnisch geprägter Geschäftszweige mit den Barrieren, 
die Migrant*innen vom formellen Arbeitsmarkt ausschließen und zur Selbststän-
digkeit zwingen. Ein wichtiger Faktor für die Entstehung ethnischer Enklaven und 
Nischenindustrien sind ethnische Netzwerke, die die Nachfrage nach bestimmten 
Produkten und das Angebot – Ressourcen und Dienstleistungen für die Produktion 
und Distribution – erbringen (Waldinger 1993; Zhou 2004). Typische Sektoren für 
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ethnisches Unternehmertum sind etwa Einzelhandel, Wohnungsmarkt und Gastro-
nomie, die oft die Bedürfnisse der jeweiligen Ethnie bedienen und in denen anfal-
lende Tätigkeiten mit geringer Qualifikation assoziiert werden. Allerdings wurde 
der Forschungszweig dafür kritisiert, dass er Ethnie als Kategorie sozialer Differen-
zierung Priorität einräumt und differenziertere oder komplexere Erklärungsmo-
delle ausschließt (Glick-Schiller et al. 2006: 613). 

Kloostermann, Van Der Leun und Raths (1999: 257) mixed embeddedness-Ansatz 
hilft, die Praktiken ethnischer Unternehmer*innen zu erklären. Mixed embedded-
ness differenziert zwischen der Einbindung ethnischer/ausländischer Unterneh-
mer*innen in soziale, oft ethnische, Netzwerke und deren Einbettung in die aufneh-
mende Gesellschaft in sozio-ökonomischer sowie politisch-institutioneller Hin-
sicht. Als theoretische Perspektive erlaubt mixed embeddedness, den Anstieg unter-
nehmerischer Tätigkeiten von Immigrant*innen nachzuvollziehen und deren Inte-
gration im Land der Arbeitstätigkeit im übergreifenden Sinne und damit auch ihre 
Chancen sozialen Aufstiegs zu verstehen. Das Konzept der Einbindung (embedded-
ness) hat sich lang in der Unternehmensforschung etabliert, wurde allerdings oft 
einseitig verwendet und ging in Bezug auf ausländische Unternehmer*innen ledig-
lich auf deren soziokulturelle Merkmale als ethnische Gruppe ein. Mixed embedded-
ness in einer superdiversen Gesellschaft hingegen erhöht die theoretische Komple-
xität, indem es den Fokus auf die Überschneidung zweier Prozesse – nämlich sozio-
kulturellen Wandels und Transformationen urbaner Ökonomien – legt und somit 
die Tätigkeiten ausländischer Unternehmer*innen durch ihre Position an der 
Schnittstelle dieser beiden Prozesse erklärt (Kloosterman et al. 1999; Kloosterman 
et al. 2016). 

Die Forschung zu ethnischem Unternehmertum hebt die Rolle informeller Prak-
tiken hervor, durch die sich ethnische Unternehmer*innen Marktvorteile verschaf-
fen und die so zur Wirtschaftlichkeit der Unternehmung beitragen – und mit denen 
sie strukturell bedingte Nachteile als ethnische Minderheit/Ausländer*innen, wie 
das Fehlen wichtiger Netzwerke, anerkannter Lizenzen und Bildungsabschlüsse 
oder mangelnder Sprachkenntnisse ausgleichen können (Kloosterman et al. 1999: 
252–253). Informelle Praktiken werden im weiteren Sinne als wirtschaftliche Tätig-
keiten definiert, die zur Einkommensgenerierung beitragen, sich allerdings in einer 
legalen Grauzone befinden und nicht klar durch Gesetze oder Arbeitsrecht geregelt 
sind (Portes and Sassen-Koob 1987: 31). Ein oft genanntes Beispiel hierfür ist die 
Beschäftigung von Mitarbeiter*innen aus dem eigenen sozialen (lies: ethnischen) 
Umfeld und ohne Arbeitsvertrag, was zur Steuereinsparung für die Unterneh-
mer*innen, aber auch zur Abhängigkeit bis hin zur Ausbeutung der Angestellten 
führen kann. 
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Diese Definition informeller (unternehmerischer) Praktiken ist notwendiger-
weise vage und kontextbedingt.2 Für den vorliegenden Beitrag bietet sie einen kon-
zeptionellen Rahmen, um im Sinne des explorativen Forschungsdesigns Aufmerk-
samkeit auf trotz der Anwerbung ausländischer Unternehmer*innen und der neuen 
Visumsbestimmungen unklare Regelungen und rechtliche Grauzonen in den Prak-
tiken ausländischer Unternehmer*innen zu lenken und diese vor dem Hintergrund 
der fortschreitenden Diversifizierung der japanischen Gesellschaft zu untersuchen. 
Der mixed embeddedness-Ansatz trägt der Komplexität sich diversifizierender Mig-
rationsprozesse, des rechtlichen Status der Migrant*innen bei Unternehmensgrün-
dung und ihrer sozialen Netzwerke Rechnung. Die Studie liefert damit neue empi-
rische Erkenntnisse und verspricht eine theoretische Weiterentwicklung des mixed 
embeddedness-Ansatzes durch die Untersuchung etwaiger informeller Praktiken 
nicht nur in ethnischem Unternehmertum, sondern auch im wissensintensiven 
Startup-Sektor. 

4 Städte als Fallstudien für Diversifizierung in Startups: Datenlage und me-
thodisches Vorgehen 

Innovation bedarf einer Reihe Ressourcen, Infrastruktur und Akteure, die in einem 
System miteinander in Wechselwirkung stehen und durch das Zusammenspiel der 
verschiedenen Elemente die Erschaffung neuer Technik, Ideen oder Produkte er-
möglichen. Solche Systeme werden Innovations- oder häufig (innovative/wis-
sensintensive) Startup-Ökosysteme genannt. Aufgrund der nötigen Strukturen und 
Elemente dieser Ökosysteme entstehen sie zumeist in Städten oder geographisch 
klar eingegrenzten, infrastrukturell gut ausgebauten Industrieregionen (Alvedalen 
und Boschma 2017: 893). Im Innovationsdiskurs haben einige globale Startup-
Ökosysteme besondere Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Neben dem Silicon Val-
ley sind Berlin, London und Tel Aviv prominente Beispiele, seit einigen Jahren wer-
den auch Dubai oder Singapur vermehrt genannt – unter anderem aufgrund ihrer 
Anziehungskraft für Hochqualifizierte und Startups aus aller Welt, deren Diversität 
zum Erfolg der entstehenden Ökosysteme beiträgt (PWC 2015: 43; Schäfer und 
Henn 2018: 320). 

In Japan wie in anderen Ländern fließen Staatsinvestitionen zum Aufbau von 
Startup-Ökosystemen vorwiegend in die Großstädte, allen voran Tōkyō. Auch ist 
die Hauptstadt Japans Wirtschaftszentrum und zentraler Knotenpunkt für For-

2 Kloostermann et al. (1999: 255–257) diskutieren die Schwierigkeiten der Definition ausführlich. 
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schung und Entwicklung in wissensintensiven Bereichen. Mit einem stetig wach-
senden Ausländeranteil ist Tōkyō zudem Vorreiter der voranschreitenden kulturel-
len, ethnischen, linguistischen und religiösen Diversifizierung der japanischen Be-
völkerung (MOJ 2017; Yamashita 26.10.2019). Die Stadt bietet daher geeignete Vo-
raussetzungen für die Untersuchung der Forschungsfrage. 

Singapur ist ein Immigrationsland und hat bald nach seiner vollständigen Unab-
hängigkeit 1965 Migration zum Bestandteil seines wirtschaftlichen Erfolgs ge-
macht. Innerhalb eines halben Jahrhunderts entwickelte sich der ressourcenarme 
Stadtstaat von einer kleinen, sumpfigen Insel am südlichsten Punkt Festland-Süd-
ostasiens zu einem hochentwickelten Land mit einem der höchsten BIP pro Kopf 
und gilt heute als globaler Finanzmarkt. Im Jahre 2021 verorteten 59 Prozent aller 
multinationalen Technologieunternehmen in Asien ihren regionalen Sitz in Singa-
pur und machen das Land damit zu einem der wichtigsten Wirtschafts- und Tech-
nologieknotenpunkte der Region Asien-Pazifik (EDBS, 2021). Immigration hat zu 
dieser Erfolgsgeschichte wesentlich beigetragen: 38,1 Prozent der Einwohner Singa-
purs im Jahr 2020 waren ausländische Staatsbürger*innen (NPTD et al. 2020: 5) 
und auch in der singapurischen Innovationspolitik spielt die Anwerbung ausländi-
scher Startups und Technologiespezialist*innen eine bedeutende Rolle (ACE 2022: 
30). 

Aufgrund fehlender Datenlage verfolgte die Studie einen explorativen methodi-
schen Ansatz. Seit Ende 2019 besuchte die Autorin anfänglich noch offline- und 
später online-Veranstaltungen der von oder für Ausländer*innen ausgerichteten 
Tōkyōter Startup-Szene. Seit 2021 folgten erste Pilotinterviews mit Startup-Unter-
nehmer*innen über Zoom, wobei die Interviewpartner*innen durch persönliche 
Netzwerke und die vorherige Online-Recherche identifiziert und angefragt wurden. 
Aufgrund anhaltender Reisebeschränkungen durch die Pandemie wurde die on-
line-Feldforschung im Jahr 2022 ausgebaut und konzentriert sich seitdem auf (teils 
partizipierende) Beobachtung bei Informations- und Netzwerkveranstaltungen, die 
sich im Laufe der Pilotstudie als besonders etabliert oder einflussreich herauskris-
tallisiert haben. Zu diesen gehören unter anderem der wöchentliche Clubhouse 
Raum Founded in Japan, Veranstaltungen von Tōkyō Venture Cafe und Cambridge 
Innovation Center Tōkyō (CIC) sowie der allmonatliche Podcast Disrupting Japan. 
Die primäre Datenquelle für Tōkyō beruht auf Experteninterviews mit japanischen 
und ausländischen Repräsentant*innen der ausländisch geprägten Startup-Szene 
Tōkyōs, die zum Teil aus Perspektive der Stadtverwaltung und zum Teil als Organi-
satoren oben genannter Veranstaltungsformate, als Mentoren oder Investoren fun-
gieren, sowie auf ersten Interviews mit ausländischen Unternehmer*innen (work in 
progress). 
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Die Daten aus Singapur wurden Anfang 2022 während einer fünfwöchigen For-
schungsreise vor Ort erhoben. Neben halbstrukturierten Interviews mit ausländi-
schen Unternehmer*innen verschiedenster Nationalitäten wurden wie auch in 
Tōkyō ausgewählte, halbstrukturierte Experteninterviews durchgeführt. Da die 
Einreise nach Tōkyō pandemiebedingt seit März 2020 nicht möglich ist, konzen-
triert sich der vorliegende Beitrag auf die vergleichende Analyse der sowohl in Ja-
pan hauptsächlich durch online-Forschung sowie in Singapur online und offline 
erhobenen Daten (Tabelle 1). Diese gewähren im Fall von Japan detaillierte Einbli-
cke in administrative und sprachliche Probleme ausländischer Startup-Unterneh-
mer*innen, bieten bisher jedoch nicht ausreichend Aufschlüsse über interkulturelle 
Dissonanzen, deren Betrachtung daher für diesen Beitrag ausgeklammert werden. 
Die Interviews wurden auf Englisch oder Japanisch durchgeführt und die Tran-
skripte mit Hilfe von MAXQDA kodiert und analysiert. Mit Ziel der Theorieweiter-
entwicklung innerhalb eines kaum erforschten Gebiets wurde mit Blick auf die ver-
schiedenen Dimensionen des mixed embeddedness-Ansatzes kodiert (soziokultu-
rell, sozio-ökonomisch, politisch-institutionell) und die kodierten Elemente in ei-
nem zweiten Schritt theoretisch verknüpft, wobei auch die Rolle und Handlungspo-
sition der Experten kritisch reflektiert wurde (Döringer 2021: 372). 

TABELLE 1: Datenerhebung anhand gemischter qualitativer Methoden 
in Tōkyō und Singapur

5 Ausländische Startup-Unternehmer in Tōkyō 

5.1 Prozess und Probleme der Firmengründung 

Das japanische Finanzministerium weist in einem Bericht zur Stimulierung der ja-
panischen Startup-Szene darauf hin, dass von den 2018 in Japan neu registrierten 
130.000 Firmen lediglich 1.800 Startups waren (Sugiyama und Akinaka 2020: 48). 

Qualitative Methode Tōkyō Singapur
(partizipierende) Beobachtung 
online/offline

Winter 2019/2020 offline, 
danach online

Seit 2021 online

Halbstrukturierte Interviews 12 Tōkyō (GESAMT) 28 (Singapur GESAMT)
– mit ausländischen 

Unternehmer*innen
6 23

– mit Expert*innen 6 5
Interviews GESAMT 40
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Startups unterscheiden sich von den mehrheitlich neu gegründeten KMUS durch 
rasches Wachstum innerhalb kurzer Zeit und ein innovatives, skalierbares Ge-
schäftsmodell. Bevor auf die Praktiken ausländischer Unternehmer*innen einge-
gangen wird, umreißt der folgende Abschnitt kurz die rechtliche Situation auslän-
discher Startup-Unternehmer*innen und den administrativen Prozess der Unter-
nehmensgründung. 

Es gibt zwei verschiedene Visumkategorien, die Ausländer*innen die Unterneh-
mensgründung in Japan erlauben: Das Business Manager Visum (keiei kanri) für 
Unternehmer*innen mit mindestens entweder zwei Vollzeitkräften oder fünf Mil-
lion Japanischen Yen Eigenkapitel, sowie zusätzlich einer registrierten Firmenad-
resse. Diese Kriterien sind für potenzielle ausländische Unternehmer*innen, die 
zum Zeitpunkt des Visumsgesuchs im Ausland sind, sehr schwer zu erfüllen. Daher 
wurde innerhalb der Wirtschaftssonderzone der Metropolregion Tōkyō die Mög-
lichkeit geschaffen, das Visum auf sechs Monate zu erhalten und damit die Unter-
nehmensgründung vorzubereiten. Im Unterschied zum Standardablauf muss zur 
Zeit des Antrags noch keine Firmenadresse registriert sein. Bei Vorweis des erfor-
derlichen Eigenkapitals und einem erfolgreichen Interview durch die Metropolre-
gierung erhalten Antragstellende das Visum auf sechs Monate und können dieses 
bei fortschreitender Vorbereitung der Firmengründung innerhalb von sechs Mona-
ten auf ein Jahr verlängern (Invest Tōkyō 2022). 

Die zweite Möglichkeit ist das Startup Visum (sutātoappu bisa), welches vom Mi-
nisterium für Wirtschaft für die Dauer von einem Jahr innerhalb von acht desig-
nierten Städten durch die städtischen Verwaltungsapparate ausgestellt wird (METI 
2021). Tōkyō ist durch Shibuya vertreten, weitere Städte sind unter anderem Fuku-
oka, Kyōto und Kōbe. Dieses Visum erlaubt Ausländer*innen die (Vorbereitung 
der) Unternehmensgründung auch ohne das bereits erwähnte Eigenkapital und die 
Firmenadresse. Bewerber*innen aus dem Ausland oder bereits in Japan Ansässige 
können sich für dieses Visum bei der jeweiligen Stadt bewerben und durchlaufen 
nach Einreichen relevanter Unterlagen zum Geschäftsmodell und erfolgreicher Se-
lektion ein Interview, in dem von einer Jury die Förderbarkeit des Projekts evaluiert 
wird. Das Visum ist dann für sechs Monate gültig, mit Verlängerungsmöglichkeit 
um ein weiteres halbes Jahr bei Erfolgsaussichten. Damit verkleinert es die Hürden 
des Business Manager Visums. Da das Startup Visum in Tōkyō (Shibuya) erst 2021 
eingeführt wurde und es noch keine wissenschaftlichen Erkenntnisse gibt, stützt 
sich der Beitrag auf die Erfahrungen ein Jahr nach Inkrafttreten des Visumspro-
gramms. 

Mit einem der beiden für die Firmengründung erforderlichen Visa ist die Unter-
nehmensgründung relativ einfach. Die administrativen Schritte lassen sich inner-
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halb von wenigen Tagen bei den zuständigen Ämtern durchführen und die Firma 
kann bereits mit einem Yen gegründet werden. In einer ersten Annäherung an die 
Praktiken ausländischer Unternehmer*innen und deren daraus resultierender sozi-
aler/kultureller/wirtschaftlicher Integration analysiert der folgende Abschnitt Ex-
perteninterviews mit Repräsentant*innen der Tōkyōter Startup-Szene. Neben den 
Einzelinterviews komplementieren Daten aus der Teilnahme an zuvor genannten 
Veranstaltungen der Startup-Community, in denen die Repräsentant*innen als Or-
ganisator*innen oder Gastdozierende auftraten, die Informationen aus den Inter-
views. Pilotinterviews mit Unternehmer*innen verschiedener Visakategorien, Al-
tersgruppen und Aufenthaltsdauer in Japan, sowie die Teilnahme an weiteren 
Webinars und Netzwerkveranstaltungen der wissensintensiven Startup-Branche ge-
ben zusätzliche Einblicke in die Diversifizierung der ausländischen Startup-Com-
munity und weisen auf eine gemischte Einbettung der ausländischen Unterneh-
mer*innen und deren teils informelle Praktiken hin. 

5.2 Ausländische Unternehmer*innen in Tōkyōs sich diversifizierendem 
Startup-Ökosystem 

2020 wurde Shibuya Startup Support unter der Leitung des Shibuya Stadtamts ins 
Leben gerufen. Hierbei handelt es sich um eine von der japanischen Regierung lan-
cierte Initiative der Anwerbung ausländischer Unternehmer*innen. Dies ist neu in 
der japanischen Startup-Welt sowie in der Immigrationspolitik Japans und unter-
streicht die Relevanz des Themas für die staatliche Innovationspolitik. Shibuya ist 
einer der dynamischsten, bevölkerungsreichsten und zentralsten Stadtbezirke in 
Tōkyō sowie einer der ethnisch und kulturell vielfältigsten. In einem Experteninter-
view mit einer Repräsentantin von Startup Welcome Service (SWS), dem von 
Shibuya Startup Support unterhaltenen Support Center für ausländische Unterneh-
mer*innen, wurden zwei Hauptprobleme potenzieller ausländischer Gründer*in-
nen deutlich: das Eröffnen eines Firmenkontos und das Anmieten von Bürofläche 
als Firmenadresse. Dies ist im Falle von ausländischen Privatpersonen bereits be-
kannt und die Inflexibilität japanischer Banken bei der Eröffnung von Privatkonten 
durch Ausländer*innen mit beschränkter Aufenthaltserlaubnis und die Diskrimi-
nierung potenzieller ausländischer Mieter*innen durch Vermieter wurde wieder-
holt kritisiert (Korekawa 2021: 255). 

SWS wurde vor diesem Hintergrund ins Leben gerufen und setzt damit am Kern 
dessen an, was Superdiversität ausmacht: Zwar belegen Studien den rapiden Anstieg 
nicht nur ausländischer Einwohner*innen Tōkyōs, sondern auch deren Diversifi-
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zierung hinsichtlich Herkunftslandes, Ethnie, Religion, Aufenthaltsstatus und Zu-
gang zum Arbeitsmarkt. Jedoch hat die dokumentierte ›Diversifizierung der Vielfalt 
ausländischer Einwohner*innen‹ nicht zu einer auf diese Bevölkerungsgruppe zu-
geschnittene administrative und rechtliche Unterstützung durch den Staat geführt, 
da Ausländer in Japan noch immer eher als Gäste anstatt als ›Immigrant*innen‹ 
angesehen werden (Oishi 2012: 1095; Roberts 2018: 89–90). Für ausländische Un-
ternehmer*innen stellen darüber hinaus die spezifischen Gründungsprozesse eine 
Herausforderung dar – ganz besonders im Falle geringer Japanischkenntnisse und 
somit begrenzten Zugangs zu Informationen, aber auch Geldgebern und Netzwer-
ken, wie die Expertin von SWS bemerkt. Die Probleme beschränken sich jedoch 
nicht auf Sprache und Netzwerke, also Mangel an soziokultureller Integration, son-
dern hängen eng mit dem Aufenthaltsstatus und damit verbundenen Bestimmun-
gen zusammen, wie anhand der Analyse der in Frage kommenden Visumkategorien 
ersichtlich wurde. 

Betrachtet durch den mixed embeddedness-Ansatz zeigen die erhobenen Daten, 
dass ein anerkannter rechtlicher Status wie das Startup Visum einige Anfangs-
schwierigkeiten abfedern kann. Ein von SWS in der ersten Kohorte seit 2021 mit 
einem Startup Visum geförderter ausländischer Unternehmer bekräftigte, dass er 
ohne die Unterstützung durch SWS in rechtlichen und marktspezifischen Fragen 
sowie beim Visumsantrag wohl nicht mehr in Japan wäre – oder die Selbstständig-
keit aufgegeben hätte. Ebenso konnte sich eine US-amerikanische Unternehmerin, 
die zwei Jahre lang in Tōkyō mit einem regulären Arbeitsvisum angestellt war, erst 
dann Vollzeit dem von ihr mitbegründeten Blockchain-Unternehmen widmen, als 
sie eine permanente Aufenthaltsgenehmigung (eikyūsha oder permanent residence, 
fortan PR) erhielt. Das Business Manager Visum kam für die Unternehmung in ih-
rem Anfangsstadium, und daher ohne Einkünfte, sowie den Fakt, dass für ein 
Blockchain-Unternehmen kein Büro nötig ist, nicht in Frage. Zuvor musste die In-
terviewpartnerin auf ihren Mitbegründer vertrauen, dessen PR-Status es ihm, im 
Unterschied zum Business Manager Visum, erlaubte, die Firma ohne Auflagen zu 
unterhalten, während sie sich nur in ihrer Freizeit der Unternehmung widmen 
konnte, da sie für ihre Aufenthaltsgenehmigung den Angestelltenstatus erhalten 
musste. 

Der rechtliche Aufenthaltsstatus allein erklärt jedoch nicht die (fehlende) Einbet-
tung ausländischer Unternehmer*innen in die Tōkyōter Startup-Szene. Arbeits-
marktinstitutionen und Finanzierung, gepaart mit den visumsbedingten Restrikti-
onen, stellen große Herausforderungen dar. Eine zentralasiatische3 Gründerin 

3 Das Herkunftsland wird nicht weiter spezifiziert, um die Anonymität der Gründerin zu gewährleisten. 
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zweier Unternehmen in der Personal- und Technologiebranche, die seit der Grün-
dung ihrer ersten Firma im Bereich interkulturelles Personaltraining das Business 
Manager Visum besitzt, beschreibt die Anfangsschwierigkeiten folgendermaßen: 

Ich musste mir Geld von Verwandten zuhause leihen, um die Firma gründen 
zu können und das Visum zu bekommen. […] Für das Visum musste ich von 
Beginn an ein Büro anmieten. […] Als ausländische Unternehmerin muss man 
eine ständige Geschäftsadresse mit Arbeitsplatz haben, auch wenn man sie 
nicht braucht. Gemeinsam genutzte Büros sind nicht erlaubt. 

Sie fährt fort, wie auch das Angebot an Arbeitskräften eine Hürde für ihr Unterneh-
men bereitete: 

Als mein Terminplaner voll wurde, konnte ich keine neuen Projekte anneh-
men. Daher wollte ich mehr interkulturelle Trainer ausbilden und e-Learning 
einsetzen. [Das Problem war] die Kombination aus Fähigkeiten. Für meine Se-
minare brauche ich Ausländer, die perfekt Japanisch sprechen […] und sich 
mit interkultureller Analyse auskennen und diese auf reale Managementprob-
leme anwenden können. Ich habe Ausländer gefunden, die Japanisch spre-
chen, aber keinen Workshop leiten können. Ich habe ausländische Geschäfts-
personen gefunden, aber sie kannten sich nicht mit interkultureller Analyse 
aus. Etwas hat immer gefehlt. Oder auch das Gehaltsproblem. Ich habe zum 
Beispiel fähige Geschäftspersonen gefunden, die sich mit interkultureller Ana-
lyse auskennen, Englisch und Japanisch sprechen und eine hohe Position bei 
McKinsey oder JP Morgan haben. Aber ich habe keine Möglichkeiten, ver-
gleichbare Gehälter zu bezahlen. 

Ähnliche Probleme schildern auch andere Unternehmer*innen, die sich besonders 
anfangs keine hohen Gehälter leisten können. Einige behelfen sich durch die An-
stellung von (oft ausländischen) Studierenden als Praktikant*innen, die flexibel ein-
setzbar und gut ausgebildet sind – eine Praktik, die oft als informell bezeichnet 
wird, da sie die arbeitsrechtlichen Bestimmungen für Voll- oder Teilzeitangestellte 
umgeht, und auf die für ausländische Unternehmer*innen spezifischen Probleme 
hinweisen. An das Visum gebunden und durch einen Mangel an Netzwerken und 
Vertrauen im japanischen Markt eingeschränkt, finden die ausländischen Grün-
der*innen kreative Praktiken zur Überwindung der unternehmerischen Hürden. 
Andere, wie oben zitierte US-amerikanische Unternehmerin, schließen sich mit be-
freundeten Unternehmer*innen im Ausland zusammen, die mit Eigenkapitel in das 
Geschäftsmodell einsteigen und vorübergehend auf ein Gehalt verzichten. In letz-
terem Fall orientiert sich die Unternehmung jedoch von Beginn am globalen Markt 
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und zeugt von wenig Verwurzelungspotential in Japan. So sehen sich auch die in-
terviewte Unternehmerin und ihr Mitbegründer in der Zukunft in anderen aufstre-
benden asiatischen Märkten oder zurück in den USA, wo sie sich aufgrund der ge-
ringeren Gehaltsstrukturen in Schwellenländern beziehungsweise einem größeren 
global orientierten Arbeitnehmerpool mehr Potenzial für ihr Unternehmen ver-
sprechen. 

Sprache, Netzwerke, Arbeitsrecht und Arbeitsmarktbedingungen, sowie die wei-
terhin eher lokal als international geprägte japanische Geschäftswelt sind miteinan-
der verwobene Faktoren, die den Grad und Erfolg der Einbettung ausländischer 
Unternehmer*innen in Tōkyōs Startup-Welt bestimmen. Diese komplexen Heraus-
forderungen und die verschiedenen Bedürfnisse der sich zunehmend diversifizie-
renden Gruppe ausländischen Gründer*innen haben in den letzten Jahren zur Ent-
stehung neuer Startup-Communities geführt. So finden Veranstaltungen wie das 
wöchentlich über die App Clubhouse ausgestrahlte Founded in Japan, die sich an 
(potenzielle) ausländische Unternehmer*innen richten, fast ausschließlich auf Eng-
lisch statt und werden neben ausländischen Interessierten meist von einigen weni-
gen, oft im Ausland ausgebildeten oder zeitweise global berufstätigen, Japaner*in-
nen, die fließend Englisch sprechen, besucht. Ein chinesischer Interviewpartner mit 
Gründungsintentionen in Tōkyō wiederum berichtet von den stark ausgebildeten 
chinesischen Unternehmernetzwerken, die sich auf japanisch-chinesische Ge-
schäftsmodelle fokussieren. 

Auch die Anzahl von Beraterfirmen, die sich auf Visumsangelegenheiten speziali-
sieren und auf Englisch und teilweise weiteren asiatischen Sprachen arbeiten, wächst 
laut Einschätzung der Experteninterviews ständig. Mit den neuesten staatlichen und 
städtischen Programmen wie SWS haben ausländische, nicht japanisch-sprechende 
Interessent*innen nun erstmals die Möglichkeit, auf ein breites Spektrum infrastruk-
turelle, administrative wie auch finanzielle Unterstützung zuzugreifen und im Falle 
der erfolgreichen Auswahl für ein Startup Visum sogar beim Visumsantrag unter-
stützt zu werden. Allerdings können Initiativen wie SWS durch ihr Branding durch 
die Shibuya-Stadtregierung und ihre öffentliche Reichweite durch Präsenz bei Werbe-
veranstaltungen von Stadt und Industrie einen falschen Eindruck erwecken. Die erste 
von SWS geförderte Kohorte in 2021 zählte nur 13 ausländische Unternehmer*innen 
und damit nur 30 Prozent der insgesamt 43 in Shibuya eingegangenen Bewerbungen, 
die größtenteils wegen unzulänglicher Exit-Strategien ihres Geschäftsmodells abge-
wiesen wurden. Von den 13 geförderten Geschäftsideen/Unternehmer*innen resi-
dierten zur Zeit des Interviews im März 2022 nur fünf in Japan. Vier Bewerber besa-
ßen vorher Arbeitsvisa und ein Bewerber ein Working Holiday Visum, die restlichen 
acht bereiten die Unternehmungsgründung aus dem Ausland vor. 
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Neben den im Ausland lebenden, kaum Japanisch sprechenden potenziellen 
Gründer*innen lässt sich eine weitere Gruppe Ausländer*innen ausmachen, die be-
reits mehrere Jahre in Japan leben, Japanisch auf einem hohen Niveau beherrschen 
und auch unter Japaner*innen gut vernetzt sind. Einige, sowohl asiatischer wie auch 
australischer oder amerikanischer Abstammung, haben selbst mehrere Startups ge-
gründet, die teilweise erfolgreich verkauft wurden, und wirken nun seit Jahren als 
Investoren und Mentoren am Ausbau der Tōkyōter Startup-Szene mit. Anhand die-
ser Gruppe Unternehmer*innen mit langjähriger Verwurzelung in Japan wird deut-
lich, dass diese selten mit der Idee eines eigenen Startups immigrierten, sondern als 
Studenten, selbstinitiierte Arbeitsmigrant*innen nach dem Studienabschluss, als 
Ehepartner oder Expatriates – so auch im Falle der interviewten Gründer*innen. 
Drei Gründe für die Unternehmensgründung, oft nach jahrelanger Anstellung in 
Japan, stechen heraus: die Schwierigkeit, eine Anstellung zu finden; das genuine 
Streben nach Selbständigkeit, oft gepaart mit einer gewissen Unzufriedenheit mit 
dem Arbeitsverhältnis als Angestellte*r; die qualitative und quantitative Erweite-
rung diverser Netzwerke in Tōkyō. Die genannten Gründe werden von der Migra-
tionsforschung bestätigt. Gerade im Fall des japanischen Arbeitsmarkts suchen 
viele Ausländer nach anderen Möglichkeiten als Angestellten-Arbeitsverhältnisse, 
um ihren Lebensunterhalt zu verdienen (Hof und Tseng 2021: 15). Im sich stark 
diversifizierenden und internationalisierenden Tōkyō der 2010er bieten sich solche 
Chancen vermehrt. Die Reichweite von Initiativen wie SWS und deren Zielgruppe 
müssen jedoch kritisch überdacht und Maßnahmen angepasst werden. Die Chan-
cen für erfolgreiche Unternehmensgründungen durch Ausländer*innen scheinen 
bei lange in Japan Ansässigen höher zu sein, allerdings weisen ihre durch den mixed 
embeddedness-Ansatz identifizierten informellen Praktiken auf institutionelle Hür-
den und strukturelle Besonderheiten des japanischen Arbeitsmarkts hin, die mit 
Blick auf eine gelungenere Einbettung ausländischer Startup-Unternehmer*innen 
weiter erforscht werden sollten. 

6 Ausländische Startup-Unternehmer in Singapur 

6.1 Prozess und Herausforderungen der Firmengründung 

Singapur sah sich zur Jahrtausendwende ähnlichen Problemen wie Japan gegen-
übergestellt: Nach der extrem raschen Entwicklung fehlte es dem Stadtstaat an In-
novation und erfolgreichen Startups, gleichzeitig gefährdeten eine kontinuierlich 
tiefe Geburtenrate und eine stark alternde Bevölkerung Nachhaltigkeit und Wohl-
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stand (NPTD et al. 2020: 8). Junge, gutausgebildete Singapurer entschieden sich für 
sichere und gutbezahlte Karrieren in großen Unternehmen oder in der Medizin 
und die soziale Akzeptanz risikoreicher Unternehmensgründungen war insbeson-
dere bei der selbst erst vor kurzem zu Wohlstand gekommenen Elterngeneration 
gering (ACE 2022: 15). Die Regierung trieb Investitionen in Innovation und Unter-
nehmertum durch finanzielle Förderinstrumente und Infrastrukturprojekte aggres-
siv voran, zum Beispiel durch den Aufbau von Inkubationszentren und Accelerator-
Programmen, sowie durch einen neuen Fokus der Universitäten auf Unternehmer-
tum und Innovation (Wong et al. 2017: 10). 

Singapurs Immigrationspolitik zielt seit langem auf die Anwerbung Hochqualifi-
zierter ab, die zur Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandort Singapurs beitra-
gen sollen. Am Vorbild des Silicon Valley, mit seiner beträchtlichen Proportion aus-
ländischer Unternehmer*innen, bietet auch Singapur ein Visum für Unterneh-
mensgründer*innen, den Entrepass. Dieser ist bis zu zwei Jahre gültig und richtet 
sich an Ausländer*innen, deren Unternehmensgründung noch bevorsteht, bezie-
hungsweise nicht mehr als sechs Monate zurückliegt. Die Barrieren sind jedoch 
hoch: Antragsteller*innen müssen unter anderem Erfahrung und Erfolg als Grün-
der*innen nachweisen, bereits bestehende Netzwerke haben oder Teil eines staatli-
chen Förderungsprogramms sein oder eine Geschäftsidee mit herausragendem In-
novationspotenzial präsentieren. Studien bestätigen die Schwierigkeiten, Arbeits-
visa zu erhalten und unterstreichen den daraus entstehenden Mangel an Hochqua-
lifizierten im Innovations- und Startup-Sektor (ACE 2022: 14). 

Eines der wenigen Accelerator-Programme, das Staatsbürger*innen und Aus-
länder*innen einschließt und bei Aufnahme die Chancen auf einen Entrepass 
wesentlich erhöht, ist Entrepreneur First, kurz EF. EF ist eine Risikokapitalgesell-
schaft, die in sechs Märkten, unter anderem Singapur, operiert und zweimal 
jährlich eine Kohorte vielversprechender potenzieller Gründer*innen in einem 
dreimonatigen Programm finanziert. EF schließt zueinander passende Talente 
und ihre Ideen zu Projekten zusammen und hilft erfolgreichen Teams bei den 
weiteren Schritten zur Realisierung der Geschäftsidee und im Falle ausländischer 
Teammitglieder bei der Verlängerung des Visums. Allerdings ist das Programm 
sehr selektiv und nur drei der 23 Interviewpartner*innen wurde von EF geför-
dert. 

Eine weitere Möglichkeit neben dem Entrepass bietet sich durch den Employ-
ment Pass, kurz EP. Der EP ist das Visum für hochqualifizierte Ausländer*innen in 
Singapur und wird durch den Arbeitgeber beantragt. Wie beim Entrepass sind die 
Barrieren für seine Ausstellung beträchtlich und setzen unter anderem ein hohes 
monatliches Mindestgehalt, Universitätsabschlüsse renommierter Institutionen, 
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sowie Erfahrung im Beruf der Anstellung voraus (GOS 2021). Ein*e Unterneh-
mer*in kann durch das eigene Unternehmen einen EP für sich selbst ausstellen, 
wenn alle genannten Bedingungen erfüllt sind. 

6.2 Die mixed embeddedness ausländischer Unternehmer*innen in Singapurs 
multiethnischem Startup-Ökosystem 

Veranstaltungen des Singapurer Startup-Ökosystems sind multikulturell und mul-
tiethnisch – und auf Englisch. Ausländer*innen fallen kaum auf; zum einen, weil sie 
seit Jahrzehnten fester Bestandteil Singapurs florierender Wirtschaft sind, aber 
auch, weil die überwiegende Mehrheit der Ausländer*innen in Singapur ethnisch 
nicht von den ebenfalls multiethnischen Singapurern zu unterscheiden sind. Die 
Interviews und die Teilnahme an Veranstaltungen bestätigen die Offenheit des 
Startup-Ökosystems, welches nicht die in Tōkyō beschriebene Fragmentierung 
hinsichtlich sprachlicher und ethnischer Trennlinien aufzeigt – bis auf Ausnahmen, 
wie später diskutiert. Die befragten ausländischen Unternehmer*innen schätzen 
diese Inklusivität, sowie die effiziente Bürokratie bei den verschiedenen Schritten 
des Gründungsprozesses, die im Vergleich zu Tōkyō noch deutlich schneller und 
einfacher abläuft, und die Infrastruktur an Netzwerkmöglichkeiten. 

Hashimoto-sans Fall (Name geändert) unterstreicht, wie das hochentwickelte Sin-
gapurer Startup-Ökosystem auch in Singapur angestellten Ausländer*innen offen-
steht und durch deren Vernetzung mit der heimischen Startup-Community zu einer 
zuvor ungeplanten Unternehmensgründung führen kann. Der 38-jährige Japaner 
verließ seinen ersten Job als Softwarespezialist in Japan nach weniger als drei Jahren 
und tourte als Backpacker durch die Welt. In Singapur entdeckte er Lebensqualität 
und dank Englisch als Amtssprache die Möglichkeit einer Anstellung. Er entschloss 
sich für die Rückkehr in ein gesichertes Arbeitsverhältnis. Interessiert an neuen Tech-
nologien besuchte Hashimoto-san regelmäßig Netzwerkveranstaltungen der Singa-
purer Startup-Szene und stieß dort schließlich auf einen einheimischen Unterneh-
mer, der ihn vom Einstieg in seine durch ein Regierungsprogramm finanzierte Soft-
ware-Firma überzeugte. Das Unternehmen überlebte zwar nicht, aber eröffnete Ha-
shimoto Kontakte in der lokalen Startup-Szene, die ihm nach einigen Jahren als An-
gestellter in einem weiteren Startup zu seiner eigenen Firma verhalfen. Hashimotos 
Partizipation in der international-orientierten Startup-Welt Singapurs erweiterte sein 
Wissen über den potenziellen Markt und führte ihn zu seinem Geschäftspartner; au-
ßerdem verschaffte es ihm Zugang zu einem subventionierten Büro in den Startup-
Räumlichkeiten eines universitären Inkubationszentrums. 
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Ohne Einbindung in die Singapurer Startup-Szene hätten Hashimoto Netzwerke, 
Finanzierung und Infrastruktur gefehlt. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist auch, dass 
der Unternehmer durch seine singapurische Ehefrau und die gemeinsame Tochter, 
sowie die im Laufe der Zeit erworbene PR, Singapur als mittel- bis langfristiges Zu-
hause sieht. Hashimotos Beispiel ist repräsentativ für die Mehrheit der befragten 
Unternehmer*innen in Singapur und deren Integration in das lokale Startup-Öko-
system in soziokultureller Hinsicht. Nichtsdestotrotz kristallisieren sich ähnliche 
Hürden wie in Tōkyō heraus: Erfolgreiche Unternehmer*innen haben mehrheitlich 
PR, welche sie erst nach vielen Jahren oder in einigen wenigen Fällen nach Ehe-
schließung mit einem singapurischen Staatsbürger erhalten haben. Ausländische 
Gründer ohne PR dagegen nennen mehrere, zusammenhängende Probleme. Wie 
auch in Tōkyō stellt das Visum ein Hauptproblem dar. Die meisten Interviewpart-
ner*innen stellen sich durch ihre eigene Firma einen EP aus. Für diesen müssen sie 
jedoch das gesetzlich vorgeschriebene, monatliche Mindestgehalt von 4500 Singa-
pur Dollar (etwa 3220 Euro, Stand August 2022) auszahlen, welches sich nur We-
nige leisten können, da die Unternehmung in den ersten Jahren selten Gewinne 
erzielt. Ein französischer Unternehmer, tätig in der Pflegeindustrie, beschreibt die 
Anfangsschwierigkeiten folgendermaßen: 

Ich hatte kein Geld. Am Anfang hatte ich keine Einkünfte, musste aber vorwei-
sen, dass ich mir ein Jahr lang Gehalt auszahlen könnte [um mein Visum zu 
erhalten]. Ich konnte mir kein Zimmer für 1000 oder 1500 Singapur Dollar 
leisten, also habe ich zusammen mit Arbeitsmigranten in einem Schlafsaal 
übernachtet. Es war eine Katastrophe. Man kann nicht schlafen, [die anderen 
Arbeiter] kommen nachts zu jeder erdenklichen Zeit nach Hause. Schließlich 
fragte ich einen Freund, der Reinigungskraft in meinem Coworking Space war, 
ob ich dort auf dem Sofa schlafen könnte, denn dort gab es auch eine Dusche. 
Also habe ich vier Monate im Coworking Space gewohnt. 

Obwohl die singapurische Startup-Landschaft zahlreiche Finanzierungsmöglich-
keiten bietet, stehen davon nur wenige Ausländer*innen mit Arbeitsvisum offen. 
Dies hat zur Folge, dass sich die befragten Unternehmer*innen entweder nach aus-
ländischem Kapitel umsehen oder versuchen, ihre Kosten weitestgehend zu senken. 
So ziehen sie zeitweise in behelfsmäßige Unterkünfte – oder übernachten sogar in 
Coworking Spaces – und beschäftigen vorwiegend Personal im südostasiatischen 
und südasiatischen Ausland, welches über einen Pool hochgebildeter IT-Spezia-
list*innen mit guten Englischkenntnissen verfügt und sich so als globale Quelle für 
Humanressourcen etabliert hat, unter anderem für Singapur und Japan. Allerdings 
sind nicht nur die Kosten ein Faktor. In einigen High-Tech-Bereichen sind qualifi-
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zierte Arbeitnehmer*innen nur schwer und auf Singapurs begrenztem Arbeits-
markt teilweise nur unter ausländischen Arbeitnehmer*innen zu finden. Die Krite-
rien für die Ausstellung von Arbeitsvisa für Mitarbeiter*innen sind jedoch streng 
und erlauben es je nach Branche nur, einen geringen Bruchteil an Arbeitsplätzen 
mit Ausländer*innen auf Arbeitsvisa zu füllen. Ausländische Unternehmer*innen, 
wie die im Folgenden zitierte nordafrikanische Inhaberin einer Videofirma, suchen 
daher andere Wege: 

Zum Beispiel Entwickler, man hat keine Möglichkeiten, jemanden in Singapur 
zu finden. Wir haben schon vor langem aufgehört zu suchen. […] Es ist sehr 
schwierig, Personal zu finden und braucht Zeit, Singapurer zu finden. Wir 
können keine Ausländer*innen mehr einstellen, da die Gehälter zu hoch sind. 

Die Unternehmerin fing daher vor circa zehn Jahren an, Mitarbeiter in den Philip-
pinen einzustellen, die als Vertragsarbeiter Vollzeit aus dem Homeoffice für sie ar-
beiten. »Ja, es ist ein bisschen eine Grauzone. […] Wir betrachten sie als Arbeitneh-
mer in Vollzeit, aber wir haben keine Niederlassung in den Philippinen, da das zu 
kompliziert ist. Also bezahlen wir sie von hier.« Die hohen Auflagen für Arbeitsvisa 
und der Mangel an geeigneten Arbeitskräften führen also auch in Singapur dazu, 
dass sich ausländische Unternehmer*innen mithilfe informeller Praktiken behel-
fen. 

Eine weitere Parallele zu Tōkyō ist, dass die Mehrheit der befragten Auslän-
der*innen als Expatriates oder selbstinitiierte Migrant*innen, touristisch oder mit 
(Absicht) einer Anstellung nach Singapur kommen. Nach einigen Monaten oder 
Jahren in Südostasien und mit wachsender Kenntnis der Startup-freundlichen Um-
gebung entschließen sie sich zur Selbstständigkeit. Die Funktion Singapurs als Kno-
tenpunkt für Wirtschaft und Handel in Südostasien und Englisch als Amts- und 
Geschäftssprache machen das Land als heimische und regionale Innovationsplatt-
form attraktiv. Wie Unternehmer*innen anderer Nationalitäten betonen auch die 
sieben für die Studie interviewten japanischen Unternehmer die Inklusivität der 
Szene, unabhängig von Herkunft oder Ethnie. 

Hier zeigt sich jedoch eine Besonderheit des ansonsten so inklusiven Startup-
Ökosystems in Singapur. Viele japanische Unternehmer*innen sind nicht verhand-
lungssicher im Englischen und auch mehrsprachige japanische Unternehmer mit 
langjähriger Auslandserfahrung wie Hashimoto-san betonen die vergleichsweise 
geringe englische Sprachkompetenz der japanischen Community im Allgemeinen, 
aber auch fehlendes Wissen über nicht-japanische Geschäftspraktiken. Der Grund, 
warum sich japanische Startups dennoch in Singapur niederlassen, ist die Attrakti-
vität des an Kaufkraft rapide wachsenden südostasiatischen Markts, in dem sie sich 
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mehr Potenzial als in Japans saturiertem – oder, je nach Branche, schrumpfendem 
– Markt erhoffen. Auch deswegen stehen die japanischen Unternehmer im engen 
Kontakt zu ihrer nationalen Community, vorwiegend über One & Co, einem 2019 
gegründeten Coworking Space in Singapurs zentralem Geschäftsviertel. Die Firma 
sieht sich als Innovationsplattform für japanisch-singapurisches Business (One & 
Co, 2022) und bietet neben Büroräumen auch Räumlichkeiten für Veranstaltungen 
der Startup-Szene. Zu One & Cos strategischen Partnern gehören unter anderem 
namhafte regierungsnahe Institutionen wie die Japan External Trade Organization 
(JETRO) oder Singapurs Action Community for Entrepreneurship (ACE) unter der 
Schirmherrschaft des singapurischen Handels- und Industrieministeriums, sowie 
private Investoren wie JR East Start Up, das Inkubations- und Accelerator-Pro-
gramm der East Japan Railway Company. Der Coworking-Space, in dem mehrere 
Interviewpartner für die Studie akquiriert wurden, dient als Treffpunkt und oft als 
erste Kontaktstelle zu potenziellen Geschäftspartnern, Kunden oder Angestellten, 
aber auch für Fragen zur singapurischen Geschäftswelt. In der allgemein multikul-
turellen und extrem heterogenen Singapurer Startup-Welt bildet sich demnach eine 
bisher relativ isolierte, sprachbasierte und mit Zielmarkt Südostasien fokussierte 
ethnisch japanische Startup-Community, deren Existenz auf die Probleme japani-
scher Unternehmer im Ausland, aber auch auf potenzielle Chancen für die Expan-
sion japanischer Startups hinweist. 

7 Diversifizierung und Internationalisierung der japanischen Startup-Szene 

Japan folgt in seiner Innovationspolitik dem Beispiel anderer Länder wie Singapur, 
die durch staatliche Initiativen den Ausbau eines Startup-Ökosystems vorantreiben 
und im Sinne der empirisch belegten Chancen für Innovation durch Diversität, so-
wie dem begrenzten heimischen Pool potenzieller Unternehmer*innen, gezielt aus-
ländische Unternehmer*innen anwerben. Die Einführung einer eigenen Visumka-
tegorie für Startup-Gründer, die weder Eigenkapital noch ein bereits existierendes 
Unternehmen vorweisen müssen, verdeutlicht die Dringlichkeit der Regierungs-
ziele. Während das Startup Visum und die damit einhergehende Gründung städti-
scher Serviceinstitutionen wie SWS ein wichtiges Zeichen für Japans Bereitschaft zu 
Internationalisierung und dem Ausbau seiner Startup-Branche setzt, ist die kon-
krete Auswirkung dieser Initiativen auf das Tōkyōter Ökosystem bisher als gering 
einzustufen. 

Gleichzeitig zeugt die Studie von einer bereits seit Jahren voranschreitenden 
Fragmentierung und Diversifizierung der Tōkyōter Startup-Szene, die zunehmend 
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von Ausländer*innen geprägt ist. Anstatt jedoch von einem »japanischen« und ei-
nem »ausländischen« Ökosystem zu sprechen, ist eher eine Bandbreite an Vereini-
gungen, Interessensgruppen und Veranstaltungen zu erkennen, die sich auf den ers-
ten Blick anhand der Sprache – vorwiegend englisch, japanisch oder chinesisch – 
unterscheiden lassen und damit exklusiven Charakter haben. Eine wachsende An-
zahl ausländischer Unternehmer*innen sind Teil mehrerer Gruppierungen, können 
sich daher auf ein breites Netzwerk japanischer und ausländischer Akteure der 
Tōkyōter Startup-Szene stützen und beherrschen Japanisch auf hohem Niveau. 

Wie auch in Singapur kamen Wenige mit dem Gedanken einer Unternehmens-
gründung nach Japan. Der Beitrag verweist damit auf mehrere Entwicklungen, die 
vor dem Hintergrund Japans fortschreitender »Superdiversifizierung« weiter er-
forscht werden sollten. Der vergleichende Blick auf das jeher multiethnische Singa-
pur und seiner lang-etablierten Immigrationspolitik hilft dabei, die Situation aus-
ländischer Unternehmer*innen in Tōkyōs Startup-Ökosystem besser einzuordnen. 
Die Analyse mithilfe des mixed embeddedness-Ansatzes demonstriert, dass die so-
ziokulturelle Einbindung allgemein, sowie spezifischer die sprachliche Einbindung 
im multiethnischen Singapur einfacher ist und dies den Gründungsprozess erleich-
tert. Ausländische Unternehmer*innen in Singapur nutzen die von Staat und Indus-
trie bereitgestellten Netzwerk- und Infrastrukturangebote, um Teil des internatio-
nal geprägten Ökosystems zu werden. Dies führt mitunter zu multinationalen Fir-
mengründungen und erleichtert ausländischen Gründer*innen die soziokulturelle 
sowie marktspezifische Integration in die Singapurer Startup-Welt – eine Entwick-
lung, die in der aktuellen frühen Phase des Tōkyōter Startup-Ökosystems noch 
kaum sichtbar ist, sich aber bei weiterem Ausbau der Netzwerkangebote und indus-
triespezifischen Veranstaltungen für (multilinguale) Ausländer*innen und Japa-
ner*innen auch in Tōkyō vollziehen könnte. 

Allerdings weist die begrenzte politisch-institutionelle Einbindung ausländischer 
Unternehmer*innen in beiden Städten auf Schwächen in den unternehmensför-
dernden Regierungsinitiativen und insbesondere in der Immigrationspolitik für 
Startup-Unternehmer*innen hin. Während die Zunahme an unternehmerischen 
Aktivitäten und Netzwerken hilft, Informationen zu erhalten und Kontakte aufzu-
bauen, fehlt es den ausländischen Unternehmer*innen oft am wesentlichsten: einer 
Aufenthaltsgenehmigung, die Sicherheit und eine gewisse Dauer der Arbeitserlaub-
nis im Land garantiert, sowie Mittel der Finanzierung. Die auf ausländische Unter-
nehmer*innen ausgerichteten Programme beider Länder, zum Beispiel SWS oder 
EF, sind extrem selektiv. Dagegen haben Ausländer*innen, die länger und daher in 
verschiedensten Beschäftigungsverhältnissen und unter verschiedenen Visumska-
tegorien in der jeweiligen Stadt residiert haben, oft die nötige Sprachkompetenz 
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und das Verständnis für den Markt, um realistische Geschäftsideen zu entwerfen 
und umzusetzen. Obwohl diese letztere Gruppe generell besser integriert ist, stellen 
politisch-institutionelle Strukturen, wie Visumsbestimmungen und Auflagen für 
Gehälter oder für Visumsanträge ausländischer Mitarbeiter*innen, strukturelle 
Barrieren dar. 

Die ausländischen Unternehmer*innen greifen daher auf informelle Praktiken 
zurück, die von der Beschäftigung von Mitarbeitern in arbeitsrechtlichen Grauzo-
nen (im Ausland, als Praktikanten), über Nutzung von Coworking Spaces als 
Schlafmöglichkeit, bis hin zu doppelten Arbeitsverhältnissen reichen, die es erlau-
ben, das Visumsproblem zu umgehen. Diese Praktiken sind nicht unbedingt rechts-
widrig, aber tragen zu Stress und damit etwaiger eingeschränkter Konzentration auf 
die Unternehmung bei, teilweise aber auch zu rechtlich fragwürdigen Praktiken, die 
den Erfolg der Unternehmung gefährden könnten. Während der mixed embedded-
ness-Ansatz bisher herangezogen wurde, um die informellen Praktiken ethnischer 
Unternehmer*innen in Tätigkeiten geringer Qualifizierung zu erklären, zeigt die 
Studie an Schnittstelle zwischen Innovations- und Migrationsforschung, dass auch 
hochqualifizierte, ausländische Unternehmer*innen wissensintensiver Startups in-
formellen Praktiken nachgehen, um ihre Unternehmung rentabel zu machen. 

Diese Erkenntnisse spiegeln sich bisher nicht in der Innovations- und Immigra-
tionspolitik wider. Neben dem erleichterten Zugang zum Startup Visum in Tōkyō 
und dem Ausbau der Services für ausländische Unternehmer*innen stellt sich dem-
nach die Frage, wie Ausländer*innen, die bereits im Land sind und mit dessen Um-
gebung vertraut sind, besser unterstützt werden können. Dieses Problem erfordert 
ein Zusammenarbeiten der Akteure der Innovationspolitik und des Tōkyōter 
Startup-Ökosystems mit Spezialist*innen der Immigrationspolitik, sowie wachsen-
des Verständnis für die multidimensionale Einbettung ausländischer Unterneh-
mer*innen im sich rasch ethnisch und kulturell diversifizierenden, aber auch 
marktwirtschaftlich und infrastrukturell im Wandel befindenden Tōkyō der 
2020er. Ebenso zeigt der Fall japanischer Unternehmer in Singapur, dass japanische 
Innovation nicht nur innerhalb japanischer Landesgrenzen betrachtet werden 
sollte. In einer Zeit zunehmender Diversifizierung bereits bestehender Vielfalt sind 
auch Japaner aus einer wachsenden Anzahl an Gründen und über immer neue 
Wege in Startup-Ökosystemen im Ausland zu finden, unter anderem in Singapur. 
Dort entstehende Geschäftsideen und -modelle bilden durch ihre Kollaboration mit 
asiatischen Unternehmer*innen die Grundlage für weitere Innovation im südost-
asiatischen Raum. Dieser wird für die schrumpfende japanische Gesellschaft und 
das hierdurch begrenzte Potenzial der heimischen Wirtschaft einen zunehmend 
wichtigen Markt darstellen. 
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Geschichte und Geschichtsbewusstsein in 
Japan im Jahr 2021

Anke Scherer und Torsten Weber

History and Historical Awareness in Japan in 2021 

Like the previous year, 2021 was marked by several anniversaries that brought histor-
ical events and developments to the center of public attention, at least for a short time. 
From a German perspective, these notably included the anniversary of the start of of-
ficial relations between Germany and Japan, which was celebrated as »160 Years of 
German-Japanese Friendship.« There was greater attention received in Japan as well 
as internationally for the 80th anniversary of the Japanese attack on Pearl Harbor in 
December. The handling of this anniversary revealed the tendency of public commem-
oration to focus on certain details or specific aspects, including Japanese victimhood, 
while largely ignoring others. It is in this context that the reform of UNESCO’s World 
Memory Heritage initiated by Japan is noteworthy. Recent data from the non-profit 
organization Genron confirm that the public handling of historical events continues to 
be seen as a major obstacle on the path to Japan’s reconciliation with China and Korea. 
A less publicized anniversary was celebrated by the Japan Center for Historical 
Records, which has existed as part of the National Archives for 20 years and enjoys a 
high reputation among experts. 

1 Einleitung 

Auch das Jahr 2021 stand im Zeichen einiger Jubiläen und Jahrestage, die histori-
sche Ereignisse und Entwicklungen zumindest kurzzeitig in den Mittelpunkt der 
öffentlichen Aufmerksamkeit rückten. Aus deutscher Sicht war dies u.  a. das Jubi-
läum der Beziehungen zwischen Deutschland und Japan, das als »160 Jahre 
Deutsch-Japanische Freundschaft« gefeiert wurde. Größere internationale Auf-
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merksamkeit erfuhr der Jahrestag der Bombardierung Pearl Harbors, die sich im 
Dezember zum 80. Mal jährte. Der Umgang mit diesem Jahrestag offenbarte Ten-
denzen des öffentlichen Gedenkens an bestimmte Teilaspekte, unter weitgehender 
Ausblendung anderer. In diesem Kontext ist auch die von Japan initiierte Reform 
des UNESCO-Weltdokumentenerbes zu sehen. Neueste Zahlen der NPO Genron 
bestätigen, dass Geschichte unverändert als Hindernis auf dem Weg zur Aussöh-
nung Japans mit China und Korea zu sehen ist. Ein kleines Jubiläum feierte das 
Japan Center for Historical Records (JACAR), das als Teil des Nationalarchivs seit 
20 Jahren besteht und in Fachkreisen ein hohes Ansehen genießt. 

2 Deutschland und Japan: 160 Jahre Beziehungen 

Unter dem Slogan »160 Jahre Deutsch-Japanische Freundschaft« feierten im Jahr 
2021 Deutschland und Japan die Aufnahme offizieller Handelsbeziehungen vor 160 
Jahren. Pandemiebedingt fanden nur eingeschränkt Veranstaltungen statt und diese 
zumeist online. Deutsch-Japanische Gesellschaften in Deutschland und Japanisch-
Deutsche Gesellschaften in Japan stellten ebenso wie deutsche und japanische Kul-
turinstitute, diplomatische Vertretungen sowie andere Institutionen zahlreiche ih-
rer Veranstaltungen unter den Jubiläumsslogan und organisierten Events, die sich 
mit dem politischen, kulturellen oder wirtschaftlichen Austausch – oft unter Einbe-
ziehung historischer Aspekte – befassten (Botschaft von Japan in Deutschland 
2021). Überschattet durch die Corona-Pandemie sowie in Japan zusätzlich durch 
die Olympischen Spiele in den Hintergrund gedrängt, fanden solche Events in der 
Öffentlichkeit in Japan auf nationaler Ebene allerdings nur wenig Beachtung. Eine 
Ausnahme bildete der Besuch der Fregatte Bayern in Tōkyō und Yokosuka im No-
vember 2021, der allerdings in keinem direkten Zusammenhang mit dem Jubiläum 
stand. 

Der Jubiläumsslogan »160 Jahre Deutsch-Japanische Freundschaft« ist in mehr-
facher Hinsicht irreführend. Als der Vertrag über Freundschaft, Handel und Schiff-
fahrt im Januar 1861 abgeschlossen wurde, war Preußen, nicht Deutschland, Ver-
tragspartner. Der Vertrag, unterschrieben von Graf Friedrich zu Eulenburg sowie 
Kurokawa Satsu, Takemoto Masatsune und Muragaki Norimasa als Repräsentanten 
des Shogunats, regelte die Beziehungen zwischen dem Königreich Preußen und 
dem Edo-Shogunat (CrossAsia 2021). Der Vertrag ist Teil einer Reihe von soge-
nannten Ungleichen Verträgen, die Japan unter Androhung von militärischer Ge-
walt aufgezwungen wurden und den westlichen Vertragspartnern einseitig die Öff-
nung Japans, Extraterritorialität und Meistbegünstigungsklauseln zusicherten. Das 
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Shogunat hatte zuvor bereits ähnliche Verträge abgeschlossen mit den USA, Groß-
britannien (beide 1854) und Russland (1858). Der Begriff »Freundschaft« ist daher 
euphemistisch, nicht nur angesichts dieses Beginns der Beziehungen, sondern auch 
angesichts der offenen Feindschaft und militärischen Auseinandersetzung beider 
Staaten im Ersten Weltkrieg. Zumindest irreführend ist zudem auch die Zeitspanne 
von 160 Jahren, da Beziehungen zwischen Japanern und Deutschen jenseits der po-
litischen Ebene bereits mindestens zwei Jahrhunderte älter sind. Die Ärzte Caspar 
Schamberger (1623–1706) aus Leipzig und Engelbert Kaempfer (1651–1716) aus 
Lemgo weilten bereits 1650–51 bzw. 1690–92 in Japan. In der medizinischen Welt 
hatte man daher bereits im Jahr 1992 »300 Jahre Deutsch-Japanische Beziehungen« 
gefeiert (Kraas et al. 1992). 

Eine eigens zum Jubiläum von der Deutschen Botschaft Tōkyō konzipierte Sonder-
ausstellung »160 Jahre Deutsch-japanische Freundschaft. Military and beyond«
wurde im Oktober und November 2021 im Deutschen Haus in Naruto gezeigt. Eine 
umfangreichere und multimediale Version kann auch online besucht werden (Deut-

ABBILDUNG 1: Ausstellungspanel zum Zweiten Weltkrieg und zur Erinnerungskultur 
im Nachkriegsdeutschland 

Quelle: Torsten Weber. 
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sche Botschaft Tōkyō 2021). Das Deutsche Haus in Naruto befindet sich am Rande 
des Geländes des ehemaligen Kriegsgefangenlagers Bandō, wo von 1917 bis 1920 ca. 
1.000 deutsche Kriegsgefangene aus der deutschen Kolonie Qingdao (Tsingtao) ein-
saßen. Das 1972 errichtete Haus beheimatet eine Dauerausstellung mit Dokumenten 
und Materialien zum Leben der Insassen. Die Sonderausstellung zum Jubiläum 
wurde am 26. Oktober 2021 in Anwesenheit u.  a. des stellvertretenden Gouverneurs 
der Präfektur Tokushima, des Bürgermeisters der Stadt Naruto und Repräsentanten 
deutscher diplomatischer Vertretungen eröffnet. Unterteilt in die Kategorien »Lernen 
durch Vorbild«, »Lernen durch Leid« und »Voneinander Lernen« gab sie schlaglicht-
artig Einblicke in die wechselhafte Entwicklung der Beziehungen zwischen Japan und 
Deutschland bzw. Preußen, von der Eulenburg-Mission (1859), über Feind- und 
Freundschaft im Ersten bzw. Zweiten Weltkrieg, bis zum kulturellen und sportlichen 
Austausch sowie der strategischen Kooperation zwischen beiden Ländern im 21. 
Jahrhundert. Die Ausstellungstexte waren einsprachig auf Japanisch verfasst und 
richteten sich vornehmlich an ein japanisches Publikum. 

Beachtenswert ist, dass die Ausstellung auch komplexere Themen wie den Anti-
Komintern-Pakt (1936) und den Dreimächtepakt (1940) mit Nazi-Deutschland so-
wie Formen der Erinnerungskultur an die nationalsozialistischen Verbrechen bein-
haltete. Gezeigt wurden u.  a. Fotos vom Vernichtungslager Auschwitz, Stolperstei-
nen1, dem Holocaust-Mahnmal in Berlin und Willy Brandts Kniefall von Warschau. 
Zwar ist über die Rezeption der Ausstellung wenig bekannt, doch enthalten diese 
ikonischen Fotos, u.  a. zur »Vergangenheitsbewältigung« in West-Deutschland, im-
mer auch eine Einladung zur Reflexion über die Erinnerungskultur in Japan. So 
wird das Foto von Brandts Kniefall beispielsweise von koreanischen Organisationen 
benutzt, um mit Hinweis auf Deutschlands Umgang mit seiner Kriegsvergangenheit 
japanische Politiker zu ermahnen, sich ebenso offen für die Verbrechen des japani-
schen Imperialismus zu entschuldigen (Ushiyama 2021). Die Online-Version der 
Ausstellung enthält zudem einen sehr lesenswerten Vergleich der Aufarbeitung der 
Vergangenheit Japans und Deutschlands, verfasst von Kawakita Akiko, Professorin 
und Leiterin des Zentrums für Deutschland- und Europastudien an der Universität 
Tōkyō. Ihr Aufsatz schließt mit den folgenden Worten, die auch anlässlich gegen-
wärtiger Kriege von höchster Aktualität sind (Kawakita 2021): 

Wir können nicht so tun, als gäbe es die Vergangenheit nicht. Die Opfer wer-
den nie wieder das Leben zurückgewinnen können, das sie zuvor hatten; das 

1 »Stolpersteine« sind im Boden eingelassene, kleine Gedenktafeln des Künstlers Gunter Demnig, mit 
denen an der letzten frei gewählten Wohnstätte von Opfern des Nationalsozialismus an das Schicksal 
dieser Menschen erinnert wird. 
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Leben, das sie hätten führen können, wenn sie nicht zu Opfern geworden wä-
ren; das Leben, das durch Krieg und Gewalt verloren ging. Mehr als 70 Jahre 
sind seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs vergangen, und die Zahl der Men-
schen, die diese schwere Zeit selbst erlebt haben, nimmt stetig ab. In diesem 
Zusammenhang ist es sowohl für Japan als auch für Deutschland eine wichtige 
Aufgabe, sich für die Wiedergutmachung der Opfer zu engagieren; aber gleich-
zeitig zu wissen, dass die Gegenwart auf den nicht wieder gut zu machenden 
Opfern der Vergangenheit beruht; und dieses Wissen an die nächste Genera-
tion weiterzugeben. 

Trotz offensichtlicher Verbindungen als Verbündete ist ein gemeinsames Erinnern 
Japans und Deutschlands an die auch auf Grundlage der Bündnisse im Zweiten 
Weltkrieg begangenen Verbrechen nicht zu erkennen. Anders liegt dies dagegen in 
Bezug auf den Ersten Weltkrieg, wo ein gemeinsames Gedenken der ehemaligen 
Kriegsgegner mittlerweile zur Routine geworden ist. Im Rahmen der oben genann-
ten Ausstellungseröffnung legten Repräsentanten der Deutschen Botschaft, des Ge-
neralkonsulates sowie der Präfektur Tokushima und der Stadt Naruto an der Ge-
denkstätte für die im Lager Bandō verstorbenen Kriegsgefangenen Kränze nieder. 
Durch seine umfangreiche Sammlung und Dauerausstellung trägt auch das Deut-
sche Haus Naruto dazu bei, dass die Erinnerung an Krieg und die Möglichkeiten der 
Aussöhnung nicht in Vergessenheit geraten. Um diese Aktivitäten noch weiter in 
die japanische und internationale Öffentlichkeit zu tragen, streben das Deutsche 
Haus Naruto und die Präfektur Tokushima die Aufnahme von Dokumenten des 
Bandō-Lagers in das UNESCO-Weltdokumentenerbe an. Allerdings kam deren 
Initiative bei der jüngsten nationalen Vorauswahl, deren Ergebnis im November 
2021 veröffentlicht wurde, nicht zum Zug (MEXT 2021). 

Dass sich japanische Organisationen mit dem Ersten Weltkrieg als Teil der 
deutsch-japanischen Vergangenheit leichter tun als mit den 1930er- und 1940er-
Jahren, belegen auch zwei Ausstellungen, die sich mit deutschen Kriegsgefangenen 
in der Präfektur Ōita befassten. Sie fanden im Oktober 2021 unter dem Titel »Ōita 
vor 100 Jahren gesehen durch die Augen deutscher Kriegsgefangener« an der Uni-
versität Beppu und im Kunstmuseum der Präfektur Ōita statt. Die Foto-Ausstellun-
gen zeigten das Leben der Kriegsgefangenen im Lager Ōita (Kana’ike), ihre Ausflüge 
sowie Fotos, die sie von Ōita und der Umgebung gemacht hatten. Die Ausstellung 
an der Universität Beppu wurde in Anwesenheit des Präsidenten der Universität, 
Iinuma Kenji, eröffnet. Iinuma betonte dabei die freundschaftlichen Beziehungen 
(MS Ōita 28.10.2021): »Die Szenen von vor hundert Jahren, als die feindlichen deut-
schen Soldaten von den Einwohnern Ōitas mit Respekt behandelt wurden und ei-
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nen friedvollen Austausch pflegten, sind lehrreich für die heutige, zunehmend ver-
wirrte und geteilte Welt.« 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Eröffnung, unter ihnen Abgesandte der 
Präfekturregierung, lobten die Fotos zudem als einzigartige Quelle. Da Kameras im 
frühen 20. Jahrhundert in Ōita nicht weit verbreitet gewesen seien, habe es ohnehin 
nicht viele Aufnahmen von der Stadt und Umgebung gegeben. Viele der existieren-
den Aufnahmen seien überdies bei Bränden vernichtet worden. Die Aufnahmen 
der Kriegsgefangenen seien daher für die Lokal- und Regionalgeschichte von größ-
tem Wert. Kuratorin der Ausstellungen in Beppu und Ōita war Yasumatsu Miyuki, 
Professorin für Kunstgeschichte an der Universität Beppu. 

3 Pearl Harbor: 80. Jahrestag 

Pünktlich zum 80. Jahrestag des japanischen Angriffs auf den amerikanischen Ma-
rinestützpunkt in Pearl Harbor auf Hawaii kurz vor 8:00 Uhr morgens am 7. De-
zember 1941 Ortszeit, der den Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg nach sich 
zog, erschienen in japanischen Zeitungen zahlreiche Artikel zum Gedenken an die-

ABBILDUNG 2: Deutsches Haus in Naruto mit UNESCO-Werbebanner 

Quelle: Torsten Weber. 
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ses Ereignis. Zum einen thematisierte die Tagespresse die Gedenkveranstaltung in 
Pearl Harbor selbst, zum anderen nahmen Publikationen den runden Gedenktag 
und die Tatsache, dass immer weniger Zeitzeugen und Zeitzeuginnen noch am Le-
ben sind, zum Anlass, diverse Aspekte der Geschichte dieses entscheidenden histo-
rischen Ereignisses zu beleuchten. 

Die gemeinsame amerikanisch-japanische Gedenkfeier fand am 7. Dezember 
2021 auf der Joint Base Pearl Harbor-Hickam in Honolulu statt, mit Blick auf das 
Arizona Memorial, das auf dem Schlachtschiff Arizona errichtet wurde, welche dort 
1941 versenkt worden war. An der Zeremonie nahmen circa 800 Personen teil, da-
runter einige sehr betagte Überlebende des Angriffs und Angehörige damaliger 
Opfer. Die gemeinsame Gedenkveranstaltung hat sich aus einem Hawaii-Besuch 
des damaligen japanischen Premierministers Shinzō Abe und des damaligen ame-
rikanischen Präsidenten Barack Obama im Jahr 2016 entwickelt. Aufgrund der Co-
rona-Beschränkungen konnten 2021 allerdings keine Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer aus Japan anreisen. Japan wurde offiziell durch den örtlichen japanischen 
Generalkonsul Aoki Yutaka vertreten, für die amerikanische Seite hielt der Marine-

ABBILDUNG 3: Foto-Ausstellung im Foyer des Kunstmuseums der Präfektur Ōita 

Quelle: Torsten Weber. 
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minister Carlos Del Toro eine Rede (AS 10.12.2021). Der amerikanische Präsident 
Joe Biden besuchte am 7. Dezember 2021 zusammen mit seiner Ehefrau die Ge-
denkstätte für die Opfer des Zweiten Weltkriegs in Washington (TWP 07.12.2021). 

In der japanischen Berichterstattung über die Gedenkfeier wird routinemäßig 
auf die Aussöhnung der beiden ehemaligen Kriegsgegner verwiesen, der öffentlich-
rechtliche Fernsehsender NHK zitiert auf seiner Homepage einen amerikanischen 
Kriegsveteran mit den Worten »Amerika ist jetzt ein befreundetes Land und hegt 
keinen Groll gegenüber Japan« (NHK 08.12.2021), die Tōkyō Shinbun betont in ih-
rem Artikel mit dem Titel »Gedenkzeremonie für die Opfer 80 Jahre nach dem An-
griff auf Pearl Harbor: Präsident Biden sagt ›Aus den einst verfeindeten Ländern 
Japan und USA sind enge Verbündete geworden‹« zudem, dass beide Länder auch 
in ihrer Verteidigung von Freiheit und Demokratie verbunden sind (TS
08.12.2021a). 

Was in der japanischen Berichterstattung zu den Gedenkfeierlichkeiten in den 
Hintergrund tritt, ist das klare Bekenntnis dazu, dass es sich um einen japanischen 
Überraschungsangriff auf ein bis dahin nicht in den Krieg involviertes Land han-
delte, bei dem mehr als 2.400 Menschen starben. Bei den Konsequenzen dieses An-
griffs werden weniger weltpolitische Entwicklungen diskutiert, wie dies zum Bei-
spiel das neue Buch der britischen Historiker Brendan Simms und Charlie Lader-
mann macht, wo es um die Implikationen des Angriffs auf Pearl Harbor für die US-
amerikanische Rolle im Zweiten Weltkrieg nicht nur gegenüber Japan, sondern 
auch dem mit Japan verbündeten Nazi-Deutschland geht (Simms und Ladermann 
2021). Den japanischen Medien scheint es für ihre Leserinnen und Leser interes-
santer zu sein, auf die Internierung von ungefähr 120.000 japanischstämmigen 
Amerikanerinnen und Amerikanern hinzuweisen, die nach dem amerikanischen 
Kriegseintritt infolge eines Erlasses vom 1. Februar 1942 von Präsident Roosevelt 
als potenzielle Gefährderinnen und Gefährder in Lager gesperrt wurden. Der Hin-
weis auf diesen unrühmlichen Teil der US-amerikanischen Geschichte taucht viel-
fach in der Berichterstattung über den Pearl-Harbor-Jahrestag auf, zusammen mit 
der Erwähnung der japanischstämmigen Amerikaner, die sich als Beweis für ihre 
Loyalität zu den USA freiwillig zur Armee meldeten, sowie der Tatsache, dass die 
offizielle Entschuldigung für die Internierung japanischstämmiger Menschen in 
den USA erst 1988 durch Präsident Ronald Reagan erfolgte (NHK 08.12.2021). 

Das Japanese American National Museum (JANM) in Los Angeles, gegründet 
1985, veröffentlichte auf seiner Webseite anlässlich des 80. Jahrestags des Angriffs 
auf Pearl Harbor eine Verlautbarung, in der sowohl das Andenken der Helden des 
Zweiten Weltkriegs geehrt wird, die beim Angriff auf Pearl Harbor starben, als auch 
daran erinnert wird, wie fragil die amerikanischen Bürgerrechte sind, was man an 
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der Internierung infolge des Präsidentenerlasses sehen könne. Die Verlautbarung 
erwähnt ebenfalls die japanischstämmigen Amerikaner, die im Zweiten Weltkrieg 
in der US-Armee kämpften, besonders das spezifisch aus diesen Freiwilligen gebil-
dete 442. Regiment. Die Leiterin des JANM Anne Boroughs verknüpft die histori-
sche Thematik mit dem Verweis auf Diskriminierung, Hass und Rassismus gegen 
asiatischstämmige Amerikanerinnen und Amerikaner, besonders in den letzten 
Jahren und in Verbindung mit durch die Corona-Pandemie aufgetauchten Fake 
News und neu erstarkten Vorurteilen gegen asiatisch gelesene Menschen (JANM 
08.12.2021). 

Während auf der Seite der vom historischen Unrecht der Internierung und den 
gegenwärtigen Gefahren von Diskriminierung und Rassismus Betroffenen das 
Selbstverständnis als Opfer völlig gerechtfertigt ist, wirkt der Umgang mit dem his-
torischen Ereignis des japanischen Angriffs auf Pearl Harbor als Erzählung aus ei-
ner japanischen Opferperspektive befremdlich. Neben dem bereits zitierten Bericht 
über die Gedenkfeierlichkeiten in der Tōkyō Shinbun erschienen dort am 8. De-
zember 2021 drei Hintergrundartikel zu Pearl Harbor, in denen die Lebensge-
schichten dreier Menschen im Zusammenhang mit dem Angriff nacherzählt wer-
den. Ein Artikel erzählt die Geschichte eines japanischstämmigen Amerikaners, 
dessen Eltern als Plantagenarbeiter von Japan nach Hawaii ausgewandert waren, 
und stellt dessen Diskriminierungserfahrung als Nikkei in den Mittelpunkt (TS
08.12.2021b). Ein anderer Artikel berichtet vom Angriff auf Pearl Harbor aus der 
Sicht eines damaligen Mannschaftsmitglieds eines japanischen Kampffliegers, der 
ohne Kenntnisse über die größeren Zusammenhänge als kleines Rädchen im Ge-
triebe die Befehle seiner Vorgesetzten befolgte (TS 08.12.2021c). Im dritten Artikel 
kommt ein amerikanischer Veteran zu Wort, der den japanischen Angriff in Pearl 
Harbor überlebte (TS 08.12.2021d). Allen Artikeln ist gemeinsam, dass sie die Ge-
schichten einfacher Menschen erzählen, die keinen Einfluss auf den Verlauf der Ge-
schichte hatten, und in deren Leben »Pearl Harbor« einfach »passierte«. Sie befolg-
ten Befehle und reagierten so, wie es ihre Umgebung von ihnen erwartete. So ging 
der japanischstämmige Sohn der Plantagenarbeiter zur Armee, um seine Loyalität 
zu den USA zu zeigen. Der amerikanische Veteran wird sogar mit den Worten zi-
tiert, dass die japanischen Soldaten, deren Angriff auf seine Militärbasis ihn das 
Leben hätte kosten können, auch nur Befehle befolgt hätten und er an ihrer Stelle 
genauso gehandelt hätte. Alle drei Zeitzeugen werden als Opfer »der Umstände« 
dargestellt. 

Die Sicht auf die Ereignisse rund um Pearl Harbor aus der Perspektive einer Per-
son, die damals in einer hohen Verantwortungsposition war, konnten japanische 
Leserinnen und Leser zum 80. Gedenktag auf der Webseite des Wochenmagazins 
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Shūkan Bunshun nachlesen (Genda 08.12.2021). Dort sind Auszüge aus dem Buch 
»Erinnerungen an die Operation Pearl Harbor« nachgedruckt. Das Buch war erst-
mals 1972 erschienen, dann 1998 und nochmals 2021 zum 80. Jahrestag von Pearl 
Harbor wieder aufgelegt worden. Der Autor Genda Minoru (1904–1989) war japa-
nischer Luftwaffengeneral und später Politiker der Liberal-Demokratischen Partei 
(LDP). Er gilt als jemand, der direkt in die Vorbereitung des Angriffs auf Pearl Har-
bor involviert war. Die zum 80. Jahrestag des Angriffs auf der Webseite veröffent-
lichten Auszüge stellen die Vorbereitung und Durchführung des Angriffs als eine 
militärische Heldentat dar und preisen den Kampfesmut der japanischen Soldaten. 

Einen ähnlichen unkritisch naiven Umgang mit dem japanischen Angriff auf 
Pearl Harbor zeigt ein Artikel auf der Webseite Norimono no Nyūsu, die sich allem 
Anschein nach an Menschen richtet, die sich für Transportmittel und Transportlo-
gistik interessieren. Zwischen Berichten aus der Welt der japanischen Eisenbahn 
und Flugzeugen erschien am 7. Dezember 2021 ein Artikel, der sich sehr ernsthaft 
und technisch mit den logistischen Fragen der Militäroperation beschäftigt, als ob 
es um die Diskussion der Reichweite eines neuen Elektrofahrzeugs geht (NN
07.12.2021). 

Ein Thema, das nicht nur, aber besonders prominent zum 80. Jahrestag von Pearl 
Harbor immer wieder diskutiert wird, ist die Frage danach, ob bzw. warum die ja-
panische »Kriegserklärung« ihre Adressaten vor dem Angriff nicht erreichte. Auf 
seiner eigenen Newsplattform stellte der ehemalige Leiter der Redaktion der rechts-
nationalistischen Zeitung Sankei Shinbun, Kashiyama Yukio, kurz vor dem Jahres-
tag recht erratisch Einzelheiten im Zusammenhang mit dem Jahrestag zusammen, 
unter anderem die Geschichte, dass der entscheidende 14. Teil des Memorandums, 
mit dem Japan seine kriegerischen Absichten offengelegte, nicht rechtzeitig bei den 
betreffenden amerikanischen Stellen eintraf, weil es abgetippt werden musste. In 
der Zusammenfassung seines Artikels stellt er dann die Frage, warum das in Teil 14 
enthaltene Ultimatum nicht handschriftlich zugestellt worden war (Kashiyama 
06.12.2021). 

In einer Diskussionsrunde anlässlich des 80. Jahrestags, die am 9. Dezember 2021 
im Nationalen Institut für Verteidigungsstudien (National Institut for Defense Stu-
dies NIDS) in Tōkyō veranstaltet wurde, beschäftigten sich vier Forscher des Insti-
tuts weitaus differenzierter mit der historischen Forschung zu Pearl Harbor. Die 
Wissenschaftler kommen zu dem interessanten Schluss, dass im Gegensatz zum 
100. Jahrestag des Beginns des Ersten Weltkriegs der 80. Jahrestag des Beginns des 
Pazifikkriegs kaum internationale Aufmerksamkeit in Form akademischer Konfe-
renzen erzeugte, unter anderem weil sich die Forschung in Europa auf September 
1939 als Beginn des Zweiten Weltkriegs konzentriere. Dabei gäbe es doch so viel zu 
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den Gründen zu forschen, die Japan zu dem vom anwesenden Historiker Nakajima 
Shingo als »tollkühn« bzw. »waghalsig« bezeichneten Angriff auf Pearl Harbor ver-
anlassten. Auch wenn die fast 20-seitige Mitschrift der Äußerungen der Diskussi-
onsrunde im Gegensatz zu Kashiyamas journalistischer »Japan Indepth«-Plattform 
auf wissenschaftliche Herangehensweisen wie zum Beispiel die Frage nach der Im-
plikation neu aufgetauchter Quellen achtet, so schließt einer der vier Diskutanten, 
der Direktor des Zentrums für Militärgeschichte am NIDS, Ishizu Tomoyuki, die 
Diskussion damit, dass er sich wundert, dass die bisherigen Forschungsergebnisse 
zu Pearl Harbor noch nicht dazu geführt hätten, eine klare Verantwortlichkeit für 
den Krieg zu benennen (NIDS 09.12.2021). 

Die Benennung einer klaren Verantwortlichkeit bzw. das Bekenntnis zur japani-
schen Kriegsschuld ist die Komponente, die flächendeckend in der medialen Be-
schäftigung mit dem 80. Jahrestag des Angriffs auf Pearl Harbor fehlt. Anstelle der 
gesellschaftspolitisch wichtigen Frage der Vergangenheitsbewältigung treten im 
Umfeld des Gedenkens an Pearl Harbor immer wieder Detailfragen in den Vorder-
grund. Ein gutes Beispiel hierfür ist ein Artikel über die fünf Spezial-U-Boote, die 
beim Angriff zum Einsatz kamen. In dem Artikel, der zum 7. Dezember 2021 vom 
NIDS veröffentlicht wurde, beschäftigt sich der NIDS-Forscher Ishimaru 
(07.12.2021: 5) mit den Erkenntnissen zum nicht geklärten Verbleib von drei der 
fünf Unterseeboote und ihrer Besatzung, von der sich sicher ist, »dass sie bei der 
Erfüllung ihres Auftrags ihre ›Tapferkeit‹ und ihr ›Verantwortungsbewusstsein‹ un-
ter Beweis gestellt haben, während sie in der Dunkelheit gegen die ›Angst‹ an-
kämpften«. Neun der zehn Besatzungsmitglieder der U-Boote überlebten den Ein-
satz nicht, der zehnte wurde der erste japanische Kriegsgefangene der USA. Ishi-
maru benutzt im Text mit dem Begriff der »Neun Kriegsgötter« für die Toten un-
kritisch die Bezeichnung, die diesen Gefallenen in der zeitgenössischen Propaganda 
verliehen worden war (Ishimaru 07.12.2021: 5). An dem Ort in der Präfektur 
Ehime, wo die U-Boot-Besatzungen ausgebildet worden waren, steht ein Kenotaph 
für diese neun Toten. Eine Gedenktafel für das zehnte Besatzungsmitglied und ein 
Gruppenfoto aller zehn Einsatzkräfte wurde allerdings erst vor einigen Jahren der 
Gedenkstätte hinzugefügt (Otsucle n.  d.), da der in Kriegsgefangenschaft geratene 
Sakamaki Kazuo (1918–1999) totgeschwiegen worden war, wie die Asahi Shinbun 
anlässlich des nahenden 80. Jahrestags von Pearl Harbor berichtete (AS 08.08.2021). 
Auch wenn es sich hier um anekdotische Evidenz handelte, zeigen diese Berichte, 
dass im Umgang mit dem geschichtlichen Ereignis des Angriffs auf Pearl Harbor 
der Gesamtzusammenhang gerne ausgeblendet und der Fokus auf die Verehrung 
gefallener Helden inklusive der zeitgenössischen Wertvorstellungen der Kriegszeit 
gelegt wird. 
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4 Japan und das Weltgedächtnis 

Am 15. April 2021 verabschiedete die UNESCO neue Regeln für die Eintragung von 
Objekten in das sogenannte Weltdokumentenerbe, ein Verzeichnis zur Bewahrung des 
dokumentarischen Erbes der Menschheit, das den Zugang zu wichtigen Dokumenten 
weltweit sichern soll. Die Reform der Regeln war von japanischer Seite angestrebt wor-
den, um den Umgang mit Dokumenten zu politisch sensiblen Themen wie zum Bei-
spiel Kriegsverbrechen zu reformieren. Bis zur Änderung der Regeln waren Anträge 
auf Aufnahme von Dokumenten in das Weltdokumentenerbe, auf Englisch Memory of 
the World (Weltgedächtnis) genannt, in einem Prozess hinter verschlossenen Türen 
von einem international besetzten Beratergremium entschieden worden, dessen 14 
Mitglieder vom Generaldirektor der UNESCO ernannt werden, der auch das Recht auf 
die endgültige Entscheidung zur Aufnahme von Dokumenten hatte (JT 16.04.2021). 
Japan kritisierte das Verfahren wegen mangelnder Transparenz, nachdem 2015 auf An-
trag der Volksrepublik China Dokumente über das Nanjing Massaker, bei dem im De-
zember 1937 die japanischen Eroberer der Stadt circa hunderttausend Menschen um-
gebracht hatten, in das Weltdokumentenerbe aufgenommen worden waren, und stellte 
kurz darauf aus Protest seinen finanziellen Beitrag zur UNESCO ein. Nachdem im Mai 
2016 Bürgerinitiativen aus u.  a. China und Südkorea die Aufnahme von Dokumenten 
zu den euphemistisch als »Trostfrauen« bezeichneten Zwangsprostituierten des japa-
nischen Militärs im Zweiten Weltkrieg in das Weltdokumentenerbe beantragten, 
sorgte Japan im Oktober 2016 dafür, dass ab 2017 die Aufnahme neuer Dokumente in 
die Liste ausgesetzt wurde (Vickers 25.11.2017). Ab 2018 nahm Japan als vorher größter 
finanzieller Unterstützer der UNESCO seine jährlichen Beitragszahlungen wieder auf, 
wurde als größter Beitragszahler aber von der Volksrepublik China überholt. 

Nach der im April 2021 erreichten Neuregelung können wieder neue Dokumente 
aufgenommen werden, allerdings müssen die Anträge nicht nur allen UNESCO-
Mitgliedsländern offengelegt werden, sondern diese können auch Einsprüche ge-
gen Anträge vorlegen. Erst wenn diese Einsprüche nach einem Beratungsverfahren 
der beteiligten Mitgliedsländer beigelegt sind, kann die eigentliche Dokumenten-
sichtung für das Aufnahmeverfahren beginnen. Auch liegt die endgültige Entschei-
dung über Aufnahme oder Ablehnung nicht mehr beim Generalsekretär der 
UNESCO, sondern beim Exekutivorgan der UNESCO, in dem die Mitgliedsländer 
vertreten sind. Anträge können nur noch von nationalen Regierungen und nicht 
mehr – wie im Fall der sogenannten Trostfrauen – von Nichtregierungsorganisati-
onen eingereicht werden (JT 16.04.2021). 

Auf einer Pressekonferenz zur Neuregelung des Antragsverfahrens zeigte sich der 
japanische Kabinettssekretär Katō Katsunobu sehr erfreut über die Änderungen, 
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nicht zuletzt da die japanische Regierung davon ausgeht, dass sie in Zukunft den 
Prozess der Aufnahme von für die japanische Seite unangenehmen Dokumentatio-
nen japanischer Kriegsverbrechen in das Weltdokumentenerbe stärker beeinflussen 
kann als bisher. Das zeigt sich besonders im Fall der Dokumente zu den sogenann-
ten Trostfrauen; denn hier hält die japanische Weigerung, mit den Antragsstellen-
den vom Mai 2016 in einen Dialog zu treten, wie das die neuen Regelungen vorse-
hen, den Antragsprozess auf unbestimmte Zeit auf (Haime 27.05.2022). Für Shin 
Heisoo, die Direktorin des Secretariat for the International Committee for Joint No-
mination of the Documents on the Japanese Military »Comfort Women« to 
UNESCO Memory of the World International Register, führt die durch Machtpoli-
tik herbeigeführte Regeländerung des Antragsprozesses die Funktion des Weltdo-
kumentenerbes ad absurdum und stellt die Integrität des Programms in Frage 
(Shim 2021). 

Die Auseinandersetzung über den Umgang mit dem kulturellen Erbe sowohl in 
Dokumenten als auch in Monumenten ist Teil eines Wettbewerbs, in dem es um die 
Deutungshoheit von Geschichte, besonders zwischen Japan, der Volksrepublik 
China und Südkorea, geht. Die Klassifikation historischer Quellen als Weltdoku-
mentenerbe oder von Monumenten als Weltkulturerbe durch die UNESCO dient 
dabei oft mehr als nur dem Erhalt des historischen Erbes. Die Aufnahme in den 
UNESCO-Kanon wird einerseits wie ein Gütesiegel gehandhabt, mit dem histori-
sche Stätten ihre Attraktivität für den Tourismus erhöhen wollen, auch wenn das 
wie im Fall der historischen Gold- und Silberbergwerke auf der japanischen Insel 
Sado zu Verstimmungen beim südkoreanischen Nachbarn führt, weil der Antrag 
auf Aufnahme ins Weltkulturerbe der Bergwerke die Geschichte der dort von Kore-
anern geleisteten Zwangsarbeit ignoriert. Andererseits erhoffen sich die Parteien, 
die Dokumente für das Weltdokumentenerbe vorschlagen, dass die Aufnahme die-
ser Quellen durch die UNESCO als Beweis ihrer Authentizität wirkt (Haime 
27.05.2022). 

Durch die Beantragung der Aufnahme der Sado-Bergwerke in den Kanon des 
Weltkulturerbes, für den, anders als von Japan für das Weltdokumentenerbe durch-
gesetzt, kein Prozess etabliert ist, bei dem Mitgliedsländer Widersprüche gegen die 
Aufnahme anmelden können, setzt sich Japan dem Vorwurf aus, mit zweierlei Maß 
zu messen; denn so wie Japan die Aufnahme von Dokumenten zu den sogenannten 
Trostfrauen ins Programm des Weltdokumentenerbes aufhält, so könnte bei einer 
Angleichung der Prozedur für die Aufnahme ins Weltkulturerbe die südkoreani-
sche Regierung die Auszeichnung der Sado-Bergwerke als UNESCO-Weltkultur-
erbe aufhalten mit Verweis auf fehlende Würdigung der koreanischen Zwangsarbeit 
in den Bergwerken (NA 26.01.2022). 
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5 Japan Center for Asian Historical Records (JACAR): 20-jähriges Bestehen

Im November 2021 feierte das Japan Center for Asian Historical Records (JACAR, 
japanisch auch ›Aji-reki‹) sein 20-jähriges Bestehen mit einem Online-Symposium, an 
dem mehr als 240 Personen teilnahmen. Es war die erste öffentliche Veranstaltung des 
Instituts seit der Feier zum zehnjährigen Bestehen im Jahr 2011. JACAR bietet als digi-
tale Plattform kostenlosen Zugang zu aktuell mehr als zwei Millionen Dokumenten 
und über 32 Millionen Einheiten an Bildmaterial aus den Beständen des Nationalar-
chivs, des Diplomatischen Archivs des Außenministeriums und des Nationalen Insti-
tutes für Verteidigungsstudien (NIDS). Initiiert wurde JACAR bereits 1994 vom dama-
ligen Premierminister Murayama Tomiichi als Teil von dessen umfassenden Bemü-
hungen um eine Aussöhnung mit den Opfern des japanischen Imperialismus (JACAR 
2021). Die Bereitstellung von Quellen zum Zweiten Weltkrieg sollte es Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern im In- und Ausland ermöglichen, dessen Geschichte 
multiperspektivisch und auf breiter Quellenbasis zu erforschen. Gründungsdirektor 
war von 2001 bis zu seinem Tod 2010 der Südostasienhistoriker Ishii Yoneo. Aktuell 
wird JACAR von Hatano Sumio (seit 2014) geleitet, der die Keynote-Rede des Online-
Symposiums hielt. Darin betonte er die Bedeutung des freien und dauerhaften Zugangs 
zu öffentlichen Quellen als »Basis zur Schaffung einer demokratischen Gesellschaft«. 
In der folgenden Panel-Diskussion unterstrichen die sechs Panelists (Ueda Kaoru, 
Stanford University; Akagi Kanji, Keio University; Goto Makoto, National Museum of 
Japanese History; Lee Seong-Whan, Keimyung University; Song Zhi-Yong, Japan Ins-
titute, Nankai University; Huang Tzu-chin, Institute of Modern History, Academia Si-
nica) die Bedeutung des Archivs für deren Forschung und Lehre zu unterschiedlichen 
Aspekten der Geschichte Japans im regionalen und globalen Kontext. Das gesamte 
Symposium kann als Video auf YouTube angesehen werden (YouTube 2021). 

6. Geschichte und Meinungsumfragen zum Verhältnis Japans zu China und 
Korea 

Im Jahr 2021 spielten Geschichtsstreitigkeiten mit China und Korea eine vergleichs-
weise untergeordnete Rolle im öffentlichen Diskurs. Dies mag daran gelegen haben, 
dass im vergangenen Jahr kein einschlägiger Jahrestag begangen wurde und damit 
ein offensichtlicher Anlass zur öffentlichen Auseinandersetzung fehlte. Dennoch 
schwelten auch 2021 Konflikte weiter, die seit vielen Jahren einer langfristigen Aus-
söhnung entgegenzustehen scheinen, wie die sogenannte Trostfrauen-Problematik 
und das Nanjing-Massaker. Weiter ungelöst ist der Streit um die an das Leid der 
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misshandelten Frauen erinnernden Statue in Berlin (Weber und Scherer 2021), die 
in Deutschland weitaus größere Beachtung findet als in Japan. Ein Erfolg dagegen 
gelang der japanischen Diplomatie darin, die Regularien zur Aufnahme von histo-
rischen Dokumenten in das UNESCO-Weltdokumentenerbe zu ändern (siehe 
oben), die die japanische Regierung seit der Aufnahme von Dokumenten zum Nan-
jing-Massaker heftig kritisiert hatte. Im Hintergrund dieser Streitigkeiten stehen 
tief verwurzelte und weit verbreitete Wahrnehmungen der jüngeren japanischen 
Geschichte, die größtenteils inkompatibel sind mit vorherrschenden Sichten in 
China und Korea. Die japanische NPO Genron untersucht jedes Jahr zusammen 
mit chinesischen bzw. koreanischen Partnern die gegenseitigen Wahrnehmungen 
Japans und seiner ostasiatischen Nachbarn sowie weitere Aspekte der bilateralen 
Beziehungen. Die 17. Gemeinsame Japanisch-Chinesische Meinungsumfrage 2021 
(Genron 2021b) ergab, dass die gegenseitigen negativen Wahrnehmungen weiter 
anstiegen: 90,9  % der Japaner gaben an, einen schlechten oder eher schlechten Ein-
druck von China zu haben (2020: 89,7  %). Noch stärker stieg der Anteil auf chine-
sischer Seite: hier gaben nach 52,9  % (2020) nun fast zwei Drittel (66,1  %) an, einen 
schlechten oder eher schlechten Eindruck von Japan zu haben. 
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ABBILDUNG 4: Negative Wahrnehmung des Partnerlandes (Japan-China) 

Anm.: Entwicklung der Umfragewerte zu »negativen oder eher negativen Ansichten« über Japan in 
der VR China (dunkel) und über die VR China in Japan (hell). 

Quelle: Eigene Darstellung nach Genron (2021b). 
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Auf japanischer Seite sank allerdings die Bedeutung historischer Aspekte: »Kritik 
an Japan wegen der Geschichtsprobleme« nannten nur noch 27,7  % als Kriterium 
für eine negative Sicht Chinas (2020: 37,5  %). Hauptgründe waren der Umfrage zu-
folge stattdessen Aspekte der internationalen Politik (Missachtung internationaler 
Regeln), Territorialfragen (Senkaku/Diaoyu, Südchinesisches Meer) und das politi-
sche System (Einparteienherrschaft der KPCh). Auf chinesischer Seite dagegen 
blieb Japans »fehlende Reue und Entschuldigung für die Invasion Chinas« mit Ab-
stand der Hauptgrund für eine negative Wahrnehmung Japans und stieg sogar in 
seiner Bedeutung leicht an auf 77,5  % (2020: 74,1  %). Eine ähnliche Entwicklung ist 
bei der Frage nach Wegen zur Verbesserung der japanisch-chinesischen Beziehun-
gen zu beobachten: noch einmal angestiegen gegenüber dem Vorjahr und nun klare 
Nummer eins auf chinesischer Seite ist die Notwendigkeit einer Verständigung über 
die Geschichtsprobleme mit 55,2  % (2020: 41,9  %). Auf japanischer Seite dagegen ist 
dieser Wert weiter gefallen, von 18  % (2020) auf nun 17,7  % (2021) und liegt nur an 
vierter Stelle hinter internationaler Kooperation auf Basis von Multilateralismus 
und Freihandel, Vertiefung des Vertrauensverhältnisses zwischen den politischen 

ABBILDUNG 5: Negative Wahrnehmung des Partnerlandes (Japan-Südkorea) 

Anm.: Entwicklung der Umfragewerte zu »negativen oder eher negativen Ansichten« über Japan in 
Südkorea (dunkel) und über die Südkorea in Japan (hell). 

Quelle: Eigene Darstellung nach Genron (2021a). 
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Eliten und einer Lösung des Senkaku-Konfliktes. Wie im vergangenen Jahr auch 
bleibt zu konstatieren, dass nicht nur die gegenseitige Wahrnehmung insgesamt 
sehr negativ ist, sondern auch die Wege zur Überwindung der Konflikte als sehr 
unterschiedlich eingestuft werden. 

Die im September 2021 veröffentlichte 9. Gemeinsame Japanisch-Koreanische 
Meinungsumfrage 2021 (Genron 2021a) ergab ein deutlich differenzierteres Bild. 
Auf koreanischer Seite sank die negative oder eher negative Wahrnehmung Japans 
von 71,6  % (2020) auf nun 63,2  %, während der Wert auf japanischer Seite von 
46,3  % (2020) leicht anstieg auf nun 48,8  %. 

Größere Einigkeit als im japanisch-chinesischen Fall herrscht aber über die 
Gründe: beide Seiten nennen unverändert historische Probleme als eindeutigen 
Hauptgrund für einen negativen Eindruck vom Nachbarn. Auf japanischer Seite 
nimmt die »anhaltende Kritik an Japan aufgrund der Geschichtsproblematik« die 
Spitzenposition ein mit 44,9  % (2020: 55,7  %). Auf koreanischer Seite stieg der Wert 
zur fehlenden japanischen Reue der Invasion Koreas noch einmal an auf 66,7  % 
(2020: 61,3  %). Interessanterweise verknüpften diese Geschichtsprobleme auf bei-
den Seiten nur eine relativ geringe Zahl der Befragten explizit mit der Frage der 
sogenannten Trostfrauen, nämlich jeder Fünfte (Korea) bzw. Siebte (Japan). Dies 
mag zeigen, dass trotz der Prominenz dieser Thematik in internationalen Medien 
die Ressentiments in Bezug auf historische Streitigkeiten auf beiden Seiten breiter 
und allgemeiner sind und auf generell unterschiedlichen Interpretationen der Ge-
schichte des japanischen Imperialismus beruhen. Anders als im Fall der japanisch-
chinesischen Beziehungen herrscht weitgehende Einigkeit darüber, dass die Verbes-
serung der Beziehungen zwischen Japan und Korea vor allem einer Beilegung der 
Geschichtsprobleme bedarf. Auf koreanischer Seite sehen dies 76,7  % (2020: 72,2  %)
so, auf japanischer Seite 65,7  % (2020: 57,1  %). Dies beinhaltet Streitigkeiten über 
Zwangsarbeit und die sogenannten Trostfrauen. Hinter der Beilegung des Territo-
rialstreits über Takeshima/Dokdo nimmt eine Reform der Geschichtserziehung in 
beiden Ländern den dritten Rang der anvisierten Maßnahmen zur Verbesserung 
der Beziehungen ein: auf japanischer Seite 40,5  % (2020: 39,8  %), auf koreanischer 
Seite sogar 52  % (2020: 58,5  %). Projekten zum bilateralen oder multilateralen 
Schulbuchdialog zwischen Korea und Japan, wo es derzeit zwar akademische (Ka-
ken 2022), allerdings keine neuen politischen Initiativen gibt, kämen daher beson-
dere Bedeutung zu. Diese insgesamt weniger negative und größere Konvergenz der 
gegenseitigen Wahrnehmung ist vermutlich auch darauf zurückzuführen, dass Ko-
rea als Demokratie und damit von einer breiten Mehrheit eher als Wertepartner 
Japans betrachtet wird als China, das zudem als größere wirtschaftliche und militä-
rische Bedrohung als Korea für Japan eingestuft wird. 
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Zieht aufs Land! Strategien japanischer 
Präfekturen zur Anwerbung von Stadt-

Land-Migrant*innen vor und während der 
Corona-Pandemie

Cornelia Reiher

Move to the Countryside! Strategies of Japanese Prefectures to Recruit Urban-
Rural Migrants Before and During the COVID-19 Pandemic 

During the COVID-19 pandemic, urbanites’ outmigration to Japan’s rural areas re-
ceived considerable media attention. However, outmigration from urban areas is small 
and not evenly distributed across prefectures in Japan, with prefectures in peripheral 
locations receiving fewer migrants than those closer to urban centers. This paper ana-
lyzes the representation of rural spaces in recruitment strategies, promotional activi-
ties, and information events conceptualized and organized by two such peripheral pre-
fectures, Saga and Ōita in Kyushu, to understand the role of these representations in 
the inter-prefectural competition for new residents. Based on the analysis of promo-
tional videos published online by both prefectures, it was found that despite recent 
changes in rural Japan the promotional videos published by Saga and Ōita prefectures 
portray the two prefectures as a »rural idyll,« rather than as innovative, open, and 
diverse. In this way, the promotional materials echo older discourses about rural areas 
from the fields of tourism, consumerism, and the media, which portray rural Japan as 
an idealized but homogeneous space. Since the representations of the two prefectures 
differed only slightly and could hardly be distinguished from each other, it is question-
able whether these materials can help potential new residents make an informed deci-
sion before moving. 
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1 Einleitung 

In den Jahren 2020 und 2021 berichteten zahllose Medien über Menschen aus 
Tōkyō, Yokohama und Ōsaka, die während der Corona-Pandemie aus Sorge vor 
Ansteckung in überfüllten Zügen und Versorgungsengpässen oder einfach nur, weil 
sich durch Telearbeit die Möglichkeit bot, überall zu arbeiten, in kleinere Orte im 
ländlichen Japan umzogen. Telearbeit, die im Zuge der Pandemie in vielen Unter-
nehmen eingeführt wurde, so der Tenor dieser Beiträge, habe diese Stadt-Land-Mi-
gration ebenso möglich gemacht wie die Entscheidung einiger Unternehmen, ihre 
Zentralen in Regionen außerhalb Tōkyōs zu verlegen (Kajimoto 04.11.2020; Kan-
zaki und Hamada 03.09.2021; Motohashi und Matsuoka 14.06.2020; Tanahashi 
14.06.2020). Das Furusato Kaiki Shien Sentā (FKSS), eine in Tōkyō gelegene Bera-
tungsstellen für Menschen, die sich für einen Umzug ins ländliche Japan interessie-
ren, berichtete, dass die Zahl derjenigen, die Beratungsangebote via Telefon und E-
Mail in Anspruch nahmen, im Jahr 2021 im Vergleich zu 2019 leicht gestiegen sei 
(FKSS 2022). 

Allerdings zeigt die Pressemitteilung des FKSS auch, dass es Unterschiede zwi-
schen Japans Präfekturen gibt. Bei Teilnehmer*innen an Beratungsgesprächen des 
FKSS war 2020 und 2021 Shizuoka die beliebteste Präfektur. Bei Teilnehmer*innen 
an Seminaren des FKSS waren es 2020 die Präfektur Wakayama und 2021 die Prä-
fektur Hiroshima (FKSS 2022). Was aber ist mit Präfekturen, die weit von Tōkyō 
entfernt liegen? Um ein differenzierteres Bild des ländlichen Japans und von Stadt-
Land-Migration vor und während der Corona-Pandemie zu zeichnen, untersucht 
dieser Beitrag zwei Präfekturen im nördlichen Kyūshū: Ōita und Saga.1 Während 
die Präfektur Ōita weder 2020 noch 2021 unter den Top 20 der beliebtesten Zielprä-
fekturen war,2 interessierten sich 2020 und 2021 so viele Teilnehmer*innen von 
FKSS-Seminaren für die Präfektur Saga, dass diese 2020 in dieser Kategorie des 
Rankings auf Platz drei und 2021 auf Platz acht war. Allerdings hat die tatsächliche 
Zahl von Zuzügen während der Pandemie in Saga gar nicht und in Ōita nur gering-
fügig zugenommen (Online-Interviews Saga-kenchō und Ōita-kenchō, 16.03.2022 
und 18.03.2022). 

1 Dieser Beitrag entstand im Kontext des von der DFG geförderten Projekts Urban-rural Migration and 
Rural Revitalization in Japan, in dem ich gemeinsam mit Cecilia Luzi und Ngo Tu Thanh vier Kom-
munen in vier Präfekturen in Nordkyūshū untersuche und vergleiche. Ich stelle hier die Präfekturen 
Saga und Ōita vor, für die ich im Rahmen des Projekts zuständig bin. Weitere Informationen zum 
Projekt finden sich auf dem Projektblog: https://userblogs.fu-berlin.de/urban-rural-migration-ja-
pan/. 

2 Die Präfektur Ōita war allerdings von 2016–2019 jedes Jahr unter den Top 20 und 2016 auf Platz 7 
(FKSS 2022). 

https://userblogs.fu-berlin.de/urban-rural-migration-japan/.2/
https://userblogs.fu-berlin.de/urban-rural-migration-japan/.2/
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Japans ländliche Räume sehen sich seit Jahrzehnten demographischen Proble-
men wie Überalterung, niedrigen Geburtenraten und der Abwanderung der Bevöl-
kerung gegenüber (Masuda 2013; Ōno 2008). Daher haben Zentralregierung, Prä-
fekturen und Kommunen nicht erst seit Beginn der Corona-Pandemie ein Interesse 
daran, diesen Trend u.  a. dadurch aufzuhalten, dass sie das Landleben und den Zu-
zug von Menschen aus anderen Präfekturen und insbesondere aus den japanischen 
Ballungszentren propagieren und fördern. Dabei stehen die Präfekturen und Kom-
munen miteinander im Wettbewerb um neue Einwohner*innen (Koyanagi 2016). 
Sie unterstützen neue Bürger*innen finanziell, bieten Beratung und Informationen 
vor Ort, auf Messen in Großstädten und virtuell an und bewerben die Vorzüge des 
Lebens in den jeweiligen Präfekturen und Kommunen auf sozialen Medien und 
mittels Videos auf Online-Portalen. 

Dieser Beitrag untersucht die Repräsentationen von ländlichen Räumen und ei-
nem Leben auf dem Land in diesen Informations- und Werbematerialien für poten-
zielle Stadt-Land-Migrant*innen und analysiert, wie sich diese im Kontext des 
Wettbewerbs um neue Einwohner*innen voneinander abheben. Welche Bilder von 
Ländlichkeit und Landleben bieten die Präfekturen Saga und Ōita Menschen an, die 
sich für einen Umzug in diese Präfekturen interessieren? Um diese Fragen zu beant-
worten, habe ich die Internetportale auf denen Informationen für Umzugswillige 
bereitgestellt werden und dort veröffentlichte Werbevideos beider Präfekturen so-
wie Interviews die ich 2018 vor Ort sowie zwischen August 2021 und Mai 2022 on-
line mit Mitarbeiter*innen von Kommunal- und Präfekturverwaltungen in Saga 
und Ōita geführt habe, analysiert und verglichen. 

Um die Anwerbestrategien beider Präfekturen einordnen zu können, skizziere 
ich zunächst das Phänomen der Stadt-Land-Migration in Japan vor dem Hinter-
grund des demographischen Wandels und stelle danach im Kontext des Wettbe-
werbs japanischer Kommunen und Präfekturen konstruierte Repräsentationen des 
ländlichen Japans vor. Im Anschluss gebe ich einen Überblick über Stadt-Land-Mi-
gration, Anwerbestrategien und Fördermaßnahmen für Stadt-Land-Migrant*innen 
in den Präfekturen Saga und Ōita vor und während der Corona-Pandemie. Es folgt 
eine Analyse von Werbevideos beider Präfekturen, die sich an potenzielle Mig-
rant*innen richten, um Repräsentationen von Ländlichkeit und Landleben zu iden-
tifizieren, zu vergleichen und zu diskutieren. 
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2 Stadt-Land-Migration im Kontext demographischen Wandels 

Abwanderung vom Land in die Städte ist in Japan kein neues Problem. Gesellschaft-
liche Umbrüche waren seit der Meiji-Zeit häufig mit einer verstärkten Landflucht 
verbunden (Narita 1998: 23). Insbesondere die 1950er Jahre waren von einer Ab-
wanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft in die Industriezentren ge-
prägt (Kitano 2009: 17–18). Die japanische Regierung nahm sich daher bereits in 
den 1960er Jahren des Problems der Abwanderung und des Bevölkerungsrück-
gangs in ländlichen Gebieten an (Feldhoff 2013; Koyanagi 2016). Begriffe wie kaso 
chiiki (entvölkerte Regionen), genkai shūraku (Siedlungen an der Grenze der Über-
lebensfähigkeit) und chihō shōmetsu (Verschwinden der Regionen) prägten in den 
folgenden Jahrzehnten den Diskurs über den sich immer weiter zuspitzenden Be-
völkerungsrückgang in Japans ländlichen Räumen (Miserka 2019: 81). 

Aufgeschreckt durch den Masuda-Bericht von 2013, der bis 2040 das Verschwin-
den von 896 Gemeinden im ländlichen Raum vorhersagte (Ishikawa 2018: 6), ver-
schrieb sich die japanische Regierung 2014 einmal mehr der Revitalisierung der 
Regionen (chihō sōsei) und dem Kampf gegen die Entvölkerung ländlicher Gebiete 
(Hijino 11.09.2020). Im Jahr 2014 wurde unter dem damaligen Premierminister 
Shinzō Abe das Gesetz zur Überwindung des Bevölkerungsrückgangs und zur Be-
lebung der lokalen Wirtschaft (machi hito shigoto sōseihō) verabschiedet und im 
Jahr 2015 der Fünfjahresplan »Umfassende Strategie für Gemeinden, Menschen 
und Arbeit« (Machi, hito, shigoto sōsei sōgō senryaku) vorgestellt (CAS 2022).3 Eines 
der Ziele des Strategieplans ist es, die Abwanderung aus Japans Regionen nach 
Tōkyō zu verlangsamen, den Zuzug in ländliche Gebiete zu erhöhen und so eine 
Gegenbewegung zur Abwanderung vom Land in die Städte zu erreichen (Koyanagi 
2016: 508). Die Zentralregierung schuf über Subventionen (chihō sōsei suishin 
kōfukin) finanzielle Anreize, damit Kommunen und Präfekturen eigene, an die Um-
fassende Strategie angelehnte Fünfjahrespläne verfassen. 

Da die Idee der ländlichen Revitalisierung nicht neu ist, hatten die meisten Prä-
fekturen und Kommunen aber bereits eigene, sich mit der Umfassenden Strategie
stark überschneidende Pläne erstellt, die nach Rücksprache mit dem Büro zur 
Überwindung des Bevölkerungsrückgangs und zur Belebung der lokalen Wirt-
schaft (Machi Hito Shigoto Sōsei Honbu) im Ministerium für innere Angelegenhei-
ten und Kommunikation (Sōmushō) als Zugangsvoraussetzung für Subventionen 
anerkannt werden konnten (Online-Interviews Ōita-kenchō und Saga-kenchō, 
18.03.2022 und 16.03.2022). 

3 Der zweite Fünfjahresplan wurde 2020 verabschiedet. 
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Auch die Stadt-Land-Migration ist in Japan kein neues Phänomen, politische 
Entscheidungsträger propagieren sie aber erst seit der Jahrtausendwende verstärkt 
als Instrument zur (Wieder-)Belebung ländlicher Räume (Koyanagi 2016). Sie ge-
hen davon aus, dass gut ausgebildete und hoch motivierte Menschen, die in ländli-
che Gebiete ziehen, Inspiration, Ideen und Potenzial für die Wiederbelebung länd-
licher Räume mitbringen. Daher ist die Anwerbung von gut ausgebildeten Men-
schen heute eines der Hauptziele der Revitalisierungsstrategien für ländliche Ge-
biete. Vor allem Menschen im erwerbsfähigen Alter stehen im Fokus dieser Maß-
nahmen (Sōmushō 2018a). Kommunen suchen daher insbesondere nach jüngeren 
Migrant*innen, die sich aktiv in ihrer Wahlheimat einbringen, Unternehmen grün-
den, Arbeitsplätze schaffen und Steuern zahlen (Odagiri 2015: 31). 

Wenn in Japan von Stadt-Land-Migration die Rede ist, wird häufig der Begriff 
den’en kaiki (Rückkehr aufs Land) verwendet (Ishikawa 2018). Stadt-Land-Mig-
rant*innen werden unterteilt in Menschen, die zum ersten Mal in einen Ort im 
ländlichen Raum ziehen, ohne vorher dort gelebt zu haben (I-turn), in Rückkehr-
migrant*innen, die in ihre ländlichen Heimatorte zurückkehren (U-turn) und in 
Menschen, die aus dem ländlichen Raum kommen, aber nicht in ihre Heimatstadt, 
sondern in einen Ort in der Nähe ziehen (J-turn). Im japanischen Kontext werden 
Menschen, die aus Japans urbanen Zentren (sandai toshiken4) in Gemeinden im 
ländlichen Raum ziehen, als ijūsha bezeichnet. Der Begriff wird aber auch für Per-
sonen verwendet, die aus Regionalstädten in kleinere Orte in Japans Regionen oder 
aus einem kleinen Ort im ländlichen Raum in einen anderen kleinen Ort ziehen. 

Diese eher vage Definition erschwert die Erhebung verlässlicher Zahlen von Stadt-
Land-Migrant*innen.5 Laut dem japanischen Ministerium für Land, Infrastruktur, 
Transport und Tourismus (MLIT) war 2017 einer von vier jungen Menschen aus der 
Stadt daran interessiert, aufs Land zu ziehen (MLIT 2018). Einer Untersuchung des 
Ministeriums für Inneres und Kommunikation (MIC) zufolge waren im Jahr 2015 
249.545 Personen aus Großstädten in als kaso chiiki klassifizierte Regionen gezogen 
(Sōmushō 2018b: 4). Die Zahl der Menschen, die in Japan im Rahmen des Pro-
gramms zur Unterstützung der regionalen Revitalisierung (Chiiki Okoshi 
Kyōryokutai; kurz COKT)6 aufs Land zogen, lag 2020 bei 5464 Personen (Sōmushō 

4 Hier sind die Großräume Tōkyō, Ōsaka und Nagoya gemeint. 
5 Darüber hinaus wird die Zahl der Zuwanderer in ländlichen Kommunen nicht zentral erhoben bzw. 

wird nicht immer dokumentiert, von wo die Personen zugezogen sind. Es ist daher schwer einzu-
schätzen, wie viele Menschen insgesamt aus urbanen in ländliche Räume umziehen. 

6 Dieses Programm wurde 2009 MIC initiiert. Es stellt Kommunen im ländlichen Japan Mittel zur Ver-
fügung, um den Zuzug von Menschen in ihre Gemeinden zu unterstützen, indem sie diese für drei 
Jahre einstellen und für Aufgaben im Bereich der regionalen Revitalisierung einsetzen (Reiher 2020; 
Sōmushō 2018a). 



OUS ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

2021) und das FKSS berichtete, dass die Zahl derjenigen, die Beratungsangebote via 
Telefon und E-Mail in Anspruch nahmen, 2021 bei 49.514 Personen lag (FKSS 2022). 

Seit der Jahrtausendwende ziehen neben Ruhestandsmigrant*innen immer mehr 
Menschen im arbeitsfähigen Alter aus den Großstädten aufs Land. Binnenmig-
rant*innen, die ins ländliche Japan umziehen, arbeiten online oder haben Fähigkei-
ten, die sie im ländlichen Japan als Berater oder Künstler nutzen können. Andere 
gründen ihr eigenes Unternehmen oder arbeiten als Angestellte in lokalen Unterneh-
men. Oft ziehen jüngere Japaner*innen im Rahmen von Fördermaßnahmen wie 
COKT um (Odagiri 2015: 29). Zu den Motivationen für einen Umzug in ländliche 
Gebiete gehören die Suche nach mehr Selbstbestimmung, Umweltbewusstsein, spiri-
tuellem Wachstum und Gesundheit, das Streben nach persönlicher Zufriedenheit, ein 
Mangel an langfristigen Perspektiven sowie der Wunsch, einen Beitrag zur Gesell-
schaft zu leisten (Klien 2016; Nakagawa 2018; Odagiri 2015; Rosenberger 2017). Als 
Ort, an dem man sich niederlassen kann, als Ort der Arbeit oder der Selbstfindung 
(Odagiri 2015: 34), aber auch als »Experimentierfeld für visionäre Menschen« (Klien 
2020: 175) können ländliche Räume für Binnenmigrant*innen ganz unterschiedliche 
Funktionen erfüllen und mit verschiedenen Vorstellungen verknüpft werden. 

3 Repräsentationen ländlicher Räume im Wettbewerb von Kommunen und 
Präfekturen in Japan 

Woher kommen diese Vorstellungen von Ländlichkeit und Landleben, die Menschen 
dazu bewegen, umzuziehen? Bei der Entscheidung, aufs Land zu ziehen und der Aus-
wahl eines neuen Wohnortes spielen zahlreiche Faktoren eine Rolle. Dazu gehören 
persönliche Bezüge zum Ort, wie z.  B. positive Erfahrungen mit Tourismus, familiäre 
Beziehungen, oder Bekannte und Freunde, die schon dort wohnen, aber auch Förder-
strukturen, die finanzielle oder andere Unterstützung ermöglichen (Klien 2020: 7; 
Miserka 2019; Reiher 2020). Häufig leiten aber auch medial vermittelte Eindrücke 
eines konkreten Ortes die Entscheidung für den Umzug. Meine eigenen Interviews 
mit Stadt-Land-Migrant*innen in Ōita und Saga zeigen darüber hinaus, dass diese vor 
ihrem Umzug an Messen oder Informationsveranstaltungen von Präfekturen und 
Kommunen teilnahmen, sich auf deren Internetseiten informierten und mehrere 
Orte, für die sie sich interessierten, besuchten.7 Präfekturverwaltungen und Kommu-

7 Neben den Interviews mit Mitarbeiter*innen der Präfekturverwaltungen Ōita und Saga, auf die ich 
mich hier hauptsächlich beziehe, habe ich im März 2018 und im April 2019 vor Ort und zwischen 
August 2021 und Mai 2022 online weitere Interviews mit Migrant*innen in Arita (Präfektur Saga) 
und Taketa (Präfektur Ōita) geführt. 
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nen in Japan bemühen sich entsprechend darum, sich als attraktives Ziel für potenti-
elle Neubürger*innen und Rückkehrer*innen zu präsentieren. 

Die Vorstellungen, die Individuen von einem bestimmten Ort haben, sind häufig 
das Ergebnis eines Prozesses, den Benson und O’Reilly (2018: 18–19) im Zusammen-
hang mit Tourismus und lifestyle migration als imagineering bezeichnen. Das heißt, 
dass Stadtplaner*innen, Unternehmen und lokale Verwaltungen Orte konstruieren 
und in Zusammenarbeit mit Werbeagenturen und Medien gezielt bestimmte Images 
verbreiten (Benson und O’Reilly 2018: 17). So präsentieren sich Gemeinden und Re-
gionen als Paradies oder als dynamisch und aufstrebend, um bestimmte Unterneh-
men, Touristen oder Anwohner anzulocken (Teo 2003). Zielgruppengenau soll so ein 
wettbewerbsfähiges Image im Wettbewerb mit anderen Standorten um Touristen, 
Einwohner und Unternehmen konstruiert und verbreitet werden (Cleave et al. 2017). 

Im japanischen Kontext zielen solche Maßnahmen heute vor allem darauf ab, 
über die Verbreitung von Informationen (jōhō hasshin) das Image, die Bekanntheit 
und die Attraktivität eines Ortes zu steigern. Kommunen und Präfekturen nutzen 
Werbevideos, Slogans, Logos, Webseiten und soziale Medien (Masumitsu 2020). 
Neben der Verbreitung von Informationen ist auch das Erleben (taiken) eines Ortes 
wichtig. Viele Kommunen in Japan bieten daher ein Probewohnen vor Ort (otame-
shi kikan) an (Noguchi 2019). 

Japanische Medien, die Werbeindustrie und die Tourismusbranche kreieren – oft 
gemeinsam mit Kommunen und Präfekturen – ebenfalls gezielt Images von Länd-
lichkeit. Schon seit Jahrzehnten wird über Bilder von Natur, den Verweis auf ein 
»entschleunigtes Leben auf dem Land« und den »engen sozialen Zusammenhalt« 
ein ländliches Idyll konstruiert (Creighton 1998; Ivy 1995; Scherer und Thelen 
2020; Seaton 2015). In Japan ist dieses ländliche Idyll eng mit dem Begriff furusato
(Heimat) verknüpft. Der Begriff induziert Nostalgie, Wärme und ein Gefühl der 
Sicherheit und stellt diese positiv aufgeladenen ländlichen Räume der anonymen 
Großstadt gegenüber (Ivy 1995: 105–106). Japans kulturelle Identität wird in sol-
chen Diskursen und Kampagnen als in agrarischen Traditionen verwurzelt präsen-
tiert (Schnell 2005: 201). 

Verschiedene Fernsehformate setzen lokale Dialekte, kulinarische Spezialitäten, 
Bräuche und Feste ein, um Orte im ländlichen Raum als einzigartig zu repräsentie-
ren und tragen oft dazu bei, dass Touristen an die dargestellten Orte reisen (Scherer 
und Thelen 2020; Seaton 2015; Schnell 2005). Entsprechend bemühen sich Kom-
munen verstärkt um eine Zusammenarbeit mit Medien, weil sie sich positive Ef-
fekte für den Tourismus, bei der Anwerbung neuer Einwohner oder Unternehmen 
erhoffen (Scherer und Thelen 2020: 7–8). Die Reichweite solcher Narrative über 
ländliche Räume hat sich durch soziale Medien noch einmal erhöht. Obwohl diese 
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idealisierte Vorstellung von Ländlichkeit seit den 1970er Jahren in regionalen Revi-
talisierungsdiskursen mobilisiert wurde, ist deren Erfolg begrenzt (Reiher 2014). 

Neuere wissenschaftliche Publikationen argumentieren allerdings, dass das länd-
liche Japan vielfältiger wird, nicht zuletzt durch Stadt-Land-Migration (Klien 2020; 
Lützeler et al. 2020; Reiher 2020; Sugimoto 2020). Klien zufolge (2020: 5) würden 
ländliche Regionen in Japan zunehmend als Experimentierfeld wahrgenommen, 
wo vielfältige Lebensstile möglich und die Menschen glücklicher sind, weil sie einen 
Beitrag leisten und sogar sozialen Wandel herbeiführen können. In zahlreichen Me-
dien wird dieses neue Image eines Landlebens, welches das Beste aus Stadt- und 
Landleben vereint, zelebriert und einige Kommunen präsentierten sich schon vor 
der Pandemie als attraktive Orte für Kreative und IT-Spezialisten, die in coworking 
spaces arbeiten, während sie das Landleben genießen (Klien 2020; Koyanagi 2016). 

4 Stadt-Land-Migration und Anwerbestrategien von Präfekturen im nördli-
chen Kyūshū vor und während der Corona-Pandemie 

Spiegelt sich der für Japans ländliche Räume und deren Repräsentation attestierte 
Wandel auch in den Anwerbestrategien, Werbematerialien und Unterstützungs-
maßnahmen der Präfekturen Ōita und Saga wider? Nach einer kurzen Vorstellung 
der Präfekturen Saga und Ōita zeige ich, wie sich beide Präfekturen um neue Ein-
wohner*innen bemühen und welches Bild von Ländlichkeit und Landleben sie in 
Werbe- und Informationsmaterialien vermitteln, die sich an potenzielle Stadt-
Land-Migrant*innen richten. 

Kyūshū weist im Vergleich zu anderen Regionen in Japan eine Besonderheit auf: 
Die Geburtenrate ist höher als in anderen Regionen, dafür kämpft die Insel stärker 
mit der Abwanderung junger Menschen. Diese Abwanderung unterliegt konjunk-
turellen Schwankungen. Bei guter Konjunktur wandern viele Menschen nach 
Tōkyō ab, weil sich dort bessere Beschäftigungsmöglichkeiten bieten, kehren bei 
schlechter Konjunktur aber häufig wieder zurück. 2016 galten 51 Prozent aller 
Kommunen in Kyūshū als Städte, die vom Verschwinden bedroht sind (shōmetsu 
kanōsei toshi). Präfekturen und Kommunen in Kyūshū versuchen daher sowohl die 
Geburtenrate durch Unterstützungsmaßnahmen für Heirat, Geburt und Kinderer-
ziehung weiter zu erhöhen als auch Arbeitsplätze zu schaffen, um Beschäftigung 
und Migration zu fördern. Bei der Anwerbung von Binnenmigrant*innen liegt der 
Schwerpunkt auf Qualität, d.  h. es sollen vor allem gut ausgebildete Personen, z.  B. 
IT-Ingenieure und Designer angesprochen werden, um eigene Firmen zu gründen 
und Arbeitsplätze zu schaffen (Koyanagi 2016: 508–10). 
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Die Präfektur Saga hatte im Jahr 2020 811.442 Einwohner*innen. Im Jahr 2010 
waren es noch 850.000 gewesen und Prognosen zufolge werden es im Jahr 2040 nur 
noch 680.000 sein (Saga-ken 2015: 6). Die Geburtenrate lag allerdings mit 1,61 im 
Jahr 2020 über dem landesweiten Durchschnitt von 1,34 (Saga-ken 2021). Der An-
teil von Menschen, die älter als 65 Jahre sind, lag 2016 mit 28,5 Prozent leicht über 
dem Landesdurchschnitt von 27,3  % (Saga-ken 2018: 7). Einem Mitarbeiter der Prä-
fekturverwaltung Saga zufolge, der für die Beratung von potentiellen Binnenmig-
rant*innen zuständig ist, zogen 2015 2600 Menschen nach Saga. Im Jahre 2021 war 
es aber nur noch die Hälfte.8 Eine Zunahme von Binnenmigrant*innen während 
der Corona-Pandemie habe in der Präfektur Saga nicht stattgefunden. Allerdings 
sei die Abwanderung aus Saga leicht zurückgegangen (Online-Interview Saga-
kenchō, 16.03.2022). 

In der Präfektur Ōita leben gegenwärtig 1,11 Millionen Einwohner*innen. Im 
Jahr 2014 waren es noch 1,17 Millionen und Prognosen zufolge werden es im Jahr 
2040 nur noch 955.000 Einwohner*innen sein (Ōita-ken 2021: 2). Die Geburtenrate 
lag 2021 mit 1,57 ebenfalls über dem nationalen Durchschnitt (YS 20.06.2021). Der 
Anteil der Menschen, die älter als 65 Jahre sind, lag im Oktober 2021 mit 33,7 Pro-
zent weit über dem Landesdurchschnitt. Einem Mitarbeiter der Präfektur Ōita zu-
folge, der für die Beratung von Migrationswilligen zuständig ist, zogen 2020 1.287 
Personen nach Ōita. Diese Zahl sei seit 2015 jährlich gestiegen. Ende 2020 wies Ōita 
sogar eine positive Bilanz auf: Es waren 211 Personen mehr zugewandert als abge-
wandert (Ōita-ken 2021). Aber auch in Ōita ist, so der zuständige Mitarbeiter der 
Präfektur, während der Pandemie weder in der Beratung noch in den tatsächlichen 
Zahlen von Zuzügen eine starke Zunahme zu beobachten gewesen (Online-Inter-
view Ōita-kenchō, 18.03.2022). 

Beide Präfekturen haben sich zum Ziel gesetzt, die Abwanderung zu bekämpfen 
und die Geburtenrate und die Zahl von Binnenmigrant*innen zu erhöhen. Ziel-
gruppe dieser Bemühungen in der Präfektur Saga sind Menschen zwischen 20 und 
40 Jahren, die in Saga arbeiten wollen. Rund 70 Prozent der Personen, die sich im 
Informationsbüro der Präfektur (ijū sapōto desuku) über einen Umzug nach Saga 
informierten, seien Personen dieser Altersgruppe. Sie seien aber nicht nur aus öko-
nomischer Sicht wichtig, sondern sollen sich in gemeinschaftliche Aufgaben und 
Revitalisierungsprojekte in den überalterten Kommunen aktiv einbringen. Dies sei 
Menschen vor Ort, die oftmals älter als 70 Jahre sind, nur noch schwer möglich 
(Online-Interview Saga-kenchō, 16.03.2022). 

8 Wie auch bei nationalen Statistiken für Binnenmigration wird die genaue Zahl von Stadt-Land-Mig-
rant*innen nicht in allen Präfekturen erhoben. 
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Die Präfektur Ōita möchte ebenfalls junge Menschen anwerben, die sich in ihrer 
Wahlheimat engagieren. Der Fokus liegt aber konkret auf jungen Frauen. Da es in 
Ōita mehr junge Männer als Frauen gibt, soll dieses Ungleichgewicht ausgeglichen 
werden. Seit Beginn der Pandemie haben sich zwar insgesamt mehr Personen für 
einen Umzug nach Ōita interessiert, tatsächlich kamen aber nicht mehr Menschen. 
Verändert habe sich aber die Altersstruktur der Binnenmigrant*innen. Während 
vor der Pandemie insbesondere Ruhestandsmigrant*innen und Menschen über 40 
nach Ōita kamen, sind es nun mehr Menschen im Alter zwischen 20 und 30 Jahren. 
Meine Interviewpartner aus der Präfekturverwaltung Ōita führen das auf die Mög-
lichkeit von Telearbeit zurück (Online-Interview Ōita-kenchō, 18.03.2022). 

Um neue Einwohner*innen zu gewinnen, bieten beide Präfekturen einen recht 
ähnlichen Mix aus Informations- und Unterstützungsangeboten. Sie betreiben In-
formationsbüros (ijū sapōto desuku) in den Präfekturhauptstädten, Fukuoka, Ōsaka 
und Tōkyō. Dort werden mehrmals im Jahr Seminare und Workshops für Interes-
senten abgehalten und Termine für individuelle Beratungsgespräche können jeder-
zeit vereinbart werden (Online-Interview Saga-kenchō, 16.03.2022). Im Mittel-
punkt stehen die Themen Wohnen, Arbeit, Familie und Bildung. Die Internetseiten 
beider Präfekturen, Saga Smile und Ōita Kurashi, bieten Informationen über die 
Präfektur und deren Kommunen, eine Liste von Häusern zum Probewohnen 
(otameshi jūtaku)9, eine Übersicht über die akiya banku10 der Kommunen und In-
formationen über finanzielle Unterstützungsangebote der Präfektur und Kommu-
nen. Beide Präfekturen kooperieren mit dem FKSS, Radiosendern, den Kommunal-
verwaltungen in den Präfekturen, der Arbeitsagentur der japanischen Regierung 
Hello Work und JOIN (Ijū Kōryū Suishin Kikō), einer Organisation, die die Zusam-
menarbeit zwischen Kommunen und Unternehmen im Kontext von Binnenmigra-
tion fördert. 

Potenzielle Binnenmigrant*innen werden bereits vor der Entscheidung für einen 
Umzug finanziell unterstützt. Die Präfektur Saga bietet Menschen, die sich für einen 
Umzug nach Saga interessieren, z.  B. für 1000 JPY pro Tag einen günstigen Mietwagen 
an, um sich Gemeinden, Arbeitsplätze und Wohnorte in der Präfektur anzusehen. 
Über die kostenlose Saga-Smile Card können Umzugsinteressent*innen außerdem 
Rabatte bei Autovermietungen, Onsen, Hotels, Restaurants und in Kaufhäusern er-

9 Otameshi jūtaku sind Gebäude, die den Kommunen gehören. Dort können Menschen, die an einem 
Umzug aufs Land interessiert sind, für einen kurzen Zeitraum (zwischen einigen Tagen und einem 
Monat) gegen eine geringe Gebühr wohnen, um das Leben auf dem Land kennenzulernen und eine 
fundierte Entscheidung darüber zu treffen, ob sie dorthin ziehen möchten oder nicht. 

10 Es handelt sich dabei um eine Datenbank von zum Kauf oder zur Miete verfügbaren Immobilien, die 
(in den meisten Fällen) von den lokalen Behörden zusammengestellt und aktualisiert wird. 
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halten. In Ōita bietet die Mitgliedskarte des Ōitagurashi kurabu ganz ähnliche Rabatte. 
Einige Kommunen in Ōita laden zu mehrtätigen Führungen (ijū tsuā) ein. Die Hälfte 
der Kosten für Flug, Mietwagen und Übernachtung werden erstattet. 

Nach dem Umzug bieten Präfekturen und Kommunen ebenfalls finanzielle Un-
terstützung für Binnenmigrant*innen an. Staatliche Subventionen ermöglichen es 
z.  B. der Präfektur Saga, Menschen, die aus Tōkyō nach Saga ziehen, finanziell zu 
unterstützen: eine alleinstehende Person erhält dort einmalig 600.000 JPY, eine Fa-
milie 1.000.000 JPY. In Ōita-ken werden insbesondere Familien mit Kindern unter-
stützt. Für jedes in Ōita geborene Kind erhalten die Eltern einen Gutschein, den sie 
für verschiedene Dienstleistungen, wie z.  B. Kinderbetreuung verwenden können. 
Darüber hinaus werden die Kosten für die Kinderbetreuung bis zum Alter von drei 
Jahren für Familien mit mindestens zwei Kindern vollständig übernommen. Kom-
munen in beiden Präfekturen bieten darüber hinaus eigene Unterstützungsmaß-
nahmen an. Dazu gehören z.  B. eine Mietminderung für Familien mit Kindern oder 
ein Zuschuss zu den Kosten für die Schulverpflegung (Saga-ken 2022). 

Die Corona-Pandemie hatte großen Einfluss auf die Beratung von potentiellen 
Stadt-Land-Migrant*innen. Klassische Formate wie Messen, die persönliche Bera-
tung in den Informationsbüros und in den Kommunen vor Ort sowie öffentliche 
Informationsveranstaltungen mussten zeitweise ausfallen oder modifiziert werden. 
Allerdings hatte ein Mitarbeiter einer Kommunalverwaltung in Kyūshū bereits 2018 
berichtet, dass die Teilnahme an Messen uneffektiv sei, da sich viele Menschen di-
rekt im Internet informierten und ihn dann gezielt kontaktieren. Er bevorzuge die 
direkte Kommunikation vor Ort (Interview mit einem Mitarbeiter der Kommunal-
verwaltung in Taketa, 07.04.2018). Aber auch diese konnte zeitweise nicht mehr 
stattfinden. Die Präfekturen Saga und Ōita haben daher während der Pandemie ihre 
Online-Beratungs- und Informationsangebote ausgebaut. 

Nach der Teilnahme an mehreren solcher Online-Veranstaltungen stellte ich fest, 
dass diese oft sehr ähnlich abliefen: Stadt-Land-Migrant*innen sprachen über ihre 
Erfahrungen auf dem Land und Mitarbeiter*innen der Verwaltung der Kommu-
nen, in denen die Migrant*innen wohnen, stellten ihre Orte vor. Sie bewarben meist 
deren idyllische Lage, Familienfreundlichkeit oder günstige Miet- und Immobilien-
preise und zeigten kurze Videos, in denen Natur im Wandel der vier Jahreszeiten, 
lokale kulinarische Spezialitäten und Eindrücke lokaler Feste (matsuri) zu sehen 
waren. Die neuen Landbewohner*innen lobten häufig das Gemeinschaftsgefühl in 
ihrer Wahlheimat und stellten es der Anonymität der Großstädte, in denen sie vor-
her lebten, gegenüber. Sie wiesen aber auch häufig darauf hin, dass sich neue Ein-
wohner*innen aktiv um ihre Integration bemühen müssen, indem sie Kontakt zu 
den Einheimischen aufbauen und aufrechterhalten. 
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Informationen und Beratung wurden seit Beginn der Pandemie auch verstärkt 
über E-Mail-Newsletter, Internetseiten und soziale Medien angeboten und verbrei-
tet. Menschen, die sich für einen Umzug in eine der beiden Präfekturen interessie-
ren, können z.  B. mit Beratern (ijū concierge) über den Instant-Messaging-Dienst 
LINE in Kontakt treten. Beide Präfekturen sind auf Facebook, Instagram und Twit-
ter aktiv. Während der Corona-Pandemie wurden insbesondere Informationsver-
anstaltungen zu Telearbeit nachgefragt. Formate wie Workation11 spielten bisher 
aber in keiner der beiden Präfekturen eine große Rolle (Online-Interviews Saga-
kenchō und Ōita-kenchō, 16.03.2022 und 18.03.2022). Auf kommunaler Ebene 
werden erst seit Anfang 2022 mehr coworking spaces und eine bessere Infrastruktur 
für Telearbeit vorbereitet (Online-Interview mit einem Mitarbeiter der Kommunal-
verwaltung in Taketa, 10.02.2022). 

5 Repräsentationen ländlicher Räume in Werbevideos für Stadt-Land-Mig-
rant*innen in den Präfekturen Saga und Ōita 

Welches Bild von Ländlichkeit und Landleben vermitteln die Werbe- und Infor-
mationsmaterialien, die sich an potenzielle Stadt-Land-Migrant*innen richten 
und (wie) unterscheiden sie sich in den beiden Präfekturen? Die positiven 
Erfahrungen von Zugezogenen sind in beiden Präfekturen eine wichtige Res-
source in der Kommunikation mit potentiellen Binnenmigrant*innen. Ihre Be-
richte werden bei Veranstaltungen eingesetzt und in Informationsbroschüren 
und auf den Internetportalen beider Präfekturen veröffentlicht. So finden sich auf 
den Internetportalen Saga Smile und Ōita Kurashi zahlreiche Interviews und 
Videos mit Zugezogenen12, in denen diese über ihre Erfahrungen berichten. Die 
Videos wurden in beiden Präfekturen über Subventionen im Rahmen der chihō 
sōsei suishin kōfukin finanziert. In beiden Fällen übernahm die Präfekturverwal-
tung die Konzeption. Die Durchführung wurde jeweils an ein externes Medien-
unternehmen ausgelagert (Online-Interviews Saga-kenchō und Ōita-kenchō, 
16.03. und 18.03.2022).

11 Dieses Konzept kombiniert »Arbeit« (work) und »Urlaub« (vacation) und zielt darauf ab, die Telear-
beit in ländlichen Gebieten zu verstärken, damit Menschen eine Bindung an ländliche Gemeinden 
entwickeln (kankei jinkō) und schließlich in Zukunft dauerhaft aufs Land ziehen werden (JT
04.12.2019). 

12 Auf der Seite Saga Smile wurden seit 2016 48 Interviews und auf der mit dem Internetportal Ōita 
Kurashi verlinkten Seite Ōita ijū techō seit 2020 132 Interviews veröffentlicht. 
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5.1 »Mein selbstgewähltes Leben in Saga«: Werbevideos der Präfektur Saga 

Die Informationswebseite für potenzielle Binnenmigrant*innen Saga Smile wirbt 
für die Präfektur insbesondere mit deren Landschaft und Natur, der Freundlichkeit 
der Menschen und der guten Unterstützung für Binnenmigrant*innen durch Prä-
fektur und Kommunen. Unter der Überschrift »Watashi ga eranda Saga de no ku-
rashi« (Mein selbstgewähltes Leben in Saga) zeigt die von der Präfektur Saga betrie-
bene und auf Saga Smile verlinkte Website Jinsei no kurasu Saga13 Videos von sieben 
Menschen, die in die Präfektur Saga gezogen sind. Die etwa fünfminütigen Videos 
wurden im Oktober 2020 veröffentlicht. Alle Videos sind ähnlich aufgebaut. Nach 
einem kurzen musikalischen Intro mit Aufnahmen der Hauptperson, die häufig mit 
Familie zu sehen ist, stellt sich diese vor. Im Anschluss beantworten die Hauptpro-
tagonisten Fragen zu den Beweggründen für ihren Umzug, Erfahrungen in der Prä-
fektur Saga, Arbeit, Freizeitaktivitäten mit der Familie, Plänen für die Zukunft oder 
der Unterstützung, die sie erhalten haben. Die Videos enden oft mit Ratschlägen für 
Menschen, die über einen Umzug nach Saga nachdenken. 

Die Videos zeigen drei Frauen und vier Männer zwischen 20 und 45 Jahren. Alle 
sind verheiratet und haben Kinder. Drei der Familien haben sogar vier Kinder, was 
in Japan eher selten ist. Es werden sowohl I-turn- als auch U-turn-Migrant*innen 
vorgestellt. Die Mehrheit ist aus anderen Präfekturen in Kyūshū zugezogen, nur 
zwei Familien haben in Tōkyō gewohnt, bevor sie nach Saga umzogen. Eine Familie 
lebte vor dem Umzug im Ausland. Hauptthemen der Videos sind Natur, Familie 
und Arbeit. 

Das Leben in der Natur und der Anbau eigener Lebensmittel wird in den Erzäh-
lungen der meisten Migrant*innen positiv hervorgehoben. Die Videos zeigen Fami-
lien bei der Reisernte, beim Pflücken von Obst oder beim Gießen von Gemüse mit 
ihren Kindern in ihren Gärten oder auf gepachteten Feldern in den Bergen. Land-
wirtschaft spielt in vielen der Videos eine wichtige Rolle, entweder aus beruflichen 
Gründen, wie bei einem Zuwanderer, der ein Café betreibt; weil sie in ihrer Freizeit 
ihr eigenes Gemüse anbauen oder weil sie von einem Leben als Selbstversorger*in-
nen träumen. Die Migrant*innen betonen, dass sie sich sicher fühlen, wenn sie Le-
bensmittel essen, die sie oder ihnen persönlich bekannte Landwirte angebaut ha-
ben. Viele Zuwanderer betonen, dass sie das langsame, naturnahe Leben, die heißen 

13 Diese Webseite wurde am 1. Mai 2022 in die Webseite Saga Kurasu Switch integriert, auf der sich 19 
weitere Videos von je 30 Sekunden finden. Die hier analysierten Videos sind derzeit auf dem Youtube-
Kanal Saga Kurasu Switch einsehbar: https://www.youtube.com/channel/UC39voEMa4_
Qo0newZ7ju25A/videos. 

https://www.youtube.com/channel/UC39voEMa4_Qo0newZ7ju25A/videos
https://www.youtube.com/channel/UC39voEMa4_Qo0newZ7ju25A/videos
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Quellen, das Meer und die Berge und das bewusste Erleben des Wechsels der Jah-
reszeiten genießen. 

Kinder auf dem Land und in der Natur großzuziehen, wird als Ideal dargestellt. 
Das Filmmaterial zeigt Kinder, die auf Bäume klettern, zelten oder im Meer 
schwimmen. Familien werden beim Feiern von Geburtstagsfesten, beim Grillen 
oder bei sportlichen Aktivitäten im Freien gefilmt. Väter spielen mit ihren Kindern 
Fußball im Garten, angeln oder bauen mit ihren Söhnen Möbel für die renovierten 
Häuser. Größerer und preiswerter Wohnraum, verfügbare Kinderbetreuungsange-
bote und in einigen Fällen die Nähe zu den Großeltern werden in diesem Zusam-
menhang ebenfalls positiv hervorgehoben. Somit liegt der Schwerpunkt aller Vi-
deos auf der Förderung eines idealisierten glücklichen Familienlebens in der Prä-
fektur Saga. 

Obwohl die Väter als aktive Eltern auftreten, scheinen die männlichen Migranten 
viel zu arbeiten, während die meisten Mütter Hausfrauen sind, die in einigen Fällen 
nebenbei Gemüse anbauen. Die Männer sind Start-up-Unternehmer, betreiben Re-
staurants und Cafés oder haben das Familienhotel übernommen. Obwohl die meis-
ten der in den Videos vorgestellten Zuwanderer viel arbeiten, betonen sie ihre, im 
Vergleich zu ihrem früheren Leben bessere Work-Life-Balance und dass sie mehr 
Zeit mit ihren Familien verbringen. Die Videos zeigen auch, dass die Migrant*innen 
oft freiberufliche Tätigkeiten ausüben, die nicht an einen festen Ort gebunden sind. 
Einige müssen jedoch mehrere Jobs annehmen, um ihren Lebensunterhalt bestrei-
ten zu können. Telearbeit und die Pandemie werden nur in einem Video erwähnt. 

5.2 »Deshalb kam sie nach Ōita«: Werbevideos der Präfektur Ōita 

Die Website Ōita-ken ijū kōryū pōtaru saito: Ōita kurashi wirbt für Ōita-ken als On-
sen-Präfektur (Onsen-ken Ōita) und mit der im Vergleich zu Tōkyō besseren Le-
bensqualität. Diese drücke sich in einer kürzeren Fahrzeit zur Arbeit, niedrigeren 
Mieten und einem entspannteren Leben mit Kindern aus (Ōita-ken 2019). In einer 
auf der Webseite verfügbaren Liste mit Schritten vor, während und nach einem Um-
zug nach Ōita wird insbesondere die Bedeutung der Integration am neuen Wohnort 
betont. Die neuen Einwohner sollen ihre Nachbarn grüßen, an lokalen Veranstal-
tungen teilnehmen, anderen helfen und gute Beziehungen zu den Einheimischen 
pflegen. Das ist auch der Tenor der sechs Videos (plus Trailer), die unter der Über-
schrift Dōga de miru Ōita kurashi auf der Webseite zu finden sind. Die Videos wur-
den im Februar 2020 veröffentlicht und widmen sich den Erfahrungen von Frauen 
in der Präfektur (Kanojo ga Ōita ni kita riyū). 
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In den Videos werden sechs Frauen im Alter von Ende zwanzig bis Mitte vierzig 
vorgestellt. Fünf der Frauen sind verheiratet und vier haben Kinder. Vier sind be-
rufstätig. Alle sind I-Turn-Migrantinnen aus Fukuoka, Tōkyō, Yokohama und 
Kōbe. Drei der Frauen haben zuvor im Ausland gelebt oder gearbeitet. Die sechs 
Videos sind nach Themen unterteilt: Kennenlernen (deai), Kindererziehung (koso-
date) und Arbeit (shigoto). Die etwa fünfminütigen Videos sind ähnlich aufgebaut. 
Der Vorspann zeigt musikalisch untermalte Landschaftsaufnahmen aus Ōita und 
kurze Kommentare aller Frauen darüber, was ihnen in Ōita am besten gefällt. Sie 
erwähnen das köstliche Wasser, die herzlichen Menschen, das entschleunigte Le-
ben, Onsen und dass Ōita »genau richtig« (chōdo ii) sei. Zunächst berichten die 
Frauen, warum sie nach Ōita gezogen sind, sprechen danach über ihren Eindruck 
von der Präfektur und im Anschluss über ihre Ehe, das Leben mit Kindern in Ōita 
oder über ihre Arbeit. Alle Videos enden mit einer Botschaft an Menschen, die auch 
über einen Umzug nach Ōita nachdenken. 

In den beiden Videos zu deai geht es um Partnerschaft, Heirat, Werte und Ver-
bindungen mit den Einheimischen. Die Männer aus Ōita werden als nett und prak-
tisch beschrieben. Eine Frau, die einen Einheimischen geheiratet hat, ist von dessen 
Fähigkeiten, Dinge zu reparieren, beeindruckt. Es gefällt ihr, dass er Dinge nicht 
wegwirft, wenn sie kaputt sind. In allen Videos erwähnen die Frauen, wie freundlich 
und großzügig die Menschen in Ōita sind, und betonen den herzlichen Umgang 
miteinander. Sie loben, wie sich die Menschen umeinander kümmern, sich gegen-
seitig helfen, Neuankömmlinge unterstützen und dafür sorgen, dass diese sich wie 
zu Hause fühlen. 

Alle Frauen mit Kindern betonen, wie glücklich sie darüber sind, dass ihre Kin-
der in einer schönen und sicheren Umgebung aufwachsen, in der sie draußen spie-
len können und in der sich Schwiegereltern oder Nachbarn um die Kinder küm-
mern und sie verwöhnen. Alle Mütter betonen, dass sie mehr Zeit mit ihren Fami-
lien verbringen können als zuvor. Die Videos zeigen Bilder von glücklichen Fami-
lien, die gemeinsam essen und von Kindern, die im Freien mit ihren Vätern spielen. 
Ōita wird als ein guter Ort für Familien dargestellt, weil es dort gesundes und fri-
sches Essen gibt, alte und junge Menschen zusammenleben, voneinander lernen 
und aufeinander achten. Während sich Eltern in Großstädten sorgen müssen, dass 
die Kinder nicht zu laut sind, gibt es in Ōita genug Platz für alle und die Menschen 
seien sehr kinderlieb. 

Vier der sechs Frauen haben eine Arbeit oder ein Unternehmen, das mit Lebens-
mitteln und Landwirtschaft zu tun hat. Sie betreiben Gästehäuser, Bäckereien, Res-
taurants oder bauen Gemüse an. Es entsteht der Eindruck, dass es für Frauen in der 
Präfektur Ōita nur Jobs im Lebensmittel-, Hotel- und Gaststättengewerbe gibt. 
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Gleichzeitig zeigen die Videos auch, dass es für Frauen möglich ist, einen Beruf aus-
zuüben oder Unternehmerin zu sein und gleichzeitig Kinder großzuziehen, weil sie 
ihre Arbeitszeiten an ihr Familienleben anpassen können. Ein eigenes Unterneh-
men zu gründen, ist darüber hinaus oft durch den Wunsch motiviert, zur Wieder-
belebung der Wahlheimat beizutragen und Menschen miteinander zu verbinden. 

5.3 Vergleich: Repräsentationen des Landlebens in Werbevideos aus Saga und 
Ōita 

Die Videos aus beiden Präfekturen ähneln sich hinsichtlich ihres Aufbaus, ihrer In-
halte und ihrer Bildsprache. Sie knüpfen an bestehende Bilder idyllischer Ländlichkeit 
an und betonen das entschleunigte Leben in der Natur, die Verfügbarkeit gesunder 
und frischer Lebensmittel, die engen sozialen Bindungen und den nachhaltigen Le-
bensstil auf dem Land. Der wichtigste Unterschied der Videos liegt bei den Hauptpro-
tagonist*innen. Die Videos aus Ōita stellen Frauen in den Mittelpunkt, während die 
Präfektur Saga vor allem kinderreiche Familien zeigt. Damit verfolgen die Videos aus 
der Präfektur Saga einen pronatalistischen Ansatz, um kinderreiche Familien anzu-
ziehen und präsentieren Saga als Präfektur, in der Kinder naturnah aufwachsen kön-
nen, Eltern unterstützt werden und Kinderbetreuung verfügbar ist. Vor dem Hinter-
grund des Bevölkerungsrückgangs ist es nicht verwunderlich, dass die Präfektur Saga 
kinderreiche Familien in den Fokus ihrer Anwerbestrategie rückt. Allerdings werden 
Probleme im Zusammenhang mit der Schulbildung in ländlichen Gebieten nicht an-
gesprochen. Dazu gehören die Schließung von Schulen, die geringe Größe von Klas-
sen in einigen ländlichen Schulen oder das Pendeln zu einer Oberschule, die auf die 
Aufnahmeprüfungen für die Universität vorbereitet. Die vorgestellten Frauen spre-
chen hauptsächlich als Mütter, wenn sie überhaupt zu Wort kommen und nur zwei 
der Frauen arbeiten. Hier wird ein sehr traditionelles Frauenbild vermittelt. 

In den Videos aus Ōita wird das Bild einer ländlichen Gemeinschaft vermittelt, in 
der Menschen füreinander sorgen und Frauen zufrieden leben können – auch wenn 
sie alleinstehend sind – solange sie versuchen, Kontakte zu den Menschen in ihrer 
Wahlheimat zu knüpfen. Die Migrantinnen in den Werbevideos aus Ōita werden als 
Unternehmerinnen, Mütter und Ehefrauen dargestellt. Alle Frauen üben Berufe 
aus, die mit der Zubereitung und dem Anbau von Lebensmitteln und dem Gastge-
werbe zu tun haben und auch hier wird ein eher traditionelles Geschlechterbild ver-
mittelt. Gleichzeitig präsentieren die Videos Ōita auch als einen Ort, an dem die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf möglich ist. Insgesamt zeigt sich in den Videos 
aus beiden Präfekturen aber, was Klien (2020: 179) im Zusammenhang mit Stadt-
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Land-Migration in anderen Regionen Japans feststellte: In den Prioritäten, die Mi-
grantinnen setzen, zeigen sich tief verwurzelte traditionelle Geschlechterrollen. 

Dennoch zeigen die Videos durchaus Elemente von Vielfalt und deuten zumin-
dest an, dass ländliche Räume auch innovative Experimentierfelder sein können: 
Insbesondere in den Videos aus Ōita sind Menschen mit transnationalen Verbin-
dungen und Hintergründen zu sehen. Eine der Frauen ist mit einem Italiener ver-
heiratet. Hier wird nicht nur eine vielfältigere ländliche Gesellschaft gezeigt, son-
dern auch der Eindruck vermittelt, dass dies gewollt ist. Dass ländliche Räume auch 
Orte von Innovationen sein können, zeigt z.  B. der Betreiber eines Onsen-Hotels in 
der Präfektur Saga, der während der Corona-Pandemie einen coworking space in 
seinem Hotel eröffnete, um auf die veränderten Arbeitsbedingungen während der 
Pandemie zu reagieren. Darüber hinaus waren viele der vorgestellten Firmenneu-
gründungen im Hotel- und Gastronomiebetrieb nur möglich, weil es leerstehende 
Häuser und günstige Immobilien in Saga und Ōita gibt, in denen Gästehäuser, Re-
staurants und Bäckereien eröffnet werden konnten. In der Großstadt wären solche 
Immobilien weder verfügbar noch erschwinglich. 

6 Fazit 

Wie werden ländliche Räume und das Leben auf dem Land in den Informations- 
und Werbematerialien für potenzielle Stadt-Land-Migrant*innen der Präfekturen 
Saga und Ōita dargestellt? Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Repräsentation 
ländlicher Räume und des Lebens auf dem Land in den hier untersuchten Werbe-
materialien eher Kontinuitäten zu Diskursen über die ländliche Idylle in Tourismus, 
Konsumgesellschaft und Medien seit den 1970er Jahren aufweist. Trotz neuer Her-
ausforderungen und Beratungsformate im Zuge der Corona-Pandemie spiegeln 
sich neue Konzeptionen ländlicher Räume in Anwerbestrategien, Informations- 
und Werbematerialien der beiden Präfekturen noch nicht wider. Sie rekurrieren auf 
altbekannte Bilder einer ländlichen Idylle mit traditionellen Geschlechterrollen und 
vermitteln kaum den Eindruck, dass die Präfekturen Saga und Ōita Experimentier-
felder für visionäre Menschen sind. Die Videos zeigen aber durchaus den bereits 
von anderen Autor*innen (Klien 2020; Nakagawa 2018; Rosenberger 2017) festge-
stellten Wertewandel in Bezug auf Arbeit und Familie: alle vorgestellten Mig-
rant*innen wünschen sich eine bessere Work-Life-Balance und mehr Zeit mit ihren 
Familien, auch wenn dies nicht alle umsetzen können. 

Laut der Verantwortlichen für diese Werbematerialien bedienen diese sich bei 
bestehenden Bildern, weil die Videos Interessent*innen ein möglichst wirklich-
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keitsnahes Bild des Lebens in beiden Präfekturen vermitteln sollen, damit sie ihren 
neuen Wohnort sorgfältig auswählen und möglichst lange bleiben. Ein Neudenken 
ländlicher Räume ist nicht Ziel dieser Videos, vielmehr geht es darum, »passende« 
Migrant*innen anzusprechen. Diese sollen sich vor allem in bereits bestehende so-
ziale Strukturen integrieren, gemeinschaftliche Aufgaben in den Nachbarschafts-
vereinigungen übernehmen, weil die alternde Bevölkerung dazu nicht mehr in der 
Lage ist, als Unternehmer*innen Arbeitsplätze schaffen oder durch das Gründen 
einer Familie für den Erhalt von Schulen sorgen (Online-Interviews Saga-kenchō 
und Ōita-kenchō, 16.03.2022 und 18.03.2022). Hier zeigt sich, dass Migrant*innen 
die Verantwortung für die Revitalisierung und den Erhalt ländlicher Kommunen 
übertragen werden soll. Über die neoliberale Logik der Eigenverantwortung (jiko 
sekinin), die viele der Migrant*innen verinnerlicht haben, werden ihnen so staatli-
che Aufgaben aufgebürdet (Klien 2020; Rosenberger 2017). Dies kann auch bei den 
Werbestrategien der Kommunen und Präfekturen beobachtet werden. Die authen-
tischste und kostengünstigste Werbung seien die von Migrant*innen selbst in den 
sozialen Medien verbreiteten Erfahrungsberichte und Bilder, erzählte mir ein Mit-
arbeiter der Kommunalverwaltung in Taketa (Online-Interview am 10.02.2022). 

Der Fokus auf die ländliche Idylle in den Videos hängt aber auch mit dem Pro-
duktionskontext der Videos zusammen, die auch strukturelle Abhängigkeiten auf-
zeigt: Die Videos entstanden reaktiv, weil die Zentralregierung Fördermittel dafür 
zur Verfügung stellte. Diese Abhängigkeiten der Kommunen und Präfekturen von 
zentralstaatlichen Förderplänen und Subventionen behindern häufig ein Neuden-
ken ländlicher Räume auf Präfektur- und kommunaler Ebene, da für alternative 
Konzepte meist keine Fördermittel vergeben werden (Reiher 2014, 2020). Aus die-
ser finanziellen Abhängigkeit heraus reagierten beide Präfekturen auch eher spät 
auf die gesellschaftlichen Herausforderungen, welche die Corona-Pandemie mit 
sich brachte. Obwohl die Videos aus Saga während der Pandemie entstanden, kom-
men Telearbeit oder Workation fast nicht vor. Zu Beginn der Pandemie waren die 
strukturellen Bedingungen für Telearbeit vielerorts nicht gegeben. Häufig gehen 
private Initiativen den Kommunen und Präfekturen voraus, die auf Subventionen 
der Zentralregierung angewiesen sind, bevor sie die Infrastruktur auf- und aus-
bauen können. 

Wie heben sich die hier vorgestellten Anwerbestrategien der Präfekturen Saga 
und Ōita im Kontext des Wettbewerbs um neue Einwohner*innen nun voneinander 
ab? Da sich die Zahl der Binnenmigrant*innen nicht gleichmäßig auf alle Präfektu-
ren verteilt, bedarf die Untersuchung von Stadt-Land-Migration und ländlicher 
Räume in Japan eines differenzierten Blicks. Gleichzeitig unterscheiden sich die 
Anwerbestrategien und Repräsentationen des Landlebens der beiden hier unter-
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suchten Präfekturen kaum voneinander. Hier zeigt sich, was schon im Zuge von 
Revitalisierungskampagnen in den 1970er und 1980er Jahren deutlich wurde, als 
Kommunen miteinander um Touristen und Kunden für lokale Produkte konkur-
rierten: Indem sie auf sehr ähnliche Art und Weise lokale oder regionale Unter-
schiede betonen, waren die Darstellungen der verschiedenen Orte letztlich kaum 
voneinander zu unterscheiden (Steffensen 1996: 158). Es ist daher fraglich, ob die 
hier untersuchten Materialien potenziellen Stadt-Land-Migrant*innen dabei hel-
fen, vor dem Umzug eine fundierte Entscheidung zugunsten einer der beiden Prä-
fekturen zu treffen und somit neue Einwohner*innen in die Präfekturen bringen. 

Literatur 

Benson, Michaela und Karen O’Reilly (2018), Lifestyle Migration and Colonial Traces in Ma-
laysia and Panama, London: Palgrave Macmillan. 

CAS (Cabinet Secretariat) (2022), Chihō Sōsei [Regionalentwicklung], https://www.chi-
sou.go.jp/sousei/info/index.html#an6 (31.03.2022). 

Cleave, Evan, Godwin Arku, Richard Sadler und Emmanuel Kyeremeh (2017), »Place Mar-
keting, Place Branding, and Social Media: Perspectives of Municipal Practitioners«, in: 
Growth and Change, 48 (4): 1012–1033. 

Creighton, Millie (1998), »Pre-industrial Dreaming in Post-industrial Japan«, in: Japan Fo-
rum, 10 (2): 127–149. 

Feldhoff, Thomas (2013), »Shrinking Communities in Japan: Community Ownership of Assets 
as a Development Potential for Rural Japan?«, in: Urban Design International, 18 (1): 99–109. 

FKSS (Furusato Kaiki Shien Sentā) (2022), 2021-nen Ijū Kibō Chi’iki Rankingu Kōkai [Veröf-
fentlichung des Rankings über die Region, in die Menschen umsiedeln möchten für das 
Jahr 2021], https://www.furusatokaiki.net/topics/ranking_2021/ (31.03.2022). 

Hijino, Ken (11.09.2020), »Local Revitalization and Politics in the Abe Era«, in: Nippon.com, 
https://www.nippon.com/en/in-depth/d00623/ (31.05.2021). 

Ishikawa, Nao (2018), »Raifustairu Ijū no Kanten kara mita Nihon no Den’en Kaiki« [Das Phä-
nomen der ›Rückkehr aufs Land‹ in Japan, untersucht im Zusammenhang mit dem Konzept 
der Lifestyle-Migration], in: Bulletin of the Hiroshima University Museum, 10: 1–11. 

Ivy, Marilyn (1995), Discourses of the Vanishing, Chicago: University of Chicago Press. 
Kajimoto, Tetsushi (04.11.2020), »As Japan Moves to Revive its Countryside, Pandemic 

Chases many from Cities«, in: Reuters, https://www.reuters.com/article/us-japan-eco-
nomy-migration-idINKBN27K02P (31.03.2022). 

JT (Japan Times) (04.12.2019), »Japan’s Local Governments Launch ›Workation‹ Alliance to 
Boost Regional Revitalization and Work-style Reform«, https://www.japantimes.co.jp/

https://www.chisou.go.jp/sousei/info/index.html#an6
https://www.chisou.go.jp/sousei/info/index.html#an6
https://www.japantimes.co.jp/news/2019/11/18/business/japan-local-governments-workation-alliance-revitalization-work-style-reform/


PMM ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

news/2019/11/18/business/japan-local-governments-workation-alliance-revitalization-
work-style-reform/ (31.01.2022). 

Kanzaki, Takayuki und Aya Hamada (03.09.2021), »Sakunendo no Ijūsha ga hiyakuteki ni 
Zōka« [Im letzten Jahr stieg die Zahl der Binnenmigrant*innen sprunghaft an], in: Asahi 
Shinbun Digital, https://www.asahi.com/articles/ASP92748WP6JTNAB00K.html 
(31.01.2022). 

Kitano, Shu (2009), Space, Planning and Rurality: Uneven Rural Development in Japan, Victo-
ria: Trafford. 

Klien, Susanne (2016), »Reinventing Ishinomaki, Reinventing Japan? Creative Networks, Al-
ternative Lifestyles and the Search for Quality of Life in Post-growth Japan«, in: Japanese 
Studies, 36 (1): 39–60. 

Klien, Susanne (2020), Urban Migrants in Rural Japan: Between Agency and Anomie in a Post-
Growth Society, New York: State University of New York Press. 

Koyanagi, Shinji (2016), »Chihōbu ni okeru Ijū-teijū Sokushisaku – Genjō – Kadai: Kyūshū 
Chihō no Jirei« [Förderung der Zuwanderung und Wiederansiedlung in peripheren Regi-
onen Japans: Hintergrund, Bedingungen und Herausforderungen: Fallstudie der Region 
Kyūshū], in: Chigaku Zasshi, 125 (4): 507–522. 

Lützeler, Ralph, Wolfram Manzenreiter und Sebastian Polak-Rottmann (2020), »Introduc-
tion: Japan’s New Ruralities«, in: Wolfram Manzenreiter, Ralph Lützeler und Sebastian Po-
lak-Rottmann (Hg.), Japan’s New Ruralities: Coping with Decline in the Periphery, London: 
Routledge, S. 1–24. 

Masuda, Hiroya (2013), »Senritsu no Shimyurēshon 2040-nen, Chihō Shōmetsu: ›Kyokuten 
Shakai‹ ga Tōrai suru« [Schockierende Simulation für 2040, die Regionen verschwinden: 
Die ›polare Gesellschaft‹ kommt], in: Chūō Kōron, 12: 18–31. 

Masumitsu, Tamaki (2020), »Miyagi-ken Tome-shi no Shitei Puromōshon no Kōka to Kadai« 
[Evaluation und Herausforderungen von City Promotion in der Stadt Tome in der Präfek-
tur Miyagi], in: Akita Daigaku Kyōiku Bunka Gakubu Kenkyū Kiyō, 75: 77–82. 

Miserka, Antonia (2019), »Ländliche Regionen im Wandel: Eine quantitative Vergleichsstu-
die zur Rolle der Binnenmigration für die Erhaltung ländlicher Siedlungen«, in: David 
Chiavacci und Iris Wieczorek (Hg.), Japan 2019: Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, Mün-
chen: Iudicium, S. 78–102. 

MLIT (Ministry of Land, Infrastruktur, Transport und Tourismus) (2018), »Heisei 29-nendo 
Kokudo Kōtsū Hakusho (Gaiyō)« [Weißbuch Land und Transport (Zusammenfassung)], 
http://www.mlit.go.jp/common/001239760.pdf (20.08.2021). 

Motohashi, Atsuko und Daichi Matsuoka (14.06.2020), »More People Moving to Rural Areas 
across Japan as New Lifestyles Emerge due to Virus«, in: The Mainichi, https://mainichi.jp/
english/articles/20200612/p2a/00m/0fe/016000c?fbcl (14.05.2021). 

https://www.japantimes.co.jp/news/2019/11/18/business/japan-local-governments-workation-alliance-revitalization-work-style-reform/
https://www.japantimes.co.jp/news/2019/11/18/business/japan-local-governments-workation-alliance-revitalization-work-style-reform/
https://mainichi.jp/english/articles/20200612/p2a/00m/0fe/016000c?fbcl
https://mainichi.jp/english/articles/20200612/p2a/00m/0fe/016000c?fbcl


òáÉÜí=~ìÑë=ä~åÇ> PMN

Nakagawa, Yoshinori (2018), »Psychological and Behavioral Predictors of Rural In‐migra-
tion«, in: Rural Sociology, 83 (1): 24–50. 

Narita, Ryūichi (1998), »Kokyō« to iu Monogatari: Toshi Kūkan no Rekishigaku [Das Märchen 
von der Heimat: Urbaner Raum und Geschichtswissenschaft], Tōkyō: Furukawa Hiroshi 
Bunkan. 

Noguchi, Masateru (2019), »Shitei Puromōshon ha do no yō ni Hyōka sureba yoi ka« [Wie kann 
man Stadtwerbung am besten evaluieren?], in: Kōkyō Komyunikēshon Kenkyū, 4 (1): 48–65. 

Odagiri, Tokumi (2015), »Tayō-na Wakamono to tayō-na Nōsan Gyoson o tsunagu Chi’iki 
Okoshi Kyōryokutai« [Das Programm zur Unterstützung der regionalen Revitalisierung 
verbindet junge Menschen und Kommunen im ländlichen Raum], in: Tokumi Odagiri, 
Tarō Hirai und Shinobu Shiikawa (Hg.), Chi’iki Okoshi Kyōryokutai: Nihon o genki ni suru 
60-nin no Chōsen [Programm zur Unterstützung der regionalen Revitalisierung: Strate-
gien von 60 Menschen, die Japan wiederbeleben], Tōkyō: Gakugei Shuppan, S. 23–37. 

Ōita-ken (2019), Ōita Kosodate Manzoku-do Nihon-ichi Suishin [Ōita belegt bei der Förde-
rung der Zufriedenheit bei der Kindererziehung Platz 1 in Japan], http://www.onsenke-
noita-ch.com/topics/detail/3289 (31.01.2022). 

Ōita-ken (2021), Ōita-ken no Jinkō Suikei Kekka (Geppō) Reiwa 2-nen 12-gatsu-bun [Bevöl-
kerungsschätzungen für die Präfektur Ōita (Monatsbericht) Dezember 2020], https://
www.pref.oita.jp/site/toukei/cpe-202012.html.

Ōita-ken (2022), Ōita-ken no Jinkō-suikei Kekka [Geppō] Reiwa 4-nen 1-gatsu-bun [Bevölke-
rungsschätzungen für die Präfektur Oita [Monatsbericht] Januar 2022], https://
www.pref.Ōita.jp/site/toukei/cpe-202201.html (31.03.2022). 

Ōno, Akira (2008), Genkai Shūraku to Chiiki Saisei [Siedlungen an der Grenze der Überle-
bensfähigkeit und ländliche Revitalisierung], Shizuoka: Shizuoka Shinbunsha. 

Reiher, Cornelia (2014), Lokale Identität und ländliche Revitalisierung: Die japanische Kera-
mikstadt Arita und die Grenzen der Globalisierung, Bielefeld: Transcript. 

Reiher, Cornelia (2020), »Embracing the Periphery: Urbanites’ Motivations to Relocate to 
Rural Japan«, in: Wolfram Manzenreiter, Ralph Lützeler und Sebastian Polak-Rottmann 
(Hg.), Japan’s New Ruralities: Coping with Decline in the Periphery, London: Routledge, S. 
230–244. 

Rosenberger, Nancy (2017), »Young Organic Farmers in Japan: Betting on Lifestyle, Locality, 
and Livelihood«, in: Contemporary Japan, 29 (1): 14–30. 

Saga-ken (2015), Saga-ken ni okeru Jinkō no Shōrai Suikei [Zukunftsschätzung über die Be-
völkerungszahl in der Präfektur Saga], https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00329004/3_29004_
1_sagakenjinkouvision.pdf (23.02.2022). 

Saga-ken (2018), Saga-ken Irō-hi Tekisei-ka Keikaku [Plan zur Kostenoptimierung der Ge-
sundheitsfürsorge in der Präfektur Saga], https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00360881/3_
60881_92781_up_7t3ichz7.pdf (31.03.2022). 

http://www.onsenkenoita-ch.com/topics/detail/3289
http://www.onsenkenoita-ch.com/topics/detail/3289
https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00329004/3_29004_1_sagakenjinkouvision.pdf
https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00329004/3_29004_1_sagakenjinkouvision.pdf
https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00360881/3_60881_92781_up_7t3ichz7.pdf
https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00360881/3_60881_92781_up_7t3ichz7.pdf


PMO ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

Saga-ken (2021), Reiwa 2-nen Jinkō-dōtai-tōkei Geppō Nen-kei (Gaisū) no Gaikyō [Monatsbe-
richt über die allgemeine Tendenz der Bevölkerungsstatistik 2020 (ungefähre Zahlen)], 
https://www.pref.saga.lg.jp/kiji00382337/3_82337_216442_up_7v7s3khz.pdf 
(01.05.2022). 

Saga-ken (2022), Kaku Shichō no Ijū Shien Seido [Das Unterstützungssystem für Migration in 
jeder Kommune,] https://www.sagasmile.com/support/support_system (24.02.2022). 

Scherer, Elisabeth und Timo Thelen (2020), »On Countryside Roads to National Identity: 
Japanese Morning Drama Series (asadora) and Contents Tourism«, in: Japan Forum, 32 
(1): 6–29. 

Schnell, Scott (2005), »The Rural Imaginary: Landscape, Village, Tradition«, in: Jennifer Ro-
bertson (Hg.), A Companion to the Anthropology of Japan, Oxford: Blackwell, S. 201–217. 

Seaton, Philip (2015), »Taiga Dramas and Tourism: Historical Contents as Sustainable Tou-
rist Resources«, in: Japan Forum, 27 (1): 82–103. 

Sōmushō (2018a), Chi’iki Okoshi Kyōryokutai Suishin Yōkō [Richtlinien zur Förderung des 
Programms zur Unterstützung der regionalen Revitalisierung], www.soumu.go.jp/main_
content/000563626.pdf (03.09.2018). 

Sōmushō (2018b), »Den’en kaiki« ni kansuru Chōsa Kenkyū Hōkoku [Bericht über die Um-
frage zur »Rückkehr aufs Land«], https://www.soumu.go.jp/main_content/000538258.pdf 
(05.10.2021). 

Sōmushō (2021), Reiwa 2-nendo no Chi’iki Okoshi Kyōryokutai no Taiin-sū nitsuite [Über die 
Anzahl der Mitglieder des Programms zur Unterstützung der regionalen Revitalisierung 
im Jahr 2020], https://www.soumu.go.jp/main_content/000740043.pdf (31.03.2022). 

Steffensen, Sam K. (1996), »Evolutionary Socio-Economic Aspects of the Japanese ›Era of 
Localities‹ Discourse«, in: Sarah Metzger-Court und Werner Pascha (Hg.), Japan’s Socio-
Economic Evolution: Continuity and Change, Folkestone: Curzon Press, S. 142–72. 

Sugimoto, Yoshio (2020), An Introduction to Japanese Society, Cambridge: Cambridge Uni-
versity Press. 

Tanahashi, Satsuki (14.06.2020), »Korona de mitsumenaosu Tokaigurashi no Kachi« [Wäh-
rend Corona den Wert des Großstadtlebens neu bewerten], in: Asahi Shinbun Digital, 
https://www.asahi.com/articles/ASN6D5WZKN69TIPE006.html (31.03.2022). 

Teo, Peggy (2003), »The Limits of Imagineering: A Case Study of Penang«, in: International 
Journal of Urban and Regional Research, 27 (3): 545–63. 

YS (Yomiuri Shinbun) (20.06.2021), »Shusseiritsu 4-nenburi Kaizen« [Die Geburtenrate ist 
zum ersten Mal seit 4 Jahren wieder gestiegen], https://www.yomiuri.co.jp/local/Ōita/
news/20210619-OYTNT50125/ (26.04.2022). 



òáÉÜí=~ìÑë=ä~åÇ> PMP

Die Revitalisierungsinitiative Zen der Stadt 
Aso, ihre Stakeholder und deren Konflikte

Signy Goto-Spletzer

The Revitalization Initiative Zen of Aso City, its Stakeholders and their 
Conflicts 

Demographic change can be observed all over Japan. However, the harsh reality of 
aging and population decline afflicts the rural areas in particular. Sixty years of re-
gional promotion by special legislation, administrative decentralization, or municipal 
consolidation have failed to overcome the structural disadvantages of the rural periph-
ery in Japan. In 2014, the Japanese government announced a new policy called chihō 
sōsei, regional revitalization, with the goal to revitalize rural economies and address 
rural population decline. As many efforts to revitalize rural areas have failed before, 
the responsibility of drafting and implementing revival plans has now been placed 
solely on local governments. To create local economies that can guarantee sustainabil-
ity, local governments and communities reach for regional branding as an important 
tool to generate a continuous stream of capital flowing into the area. The so-called Zen 
Initiative was inaugurated in 2013 by the local government of Aso City in Kumamoto 
Prefecture. The initiative was supposed to strengthen the local community as well as 
create economic opportunities, especially through boosting local tourism. The data col-
lected during fieldwork in Aso in 2017 showed, however, that after only five years the 
initiative had already exhausted its limits. The initiative, planned by the local govern-
ment and an advertising agency from Tokyo, was poorly constructed and lacked the 
necessary parts that are needed for a successful branding process. Another problem was 
the rigid top-down approach by the local government, which reflected neither the 
needs nor opinions of the local population. This study takes a closer look at the context 
in which Zen was created and how the power struggle of the stakeholders negatively 
affected the potential of the revitalization initiative that was hailed as a new way of 
rural revitalization. 
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1 Einleitung 

Als die Initiative Zen im Jahr 2013 ins Leben gerufen wurde, begann sie mit einer 
unvergleichlichen Dynamik. Nicht nur das Interesse der lokalen Bevölkerung der 
Stadt Aso wurde geweckt, sondern auch die Aufmerksamkeit der Medien und vieler 
anderer ländlicher Gemeinden. In Aso1 war man sich einig, hier entstünde etwas 
Großes. Aso wollte mit Zen etwas erreichen, woran viele Projekte ländlicher Städte, 
Gemeinden und Dörfer gescheitert waren. Die Initiative sollte in möglichst viele 
Bereiche der Stadt einwirken und sowohl die Vermarktung der Stadt als auch den 
Zusammenhalt der lokalen Bevölkerung fördern. Das Ziel war nicht minder ehrgei-
zig – Zen sollte die Stadt Aso in eine blühende Zukunft führen. 

Die Initiative Zen ist ein Beispiel der vielen Initiativen, Kampagnen und Projekte, 
die von ländlichen Regionen unermüdlich konzipiert werden, um sich gegen den Ver-
fall und das Verschwinden ihrer Gemeinschaften zu wehren. Der Grund für die wach-
sende Zahl an Revitalisierungsprojekten in ländlichen Regionen lässt sich jedoch 
nicht nur auf die lokale Situation zurückführen, sondern steht auch im Zusammen-
hang mit politischen Entwicklungen und Entscheidungen. Das im Jahr 2014 unter 
dem Schlagwort chihō sōsei (regionale Revitalisierung) eingeführte Regierungspro-
gramm legte den zukünftigen Weg im Umgang mit ländlichen Regionen fest. Revita-
lisierung wurde zur Aufgabe der lokalen Regierungen. Die zentrale Regierung nimmt 
seither nur eine unterstützende Funktion ein: durch die Bereitstellung von Informati-
onen, Fachkräften und Subventionen (MLIT 2019: 53). Während es förderlich ist, 
Revitalisierung als einen höchst individuellen Prozess zu verstehen, der für jede Re-
gion anders verläuft, liegt die Verantwortung dafür nun allein auf den Schultern der 
lokalen Regierungen. Es wurden keine konkreten Maßnahmen festgelegt, wie die lo-
kalen Regierungen diese Aufgabe bewältigen können (Kanai und Yamashita 2015: 
17). Die Erwartungen an die lokalen Regierungen waren und sind hoch. Sie müssen 
versuchen, die lokale Wirtschaft zu beleben, und die finanziellen Unterstützungen, 
die sie erhalten, sind an ihre Erfolge geknüpft. Die momentane Lage hat zu einer Zu-
spitzung des Konkurrenzdrucks unter den ländlichen Regionen geführt, in dem nicht 
mehr um Wachstum, sondern um den Erhalt des Status quo gerungen wird (Hijino 
2017: 158–159; Kanai und Yamashita 2015: 176–183). 

Zwar gibt es Erfolgsgeschichten der Revitalisierung, allerdings stellen diese eher 
die Ausnahme als die Regel dar. Auch Zen ist keine Erfolgsgeschichte. Die Initiative 
ist ein Produkt ihrer Zeit und zeigt die Möglichkeiten und Schwachstellen der regi-

1 Im Text bezeichnet ›Aso‹ die Stadt Aso. Ist die Region Aso gemeint, wird darauf entsprechend hinge-
wiesen. 
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onalen Revitalisierung auf. Die folgende Analyse der Initiative Zen bezieht sich vor 
allem auf die Stakeholder, ihre Ziele, Ambitionen und Beziehungen zueinander und 
legt dar, woran sie schließlich scheitern mussten. Dieser Beitrag beruht zu einem 
Teil auf öffentlich zugänglichen Materialien wie der Homepage der Initiative, im 
Internet veröffentlichter Beiträge der Stadt Aso und Printmaterialien. Zum größten 
Teil dienen für diese Analyse jedoch Interviews mit 28 Personen, die an der Initia-
tive teilnahmen, beziehungsweise in diese involviert waren, mit Mitarbeiter*innen 
des Stadtamtes und dem Leiter der Werbeagentur, sowie Gespräche mit Personen 
aus der lokalen Bevölkerung der Stadt, die von der Autorin in Aso im Januar und 
im Juli bis September 2017 durchgeführt wurden.2 

2 Das Verschwinden der ländlichen Regionen 

Die ländlichen Regionen Japans haben vor allem zwei große Probleme: den Rück-
gang der lokalen Bevölkerung und den der lokalen Wirtschaft (Lützeler et al. 2020: 
2). War es die Landflucht der jungen Generationen, die über Jahrzehnte die ländli-
che Bevölkerung dezimierte, so ist nun die niedrige Geburtenrate zum ausschlagge-
benden Faktor geworden (Odagiri 2011: 4–5). Der Bevölkerungsschwund betrifft 
allerdings ganz Japan. Seitdem die Bevölkerung im Jahr 2008 ihren Höchststand 
erreicht hatte, nimmt ihre Zahl kontinuierlich ab (MLIT 2014: 3). Die sich durch 
den demographischen Wandel verschiebenden Altersstrukturen machen auch vor 
den Metropolen keinen Halt (Kawai und Masuda 2015). Auf gleiche Weise finden 
die Entwicklungen, die in ländlichen Regionen zu beobachten sind, wie Überalte-
rung, Armut und soziale Ungleichheit, auch in urbanen Gebieten statt (Lützeler 
2017: 190, 198–199; Kawai und Masuda 2015). Obwohl es scheint, als hätten die 
Ungleichheiten zwischen der ländlichen und urbanen Bevölkerung seit den 1990er 
Jahren massiv zugenommen, ist es nicht die Zunahme, sondern die Intensität der 
Probleme, die sich verstärkt hat (Lützeler 2017: 188, 190). Die Probleme der ländli-
chen Gebiete können daher nicht einfach als allein periphere Angelegenheiten ab-
gelegt werden, denn sie finden in einem Kontext statt, der ganz Japan betrifft. 

Das Machtgefälle zwischen Stadt und Land, im Falle von Japan vor allem zwi-
schen Tōkyō und den ländlichen Gebieten, darf nicht unterschätzt werden. Die Ent-
scheidungen, die in Tōkyō getroffen werden, wie eingangs am Beispiel der chihō 
sōsei dargestellt wurde, formen die ländlichen Regionen nachhaltig. Zum jetzigen 

2 Dieser Beitrag beruht auf den Daten und Erkenntnissen der Masterarbeit der Autorin. Diese kann an 
der Bibliothek für Ostasienwissenschaften der Universität Wien eingesehen werden (Goto-Spletzer 
2021). 
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Zeitpunkt herrscht ein Konsens, dass die Vorgehensweisen der zentralen Regierun-
gen, bei dem Versuch dem Verfall der ländlichen Regionen entgegenzuwirken, 
keine Erfolge erzielen konnten. Vielmehr werden die Maßnahmen stark kritisiert. 
Es wird hervorgehoben, wie schlecht die zentrale Regierung und die lokalen Ver-
waltungen zusammenarbeiten, und dass im Allgemeinen die Bedürfnisse der länd-
lichen Regionen nicht ausreichend beachtet werden (Hijino 2017: 159; Iida et al. 
2016; Kanai und Yamashita 2015). 

Im Zentrum der politischen Maßnahmen stehen vor allem die Fragen nach der 
finanziellen Lage der ländlichen Gemeinden und ihrer Autonomie. Viele Gemein-
den sind abhängig von finanzieller Unterstützung, gleichzeitig wurde lange ver-
sucht, die Autonomie der Gemeinden zu stärken, in der Hoffnung, sie dadurch 
wirtschaftlich unabhängiger zu machen (Elis 2011: 47; Hijino 2017: 2). Deutlich 
wird dieser Umstand zum Beispiel anhand der Heisei-Gemeindefusionen (Heisei 
daigappei), die sich massiv auf ländliche Regionen auswirkten und im Zusammen-
hang mit Revitalisierung ebenfalls eine Rolle spielen. Zwischen den Jahren 1999 
und 2010 wurde die Anzahl der Gemeinden von 3232 auf 1728 reduziert (Elis 2011: 
47) und der Großteil der Fusionen fand in ländlichen Regionen statt (Kohara 2007: 
8). Als Grund für die Gemeindefusionen wurde zunächst die Optimierung der Ad-
ministration angeführt. Kleinere Gemeinden, deren Einwohnerzahl immer weiter 
abnahm, sollten sich mit ihren Nachbarn zusammenschließen, um eine effizientere 
Verwaltung zu ermöglichen. Ein wesentliches Motiv dahinter war die Regulierung 
finanzieller Strukturen. Die Fusionen sollten helfen, den Staatshaushalt zu sanieren, 
indem sie die hohen Zuwendungen, die die vielen kleinen Gemeinden erhielten, 
reduzierten (Elis 2011: 48; Kohara 2007: 9; Rausch 2014: 147). Die Fusionen wurden 
auf freiwilliger Basis durchgeführt, doch tatsächlich hatten viele Gemeinden kaum 
eine Wahl. Einerseits konnten auf diese Weise finanzielle Lasten aufgeteilt werden, 
andererseits erhielten die Gemeinden durch die Fusionen finanzielle Vorteile (Elis 
2011: 48; Kanai und Yamashita 2015: 179–180). 

Die Gemeindefusionen haben die ländlichen Regionen verändert. Durch die 
massive Reduktion der Verwaltungen hat auch die Zahl der lokalen Politiker*innen 
stark abgenommen (Hijino 2017: 5). Gleichzeitig müssen sich diese nun um viel 
größere Gemeinden kümmern, wodurch es umso schwerer wird, die unterschiedli-
chen Bedürfnisse der weitverstreut lebenden Bewohner*innen zu erfassen und bei 
Problemen Unterstützung zu leisten (Odagiri 2011: 14). Für die lokale Bevölkerung 
bedeuteten die Fusionen eine Umgestaltung ihrer Gemeinschaften und eine Ein-
schränkung ihrer Autonomie (Dollery und Yamazaki 2018: 731–732). Obwohl oft 
noch ein starker Bezug zu den früheren Ortschaften vorhanden ist, müssen sich die 
fusionierten Gemeinschaften überlegen, was Gemeinschaftsgefühl und Identität in 
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der neuen Konstellation bedeutet. Ebenso verschieben sich die Machtverhältnisse 
und die Zentren in den neuen Gemeinden, denn vor allem kleinere Ortschaften 
wurden durch die Fusionen de facto aufgelöst. Für die Revitalisierung dieser Ge-
meinden ergibt sich daraus eine weitere Hürde, die überwunden werden muss. 
Denn die starke gemeinsame Identität einer lokalen Gemeinschaft gilt als eine Vo-
raussetzung für die Zusammenarbeit der lokalen Bevölkerung. Auch dient sie als 
eine Grundlage, auf der das Image für die Vermarktung des Ortes aufgebaut wird 
(Rausch 2009: 225–226; Reiher 2008: 187). 

3 Die Revitalisierung ländlicher Regionen 

Ländliche Verwaltungen sind in Hinblick auf Revitalisierung einem großen Druck 
ausgesetzt. Die finanziellen Mittel sind begrenzt, die lokale Bevölkerung wird im-
mer älter und ihre Zahl nimmt ab, und dem politischen Programm folgend, haben 
alle umliegenden Gemeinden ebenfalls ein oder mehrere Revitalisierungsprojekte. 
Lokale Regierungen müssen sich daher überlegen, welche Projekte langfristig und 
nachhaltig durchgeführt werden können, wie sie die lokale Bevölkerung einbezie-
hen – besser noch für die Projekte begeistern können – und wie die Finanzierung 
der Projekte gestaltet werden kann. Um neben der Vielzahl an lokalen Initiativen 
und Kampagnen nicht unterzugehen, sollte das Projekt am besten auch über ent-
sprechende Alleinstellungsmerkmale verfügen, die die Aufmerksamkeit auch au-
ßerhalb der Gemeinde sichern. Die Revitalisierung ländlicher Regionen ist daher 
ein hoch komplexer Prozess, an dem viele Akteur*innen beteiligt sind. 

Was Revitalisierung genau bedeutet, ist nicht einfach zu beantworten. Revitalisie-
rung ist nicht nur in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung ein oft schwer zu 
fassender Begriff, der je nach Kontext eine Vielzahl von Aspekten beinhalten kann 
(Klien 2009: 221–222), sondern auch die Vorstellung, was erfolgreiche Revitalisie-
rung bedeutet, kann sich von Ort zu Ort stark unterscheiden. Obwohl versucht 
wird, Personen aus urbanen Regionen für die Übersiedelung nach Aso zu gewinnen 
und somit dem Bevölkerungsrückgang entgegenzuwirken, war es der Stadtverwal-
tung von Aso und anderen Akteur*innen innerhalb lokaler Revitalisierungsbemü-
hungen klar, dass dies ein fast unerreichbares Ziel bleiben wird. Viel wichtiger, er-
klärte Herr Eto, der Leiter des Aso Design Centers während unseres Gespräches, ist 
es, der jungen Generation Möglichkeiten zu bieten, in Aso ihr Leben aufzubauen 
und sie somit zum Bleiben zu animieren. 

Als eine der wichtigsten Aufgaben eines Revitalisierungsprojektes gilt die Bele-
bung der lokalen Wirtschaft (Iida und Kinoshita 2016: 23). Da traditionelle Land- 



PMU ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

und Forstwirtschaft die ländlichen Gemeinden oft nicht mehr erhalten können, 
werden neue Wege gesucht, um Arbeitsplätze und Einkommen zu schaffen. Die 
zwei Bereiche, mit denen dies in erster Linie versucht wird, sind lokale Produkte 
und Tourismus (Kurihara und Ohe 2013: 281–282; Moon 1997: 221; Ota 2010: 14; 
Yotsumoto 2012: 259). Damit durch Produkte oder der Förderung des Tourismus 
die lokale Wirtschaft revitalisiert werden kann, müssen zunächst bestimmte Bedin-
gungen erfüllt werden. Im Falle der lokalen Produkte müssen diese nicht nur den 
herkömmlichen Qualitätsstandards entsprechen, sondern mit dem Ort verbunden 
werden. In der Literatur gibt es Beispiele von sowohl kulturellen als auch landwirt-
schaftlichen Produkten, die zum Zweck der Revitalisierung eingesetzt werden (Ku-
rihara und Ohe 2013; Rausch 2009). Eine große Schwierigkeit besteht darin, die 
richtigen Produkte auszuwählen und sie auf eine Weise zu präsentieren, in der sie 
für die ganze Region, Stadt oder das Dorf stehen können (Rausch 2009: 228, 242). 
In vielen Fällen sind lokale Produkte allerdings nur ein Teil der Revitalisierungs-
strategie und werden als eine weitere Möglichkeit gesehen, den Tourismus zu för-
dern (Kurihara und Ohe 2013: 278). Auch in Bezug auf den Tourismus stellt sich die 
Frage, welche Maßnahmen für die bestimmten ländlichen Regionen sinnvoll und 
nachhaltig sind. Nicht alle ländlichen Gebiete verfügen über die entsprechenden 
kulturellen, historischen oder landschaftlichen Vorzüge, die sie für Tourist*innen 
attraktiv machen. Die Wiederbelebung der lokalen Wirtschaft durch Tourismus al-
lein ist daher nur wenigen Orten möglich (Coates 2019: 176). 

3.1 Revitalisierung durch Vermarktung 

Der Trend zur gezielten Vermarktung ländlicher Regionen als eine Strategie zur Revi-
talisierung hat in den letzten Jahrzehnten stark zugenommen (Hiraya et al. 2009: 49; 
Kawai und Masuda 2015; Miyazaki 2016: 126). Mit immer größerer Sorgfalt wird 
versucht, ein Image zu kreieren, durch das die lokalen Produkte attraktiver und kon-
kurrenzfähiger gemacht werden und das Tourist*innen anlocken soll. Marken wer-
den von ländlichen Regionen somit nicht nur bewusst eingesetzt, sie sind auch ein 
fester Bestandteil der regionalen Revitalisierung (Hamasaki et al. 2007: 132). Ähnlich 
wie im Fall der Revitalisierung stellt sich für die ländlichen Regionen daher nicht die 
Frage, ob Vermarktung sinnvoll ist, sondern wie sie ihre Landschaft, Kultur und Pro-
dukte am besten vermarkten können (Hanna und Rowley 2011: 458–459). Die länd-
lichen Gemeinden Japans stehen hierbei nicht nur in Konkurrenz zueinander, sie 
müssen sich nun auch gegen internationale Reiseziele bewähren (Anholt 2005: 120–
121; Ashworth und Kavaratzis 2008: 163; Hanna und Rowley 2008: 63). 
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Ein prominentes Beispiel für die erfolgreiche Vermarktung eines ländlichen Or-
tes ist das Kurokawa Onsen der Stadt Minamioguni, welches sich ebenfalls in der 
Region Aso befindet. Der Ort, der für seine Thermalbäder bekannt wurde, kreierte 
ein einheitliches Image, dessen Konzept sich auf Nostalgie und Tradition stützt. Da-
mit traf Kurokawa den Geschmack der Zeit, denn im späten 20. Jahrhundert wur-
den ländliche Regionen vor allem als idyllischer Heimatort (furusato) imaginiert 
(Creighton 1997). Die Marke des Kurokawa Onsen wurde seitdem über Jahrzehnte 
aufgebaut und gestärkt, sodass es auch heute noch ein beliebtes Reiseziel darstellt. 
Gleichzeitig zeigen diese als Erfolge der Revitalisierung gefeierten Orte auch, dass, 
obgleich eine wirtschaftliche Stabilität erreicht wurde, der Druck, die Marke und 
das Image aufrechtzuerhalten und dem damit verbundenen Konformitätszwang 
eine große Belastung für die lokale Gemeinschaft darstellen kann (McMorran 
2005). 

Die Vermarktung eines Ortes unterscheidet sich stark von der Vermarktung 
von Produkten (Cassinger und Eksell 2017: 203; Govers 2013: 72). Auch in 
Modellen von Unternehmensmarken kann die Komplexität eines regionalen 
Vermarktungsprozesses nicht ausreichend ausgedrückt werden. Wie Hamasaki et 
al. (2007: 140–141) aufzeigten, ist für die Vermarktung eines Ortes ein großes 
Netzwerk notwendig, in dem die Akteur*innen und Akteursgruppen gut aufein-
ander abgestimmt sind. Zu diesem Netzwerk gehören nicht nur die lokale 
Bevölkerung und deren Geschäfte und Unternehmen, Tourist*innen und Konsu-
ment*innen der lokalen Produkte, sondern auch die lokale Regierung und deren 
unterschiedliche Abteilungen. 

Die Aufgabe einer regionalen Marke ist es, ein Image zu kreieren, das verschie-
dene Aspekte des Ortes, der Landschaft, der Kultur und der Gemeinschaft zusam-
menfasst und konsumierbar macht (Im et al. 2011: 466). Diese Marken können je-
doch nicht nur als Werkzeug für die Revitalisierung nach außen, gerichtet an Tou-
rist*innen und Kund*innen, verwendet werden, sondern auch zur Stärkung der lo-
kalen Gemeinschaft (Kavaratzis und Pedeliento 2019: 354–356; Ohori 2011: 27–28). 
Reiher zeigte dies am Beispiel der Gemeinde Arita-chō, die durch eine Fusion ent-
standen war und den Vermarktungsprozess für Revitalisierungszwecke und für den 
Aufbau einer gemeinsamen Identität der neu zusammengesetzten Gemeinschaft 
nutzte. Die Identität zur Vermarktung der Gemeinde wurde von der Bevölkerung 
besser angenommen als die neue Identität für die lokale Gemeinschaft. Die Er-
kenntnisse aus Reihers Studie deuten darauf hin, dass sich eine lokale Identität, die 
alleine zum Zweck der Vermarktung dient, innerhalb der Gemeinschaft gut etablie-
ren lässt, auch wenn dieser Prozess nicht von der gleichzeitigen Entstehung einer 
gemeinsamen Identität der Gemeinschaft begleitet wird (Reiher 2008: 188). 
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3.2 Das Scheitern ländlicher Revitalisierung 

Die Erwartungen und Hoffnungen, die an ländliche Revitalisierungsprojekte ge-
bunden werden, sind oft groß, doch nur eine kleine Zahl schafft es tatsächlich, 
nachhaltige Ergebnisse zu erzeugen. Durch die intensive wissenschaftliche Ausein-
andersetzung mit ländlicher Revitalisierung ist auch das Verständnis für die 
Gründe dieser gescheiterten Projekte gewachsen. Zunächst sind die Probleme, mit 
denen ländliche Regierungen und Gemeinschaften konfrontiert werden, tieflie-
gende strukturelle Probleme, für die es keine einfachen und schnellen Lösungen 
gibt. Neben der Abnahme der Einwohnerzahlen, dem Schrumpfen der lokalen 
Wirtschaft und der Auflösung der lokalen Gemeinschaft steht die Resignation der 
lokalen Bevölkerung, die diese Prozesse schon seit Jahren beobachtet und die Kon-
sequenzen dieser Entwicklungen selbst erlebt (Odagiri 2011: 4–7). Es ist die Auf-
gabe der lokalen Regierungen, Antworten für diese Probleme zu finden, doch nicht 
alle Verwaltungen verfügen über die nötigen Kompetenzen. Viele Projekte scheitern 
daher bereits in der Planungsphase, da zum einen in zu starren Konzepten gedacht 
wird, die keinen Platz für neue und ungewöhnliche Ideen lassen. Andererseits wer-
den oft Pläne beschlossen, für die kein umfassender Konsens vorhanden ist. Da 
Freiräume fehlen, in denen Einwände geäußert werden können, werden diese Pläne 
dann ohne die Unterstützung eines Großteils der lokalen Bevölkerung durchge-
führt und können keine nennenswerten Ergebnisse erzielen (Kanai 2015: 50–52). 

Der Aufbau einer nachhaltigen lokalen Wirtschaft wie auch die Vermarktung ei-
ner Region sind komplexe wirtschaftliche Prozesse, für die ein entsprechendes 
Fachwissen benötigt wird (Furukawa 2011: 10). Da lokale Regierungen in der Regel 
nicht über das nötige Wissen und die Fähigkeiten verfügen, selbst Pläne zur Revita-
lisierung zu erstellen, sind Beratungsagenturen und Werbefirmen Teil des Revitali-
sierungsprozesses geworden. Die Unternehmen haben die ländlichen Regionen mit 
ihren hohen Subventionen als neue Kunden für sich entdeckt, und auch in dieser 
Beziehung hängt es von den Kompetenzen der lokalen Regierung ab, ob sie aus die-
ser Zusammenarbeit Ergebnisse für ihre Gemeinden erzielen können (Iida und Ki-
noshita 2016: 32–33). Wie Klien (2009: 227) am Beispiel der Region Echigo-Tsu-
mari zeigte, ist eine prominente Rolle der urbanen Stakeholder auch problematisch 
im Hinblick auf die Nachhaltigkeit der Revitalisierungsprojekte. Da – ähnlich wie 
bei der Initiative Zen der Stadt Aso – die Entscheidungsmacht bei Personen außer-
halb der lokalen Gemeinschaft liegt, wird der Bevölkerung die Motivation genom-
men, sich aktiv für die Projekte zu engagieren. Die lokalen Regierungen stehen zu-
dem unter Zeitdruck, was sich besonders negativ auf die Planung der Revitalisie-
rungsprojekte auswirkt. Ein häufiges Problem bei der Vermarktung ist daher, dass 
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Marken konzipiert werden, die nicht mit dem nötigen theoretischen Hintergrund 
versehen wurden. Dadurch fehlen den Marken wichtige Funktionen, die einen Mar-
kenwert erst entstehen lassen (Furukawa 2011: 7, Hamasaki et al. 2007: 142). Glei-
ches gilt für die Vermarktungsprozesse, für die kurz- und langfristige Ziele festge-
legt und die Wünsche und Bedürfnisse der beteiligten Personen und Organisatio-
nen koordiniert werden müssen. Schließlich werden zu viele Aufgaben an die regi-
onalen Marken geknüpft. Sie sollen alle Aspekte eines Ortes abdecken können und 
sowohl die Verkäufe von lokalen Produkten erhöhen, den Tourismus ankurbeln 
und möglichst auch neue Einwohner*innen in die Region bringen (Hamasaki et al. 
2007: 141). 

4 Die Stadt Aso 

Die Stadt Aso befindet sich in der gleichnamigen Region, die den Nordosten der 
Präfektur Kumamoto auf der Insel Kyūshū umfasst. Die Region Aso ist für ihre ein-
zigartige Landschaft bekannt. Besonders charakteristisch für die Region sind die 
Graslandschaften an den Hängen des Kraters des einstigen Supervulkans, der 
Kyūshū einst geformt hatte. In diesem Krater befinden sich nicht nur Ortschaften, 
wie die Stadt Aso, sondern auch ein aktiver Vulkan, der ebenfalls den Namen Aso 
trägt. Die Stadt Aso ist das größte der sechs Gebiete in der Region Aso und umfasst 
376 Quadratkilometer. Wie in vielen ländlichen Gebieten lässt sich auch für Aso ein 
kontinuierlicher Rückgang der Bevölkerung feststellen. Zwischen 2015 und 2022 
verringerte sich die Zahl der Einwohner*innen von 27.018 auf 24.983 (Aso City 
2014, 2022c). 

Die Region Aso hat eine lange Geschichte als Tourismusregion, bedingt vor allem 
durch ihre typische Landschaft (Kuroda 2012). Auch heute gilt sie wegen ihrer hei-
ßen Quellen, kulturellen sowie traditionellen Veranstaltungen und moderneren 
Vergnügungsangebote wie Radwege entlang des Vulkankraters als bekanntes und 
beliebtes Reiseziel. Somit hat Aso gegenüber anderen ländlichen Regionen einen 
bedeutsamen Vorteil. Die einmalige Beschaffenheit der Landschaft ist über die na-
tionalen Grenzen bekannt und lockt auch Tourist*innen aus dem Ausland an. In 
den Gesprächen mit der lokalen Bevölkerung wurde deutlich, dass auch die Ein-
wohner*innen Asos im Vergleich mit anderen Regionen die momentane Lage ihrer 
Stadt als verhältnismäßig stabil einschätzten. Doch es herrschte auch ein starker 
Konsens darüber, dass die Zukunft Asos prekär wäre und etwas gemacht werden 
müsste. Während unseres Gespräches im Jahr 2017 fasste die Stadtverwaltung die 
Probleme der Stadt in sechs Punkten zusammen: 
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1. Obwohl Aso auch heute noch als eine der wichtigsten Tourismusregionen 
Kyūshūs gilt, nimmt die Zahl der Tourist*innen stetig ab. Hinzukommt, dass 
sich auch international und national mehr Regionen auf den Ausbau des Tou-
rismus konzentrieren, was die Konkurrenz erhöht. 

2. Die Art des Tourismus hat sich verändert, doch die Stadt hat versäumt, sich den 
neuen Trends anzupassen. Während die Zahl der Reisegruppen stark abgenom-
men hat, kommen nun vermehrt Tourist*innen aus dem Ausland und Personen, 
die allein verreisen, nach Aso. 

3. Es müssen jetzt Maßnahmen ergriffen werden, um auch in Zukunft als Touris-
musregion bestehen zu können. Die Tourismusbranche ist wichtig für die lokale 
Wirtschaft der Stadt, und viele Arbeitsplätze hängen von ihr ab. 

4. Da die Einwohnerzahl der Stadt sinkt, müssen Wege gefunden werden, die Zahl 
der Besucher*innen, die nach Aso kommen, zu erhöhen. 

5. Die Stadt Aso hat in der Region das größte Thermalbadgebiet (Onsen), doch 
auch hier haben die Zahlen der Übernachtungen stark abgenommen. 

6. Es herrscht ein allgemeines Gefühl in der lokalen Bevölkerung, dass es früher 
besser war. Die Einwohner*innen der Stadt haben kein Vertrauen in die Zu-
kunft, und sie haben ein geringes Selbstwertgefühl. 

5 Die Initiative Zen 

Die Initiative Zen ist nicht das erste Projekt zur Belebung der Stadt und des 
Tourismus in Aso. Die Stadtverwaltung hatte bereits Projekte initiiert, um zum 
Beispiel lokale Geschäfte besser zu vernetzten. Auch der Geopark und die 
Bemühungen der Stadt, die Region Aso als UNESCO Welterbe eintragen zu 
lassen, können dazu gezählt werden. Dennoch stellte Zen für die Stadtverwaltung 
eine neue Herausforderung dar, denn mit der Initiative wurde versucht, die Stadt 
mit ihren zahlreichen Facetten und Bewohner*innen zu vereinen. Was letzten 
Endes von der Initiative übrig blieb, waren jedoch nur Hochglanzbilder, Broschü-
ren und zwei Werbevideos, die zwar die lokale Bevölkerung in den Mittelpunkt 
stellten, ohne sie jedoch tatsächlich zu einem gleichberechtigten Teil der Initiative 
zu machen. Es fanden kaum Veranstaltungen statt, und für viele Personen, deren 
Gesichter als Aushängeschild für Zen und Aso dienten, endete ihr Beitrag mit der 
Aufnahme ihres Fotos. 

Die Idee für die Initiative Zen entstand, als Herr Sotani, der Firmenchef einer 
Tōkyōter Werbeagentur, im Jahr 2012 Aso besuchte und von der Stadt und ihren 
Bewohner*innen begeistert war, den Bürgermeister Asos traf und den Vorschlag 
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machte, gemeinsam ein Projekt zu gründen. Der Zeitpunkt war genau richtig, 
denn die Stadt hatte im Jahr 2012 eine verheerende Hochwasserkatastrophe 
erlebt, und man wollte die Bilder der Verwüstung durch ein neues Image 
ersetzen. Die Initiative war daher vor allem das geistige Produkt von Herrn 
Sotani und des Bürgermeisters der Stadt Aso, Satō Yoshioki, der dieses Amt seit 
2005 innehat. Im Jahr 2013 wurde die Initiative Zen schließlich unter großer 
Aufmerksamkeit gestartet. Der Name Zen bezieht sich auf das zweite Schriftzei-
chen des Wortes für Natur (shizen), wodurch bereits durch den Namen der 
Initiative auf die Natur der Stadt und der Region Aso als ein grundlegendes 
Charakteristikum hingewiesen wird. 

Die Initiative wurde von der Stadtverwaltung und der Werbeagentur als ein 
neuer Weg der Revitalisierung vorgestellt. Zen unterscheide sich von den gängigen 
Revitalisierungsmaßnahmen, da mit Zen die lokale Bevölkerung im Mittelpunkt 
stehe. Visuell umgesetzt wurde dieser Umstand durch die Fotos der Teilnehmenden, 
die das Herzstück der Initiative darstellten. Neben dem restlichen Design der Initi-
ative, das zurückhaltend schwarzweiß gestaltet wurde, treten die Farbfotos der Teil-
nehmer*innen stark hervor. Auf ihnen sieht man die Teilnehmer*innen vor ihren 
Geschäften oder bei der Arbeit und vor allem lachend. Diese Fotos lassen sich nicht 
nur auf den Materialien der Initiative sowie der Homepage finden, sie wurden auch 
als Poster gedruckt, von denen eine Kopie den Teilnehmer*innen ausgehändigt 
wurde, die auf dem Foto abgebildet sind, eine zweite Kopie behielt das Stadtamt, um 
es für Veranstaltungen, insbesondere Ausstellungen der Poster, zu verwenden. 

Die Initiative sollte auf mehreren Ebenen funktionieren. Zunächst wollte die 
Stadtverwaltung Zen als Marke für die Stadt etablieren. Zen hatte dadurch die 
Funktion einer regionalen Marke, die in den unterschiedlichsten Bereichen, von 
Lebensmitteln bis hin zu Gästeunterkünften, einsetzbar sein sollte. Die Basis für das 
Image für die Vermarktung der Stadt beruhte nicht auf der Natur oder den Produk-
ten, sondern auf ihren Einwohner*innen. Mit Zen wurden einzelne Personen der 
lokalen Bevölkerung hervorgehoben, deren Gesichter und Geschichten – denn jede 
Person wurde in einem kurzen Text vorgestellt – ein Aushängeschild für Aso wer-
den sollten. 

Der Fokus auf die Teilnehmer*innen und damit auf die lokale Bevölkerung sollte 
jedoch noch einen weiteren Zweck erfüllen. Wie weiter oben beschrieben, sah die 
Stadtverwaltung den Verlust des Selbstwertgefühles unter den Einwohner*innen 
Asos als ein zentrales Problem der Stadt an. Um die Revitalisierung der Stadt zu 
ermöglichen, war es daher zunächst nötig, so die Überlegung der Stadtverwaltung, 
ein Umdenken innerhalb der Bevölkerung anzuregen. Wenn die lokale Bevölke-
rung ihre Umgebung nicht als Nachteil, sondern als etwas Besonderes wahrnehme, 



PNQ ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

dann wirke sich das auch auf die Umgebung aus, erklärte der Mitarbeiter der Stadt-
verwaltung. Auf diese Weise würden lebenswertere Regionen von den lokalen Ge-
meinschaften selbst geschaffen, was sich in einem weiteren Schritt ebenfalls positiv 
auf den Tourismus auswirken würde. Dieser Gedanke kam jedoch nicht allein von 
den Mitarbeitern des Stadtamtes, sondern ist Teil des kankō rikkoku suishin kihonhō
(Tourism nation promotion basic law) (Kankōchō 2010). 

Eine grundlegende Schwierigkeit in der Auseinandersetzung mit der Initiative 
war es, das Konzept, die Ziele und die Strategien zu ergründen. Zwar wurden Ziele 
wie die Stärkung des Tourismus und des Selbstwertgefühls der lokalen Gemein-
schaft festgelegt, wie diese Ziele erreicht werden sollten, wurde jedoch nie konkre-
tisiert. Dieses erste Versäumnis beeinflusste alle weiteren Bereiche der Initiative, die 
dadurch ebenfalls nicht ausreichend ausgearbeitet wurden. Aus diesem Grund 
wurde bis auf die Aufnahme neuer Teilnehmer*innen kaum etwas im Rahmen von 
Zen unternommen, denn ohne bestimmte Ziele war es der Leitung auch nicht mög-
lich, sinnvolle Strategien zu konzipieren. Was der Initiative fehlte, waren umsetz-
bare Ziele, die der lokalen Bevölkerung den Wert der Initiative übermitteln. Einer-
seits hätten kleine und einfach umsetzbare Ziele das Vorankommen des Projektes 
sichtbar gemacht. Andererseits hätten sie auch die Gelegenheit geboten, den Kurs 
zu reflektieren und neue Ansätze in das Konzept zu integrieren, sollte manches 
nicht so funktionieren wie geplant (Furukawa 2011: 10). Die Initiative Zen und ihre 
Leitung stellten sich allerdings als äußerst rigide dar, und es wurde nie versucht, 
anhand der gemachten Erfahrungen, Veränderungen oder Verbesserungen umzu-
setzen. Durch diese Undeutlichkeit der Initiative Zen waren Konflikte unter den 
beteiligten Personen unausweichlich. 

5.1 Die Stakeholder 

Die Initiative Zen bestand aus drei Gruppen: einer Werbeagentur aus Tōkyō, der 
Stadtverwaltung Asos und den Teilnehmer*innen der Initiative. Wie bereits oben 
beschrieben, entstand die Initiative nicht als ein Projekt, das die Stadtverwaltung 
von sich aus konzipieren wollte und dafür einen passenden Partner suchte. Die Idee 
für Zen entstand erst durch das Zusammentreffen des Chefs der Werbeagentur mit 
dem Bürgermeister Asos. Die Werbeagentur war daher von Beginn an Teil der Ini-
tiative und auch tief in ihre Strukturen eingegliedert. Die Zusammenarbeit mit Be-
ratungs- oder Werbeagenturen ist für ländliche Regionen nichts Ungewöhnliches, 
im Falle von Zen hatte die Werbeagentur jedoch Befugnisse, die über den gewöhn-
lichen Arbeitsbereich einer Werbeagentur hinausgingen. 
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Die Werbeagentur hatte ihren Sitz in Tōkyō und war somit kein Teil der lokalen 
Bevölkerung. Zu ihren üblichen Kunden gehörten, laut Herrn Sotani, vor allem grö-
ßere und internationale Unternehmen. Da er selbst aus einer ländlichen Region 
stammte, wollte er mit den Fähigkeiten, die ihm zur Verfügung standen, einen Bei-
trag zu Erhaltung der ländlichen Regionen leisten. Seiner Aussage zufolge basierte 
seine Motivation allein auf altruistischen Gefühlen. So fotografierte er selbst die 
Teilnehmenden der Initiative, um die Kosten für die Stadt zu reduzieren. Sein Ziel 
war es, der lokalen Bevölkerung durch Zen ein Narrativ zu geben, denn Zen war 
zunächst gar nicht als PR-Initiative geplant worden, sondern sollte sich an die lokale 
Bevölkerung richten. Er wollte den Bewohner*innen Asos dadurch vermitteln, dass 
die Stadt, so wie sie ist, über eine Reichhaltigkeit verfüge, die bewahrt werden 
müsse. Aus diesem Gedanken entstand auch der Leitspruch der Initiative »aruga-
mama, toiu tattoisa«, der auf den englischen Materialien der Initiative als »precious-
ness of arugamama (being as it is)« übersetzt wurde (Aso City 2022b). 

Für die Stadtverwaltung bedeutete Zen eine Möglichkeit, die vielen Probleme der 
Stadt in einer einzigen Initiative in Angriff zu nehmen. Ein nicht zu vernachlässi-
gender Motivationshintergrund der Stadtverwaltung bestand auch in der Steige-
rung des Ansehens der Stadt. Daher wurde sehr viel Aufmerksamkeit auf das Aus-
sehen der Initiative und das Image, das durch Zen kreiert wurde, gelegt. Dies spie-
gelt sich zum Beispiel in den Materialien der Initiative wider. So wurde die Zahl der 
Poster der Teilnehmenden auf zwei Kopien pro Teilnehmer*in reduziert, weil die 
Stadtverwaltung die Poster qualitativ hochwertiger und damit teuer drucken ließ. 
In Zusammenarbeit mit der Werbeagentur hatte die Stadtverwaltung die Leitung 
der Initiative inne, und sie war auch darauf bedacht, diese Verteilung der Entschei-
dungsgewalt innerhalb Zens aufrecht zu erhalten, um das Image, das so sorgsam 
aufgebaut wurde, vor einem Einfluss durch die lokale Bevölkerung zu schützen. 

Die Teilnehmer*innen wurden von der Stadtverwaltung ausgewählt. Man 
wandte sich zuerst an die Personen in der lokalen Gemeinschaft, die etablierte Ge-
schäfte führten oder sich für lokale Organisationen engagierten. Da keine Aufnah-
mekriterien festgelegt worden waren, konnte die lokale Regierung entscheiden, wen 
sie bitten wollte, an der Initiative teilzunehmen. Man wählte, so ein Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung, Personen, deren Tätigkeit Eigenschaften der Stadt widerspiegel-
ten. Es wurden Personen aus allen Bereichen der Stadt, von Landwirt*innen bis hin 
zu Fotograf*innen aufgenommen, solange ihr Arbeitsmittelpunkt in Aso lag. Wel-
che weiteren Eigenschaften sonst ausschlaggebend waren, konnte von der Stadtver-
waltung nicht ausreichend erklärt werden. Für die Teilnehmer*innen bedeutete 
dies, dass sie nicht wussten, was eine Teilnahme bei der Initiative für sie beinhaltete. 
Da zu Beginn hauptsächlich bekanntere Personen der lokalen Bevölkerung aufge-
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nommen wurden, galt Zen zunächst als eine Art Qualitätsauszeichnung, obwohl, 
wie bereits gesagt, die Teilnehmenden keine vorgegebenen Qualitätsstandards, zum 
Beispiel bei der Herstellung ihrer Produkte, erfüllen mussten. Daher brachte die 
Auswahl der Teilnehmer*innen Konflikte und Missstimmung in die lokale Ge-
meinschaft. 

In diesem Beitrag wird für die in Zen aufgenommenen Personen der Begriff Teil-
nehmer*innen verwendet, da sie sich selbst in den Interviews als Teilnehmer*innen 
bezeichneten. Offiziell, so auch auf der Homepage und den Materialien der Initia-
tive, wurden sie jedoch als »ninteisha« (anerkannte Personen) angegeben (Aso City 
2022a). Was durch diese Begriffe deutlich wird, ist die Position, die die Teilneh-
mer*innen selbst einnehmen wollten gegenüber der, die ihnen von der Leitung der 
Initiative erteilt wurde. Da die Teilnehmer*innen als Grundlage der Initiative prä-
sentiert wurden und ihre Gesichter buchstäblich das Gesicht der Initiative darstell-
ten, wollten sie auch als Teilhaber*innen der Initiative angesehen werden. Es gab 
unter den Teilnehmer*innen natürlich auch einige Personen, die kein Interesse an 
Zen hatten und die nur deswegen zugesagt hatten, weil sie von der lokalen Regie-
rung gefragt worden waren. Der Großteil der interviewten Teilnehmer*innen 
wollte jedoch die Möglichkeit haben, auf die Entwicklungen innerhalb der Initiative 
Einfluss nehmen zu können. Obwohl in den Gesprächen mit den Teilnehmer*innen 
deutlich wurde, wie viele Ideen und Gedanken sie sich zu Zen gemacht hatten, gab 
es für sie keine Möglichkeit, die Initiative aktiv mitzugestalten. 

Als Zen gestartet wurde, entschieden sich die Stadtverwaltung und die Werbe-
agentur für die Aufnahme von ungefähr hundert Personen, die unter dem Namen 
hyakuzen (Die Hundert Zen) als Teilnehmende der Initiative vorgestellt wurden. 
Die Zahl Hundert war beliebig gewählt worden, sie schien ein guter Umfang für die 
erste Einheit der Teilnehmer*innen zu sein (AYKKMK 2014: 2). Allerdings begann 
man bereits, während die Aufnahme der ersten Teilnehmenden abgeschlossen 
wurde, weiter nach potentiellen Teilnehmer*innen zu suchen. Im Jahr 2017 wurden 
weitere 85 Personen aufgenommen, danach wurde die Aufnahme neuer Teilneh-
mer*innen nicht mehr vorangetrieben. Zwischen 2013 und 2019 wurden laut eines 
Mitarbeiters des Stadtamtes insgesamt 208 Personen durch Zen anerkannt. Im April 
des Jahres 2022 lassen sich auf der Homepage der Initiative nur noch 183 Eintra-
gungen zu den Teilnehmer*innen finden (Aso City 2022a). 

Es ist schwer zu eruieren, wie viele Personen tatsächlich an der Initiative teilnah-
men. Auf den Postern der Initiative werden meist eine, manchmal zwei und in eini-
gen Fällen, zum Beispiel einer Schulklasse oder dem lokalen Frauenverein, auch 
mehrere Personen vorgestellt (Aso City 2022a). Während der Interviews stellte sich 
zudem heraus, dass auch Personen, die nicht auf den Postern abgebildet und so 
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durch Zen anerkannt wurden, sich trotzdem als Teil der Initiative verstanden. In 
vielen Fällen waren Ehepartner oder Geschwister, die ebenfalls in dem Unterneh-
men oder Geschäft arbeiteten, bei den Interviews anwesend und erzählten von ih-
ren Erlebnissen und Gedanken über Zen. Im Laufe der Interviews wurde somit im-
mer deutlicher, dass für die meisten Teilnehmer*innen nicht die Person, die auf 
dem Poster vorgestellt wird, sondern das Unternehmen, der Betrieb, oder die Orga-
nisation, der diese Person angehört, der eigentliche Teilnehmer an der Initiative ist. 
Es gab auch Teilnehmer*innen, die von ihrer Organisation gebeten wurden, sich 
stellvertretend für die Organisation für Zen fotografieren zu lassen. Aus diesem 
Grund ist es nicht möglich, eine genaue Zahl der Teilnehmenden festzulegen. 
Ebenso war es schwer festzustellen, wie viele der knapp 200 in Zen aufgenommenen 
Personen sich aktiv für ihre Teilnahme an Zen interessierten, und für wie viele ihr 
Beitrag mit der Aufnahme ihres Fotos geendet hatte. Hinzu kam, dass unter den 
befragten Teilnehmer*innen einige so schlechte Erfahrungen gemacht hatten, dass 
sie nichts mehr mit der Initiative zu tun haben wollten und sich nicht länger als Teil 
von Zen verstanden. 

5.2 Revitalisierung von außen – der Einfluss und die Rolle der Werbeagentur 

Zen war von der ersten Stunde an ein Projekt, das vor allem auf den Ideen und 
Vorstellungen zweier Personen aufgebaut wurde – des Bürgermeisters der Stadt und 
dem Chef der Werbeagentur. Die Beziehung zum Bürgermeister, so erzählte Herr 
Sotani während des Interviews, sei zentral für die Initiative gewesen. Er nehme Auf-
träge im Allgemeinen nur dann an, führte er weiter aus, wenn er mit dem Chef 
zusammenarbeiten kann. Dadurch war nicht die lokale Bevölkerung oder die Stadt 
Kunde der Werbeagentur, sondern der Bürgermeister, der als oberste Instanz Ent-
scheidungen treffen konnte. Die Rolle der Werbeagentur erstreckte sich von einer 
altruistischen Selbstdarstellung durch Herrn Sotani bis zu dem von den Teilneh-
mer*innen beschriebenen Bild eines profitgierigen Unternehmens, das die Not und 
die Naivität der lokalen Bevölkerung ausnutzte. Daneben gab es auch die Einschät-
zung des Mitarbeiters des Stadtamtes, der erklärte, dass es sich bei der Werbeagen-
tur um Profis handelte, auf deren Hilfe man nun einmal angewiesen sei. 

Herr Sotani stellte die Arbeit seiner Werbeagentur als ein stiller Begleiter dar. 
Man wollte, so meinte er, keine Führungsrolle einnehmen, sondern der lokalen Be-
völkerung einen Anstoß geben und sie animieren. Gleichzeitig erzählte Herr Sotani, 
dass er neben seinen Tätigkeiten für die Initiative auch in Aspekte der lokalen Ge-
meinschaft involviert war. So sah er es als seine Aufgabe an, eine Person zu finden, 
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die die Rolle eines/r lokalen Anführer*in (chiiki rīdā) innerhalb der lokalen Ge-
meinschaft übernehmen könne. Für Herrn Sotani war die Zusammenarbeit ländli-
cher Regionen mit Unternehmen aus urbanen Gebieten unausweichlich – Revitali-
sierung kann nur mit der Unterstützung Tōkyōs funktionieren. 

Wie umfassend die Macht der Werbeagentur innerhalb der Initiative war, wurde 
erst durch die Gespräche mit den Teilnehmenden deutlich. Je intensiver der Kontakt 
zu der Werbeagentur war, desto negativer waren die Teilnehmer*innen ihr gegenüber 
eingestellt. Laut dieser Teilnehmenden kontrollierte die Werbeagentur jeden Aspekt 
der Initiative, und ihr Verhalten wurde von der Stadtverwaltung unterstützt. Die Teil-
nehmer*innen wurden zu »Nebendarsteller*innen«, beschrieb ein Teilnehmer die Si-
tuation und ein weiterer meinte, dass der Mitarbeiter des Stadtamtes »einer Gehirn-
wäsche unterzogen wurde« und die Vorgehensweise der Werbeagentur nie infrage 
stellte. Ein Vergleich der Gespräche mit dem Mitarbeiter des Stadtamtes und dem 
Chef der Werbeagentur unterstützte diese Aussage. In den Interviews mit dem Mitar-
beiter der Stadtverwaltung wurden kaum Themen aufgegriffen, die für die Teilneh-
mer*innen wichtig waren, vielmehr wurden die Erklärungen der Werbeagentur wie-
derholt und die Bedeutung der Marke in den Vordergrund gestellt. Den Wert, den die 
Initiative für die Werbeagentur darstellte, wurde besonders dadurch deutlich, dass die 
Werbeagentur nach kurzer Zeit begann, das Konzept der Initiative auch an andere 
ländliche Städte zu verkaufen. Ein Beispiel ist die Stadt Muroto, deren Initiative Mu-
roto-bito, susumu (die Menschen von Muroto schreiten voran) bis auf kleinste Abwei-
chungen der Initiative Zen gleicht (Muroto-shi 2020). Diese Tatsachen lassen vermu-
ten, dass die Werbeagentur nicht nur aus Uneigennützigkeit handelte. Trotz der be-
reits zu Beginn deutlich gewordenen Schwierigkeiten zwischen den Teilnehmenden 
und der Werbeagentur wurde die Zusammenarbeit mit dem Unternehmen erst 2018 
nach einer Kosten-Nutzen-Evaluation beendet. 

5.3 Auf der Suche nach Gemeinschaft 

Zu Beginn bekam die Initiative großen Rückhalt aus der Bevölkerung. Es war so, als 
hätte die lokale Bevölkerung nur darauf gewartet, dass die Stadtverwaltung ein Pro-
jekt in die Wege leitet, das alle Bereiche der Stadt einbezieht. In einigen Fällen wurde 
tatsächlich nicht nur darauf gewartet, es wurde auch erwartet. Besonders die Teil-
nehmer*innen der Initiative, die am aktivsten in der lokalen Gemeinschaft tätig wa-
ren und sich für lokale Projekte engagierten, wussten, dass sie selbst ein Projekt 
dieses Ausmaßes nicht stemmen können. Daher betrachteten sie Zen als eine ein-
malige Chance und wollten mit ihrem Einsatz Zen zum Erfolg verhelfen. 
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Die Stadt Aso wurde 2005 im Zuge der Großen Heisei-Fusion aus drei Ortschaf-
ten zu einer Stadt zusammengeschlossen. Diese ehemaligen Ortschaften hatten 
auch im Jahr 2017 noch immer eine starke Präsenz in der Stadt und innerhalb der 
lokalen Bevölkerung. Die Stadt Aso umfasst ein sehr weites Gebiet, in dem die ein-
zelnen Siedlungen durch weite Strecken von Feldern und Waldstücken getrennt lie-
gen. Durch die Zusammenlegung bekam die Stadt zwei Zentren, Uchinomaki, mit 
dem Onsenviertel und Miyaji, in dem sich der Schrein, eine Einkaufspassage und 
auch das Stadtamt befinden. Beide Bereiche haben eigene Feste (matsuri), und auch 
lokale Projekte fanden meist getrennt voneinander statt. In Uchinomaki konzen-
trierte man sich auf den Erfolg der zahlreichen Thermalbäder und in Miyaji auf die 
vielen kleinen Geschäfte, die um den Aso-Schrein liegen. Sowohl Miyaji als auch 
Uchinomaki sind folglich stark vom Tourismus abhängig. Überdies gibt es außer-
halb dieser Zentren noch viele kleine Siedlungen, deren lokale Identität ebenfalls 
sehr stark auf den Bereich ihrer Siedlung beruht. Daher ist die erste Aufgabe, die ein 
Projekt oder eine Initiative, die die ganze Stadt mit ihren unterschiedlichen Berei-
chen umfasst, bewältigen muss, die Überwindung dieser Grenzen zwischen den 
ehemaligen Ortschaften. Alle meine Interviewpartner*innen erklärten, dass es 
keine Feindschaften zwischen den einzelnen Bereichen der Stadt gebe, und vor al-
lem jüngere Personen verstanden sich mehr als Bürger*innen der Stadt und weniger 
als Einwohner*innen einer bestimmten Siedlung. Allerdings fehlte der Stadt das 
Gefühl, eine Gemeinschaft zu sein. Zen war in diesem Sinne auch ein Versuch, die 
Stadt zu vereinheitlichen und sie in ihrer jetzigen Form begreifbar zu machen. Mit 
anderen Worten war Zen als ein Werkzeug zur Entwicklung einer neuen gemeinsa-
men Identität gedacht. 

Durch die Aufnahme unterschiedlicher Personen aus allen Bereichen der Stadt 
konnte Zen die Diversität und gleichzeitig auch die vereinenden Elemente der lokalen 
Bevölkerung aufzeigen. Dieser Aspekt wurde in den Gesprächen mit den Teilneh-
menden mit Nachdruck hervorgehoben. Selbst die schärfsten Kritiker*innen unter 
den Teilnehmer*innen waren von der Idee, den Fokus auf die lokale Bevölkerung zu 
legen, die sonst neben der Natur und den lokalen Produkten meist nur eine Neben-
rolle spielte, begeistert. Hier endete jedoch das Lob, denn die Initiative hatte zwar mit 
dem starken Einbezug der lokalen Bevölkerung in den Augen der Teilnehmer*innen 
richtig begonnen, aber sie ist nicht den ganzen Weg gegangen, der nötig gewesen 
wäre, um tatsächlich eine Gemeinschaft entstehen zu lassen. Es wurden keine Struk-
turen geschaffen, die es den Teilnehmenden ermöglicht hätten, sich zu vernetzen und 
einfach miteinander zu kommunizieren. Alles, was im Rahmen der Initiative gemacht 
wurde, so ein Teilnehmer, waren die Poster und ein paar Werbebroschüren. Das die-
ser Bereich der Initiative nicht funktionieren konnte, kann ebenfalls auf die Rolle der 
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Werbeagentur zurückgeführt werden. Was die gemeinsame Identität beinhaltet, 
wurde von außenstehenden Personen entschieden, die die Stadt und ihre Einwoh-
ner*innen als zusammengehörig betrachteten, ohne die Dynamiken innerhalb der 
lokalen Gemeinschaft zu verstehen. Dieser Aspekt interessiere ihn auch nicht, meinte 
Herr Sotani, denn »Aso ist eins«. Damit bezog er sich nicht nur auf die Stadt, sondern 
auf die ganze Region. Doch allein die Negierung von Grenzen bedeutet nicht, dass 
man sie dadurch überwunden hat. Das Desinteresse an dem, was die Menschen in 
Aso ausmacht, spiegelte sich in den Materialien wider, die es nicht schafften, den tou-
ristischen Blick von außen zu überwinden. Obwohl es Beispiele von neu konzipierten 
lokalen Identitäten für touristische oder kommerzielle Zwecke gibt (Reiher 2008), 
konnte den Teilnehmer*innen oder auch der lokalen Bevölkerung durch Zen nicht 
gezeigt werden, was sie als Stadt ausmacht. 

Ein weiteres Problem war die limitierte Zahl der in die Initiative aufgenommenen 
Personen. Die knapp 200 Teilnehmenden stellten nur einen Bruchteil der ungefähr 
25.000 Einwohner*innen Asos dar. Die Stadtverwaltung wollte ein Umdenken in der 
lokalen Bevölkerung bewirken, um das kollektive Selbstwertgefühl der Stadt aufzu-
bauen. Wie wirksam kann eine Initiative sein, die einen kleinen Teil der Einwoh-
ner*innen als außergewöhnlich hervorhebt und den Großteil der lokalen Bevölke-
rung ausschließt? Die als willkürlich wahrgenommene Auswahl der Teilnehmer*in-
nen durch die Stadtverwaltung führte zu Unmut in der lokalen Bevölkerung. Einige 
Teilnehmer*innen vermuteten, dass die starke Kritik der lokalen Bevölkerung ein 
Grund war, weshalb nach den ersten hundert Teilnehmer*innen so schnell weitere 
Personen aufgenommen wurden. Die Aufmerksamkeit um Zen verebbte jedoch so 
schnell, wie sie gekommen war, und im Jahr 2017, etwa fünf Jahre nach dem Beginn 
der Initiative, hatte sie kaum noch Bedeutung für die Bewohner*innen der Stadt Aso. 

5.4 Wem gehört Zen? 

Das entscheidende Problem, um das innerhalb der Initiative gerungen wurde, war die 
Frage nach der Machtverteilung zwischen den drei Stakeholdern. Zen, so erklärte die 
Leitung, wurde für die lokale Bevölkerung geschaffen, gleichzeitig wollten weder die 
Stadtverwaltung noch die Werbeagentur ihre Vorstellung der Initiative zugunsten der 
Wünsche der lokalen Bevölkerung ändern. Die starre Top-down-Struktur der Initia-
tive erwies sich als Hindernis für den Erfolg der Initiative. Die Initiative Zen, die als 
neuer Ansatz in der Revitalisierung vorgestellt wurde, unterschied sich damit nicht 
von den starren Strukturen früherer Revitalisierungsansätze. Da die lokale Bevölke-
rung als integraler Teil der Initiative gedacht war, konnten vor allem die Teilneh-
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mer*innen, die sich für Zen engagierten, nicht verstehen, weshalb es ihnen so schwer 
gemacht wurde, an der Initiative aktiv teilnehmen und teilhaben zu können. Es wur-
den viele Entscheidungen getroffen, die von den Teilnehmer*innen nicht mitgetragen 
werden konnten und die in ihren Augen auch keinen Sinn ergaben. Die Bewertung 
der Probleme der Initiative unterschied sich von Teilnehmer*in zu Teilnehmer*in. Je 
nachdem wie sehr sich die Teilnehmenden für Zen interessierten, wurden sie mehr 
oder weniger mit den Strukturen und Machtgefüge der Initiative konfrontiert. Nur 
ein kleiner Teil der Teilnehmenden, innerhalb der Gruppe der interviewten Teilneh-
mer*innen waren es fünf Personen, versuchte sich in die Initiative einzubringen und 
sie für ihre Bedürfnisse umzugestalten. 

Sowohl die Stadtverwaltung als auch die Werbeagentur beschrieben Zen als ein 
Projekt für die lokale Bevölkerung. In den Überlegungen zum Konzept der Initia-
tive wurde auf die notwendigen Veränderungen innerhalb der lokalen Gemein-
schaft, wie die Stärkung des Selbstwertgefühles und der Aufbau von Netzwerken, 
eingegangen. Betrachtet man jedoch genauer, welche Veranstaltungen und Aktio-
nen im Rahmen der Initiative stattfanden, standen diese in einem starken Wider-
spruch zu den von der Stadtverwaltung und der Werbeagentur dargestellten Aufga-
ben der Initiative. Zwischen 2013 und 2019 fanden jedes Jahr mehrere Veranstal-
tungen der Initiative statt, die meisten außerhalb Asos. Diese Veranstaltungen kon-
zentrierten sich vor allem auf den Verkauf der Produkte der Teilnehmer*innen und 
wurde hauptsächlich durch die Werbeagentur vermittelt. Die Zahl der Geschäfte 
der Teilnehmenden, die Waren herstellten, die sich bis nach Tōkyō transportieren 
und dort auch verkaufen ließen, war sehr gering. Nur ein kleiner Teil der Teilneh-
menden konnte demzufolge bei diesen Veranstaltungen mitmachen. Da sich auch 
schnell zeigte, dass die Veranstaltungen für die meisten Teilnehmer*innen zu kos-
tenintensiv waren, reduzierte sich die Zahl der Personen, die an Veranstaltungen 
mitwirken wollten, weiter. Ein Teilnehmer fasste die Probleme mit den Veranstal-
tungen folgendermaßen zusammen: »Man kann schon einiges verkaufen, aber, 
wenn man die Ausgaben mitbedenkt, das Flugticket, die Übernachtung dort, die 
Verpflegungskosten, dann kommt man in die roten Zahlen.« Die Teilnehmenden, 
die an den Verkäufen teilgenommen hatten, berichteten, dass auch hier die Werbe-
agentur die Leitung übernahm, und auf die Situation und Bedürfnisse der Teilneh-
mer*innen nicht eingegangen wurde. Bei den Veranstaltungen, erzählte ein Teil-
nehmer, verlangte die Werbeagentur, dass die Teilnehmer*innen die Preise ihrer 
Produkte verringern. Kostete ein Produkt 500 Yen, sollte es um 200 Yen verkauft 
werden. Dies geschah zudem nicht in einer respektvollen Atmosphäre, wodurch 
sich einige der Teilnehmer*innen bevormundet und in ihrer Eigenständigkeit ein-
geschränkt fühlten. 
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Die Einschränkung der Handlungsfähigkeit der Teilnehmer*innen betraf nicht nur 
die Veranstaltungen. Egal mit welchen Vorschlägen oder Wünschen man sich an die 
Stadtverwaltung oder Werbeagentur richtete, alle wurden kategorisch abgelehnt, er-
klärte ein Teilnehmer. Als eine kleine Gruppe der in Zen aufgenommenen Personen 
gemeinsam innerhalb der Initiative kleine Projekte starten wollte, wurde ihnen diese 
Eigeninitiative untersagt. Auch dieses Erlebnis der Teilnehmer*innen zeigt den starken 
Widerspruch zwischen den Zielen, die die Stadtverwaltung mit Zen erreichen wollte, 
und ihren tatsächlichen Handlungen. Die Teilnehmer*innen warfen der Stadtverwal-
tung vor, dass nicht nur keine Strukturen aufgebaut wurden, um die Entstehung von 
Netzwerken und Gemeinschaft zu unterstützen, sondern die Verwaltung selbst die we-
nigen Gemeinschaften blockierte, die auf natürliche Weise entstanden waren. Aus der 
Sicht der Teilnehmer*innen war der ausschlaggebende Grund, weshalb keine Gemein-
schaft innerhalb der Initiative entstehen konnte, der Widerstand der Verwaltung und 
der Werbeagentur. Die Stadtverwaltung wollte ihrerseits durch dieses Verhalten das 
Image von Zen schützen, das aufgrund des mangelhaften Konzeptes allerdings bereits 
zu Beginn der Initiative brüchig war. »Auch am Telefon wurde ich richtig ausge-
schimpft. Obwohl ich gezahlt habe. Ich habe meine Meinung gesagt. Es schien, als 
wollten sie nicht, dass wir das brand image zerstören«, erzählte ein Teilnehmer während 
des Interviews. Die Werbeagentur verstand nicht, führte er weiter aus, dass sie auf diese 
Weise keine Marke aufbauen kann. Doch letzten Endes war er überzeugt, dass die Wer-
beagentur nur ein Ziel verfolgte, »die nichts wissenden Menschen vom Land (inaka-
mono) zu betrügen und ihnen das Geld aus den Taschen zu ziehen«. 

Ein ähnliches Problem entstand, als der aktive Teil der Teilnehmenden versuchte, 
eine Führungsperson für die Gruppe der in Zen aufgenommenen Personen einzu-
setzen. Man hatte sich erhofft, dass dadurch die Teilnehmer*innen besser vereint 
werden und sie eine stärkere Position gegenüber der Stadtverwaltung und der Wer-
beagentur einnehmen könnten. Doch auch dieser Versuch scheiterte am Wider-
stand der Werbeagentur. Die Teilnehmer*innen berichteten von vielen ähnlichen 
Beispielen, bei denen jeder Versuch von Eigeninitiative sofort durch die Leitung von 
Zen unterbunden wurde. Die Werbeagentur nahm, so kam es den Teilnehmenden 
vor, einen wichtigeren Platz innerhalb der Initiative ein als die Teilnehmer*innen 
selbst. Entscheidungen wurden nur mit der Werbeagentur besprochen und die Teil-
nehmer*innen rückten zusehends in den Hintergrund. Die Erzählungen meiner In-
terviewpartner*innen zeichneten das Bild einer Initiative, in der die grundlegenden 
Aspekte der Revitalisierung den ästhetischen Vorstellungen der Stadtverwaltung 
und der Werbeagentur untergeordnet wurden. 

Für die zu Beginn aktiven Personen mündete ihre Teilnahme in einer Reihe von 
zermürbenden Konfrontationen mit der Werbeagentur. Da durch Zen der Kontakt 
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zur Werbeagentur bestand, wollten zu Beginn der Initiative einige Teilnehmenden 
ihre Dienste auch für die eigenen Unternehmen nutzen und beauftragten die Wer-
beagentur mit der Herstellung von Etiketten oder dem Design der Homepage. Aus 
der Zusammenarbeit folgten unvorhergesehene Kosten und auch nach fünf Jahren 
war während der Interviews ein Gefühl von Bitterkeit über den Verlauf der Initia-
tive spürbar. Gleichzeitig freuten sich meine Interviewpartner*innen darüber, dass 
sich endlich jemand für ihre Meinung interessierte und dies schien ein Grund zu 
sein, weshalb einige Teilnehmer*innen in unseren Gesprächen sehr offen über ihre 
Erlebnisse berichteten. 

Die jahrelange Zusammenarbeit mit der Werbeagentur wurde den Teilneh-
mer*innen zunehmend suspekt. Sie fragten sich, weshalb eine Werbeagentur, nach-
dem sie ihre Arbeit geleistet und das Design von Zen konzipiert hatte, weiterhin 
eine leitende Funktion innerhalb der Initiative einnahm. Dass Pläne für Revitalisie-
rungsprojekte oft in Zusammenarbeit mit Unternehmen aus den Großstädten er-
stellt werden, wurde von den Teilnehmenden als eine unumgängliche Tatsache, aber 
ebenso als ein Problem der ländlichen Revitalisierung gesehen. Auch wenn die 
Qualität des Designs der Initiative von allen hervorgehoben wurde, überwog doch 
die Überzeugung, dass die Werbeagentur primär versuchte, Kapital aus der prekä-
ren Situation Asos zu schlagen. Einige der aktiven Teilnehmer*innen hielten den-
noch an der Hoffnung fest, dass, wenn die Werbeagentur nicht länger an der Initi-
ative beteiligt sei, Zen endlich an die Teilnehmer*innen übergeben würde. 

6 Fazit und Ausblick 

Im Jahr 2021 gewann Yoshioki Satō zum fünften Mal die Wahl zum Bürgermeister. 
Unter den befragten Teilnehmer*innen herrschte Frust über den Verlauf der Initia-
tive und über die Verschwendung des Geldes, das in ihren Augen die Stadt und 
deren Bewohner*innen so dringend benötigten. Da die Initiative ein Projekt der 
Stadtverwaltung war, sahen sie im Scheitern von Zen auch ein Scheitern der lokalen 
Regierung. Doch wie das Ergebnis der Wahl zeigte, unterstützt ein Großteil der Be-
völkerung Asos den Kurs der lokalen Regierung, und Zen scheint zunehmend aus 
dem Bewusstsein der Stadt zu verschwinden. Anstelle der Initiative nehmen nun 
andere Projekte den Platz auf der Homepage der Stadt ein, und die Ausgaben für 
Zen wurden erheblich reduziert. Zen, so scheint es, hat für die Stadtverwaltung 
keine Zukunft mehr. 

Die Initiative und der Einfluss der Werbeagentur haben die Beziehung zwischen 
der lokalen Bevölkerung und der Stadtverwaltung verändert. Vor allem die aktiven 
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Teilnehmer*innen wurden durch ihre Erfahrungen mit Zen nachhaltig geprägt, 
und obwohl sie den Mitarbeiter*innen des Stadtamtes keine Vorwürfe machten, 
empfanden sie das Verhalten der Stadtverwaltung als problematisch. Diese Teilneh-
mer*innen waren prominente Personen der lokalen Gemeinschaft und engagierten 
sich abseits der Initiative in eigenen kleineren Revitalisierungsprojekten. Ihre Ent-
täuschung war besonders groß, da sie in Zen die Möglichkeit sahen, Teil eines gro-
ßen und umfassenden Projektes zu werden. In Hinblick auf zukünftige Projekte 
wird es der Stadtverwaltung nicht mehr möglich sein, die uneingeschränkte Zusam-
menarbeit und Unterstützung dieser in der lokalen Bevölkerung so wichtigen Per-
sonen zu erhalten. Vielmehr sahen diese Teilnehmer*innen das Scheitern der Initi-
ative als ein Zeichen an, sich mehr auf eigene Projekte, in denen sie die Freiheit 
haben, ihre Ideen umzusetzen, zu fokussieren. 

Trotz der Probleme, die die Initiative zweifellos hatte, konnten einige der Teilneh-
mer*innen auch positive Erkenntnisse aus ihren Erfahrungen mit Zen gewinnen. Zen 
konnte tatsächlich das Selbstbewusstsein einiger Teilnehmenden stärken, allerdings 
auf eine Weise, die nicht von der lokalen Regierung oder der Werbefirma antizipiert 
wurde. So gab es unter den befragten Teilnehmer*innen Personen, die sich bereits zu 
Beginn der Initiative wieder von ihr abwandten, weil sie darin nicht den besten Weg 
für sich und ihr Geschäft sahen. Sie stellten konkrete Erwartungen an die Initiative 
und als diese nicht erfüllt wurden, zogen sich diese Personen zurück und engagierten 
sich nicht weiter für die Initiative. Die Erfahrung mit Zen bestätigte ihre Vorstellung, 
welche Art von Revitalisierung die Stadt und die lokalen Geschäfte wirklich brauchen. 
Aso sollte sich nicht nach außen richten, sondern durch Veränderungen von innen zu 
einem Ort werden, der Tourist*innen zu mehr als nur einem einmaligen kurzen Be-
such anlockt. Dass diese Art von Veränderungen Zeit benötigt, war ihnen bewusst, 
aber es gab in Aso viele Projekte, bei denen mit kleinen Schritten und durch persön-
lichen Einsatz versucht wurde, dieses Ziel zu erreichen. Eine zweite prägende Erfah-
rung war die Auseinandersetzung mit der Werbeagentur. Da die Verbindung zur 
Werbeagentur durch die Stadtverwaltung hergestellt wurde, waren einige Teilneh-
mer*innen bereit, intensiv mit ihr zusammenzuarbeiten. Für diese Teilnehmer*innen 
zeigte sich nach kurzer Zeit, dass die Realität der Zusammenarbeit stark von ihren 
Vorstellungen abwich. Sie investierten viel in Zen, fühlten sich von der Werbeagentur 
jedoch ausgenutzt und getäuscht. Sie verstanden nun besser, welche Bereiche inner-
halb von Revitalisierungsprojekten sie selbst übernehmen und welche sie an andere 
Personen übergeben wollen. Man hatte, wie ein Teilnehmer sagte, aus der Situation 
gelernt, und so etwas würde ihnen nicht noch einmal passieren. 

Wie viele ländliche Regionen blickt Aso einer unsicheren Zukunft entgegen. Im 
Stadtamt wird schon lange überlegt, wie die Stadt verändert werden muss, um ihr 
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Fortbestehen zu sichern. Zen war als ein Baustein für diese Zukunft gedacht. Doch 
die bereits zu Beginn in das Konzept eingebauten Probleme verhinderten, dass Zen 
erfolgreich sein konnte. Ohne eine konkrete Zielsetzung und Vorgaben, auf wel-
chen Wegen die Ziele erreicht werden sollen, blieben von der Initiative Zen nur die 
Fotos der Teilnehmer*innen und eine Marke ohne Wert. Somit lassen sich für Zen 
die gleichen Probleme feststellen, die bereits in der wissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit regionalen Marken beschrieben wurden (Furukawa 2011: 7; Hama-
saki et al. 2007: 142; Kanai 2016: 50–52). Die Initiative Zen der Stadt Aso ist nur ein 
Beispiel für die vielen Projekte, die im Namen der Revitalisierung in ländlichen Re-
gionen durchgeführt werden. Was anhand der Initiative Zen dargestellt werden 
konnte, sind die vielschichtigen Beziehungsstrukturen zwischen der Werbeagentur, 
den Mitarbeiter*innen des Stadtamtes und der Teilnehmenden. Da Beratungs- und 
Werbeagenturen ein fester Bestandteil der ländlichen Revitalisierung geworden 
sind, müssen sie auch als Akteure innerhalb dieser Prozesse verstanden werden. Die 
Analyse der Initiative Zen liefert somit wichtige Erkenntnisse, um die Schwachstel-
len der Zusammenarbeit der Stakeholder innerhalb regionaler Initiativen besser zu 
erfassen. 
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Geschlossene Grenzen: Alltagserfahrungen 
internationaler Studierender während der 

COVID-19-Pandemie und deren 
Implikationen für eine Integration in die 

japanische Gesellschaft1

Paul Johann Kramer

Closed Borders: Everyday Life Experiences of International Students During the 
COVID-19 Pandemic and Their Implications for Integrating into Japanese Society

The entry restrictions imposed by the Japanese government to curb the spread of 
COVID-19 have ground the steadily increasing influx of international students Japan 
has experienced in the last decade to a halt. While students seeking to enter Japan have 
been making their voices heard on social media, a new form of »study abroad« has 
emerged, with students participating from everywhere around the world. Meanwhile, 
students inside Japan have experienced serious disruptions in their daily lives, brought 
about by the rapid shift caused by social distancing. This article analyzes the effects of 
the COVID-19 pandemic on the everyday life of international students studying at 
Japanese universities, inside and outside of Japan, and the implications this might have 
on integrating into Japanese society and their life trajectories. It focuses on a series of 
interviews with students at Hokkaidō University conducted by the author between 

1 Bei diesem Beitrag handelt es sich um eine gekürzte, überarbeitete und aktualisierte Version einer 
Bachelor-Abschlussarbeit an der Ludwig-Maximilians-Universität München aus dem Jahr 2021, die 
von Prof. Dr. Gabriele Vogt betreut wurde. Der originale Titel der Arbeit lautete »Japan, Migration 
und die Corona-Pandemie: Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Alltag universitärer inter-
nationaler Studierender und deren Implikationen für eine Integration in die japanische Gesellschaft«. 
Der Autor möchte sich ausdrücklich bei Prof. Dr. Gabriele Vogt für ihre fortwährende Unterstützung 
und Betreuung sowie bei allen interviewten Studierenden und allen Helfenden bedanken, die zur 
Realisierung des Projekts beigetragen haben. 
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April 2021 and January 2022, featuring experiences effectively spanning the first two 
years of the pandemic. It argues that the effects of the pandemic have significantly 
hampered the possibilities of students creating meaningful relationships by severing 
them from social life as they knew it. At the same time, the possibility of effectively 
learning the Japanese language and local customs is reduced, and the success of their 
studies is jeopardized. The pandemic has slowed down their chances to accumulate 
Bourdieusian social and cultural capital severely, which might impede the chances of 
this cohort successfully integrating into the Japanese labor market and society due to 
assimilationist expectations towards immigrants. 

1 Die COVID-19-Pandemie als Integrationshürde? 

Das von Überalterung und niedrigen Geburtenraten geplagte Japan verzeichnet be-
reits seit mehreren Jahren einen der höchsten Zuströme von Immigrierenden unter 
den OECD-Ländern (OECD 2020). Obwohl Immigration ein Tabu-Thema in der 
japanischen Öffentlichkeit ist (Behaghel und Vogt 2007: 139–141; Chiavacci 2014: 
17–19), zwingen die Lücken im japanischen Arbeitsmarkt die Regierung dazu, Re-
formen der Immigrationspolitik durch verschiedene Seitentüren einzuschleusen 
(Behaghel und Vogt 2007: 130; Chiavacci 2014: 10–12; Roberts 2017; Vogt 2017: 
77). Insbesondere die internationalen Studierenden bilden seit den 1980er-Jahren 
einen der wichtigsten Migrationsströme, um Arbeitskräfte aus dem Ausland nach 
Japan zu bringen. Sie tragen nicht nur zur Internationalisierung japanischer Univer-
sitäten bei, sondern füllen während und nach dem Studium Leerstellen im japani-
schen Arbeitsmarkt auf jedem Qualifikationsniveau (Chiavacci 2011; Liu-Farrer 
2009). Jedoch führt der Zwiespalt zwischen der Notwendigkeit von Migration und 
der fehlenden Identifikation als de facto-Einwanderungsland zur Abwesenheit einer 
gezielten, einheitlichen und effektiven nationalen Integrationspolitik (Chung 2010: 
35). Internationale Studierende sehen sich meist assimilationistischen Erwartungen 
ausgesetzt. Dies führt für diese zu einer erschwerten Integration in den japanischen 
Arbeitsmarkt (Yamamoto 31.05.2021). 

Infolge der COVID-19-Pandemie kam die seit Beginn der 2010er-Jahre andau-
ernde rasante Zunahme internationaler Studierender in Japan zu einem abrupten 
Ende. Um die Ausbreitung von COVID-19 zu stoppen, schloss die japanische Re-
gierung innerhalb kürzester Zeit die Grenzen Japans. Personen ohne japanische 
Staatsbürgerschaft war es zwischenzeitlich nicht mehr möglich, nach Japan einzu-
reisen (NHK 18.06.2020), und Immigration nach Japan jedweder Art wurde stark 
eingeschränkt. Für die Studierenden, welche nicht nach Japan einreisen konnten, 
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bedeuteten die Einreisebeschränkungen, die bis März 2022 andauerten, eine 
enorme Belastung. Viele vernetzten sich unter Hashtags wie #educationisnottourism
und versuchten, die mediale Aufmerksamkeit auf ihre Situation zu lenken. Jenseits 
des Scheinwerferlichts bildeten sich unterdessen neue Formen des »Auslandsstudi-
ums« heraus; so nehmen internationale Studierende seither auch aus dem Ausland 
am Unterricht teil. Und internationale Studierende innerhalb Japans erfahren durch 
die Pandemie ebenso eine starke Disruption ihres Alltags. Dieser Beitrag widmet 
sich daher der Frage: Wie wirken sich die durch die COVID-19-Pandemie hervor-
gerufenen Veränderungen des alltäglichen Lebens auf die Chancen für eine Integ-
ration in die japanische Gesellschaft aus? 

Anhand der Operationalisierung des Begriffs des alltäglichen Lebens durch die 
Teilbereiche Arbeit, Studium und Freizeit zeigt sich, dass sich die Veränderungen 
des sozialen Lebens durch die COVID-19-Pandemie erheblich auf die Chancen ei-
ner Integration in die japanische Gesellschaft auswirken. Studierende außerhalb Ja-
pans sind durch die Form der Online-Lehrangebote fast vollständig vom universi-
tären Leben und der Möglichkeit, soziale Kontakte in Japan zu knüpfen, abgeschnit-
ten; aufgrund der etwaigen Zeitverschiebung betrifft dies auch ihr Leben am Wohn-
ort. Durch den stark verminderten Kontakt zur japanischen Gesellschaft verstärkt 
die Pandemie bei Studierenden innerhalb Japans Tendenzen zur Formierung »in-
ternationaler Blasen«. Dies führt dazu, dass die internationalen Studierenden wich-
tige Erfahrungen für den Eintritt in den japanischen Arbeitsmarkt nicht sammeln 
können. Für diese Kohorte könnte damit der Eintritt in den japanischen Arbeits-
markt erschwert sein, da sie die assimilationistischen Erwartungen der japanischen 
Arbeitgebenden kaum erfüllen können. Infolgedessen könnten sich für die japani-
sche Wirtschaft, die sich seit einigen Jahren verstärkt um die Anwerbung und Inte-
gration hoch qualifizierter internationaler Arbeitskräfte bemüht (Chiavacci 2011, 
2014), weitreichende Konsequenzen abzeichnen. 

2 Forschungsstand 

2.1 Internationale Studierende und der Arbeitsmarkt 

Das System zur Aufnahme internationaler Studierender stellt einen der ältesten 
Migrationsströme nach Japan dar. In den 1980er-Jahren wurde dieser vom 
damaligen Premierminister Yasuhiro Nakasone im Zuge der Internationalisie-
rung Japans ausgeweitet und den Studierenden wurde erlaubt, neben dem 
Studium einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Durch diese Initiative etablierte 
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sich das Studierenden-Visum als Seitentür für die Migration »niedrig qualifizier-
ter«2 Arbeitskräfte und leistete seitdem einen großen Beitrag zur Beschaffung 
von Arbeitskräften (Chiavacci 2011; Liu-Farrer 2009). Die Zahl der internationa-
len Studierenden stieg seit den 1980er-Jahren kontinuierlich an und wurde durch 
das Ziel der 300.000 Studierenden des japanischen Bildungsministeriums 
(MEXT) im Jahre 2008 weiter erhöht. Ende 2019 hielten sich ca. 345.000 
internationale Studierende in Japan auf, was ca. 11  % der sich in Japan aufhalten-
den Ausländer*innen entspricht (MOJ 2020). Durch die Einreisebeschränkungen 
während der COVID-19-Pandemie verringerte sich die Anzahl bis Juni 2021 auf 
242.444 Studierende (MEXT 2022).3 Die Anzahl der im September einreisenden 
Studierenden reduzierte sich von 86.047 (2019) auf 4.088 Studierende (2021), 
demnach um ca. 95  % (MOJ 2019, 2021b). Die deutliche Mehrheit der internati-
onalen Studierenden kam aus den asiatischen Nachbarländern Japans. Im Jahre 
2021 waren 201.877 der 242.444 internationalen Studierenden an Universitäten 
sowie Colleges etc. immatrikuliert und 40.567 an Sprachschulen. Universitäten 
erleben im Zeitraum 2019 bis 2021 einen Rückgang der Studierenden um 35  %, 
Sprachschulen um 55  % (MEXT 2022). Hochrechnungen aus den Jahren 2016/
2017 schätzen, dass bis zu 97  % der Studierenden neben dem Studium berufstätig 
gewesen sein könnten, jedoch wird diese Zahl in der Realität durch die gleichzei-
tige Beschäftigung einzelner Studierender in mehreren Betrieben statistisch 
verzerrt (Sato 2018: 33). Die Japan Student Service Organisation (JASSO) ermit-
telte in einer Umfrage für 2017 ca. 76  % (JASSO 2019: 2). 

Auch nach dem Studium verbleiben einige internationale Studierende und beset-
zen Positionen in sowohl den kleinsten als auch den größten Betrieben Japans in 
allen Bereichen von »niedrig qualifiziert« bis »hoch qualifiziert«. Die in Japan ar-
beitenden internationalen Studierenden sind dabei insbesondere in kleinen Firmen 
mit weniger als 49 Mitarbeitern angestellt. Auf diese Firmen entfallen ca. 40  % (Sato 
2018: 35–37). Speziell kleine Unternehmen profitieren daher vom Zustrom interna-
tionaler Studierender. Das MEXT spricht deshalb im »Plan der 300.000 Studieren-
den«, der 2008 veröffentlicht wurde, von der »strategischen Akquisition von ausge-
zeichneten internationalen Studierenden« (MEXT 2008: 1). Internationale Studie-
rende sind Teil einer Initiative, um die Wirtschaft Japans zu internationalisieren 

2 Die »niedrig qualifizierten« Arbeitskräfte werden auf Japanisch auch als »einfache« Arbeitskräfte 
(tanjun rōdōsha) bezeichnet. Der Begriff bezieht sich dabei weniger auf die tatsächliche Qualifikation 
der Arbeitskräfte, sondern auf deren Beschäftigung in Feldern mit einem als »niedrig« wahrgenom-
menen Qualifikationsniveau, wie bspw. dem Baugewerbe (Chiavacci 2011). Häufig bildet der Begriff 
nicht die tatsächlichen Qualifikationen und Fähigkeiten der Migrierenden ab (Liu-Farrer et al. 2021) 
und wird daher in Anführungszeichen gesetzt. 

3 Das Justizministerium führt lediglich ca. 227.844 Studierende im Juni 2021 auf (MOJ 2021a). 



PPQ ÖÉëÉääëÅÜ~Ñí

und durch die Anwerbung der schlausten Köpfe zu stärken. Die Studierenden ge-
nießen zu diesem Zwecke einige Möglichkeiten, nach dem Abschluss des Studiums 
vorübergehend in Japan zu verbleiben. So bspw. durch das »Designated Activities«-
Visum (tokutei katsudō bisa), das einen Verbleib auch ohne Anstellung ermöglicht 
(MOFA 2022). 

Die Bemühungen, internationale Studierende in den japanischen Arbeitsmarkt 
zu integrieren, scheinen jedoch nur wenig von Erfolg gekrönt zu sein. Im Jahr 2019 
nahmen lediglich 36,9  % aller internationalen Studierenden nach ihrem Studium 
eine Arbeit in Japan auf. Im Bereich der universitären Studierenden begannen 42  % 
aller Bachelorstudierenden und nur ca. 34  % der Masterstudierenden einen Job in 
Japan auszuüben (JASSO 2021). Jedoch geht aus einer Befragung des JASSO aus 
dem Jahr 2017 hervor, dass 64,6  % aller Studierenden das Ziel verfolgen, in Japan zu 
arbeiten. Im Detail gaben 72,5  % der Bachelorstudierenden und 75,6  % der Master-
studierenden an, in Japan arbeiten zu wollen (JASSO 2019: 47).4 Trotz aller Bemü-
hungen staatlicher Institutionen, internationale Studierende in Japan zu halten, 
scheint sich eine große Kluft in der Anzahl der Studierenden aufzutun, die in Japan 
eine Anstellung anstreben und jenen, die tatsächlich verbleiben. Eine Tendenz, die 
auch in anderen Migrationsländern wie bspw. Deutschland vorhanden ist (Grill-
mann 28.01.2022). 

2.2 Integrationsprobleme und der Arbeitsmarkt 

Nach Yamamotos (31.05.2021) »Transition Gap Theory« entsteht diese Kluft 
zwischen Studierenden und Arbeitsmarkt unter anderem durch die assimilatio-
nistischen Erwartungen japanischer Arbeitgebender.5 Außerdem wird die Kluft 
durch institutionelle Probleme im Bildungssystem, welche eine Segregation 
internationaler Studierender an japanischen Universitäten verursachen und die-

4 Mehrfachantwort möglich. Die in der Befragung angegebenen Prozentwerte sind zur Basis der An-
zahl der Befragten errechnet worden und nicht der abgegebenen einzelnen Antworten (JASSO 2019: 
51). Die nach Rangfolge der gegebenen Antwort abgestuften Werte betragen: 42,5  % für alle Studie-
rende und 48,1  % (Bachelor) oder 47  % (Master). Zudem soll hier angemerkt werden, dass die Skala 
der Antwortmöglichkeiten nicht balanciert ist, was das Antwortverhalten der Befragten beeinflusst 
haben könnte. Für den Verbleib in Japan stehen mehr Einzelantwortmöglichkeiten zur Verfügung als 
für die Rückkehr in das Herkunftsland oder den Fortzug in Drittländer (vgl. Fragebogen in JASSO 
2019: 84). 

5 Die Kluft besteht in der Anzahl der Studierenden mit der Intention, in den japanischen Arbeitsmarkt 
einzutreten, und der Anzahl der tatsächlich in Japan arbeitenden Studierenden. Die hier angespro-
chene Differenz wird in diesem Beitrag verkürzt als Kluft zwischen Studierenden und Arbeitsmarkt 
bezeichnet. 
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sen so eine Integration in die japanische Gesellschaft weiter erschwert, bestärkt. 
Arbeitgebende erwarten von internationalen Studierenden gleiche Kenntnisse 
kultureller Verhaltensnormen und Kommunikationsformen wie von Japaner*in-
nen. Überdies auch bzgl. des Ablaufs des formalisierten Einstellungsprozesses 
(shūshoku katsudō), was die Studierenden im Vergleich zu japanischen Mitbewer-
benden benachteiligt. Jedoch leben internationale Studierende auf den Campus 
japanischer Universitäten in »international bubbles«. In Wohnheimen, wie bspw. 
den »International Houses« der Hokkaidō Universität, sind sie vermehrt mit 
anderen internationalen Studierenden untergebracht. Zusätzlich haben sie auf-
grund sprachlicher und kultureller Hürden meist nur wenig Kontakt mit japani-
schen Studierenden und sind deshalb erheblich darin eingeschränkt, kulturelles 
und sprachliches Basiswissen für den Einstellungsprozess zu erlernen (Yamamoto 
31.05.2021). Die bereits beschriebene Kluft zwischen Studierenden und Arbeits-
markt ist ein Integrationsproblem, das für die Studierenden die Option, in Japan 
zu arbeiten, unattraktiver zu machen scheint. 

Die Ursache dieser Integrationsschwierigkeiten ist auf den Mangel einer strin-
genten Integrationspolitik zurückzuführen. Mit dem tabunka kyōsei puran (Plan für 
das Zusammenleben vieler Kulturen) verfolgt Japan zwar augenscheinlich ein mul-
tikulturalistisches Integrationsmodell, doch in der Realität erweist sich dieses als 
zahnloser Tiger. Wie Kim und Streich (2020: 183, 190) zeigen, bestehen Integrati-
onsprogramme zumeist aus Unterricht zur japanischen Kultur und Sprache. Das 
Ziel dieser ist es, den Immigrierenden bei der Assimilation an die japanische Gesell-
schaft zu helfen. Die Bezeichnung des japanischen Integrationsmodells als multi-
kulturalistisch ist als kritisch zu bewerten. Sofern ein Prozess der gegenseitigen An-
passung stattfindet, weist dieser eine starke Schlagseite zu den assimilationistischen 
Erwartungen der ethnonationalistischen japanischen Gesellschaft auf (Liu-Farrer 
2020). Der Begriff der »Integration« enthält im Kontext Japans semantisch die As-
similation der Immigrierenden und bedeutet nicht mehr als deren Aufnahme als 
funktionierende, jedoch nicht ebenbürtige Teile der Gesellschaft (Burgess 2021: 15; 
Kashiwazaki 2013; Nakamatsu 2014: 151). Entsprechend ist für eine »erfolgreiche 
Integration« der Immigrierenden die Akkulturation, d.  h. »die Anpassung an kultu-
relle Verhaltensmuster der Mehrheitsgruppe« (Alba und Nee 1997: 827) unabding-
lich. 
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3.3 Die Wirkungsmechanismen im Integrationsprozess 

Nach Liu-Farrer (2020: 152–153) gilt für ein Leben in der japanischen Gesellschaft, 
dass kulturelle Kompetenzen und Sprachfähigkeiten essenziell sind und dass der 
Grad der Akkulturation maßgebend für das Ausmaß bedeutungsvoller sozialer Be-
ziehungen zur japanischen Gesellschaft ist. Ein Scheitern des Akkulturationspro-
zesses kann zu Problemen wie sozialer Immobilität führen, wie am Beispiel der nik-
keijin, den japanisch-stämmigen Immigrierenden aus Südamerika, sichtbar wird 
(Chiavacci 2011: 272). Zudem sind gute Sprachkenntnisse essenziell, um ein Gefühl 
von Zugehörigkeit zur japanischen Gesellschaft aufzubauen (Liu-Farrer 2020: 142). 
Wie Liu-Farrer (2020: 95) bemerkt, sind Zugehörigkeit und emotionale Bindungen 
starke Motive, die die Mobilitätsentscheidungen von Migrierenden prägen. Ent-
sprechend ist anzunehmen, dass Immigrierende, welche diese nicht erlangen kön-
nen, eher dazu geneigt sind, Japan wieder zu verlassen. Für eine assimilationistische 
Integration ist zudem unabdinglich, dass die Immigrierenden in die sozialen Zirkel 
und Netzwerke der japanischen Gesellschaft aufgenommen werden. Dies verläuft 
durch Aktivitäten, welche freundschaftliche Kontakte zur Mehrheitsgruppe erzeu-
gen und durch Aktivitäten, welche sich im alltäglichen Leben abspielen, wie Arbeit, 
Politik und Engagement in der Gemeinde (Hamberger 2009: 12). 

Der Integrationsprozess kann in eine kulturelle und eine soziale Dimension ein-
geteilt werden (Weinar und Klekowski von Koppenfels 2020: 48). Durch die Kapi-
talformen nach Bourdieu lassen sich zwischenmenschliche Interaktionen als Aus-
tausch diverser Kapitalformen (sozial, kulturell, ökonomisch und symbolisch) defi-
nieren (Bourdieu 2015, 2021). Anhand dieser kann im Integrationsprozess das Aus-
maß der Akkulturation und der Bildung von Netzwerken analysiert werden, um 
Aufschluss über die Chancen für eine Integration zu erlangen (Burgess 2021: 15–
16). Die kulturelle Dimension des assimilationistischen Integrationsprozesses kann 
als Erwerb von kulturellem Kapital in Form von landesspezifischen Basiswissens 
bzgl. der Umgangsformen und der Sprache etc. betrachtet werden. Dieses kulturelle 
Kapital können die Studierenden wiederum im Einstellungsprozess verwerten. Die 
soziale Dimension lässt sich ausdrücken als die Summe der bedeutsamen zwischen-
menschlichen Beziehungen und emotionalen Bindungen, die im Immigrationspro-
zess den Verbleib der Immigrierenden begünstigen. Dieses soziale Kapital kann 
wiederum angewendet werden, um einen sozialen Aufstieg zu ermöglichen. Zum 
Beispiel, um in Positionen größeren Einflusses oder in sonst nicht zugängliche Be-
reiche der japanischen Gesellschaft zu gelangen. Der Erwerb beider Kapitalformen 
steigert die Wahrscheinlichkeit des Gelingens der Integration in die japanische Ge-
sellschaft. 
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4 Arbeit, Studium und soziales Leben: Neue und alte Hürden 

4.1 Die ungleichen Ausgangssituationen der Studierenden 

Die zentrale Frage des Artikels wird anhand der Hypothese, dass sich die durch die 
COVID-19-Pandemie hervorgerufenen Veränderungen des alltäglichen Lebens ne-
gativ auf die Chancen einer Integration in die japanische Gesellschaft auswirken, 
bearbeitet. Die Hypothese wird anhand der Daten aus 14 semistrukturierten Inter-
views überprüft. Sie wird durch die Aufteilung des Alltags in die Kernbereiche der 
Arbeit, des Studiums und des sozialen Lebens operationalisiert. Der Datensatz wird 
anhand eines deduktiv-induktiven Schemas, welches diese drei Bereiche abdeckt, 
qualitativ analysiert (Flick 2018: 461–463). Abgeleitet aus dem theoretischen Rah-
men, werden in ihnen Situationen und Erfahrungen erfasst, die sich auf die Mög-
lichkeit der Studierenden auswirken, soziales und kulturelles Kapital zu akkumulie-
ren. Dazu zählen bspw. die Möglichkeit, erste Arbeitserfahrung zu sammeln, die 
Möglichkeit, Freunde in universitären Clubs und Veranstaltungen kennenzulernen, 
und die Möglichkeit, sich anderweitig in der japanischen Gesellschaft zu engagieren 
und einzubringen. Der Fokus liegt dabei auf Situationen und Chancen, die den Stu-
dierenden aufgrund der COVID-19-Pandemie verwehrt blieben oder durch sie erst 
möglich gemacht wurden. 

Es wurde mit elf internationalen Studierenden in zwei Wellen im Zeitraum April 
bis Mai 2021 und Dezember 2021 bis Januar 2022 in insgesamt 14 Interviews gespro-
chen. Davon fanden zwölf Interviews mit Studierenden statt, die während der 
COVID-19-Pandemie an der Hokkaidō Universität studierten. Die Analyse konzen-
triert sich hauptsächlich auf diese Daten, jedoch wurden zusätzlich weitere asyn-
chrone Text-Chat-Interviews mit zwei Studierenden an anderen Universitäten in Ja-
pan erhoben, welche zur Ergänzung der Ergebnisse herangezogen wurden. Bei direk-
ter Erwähnung der Studierenden werden im Fließtext Pseudonyme verwendet. Zitate 
und Verweise werden mit dem dazugehörigen Interviewkürzel und ihrem Typus an-
gegeben (siehe Tabelle 1). Drei der Interviewten lernte der Autor bereits während 
seines Aufenthalts an der Hokkaidō Universität 2019–2020 kennen und weitere Teil-
nehmende wurden online per Schneeball-Methode rekrutiert. Das Sample weist da-
bei ein Übergewicht von Männern auf, lediglich drei der Teilnehmenden sind Frauen. 
Die Herkunftsländer sind unterschiedlich, wobei die Mehrheit der Partizipierenden 
aus Asien, der Herkunftsregion der meisten internationalen Studierenden in Japan, 
stammt (MEXT 2022; MOJ 2020). In Sapporo trat eines der ersten COVID-19-Infek-
tionscluster auf. Seitdem ist die Stadt landesweit eine der bisher am stärksten von der 
Pandemie betroffenen Regionen (BBC Japan 19.04.2020; NHK 2021). 
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Anhand des Aufenthaltsortes der Studierenden ergibt sich eine Typologie der 
Outsider, die außerhalb Japans am Unterricht teilnehmen, und Insider, die in Japan 
am Unterricht teilnehmen. Diese Typisierung gibt Einsicht in das Ausmaß des Zu-
gangs der Studierenden zu sozialen Treffpunkten. Dieser Zugang beeinflusst stark 
deren Möglichkeit, in Interaktion mit anderen Studierenden und der japanischen 
Gesellschaft zu treten. Soziale Treffpunkte werden hier als Orte oder Gelegenheiten, 
an denen Personen miteinander in Kontakt kommen können, verstanden, wie bspw. 
der Unterricht, sportliche Aktivitäten, aber auch Online-Events. Die Infektions-
schutzmaßnahmen bewirkten dabei jedoch, dass viele soziale Treffpunkte nicht 
mehr zugänglich waren (ID2), der Besuch dieser durch gesellschaftlichen Druck 
inakzeptabel wurde (Burgess 2021: 8; Kokami und Sato 2020: 24–25), oder sich die 
Studierenden aufgrund ihrer Wahrnehmung der pandemischen Lage aktiv gegen 
eine Teilnahme an diesen entschieden (CN2). Zu den Outsidern zählen zwei Stu-
dierende aus Taiwan (Sheng, Yang), sowie ein weiterer Studierender aus den USA 
(Brian), der nicht an der Hokkaidō Universität studierte. Zu den Insidern gehören 
insgesamt acht Studierende aus den Ländern China (Han, Jing, Lieng, Wei), Südko-
rea (Jae), Litauen (Gediminas) und Malaysia (Abyasa), sowie ein Studierender aus 
Taiwan (Chun), welcher in Tōkyō studierte. Die Zugehörigkeit zu den Typen Insi-
der / Outsider kann sich ändern, wie im Falle von Abyasa, der im ersten Sommer-
semester nach Beginn der Pandemie zunächst nicht nach Japan einreisen konnte 
und dann später im Verlauf des Jahres nach Sapporo zurückkehrte (ID2). Oder wie 
im Fall von Han, der sich nach Ausbruch der Pandemie in Japan dazu entschied, 
nach China zurückzukehren, um von dort aus am Unterricht teilzunehmen (CN3). 

Zudem wird die Typologie um die Typen Oldtimer und Newcomer ergänzt. Der 
Typ wird primär durch die Anwesenheit bzw. Abwesenheit von sozialen Netzwer-
ken am Aufenthaltsort zu Beginn der Pandemie definiert. Diese Netzwerke beein-
flussen stark, wie sich die sozialen Folgen der Pandemie auf die Studierenden aus-
wirken. Studierende wie Abyasa sind folglich, obwohl sie nach Beginn der Pande-
mie nach Japan zurückkehrten, keine Newcomer, sondern Oldtimer. Zu den New-
comern gehören drei Studierende aus China (Jing, Lieng, Wei). Die Studierenden 
aus China (Han), Korea (Jae), Litauen (Gediminas), Malaysia (Abyasa) und Taiwan 
(Chun) sind den Oldtimern zuzuordnen. 

Die Typologie der Outsider / Insider und Oldtimer / Newcomer ist dabei nicht nur 
auf internationale Studierende beschränkt, sondern kann auf alle Personen, die von 
der COVID-19-Pandemie betroffen waren, angewendet werden. Das zentrale 
Merkmal der Typologie der Outsider / Insider ist die örtliche Anwesenheit und der 
Zugang zu sozialen Treffpunkten. Sie kann als vereinfachendes Analysewerkzeug 
genutzt werden, um die Auswirkungen auf örtlich anwesende und abwesende Teil-
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nehmende in sozialen Interaktionen zu beschreiben. Gleiches gilt für die Typologie 
der Oldtimer / Newcomer, deren zentrales Merkmal die Vorexistenz von Netzwerken 
vor Ort ist. Auch sie kann auf alle Personen angewendet werden, die während der 
COVID-19-Pandemie ihren Aufenthaltsort wechselten. Die Typologie hilft verein-
fachend, die Auswirkungen von bestehenden Netzwerken auf gesellschaftliche Inte-
grationsprozesse zu analysieren. 

4.2 Arbeiten während der Pandemie: Verzicht und Verlust 

Viele internationale Studierende gehen während ihrer Zeit in Japan einer Er-
werbstätigkeit in Form eines Minijobs (arubaito) nach und füllen typischerweise 
im Hotelgewerbe, der Gastronomie sowie im Groß- und Einzelhandel Lücken im 
»niedrig qualifizierten« Bereich des japanischen Arbeitsmarktes (Sato 2018: 34, 
38). Lediglich vier Studierende des Samples arbeiteten während ihres Aufenthalts, 
wobei die Gruppe der Outsider bei dieser Betrachtung von vornherein ausge-
schlossen werden kann. Doch auch Insider waren durch die Pandemie auf 
mannigfaltige Art und Weise darin eingeschränkt oder abgeneigt, einer Erwerbs-
tätigkeit nachzugehen. 

Die Studierenden schilderten sehr unterschiedliche Wahrnehmungen der Mög-
lichkeit, an einen Minijob zu gelangen. Wei, die sich bereits nach ersten Erfahrun-
gen als Vollzeitarbeitskraft in Japan für eine Fortsetzung ihres Studiums im Master 
entschloss, hatte kaum Schwierigkeiten bei der Suche nach einem Minijob. Sie habe 
diesen rasch über entsprechende Apps zur Vermittlung von Arbeitsstellen gefunden 
(CN4 Newcomer). Jing, die erst nach Beginn der Pandemie von China nach Japan 
zog, berichtete, dass einige ihrer Bekannten große Schwierigkeiten gehabt hätten, 
einen Minijob zu finden, da es aufgrund der gegenwärtigen Situation weniger Mög-
lichkeiten gäbe, zu arbeiten (CN1.1 Newcomer). Die bei internationalen Studieren-
den beliebten Branchen waren während der Pandemie wirtschaftlich besonders 
stark betroffen. Die gesamte Gastronomiebranche verzeichnete im Februar 2021 ei-
nen Umsatzrückgang von 22,3  %, Izakaya sogar bis zu 70,7  % im Vergleich zu 2019 
(CAO 2021: 6). Mit einem Besucherrückgang von 59  % war das Hotelgewerbe 
ebenso stark betroffen (MLIT 2021: 10). Die Convenience Stores (conbini), in denen 
typischerweise viele internationale Studierende arbeiten, waren weniger betroffen. 
Zudem sahen sich die Geschäfte aufgrund des Zustands anderer Branchen plötzlich 
mit einem Übermaß an verfügbaren japanischen Arbeitskräften konfrontiert (Na-
gai 2020: 20), was die Chancen der internationalen Studierenden erschwert haben 
könnte. Im zweiten Interview ergänzte Jing diese Schilderung mit ihren eigenen Er-
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fahrungen davon, wie sie im vergangenen halben Jahr (Mai 2021 – Dezember 2021) 
immer wieder in Convenience Stores abgewiesen worden war. Aufgrund mangeln-
der Sprachkenntnisse und fehlender Vertrautheit mit dem japanischen Arbeits-
markt habe sie sich an eine Zeitarbeitsfirma (haken gaisha) gewandt, um über diese 
einen Job zu finden. Die Arbeitsbedingungen beschrieb sie als hart und zeigte sich 
sehr enttäuscht darüber, dass sie bereits mehrfach wieder entlassen wurde (CN1.2 
Newcomer). 

Zudem wurde unter den Studierenden eine weitere Denkweise offensichtlich: 
Wer es sich leisten kann, verzichtet unter den Bedingungen der Pandemie auf die 
Ausübung eines Minijobs. Jae, ein junger Koreaner, der als Gaststudent an der 
Hokkaidō Universität studierte und in einem Izakaya arbeitete, kündigte seinen 
Job umgehend, als die Infektionszahlen im Frühjahr 2020 in Susukino (Ausgeh-
viertel in Sapporo) anstiegen. In dem Izakaya, in dem er gearbeitet hatte, seien 
kaum Masken getragen und kaum für Luftzirkulation gesorgt worden, weshalb er 
sich nicht sicher fühlte. Er habe große Sorge gehabt, sich und als Konsequenz die 
anderen Studierenden im Wohnheim zu gefährden und verzichtete deshalb auf 
die Fortführung des Minijobs (KR1 Oldtimer). Auch die anderen Studierenden 
nahmen die pandemische Situation in Japan als gefährlich wahr. Jing schilderte 
ebenfalls, dass sie im Zeitraum von ihrer Ankunft bis Mai 2021 zunächst aus 
Furcht vor einer Ansteckung auf die Ausübung eines Minijobs verzichtet habe 
(CN1.1 Newcomer). Lieng, die ebenfalls während der Pandemie ihr Auslandsstu-
dium begann, habe eigentlich vorgehabt, in Japan zu arbeiten, jedoch könne sie 
diesen Plan in der derzeitigen Situation aufgrund der Sorgen ihrer Familie nicht 
entgegen deren Willen durchsetzen (CN2 Newcomer). Studierende, welche finan-
ziell nicht auf Nebeneinkünfte aus Minijobs angewiesen sind, schienen somit 
während der COVID-19-Pandemie teilweise aus gesundheitlichen Bedenken auf 
die Ausübung von Nebentätigkeiten zu verzichten. 

Doch der Minijob ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg ins Arbeitsleben in Japan 
und viele internationale Studierende sehen diesen als unverzichtbar an, um sich an 
die Arbeitskultur in Japan zu gewöhnen (Liu-Farrer 2009: 196). Auch Jae schien 
darüber verärgert, dass er eine Chance verlor, die japanische Höflichkeitssprache 
unter Realbedingungen zu trainieren, da er sie in seinem späteren Arbeitsleben si-
cher benötigen würde. Im Unterricht könne er zwar auch Japanisch lernen, aber 
niemals so wie im außerschulischen Alltag (KR1 Oldtimer). Die interviewten Stu-
dierenden, welche eine Karriere in Japan anstreben, zeigten sich sehr besorgt über 
den Verlust dieser Erfahrungen und befürchteten einen erschwerten Einstieg in das 
Berufsleben (CN1.2 Newcomer, CN2 Newcomer, KR1 Oldtimer, TW1.1 Outsider, 
TW1.2 Outsider). 



ÖÉëÅÜäçëëÉåÉ=ÖêÉåòÉå PQN

Diese Besorgnis wird auch durch den schwierigen Prozess des Einstiegs in den 
japanischen Arbeitsmarkt befeuert. Dieser brachte in den letzten Jahrzehnten einen 
weitläufigen Wirtschaftszweig von Brokern hervor, die internationalen Studieren-
den bei diesem Hürdenlauf helfen (Conrad und Meyer-Ohle 2017). Allerdings 
scheinen diese Abläufe durch die COVID-19-Pandemie beeinträchtigt zu sein. Für 
Immigrierende, welche sich vom Ausland aus auf eine Stelle in einer japanischen 
Firma bewerben, bleibt häufig kein anderer Weg, als sich auf Jobmessen über poten-
zielle Arbeitgebende zu informieren und dort Bewerbungsgespräche zu führen. Jae, 
der während seines Aufenthalts an der Hokkaidō Universität bereits über 30 Jahre 
alt und deswegen ohnehin besorgt um seine Chancen auf dem japanischen Arbeits-
markt war, sah sich, nachdem er nach Südkorea zurückgekehrt war, vor eine 
schwere Entscheidung gestellt: Solange die Teilnahme an Jobmessen in Präsenz ein-
geschränkt sei, rechne er sich keine Chancen aus, eine Anstellung in Japan zu fin-
den. Auch wenn er gerne nach Hokkaidō zurückkehren würde, sei es für ihn besser, 
zunächst in Südkorea nach Arbeit zu suchen, da er sich weiteres Warten aufgrund 
seines Alters nicht mehr leisten könne. Ob er danach plane, erneut nach Japan zu 
gehen, ließ er offen (KR1 Oldtimer). 

Internationale Studierende in Japan sind somit in puncto »Arbeit« auf vielfältige 
Weise betroffen. Die Ausübung von Erwerbstätigkeiten ist zwar weiterhin möglich, 
doch die Studierenden erfahren teils erhebliche Schwierigkeiten dabei, eine Anstel-
lung zu finden. Oder aber die Studierenden verzichten aufgrund der als gefährlich 
wahrgenommenen Arbeitsbedingungen auf diese. Dies kann schwere finanzielle 
Folgen für die Studierenden haben, und sie verlieren zudem die Möglichkeit, wich-
tiges kulturelles Kapital in Form von wertvoller Arbeitserfahrung zu sammeln. Die 
interviewten Studierenden fassen diesen Umstand auch bewusst als Problem für 
eine spätere Karriere in Japan auf. In Minijobs erlernen und schärfen sie wichtige 
sprachliche, kulturelle und soziale Fähigkeiten, die nicht im Klassenzimmer erlern-
bar sind. Diese Fähigkeiten lassen sich in wichtige Vorteile im Arbeitsmarkt um-
wandeln (Liu-Farrer 2009: 199). Zudem ist der Einstieg in den Arbeitsmarkt für 
internationale Studierende erschwert, da Jobmessen als Folge der COVID-19-Pan-
demie weltweit ausfallen mussten. 

4.3 Gemeinsame Vereinsamung im Unterricht 

Die COVID-19-Pandemie zwang viele Universitäten innerhalb kürzester Zeit, ihre 
Lehre auf Online-Formate umzustellen. Dies brachte schwerwiegende Folgen für 
die Studierenden mit sich. Die im Sample enthaltenen Unterrichtserfahrungen der 
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Studierenden decken den ganzen bisherigen Zeitraum seit Ausbruch der Pandemie 
in Japan bis Januar 2022 ab. Aus den Schilderungen der Studierenden ergeben sich 
insgesamt zwei Problemfelder im Online-Unterricht: die Qualität der Lehre und der 
Austausch mit anderen Studierenden. 

Für Studierende ist der Zugang zu studienrelevanten Einrichtungen und Res-
sourcen eingeschränkt. Durch die Schließung der Labore habe Abyasa, der für sein 
naturwissenschaftliches Studium auf diverse Laborpraktika angewiesen ist, nicht 
die Möglichkeit gehabt, wichtige praktische Erfahrungen in Praktika zu erlangen 
(ID1 Oldtimer). Diese Art der Auswirkung auf das Studium war im Sommersemes-
ter 2020 weit verbreitet, wie eine Umfrage der MEXT Scholars Association (MSA) 
unter ihren Mitgliedern zeigt (MSA 2020: 5). Die Hälfte der Teilnehmenden gab an, 
keinen Zugang zu studienrelevanten Einrichtungen zu haben und ein weiteres Drit-
tel antwortete, dass die Sammlung von Daten im Forschungsfeld derzeit unmöglich 
für sie sei. Insgesamt sei der Studienerfolg vieler Studierender gefährdet (MSA 2020: 
2–4). Inwiefern Abyasa der dadurch entstandene Mangel an praktischer Erfahrung 
später beeinflussen könnte, sei für ihn an dieser Stelle nicht absehbar (ID1 Oldti-
mer). Zum Zeitpunkt des Interviews (Mai 2021) sind die Labore aufgrund der ho-
hen Fallzahlen erneut geschlossen und eines seiner Projekte dadurch gefährdet, 
aber der eigentliche Verlust für Abyasa sei der erschwerte Kontakt zu den anderen 
Studierenden im Labor (ID1 Oldtimer). Dieser Mangel an Kontakten und zwi-
schenmenschlicher Kommunikation führt zu Schwierigkeiten im Studium und 
wirkt sich auf das Wohlbefinden der Studierenden aus. Das führt dazu, dass Studie-
rende einen Abbruch des Studiums in Erwägung ziehen (Ivanova 2021; Ordendain 
und Djalante 2020). 

Die Studierenden äußern mitunter, dass sie im Online-Unterricht wenig bis gar 
nichts gelernt hätten, oder dass sie glauben, dass sie in Präsenz wesentlich mehr 
hätten lernen können (TW2.1 Outsider, CN2 Newcomer). Die Intensität dessen 
variiert dabei entlang der verschiedenen Typen und hängt mit der Anzahl der 
beschriebenen Kontakte zu anderen Studierenden zusammen. Oldtimer, welche 
bereits vor Ausbruch der Pandemie Kontakte knüpfen konnten, sind am wenigs-
ten betroffen, da für sie längst Lerngruppen und Kontaktmöglichkeiten außer-
halb des Unterrichts bestanden. Outsider hingegen sind am stärksten betroffen 
und beschrieben ihren Lernprozess als erheblich eingeschränkt, da es für sie nur 
schwer möglich sei, im Online-Unterricht Freunde zu finden, mit denen sie 
Lerngruppen bilden könnten. Die Ursache dafür sei, dass es durch Mangel an 
bspw. Gruppenarbeiten kaum möglich sei, mit anderen Teilnehmenden in Kon-
takt zu kommen. Zudem hätten die meisten Teilnehmenden ihre Webcams 
ausgeschaltet, wodurch die Kommunikation mit diesen leide. Die Studierenden 
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beklagen fehlende Möglichkeiten, sich im und nach dem Unterricht mit anderen 
Studierenden zu vernetzen, da es dafür keine Plattform gäbe (TW1.1 Outsider, 
TW2.1 Outsider). 

Für den Outsider Yang aus Taiwan, der nur wenig Japanisch spricht, sei außer-
dem die digitale Kommunikation mit den Lehrenden und der Fakultät außerhalb 
des Unterrichts sehr schleppend und seine Fragen und Probleme blieben meist un-
geklärt (TW2.1 Outsider). Der Mangel an Kommunikation mit anderen Studieren-
den und den Lehrenden habe bei ihm zu einem erheblichen Lerndefizit geführt, 
weshalb er sich sehr besorgt über die bevorstehenden Prüfungen zeigte. Im zweiten 
Interview (Dezember 2021) äußerte er sich zwar positiv über eine Verbesserung der 
Qualität des Online-Unterrichts und auch über mehr Möglichkeiten zur Kommu-
nikation untereinander im Unterricht, doch insgesamt zeigte er sich sehr unzufrie-
den über die Qualität seiner Ausbildung. Nachdem er mehrfach mit einem Abbruch 
gehadert hatte, könne er das Programm nicht an andere weiterempfehlen und will 
seine Absichten, im Anschluss an sein Studium in Tōkyō zu arbeiten, für die abseh-
bare Zukunft ruhen lassen (TW2.1, TW2.2 Outsider). Und auch die Newcomer ha-
ben im Studium mit solchen Problemen zu kämpfen. 

Alle Interviewten schilderten, dass für sie das Lernen der japanischen Sprache 
während der COVID-19-Pandemie aufgrund der eingeschränkten Möglichkeiten, 
neue Kontakte zu knüpfen, erschwert sei. Insbesondere der fehlende Anschluss an 
japanische Studierende verstärkt dies. Der japanische Sprachunterricht sei stark von 
den Folgen der Umstellung auf die digitale Lehre betroffen. Die Qualität der Inhalte 
sei zwar nicht gesunken, doch die mangelnden Interaktionsmöglichkeiten im Un-
terricht erschwere die Anwendung des gelernten Stoffs erheblich. Nicht nur sei es 
schwerer, die Atmosphäre und sein Gegenüber zu lesen (CN3 Oldtimer). Auch das 
Fehlen von direktem Feedback der Lehrenden während Gruppenarbeiten etc. führe 
zu Unsicherheiten (KR1 Oldtimer). Ferner sind auch Studierende, die nicht aktiv 
Japanisch-Sprachkurse besuchen, sondern Japanisch primär durch die aktive An-
wendung im Alltag und im Unterricht lernen, stark von den eingeschränkten Inter-
aktionsmöglichkeiten im Online-Unterricht betroffen. Für Sheng, der bereits sie-
ben Jahre Japanisch gelernt hatte, schien sein Fortschritt zum Stillstand gekommen 
zu sein, was vorwiegend daran läge, dass er die Sprache nicht anwenden könne 
(TW1.2 Outsider). Im zweiten Interview (Dezember 2021), nachdem er sein Pro-
gramm an der Hokkaidō Universität beendet hatte, zeigte er sich sehr besorgt über 
das Niveau seiner Sprachfertigkeiten und seinen damit zusammenhängenden 
Chancen auf dem japanischen Arbeitsmarkt (TW1.2 Outsider). Und auch Lieng äu-
ßerte, dass sie gegenwärtig nicht in der Lage sei, ihre Sprachfähigkeiten auf ein ar-
beitsfähiges Niveau zu heben (CN2 Newcomer). 
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Die Studierenden sind in ihrem Studienerfolg in mehreren Aspekten einge-
schränkt. Oft fehlt der Zugang zu studienrelevanten Einrichtungen, was zu 
Verzögerungen des Studienablaufs führt oder gar den Studienabschluss beein-
trächtigen kann. Der Mangel an Möglichkeiten, im Unterricht Freunde zu finden 
und Lerngruppen zu bilden, wirkt sich negativ auf ihren Studienerfolg aus. Dies 
führt auch zu einer Unterentwicklung sozialer Netzwerke, da das Studium einer 
der ersten, oder im Fall der Outsider einzigen, Kontaktpunkte zu anderen 
internationalen und japanischen Studierenden darstellt. Zudem schildern die 
Studierenden Schwierigkeiten beim Erlernen der japanischen Sprache im Online-
Unterricht. Die Akquisition von wichtigen Qualifikationen wie Studienabschlüs-
sen, sowie Sprachfertigkeiten und sozialer Kontakte ist somit nur erschwert 
möglich. 

4.4 Bestehende Netzwerke und soziale Treffpunkte als Determinanten 

Im sozialen Leben der Studierenden zeigen sich die Auswirkungen der Grenzen des 
digitalen Raums am stärksten. Die Outsider sind durch ihre örtliche Distanz von 
Club-Aktivitäten und anderen Präsenzveranstaltungen gänzlich abgeschnitten. 
Brian, der nicht an der Hokkaidō Universität studiert, versucht regelmäßig, mit sei-
nen Mitstudierenden in geplanten Online-Events in Kontakt zu treten. Diese beein-
trächtigten allerdings aufgrund der Zeitverschiebung seinen Alltag enorm, da er 
aufgrund der so entstehenden Verschiebung seines Tag-Nacht-Rhythmus vom so-
zialen Leben in den USA abgeschnitten sei. Online neue Freundschaften zu schlie-
ßen sei außerdem schwierig und er scheint trotz seiner Bemühungen zunehmend 
sozial isoliert zu sein (US1 Outsider). Die Abschottung vom lokalen Freundeskreis 
lässt sich in etwas leichterer Form auch bei Yang finden, dessen taiwanesischer 
Freundeskreis aufgrund der unterschiedlichen Semester- und Prüfungszeiten wäh-
rend seines »Auslandsaufenthalts« für ihn nur eingeschränkt zu erreichen gewesen 
sei (TW2.1 Outsider). Die Outsider erfahren somit the worst of both worlds, da sie 
nur erschwert Kontakte nach Japan knüpfen können und zudem von ihren lokalen 
Freundeskreisen abgeschnitten werden. 

Die Möglichkeiten der Insider sind hingegen vielfältig, dabei jedoch abhängig 
vom Infektionsgeschehen, da anhand dessen das Ausmaß der Einschränkung von 
sozialen Treffpunkten variiert. Demzufolge sind Aussagen nicht für den ganzen 
Zeitraum der Pandemie zu generalisieren. Trotzdem scheinen die Studierenden 
über den ganzen Zeitraum wahrzunehmen, dass die Teilnahme am öffentlichen Le-
ben nur eingeschränkt möglich gewesen sei und verhielten sich auch in Phasen la-
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xer Infektionsschutzmaßnahmen dementsprechend zurückhaltend. An der 
Hokkaidō Universität war die Teilnahme an Club-Aktivitäten nur punktuell unter-
sagt (Hokkaidō Universität 2021a, 2021b) und öffentliche Ausgangsbeschränkun-
gen waren selten (Hokkaidō Government 2020, 2021). Daher standen den Studie-
renden auch weiterhin Möglichkeiten zur Gestaltung der eigenen Freizeit zur Ver-
fügung, sofern sie diese nutzen wollten. 

Lieng, die im Unterricht kaum Kontakte knüpfen konnte und nicht an Club-Ak-
tivitäten teilnimmt, verbringe ihren Alltag damit, mit ihren chinesischen Freunden 
zu chatten. An anderen Aktivitäten nehme sie gegenwärtig nicht teil. Ihre Wohnung 
verlasse sie daher nur dann, wenn sie den Müll wegbringen oder einkaufen gehen 
müsse. Aufgrund der aktuellen Infektionslage wirkte Lieng während des Interviews 
besorgt und überlegte sogar, wieder in ihre Heimat zurückzukehren. Gleichzeitig 
schien sie frustriert, dass sie bisher kaum neue Freunde finden konnte (CN2 New-
comer). In ihrer Situation ist somit die Bildung sozialen Kapitals sowie die Verbes-
serung ihrer Sprachfertigkeiten erschwert. Sie scheint sich aufgrund ihrer Einschät-
zung der pandemischen Lage selbst zu isolieren. 

Jing hingegen engagiert sich trotz der Pandemie in einem Club. Zum Zeitpunkt 
des ersten Interviews wurden aufgrund der steigenden Infektionszahlen zwar alle 
Club-Aktivitäten von der Hokkaidō Universität erneut punktuell untersagt, doch 
da ihr Club draußen stattfindet, treffen sich die Mitglieder weiterhin gelegentlich. 
Dort lerne sie viele japanische Studierende kennen, was außerhalb des Clubs nur 
selten sei (CN1.1 Newcomer). Allerdings sei es schwierig, mit ihnen Freundschaf-
ten aufzubauen, da sie nicht regelmäßig an den Aktivitäten teilnehmen könne 
und sie sich aufgrund ihrer Sprachkenntnisse ausgegrenzt fühle (CN1.2 Newco-
mer). Weil darüber hinaus typische Events wie nomikai (stark formalisierte 
gemeinsame Trinkabende) mit japanischen Studierenden nicht stattfinden, falle 
es ihr schwer, sich an die Umgangsformen in Japan zu gewöhnen (CN1.1 
Newcomer). Sie versuche, an digitalen Events teilzunehmen, um neue Leute 
kennenzulernen, verbringe aber sonst ihre Freizeit vorwiegend mit anderen 
chinesischen Studierenden. Ein halbes Jahr später beschrieb sie ihre Anstrengun-
gen, neue Freunde zu finden als »total failure« (CN2 Newcomer). Auch Wei, die 
erst nach Beginn der Pandemie von Tōkyō nach Sapporo zog, beschrieb Schwie-
rigkeiten, neue Freunde zu finden, da es weniger Kontaktmöglichkeiten gäbe als 
zuvor (CN4 Newcomer). 

Die Situation der Oldtimer weist teilweise andere Charakteristika auf. Da diese 
bereits vor Ausbruch der Pandemie einen Freundes- und Bekanntenkreis aufbauen 
konnten, sind sie weniger abhängig von der Veränderung sozialer Treffpunkte. 
Diese schilderten zwar auch Schwierigkeiten, waren aber keineswegs abgeschottet 
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wie Outsider oder Newcomer. Stattdessen ereignete sich eine Konsolidierung beste-
hender Netzwerke, sowie eine Kanalisierung von neuen Kontaktaufnahmen durch 
diese, da andere soziale Treffpunkte wegfielen. Wie Gediminas beschrieb, habe er 
sich nach Ausbruch der Pandemie zunächst aufgrund des Mangels an Alternativen 
weitestgehend auf seinen bestehenden Freundeskreis konzentriert. Über das beste-
hende Netzwerk habe er schnell neue Freundschaften schließen können, auch wenn 
er nicht an Club-Aktivitäten oder dem Unterricht habe teilnehmen können (LT1). 
Die bereits bestehenden Netzwerke ermöglichten somit weiterhin den sozialen und 
interkulturellen Austausch und damit die Aneignung sozialen und kulturellen Ka-
pitals. 

Gleichzeitig wird die Wirkung der weiterhin bestehenden sozialen Treffpunkte 
um ein Vielfaches verstärkt. Der Wohnort der Studierenden spielt dabei eine der 
größten Rollen, wie das Beispiel des Oldtimer Jaes verdeutlicht. Er verbrachte vor 
Beginn der Pandemie seine Zeit primär mit anderen koreanischen Studierenden, 
die verteilt auf verschiedene Wohnheime und Wohnungen in ganz Sapporo wohn-
ten. Danach verbrachte er seine Zeit hauptsächlich in seinem eigenen Wohnheim. 
Da es keine Möglichkeiten gab, anderweitig Leute zu treffen, habe er sich »ironi-
scherweise« mit Mitbewohnern angefreundet, mit denen er zuvor kaum Kontakt 
gehabt habe (KR1 Oldtimer). 

Die Outsider sind am stärksten von freizeitlichen Aktivitäten ausgeschlossen, 
wobei Möglichkeiten der Interaktion zumindest teilweise bestehen. Digital neue 
Freundschaften zu schließen erweist sich für alle Studierenden als äußerst 
mühsamer Prozess, der meist keine Früchte trägt. Für Insider sind sowohl 
Eigeninitiative als auch das Ausmaß bestehender Netzwerke, sowie der Zugang 
zu sozialen Treffpunkten, die entscheidenden Determinanten, da diese bestim-
men, in welchem Ausmaß neue Freunde gefunden werden können. Newcomer 
scheinen aufgrund der pandemiebedingten Unzugänglichkeit klassischer sozialer 
Treffpunkte wie dem Unterricht und Club-Aktivitäten große Schwierigkeiten zu 
haben, ihre Netzwerke zu erweitern oder gar aufzubauen. Individuelles Verhalten 
stößt wie im Falle Jings entweder an die Grenzen der eigenen Kommunikations-
fähigkeit oder wie im Falle Weis an die Grenzen der verminderten Kontaktmög-
lichkeiten. Dies ist für internationale Studierende keineswegs ungewöhnlich, 
doch die bestehenden Probleme werden durch die sozialen Folgen der Pandemie 
verstärkt, da es dadurch noch weniger Chancen gibt, diese unsichtbaren Mauern 
zu überwinden. Die Lebensumstände der Studierenden bestimmen stark, inwie-
fern es ihnen möglich ist, Kontakte mit der japanischen Gesellschaft zu schließen 
und somit soziales und kulturelles Kapital zu sammeln. Insider wie Jing und 
Lieng, welche allein wohnen und bisher keine oder nur kleine Netzwerke 



ÖÉëÅÜäçëëÉåÉ=ÖêÉåòÉå PQT

ausbilden konnten, sind daher mitunter am stärksten von der pandemiebeding-
ten Verschiebung sozialer Treffpunkte betroffen. Die Netzwerke der Oldtimer 
werden hingegen konsolidiert und neue Bekanntschaften sind über die bestehen-
den Netzwerke möglich. Jedoch scheint die Pandemie wie im Fall Jaes und der 
segregierten Wohnheime der Hokkaidō Universität die Tendenzen zu »internati-
onal bubbles« zu verstärken. So entstehen zwar enge Netzwerke in den Wohnhei-
men, welche zum Wohlbefinden der Studierenden beitragen können, jedoch wird 
so ein Rückzug in diese »international bubbles« wahrscheinlicher. 

5 Diskussion 

Aus der Analyse der Situation der Studierenden wird ersichtlich, dass der Integrati-
onsprozess für diese mehrfach beeinträchtigt wird. Für sie ist es nur erschwert mög-
lich, die japanische Sprache zu erlernen. Die Ursache dafür liegt in der verminder-
ten Qualität des Sprachunterrichts sowie der nur eingeschränkt möglichen Kom-
munikation und Interaktion mit anderen Studierenden und Lehrenden in der digi-
talen Lehre. 

Außerdem fällt es den Studierenden schwer, Anschluss zur japanischen Gesell-
schaft zu finden, da sie ihre Sprachfertigkeiten als dafür nicht ausreichend erachten. 
Durch die pandemiebedingten Veränderungen des sozialen Lebens haben die Stu-
dierenden noch weniger Chancen, Kontakte zu knüpfen und so ihr Japanisch zu 
verbessern. Dadurch gelangen die Studierenden in einen Teufelskreis, den Jing fol-
gendermaßen beschreibt: »I feel it’s very hard to improve my Japanese and I feel like 
if you can’t speak Japanese very well in this country, you can’t get very well« (CN1.1 
Newcomer). Auch ein halbes Jahr später äußerte sie, dass sie aufgrund ihrer 
Sprachfähigkeiten bisher kaum Freunde habe finden können (CN1.2 Newcomer). 
Die Chancen der Outsider, Anschluss an die japanische Gesellschaft zu finden, 
hängen dabei vollständig vom Format des Online-Unterrichts und der Möglichkeit 
zur Teilnahme an Online-Events ab. Die Chancen der Insider werden stark durch 
die bereits bestehenden Netzwerke und ihrer Lebensumstände geprägt. Studierende 
ohne bestehende Netzwerke sind nur schwer in der Lage, neue Freundschaften zu 
schließen. Aufgrund der Struktur der internationalen Wohnheime an der Hokkaidō 
Universität verhärtet sich die Tendenz zur Formierung von »international bubbles«, 
da diese als einzige effektive soziale Treffpunkte übrigbleiben. 

Der Erwerb sozialen und kulturellen Kapitals ist für diese Kohorte internationa-
ler Studierender beeinträchtigt. Dies beeinflusst ihren Spielraum, ihr Kapital bei ei-
nem Einstieg in das Arbeitsleben zu verwerten. Mangelnde Sprachfertigkeiten, das 
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geringere Wissen von japanischen Umgangsformen sowie die stark verkleinerten 
sozialen Netzwerke vergrößern die Hürden für einen Einstieg in die japanische Ge-
sellschaft. Ferner könnten die Integrationsschwierigkeiten und das dadurch ver-
minderte Gefühl von Zugehörigkeit zu Japan diese Kohorte von Studierenden 
schneller dazu bewegen, eine Rückkehr in ihr Heimatland oder einen Fortzug in ein 
Drittland zu erwägen. Unter den interviewten Studierenden ist diese Tendenz ein-
deutig sichtbar (TW1.2 Outsider, TW2.2 Outsider, KR1 Oldtimer, LT1 Oldtimer, 
CN1.2 Newcomer, CN2 Newcomer). Bei den Outsidern kristallisiert sich eine klare 
Tendenz zur Abkehr von Japan heraus. Sie ist durch die Frustration über das Chaos 
in ihren Lebensplänen bedingt, das wiederum durch die als willkürlich wahrge-
nommene, populistisch anmutende Symbolpolitik der japanischen Regierung her-
vorgerufen wird (US1 Outsider, TW1.1 TW1.2 Outsider, TW2.1 TW2.2 Outsider). 
Wie viele der über zwei Jahre hingehaltenen Studierenden, unabhängig davon, ob 
sie an digitalen Studienprogrammen teilnahmen oder nicht, Japan ihren Rücken 
gekehrt haben, konnte in dieser Arbeit nicht behandelt werden. Jedoch kann dies 
Gegenstand weiterer Forschung sein. Die Kluft zwischen der Anzahl der internati-
onalen Studierenden, die ursprünglich eine Anstellung in Japan aufnehmen wollten 
und denen, die tatsächlich eine Stelle auf dem Arbeitsmarkt einnehmen, könnte 
sich in den betroffenen Kohorten weiter vergrößern. 

Es wird sich erst in den kommenden Jahren eindeutig zeigen, in welchem Um-
fang eine solche »COVID-Gap« besteht. Jedoch verringerte sich im Zeitraum April 
2020 bis März 2021 die Anzahl der Studierenden, welche in Japan eine Arbeit auf-
nahmen, bereits um über 5  % im Vergleich zum Vorjahreszeitraum (JASSO 2021, 
2022). Der durch Überalterung chronisch unterbesetzte japanische Arbeitsmarkt 
könnte im Anschluss an die COVID-19-Pandemie aufgrund der Einreisebeschrän-
kungen einen dreifachen Engpass erfahren: Erstens könnte die »strategische Akqui-
sition« hoch qualifizierter Arbeitskräfte aus den Kohorten, die während der Pande-
mie in Japan studierten, erheblich erschwert sein. Diese Entwicklung wird durch die 
Veränderungen des sozialen Lebens und deren Folgen in Verbindung mit den Inte-
grationshürden, die von der inkonsequenten Integrationspolitik Japans hervorgeru-
fen werden, erzeugt. Zweitens blieben neue Studierende über einen zweijährigen 
Zeitraum größtenteils aus. Und drittens könnte die Wiedereröffnung nach der Pan-
demie und der damit einhergehende Bedarf an Arbeitskräften die Kosten für Ar-
beitskräfte während anhaltender Inflation in die Höhe treiben (Krugman 
21.01.2022). 

Zuletzt soll die Auswertung und die Validität der Daten diskutiert werden. Da das 
Sample größtenteils Studierende der Hokkaidō Universität enthält, ist diese Arbeit 
lediglich eine Fallstudie. Doch bspw. Ivanova (2021) schilderte ähnliche Sorgen in-
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ternationaler Studierender in Westjapan. Außerdem werden die Probleme von in-
ternationalen Studierenden, die nicht an Universitäten studieren und zumeist ab-
hängiger vom Arbeiten sind, hier nicht erfasst. Der Ansatz dieser Arbeit ist die qua-
litative Rekonstruktion der subjektiven Erfahrungen und Probleme der Studieren-
den. Sie dient dementsprechend der Konstruktion und Überprüfung von Theorien 
und Hypothesen zur Ursächlichkeit der Abkehr Studierender von Japan und der 
folglich entstehenden Kluft. Entsprechend sollte sich zukünftige Forschung darauf 
konzentrieren, die Validität dieser qualitativen Ergebnisse in ihrer akkumulierten 
Form auf der quantitativen Ebene zu überprüfen. Eine weitere Beobachtung aus der 
zweiten Welle der Interviews war zudem, dass die Studierenden die Schwere ihrer 
eigenen Benachteiligung durch die sozialen Auswirkungen der Pandemie in Phasen 
hoher Infektionszahlen intensiver einzustufen schienen und umgekehrt. Diese Art 
der Wahrnehmungsverzerrung sollte bei der Auswertung zukünftiger Daten beson-
ders berücksichtigt werden. 

6 Fazit: Ein langer Weg 

Der Migrationsstrom internationaler Studierender nach Japan wuchs seit Jahren 
kontinuierlich und trägt bedeutend zur Minimierung von Lücken auf dem japani-
schen Arbeitsmarkt bei (Chiavacci 2011, 2014). Durch die Einreisebeschränkungen 
während der COVID-19-Pandemie wurde dieser Strom teilweise unterbrochen und 
immens verlangsamt. Der Alltag der Studierenden, welche dennoch am Studium 
teilnehmen können, ist durch die Veränderungen des sozialen Lebens geprägt. Die 
Studierenden werden durch wirtschaftliche Auswirkungen daran gehindert, einen 
Minijob neben dem Studium auszuüben, oder aber sie verzichten auf diesen auf-
grund der Gefahr einer Ansteckung mit COVID-19. In beiden Fällen können sie 
wertvolle Arbeitserfahrung für einen späteren Berufseinstieg nicht erlangen. Ferner 
ist der Einstieg in den japanischen Arbeitsmarkt erschwert, da die Teilnahme an 
Jobmessen nicht möglich war. Dies versperrt insbesondere Studierenden, die von 
ihrem Heimatland aus nach einer Anstellung in Japan suchen, den Weg. 

Im Studium sehen sich die Studierenden den Folgen einer plötzlichen Digita-
lisierung ausgesetzt. Durch Unterrichtsformate, welche nicht auf die Gegebenhei-
ten des Online-Unterrichts ausgelegt sind, sowie durch die mangelnde Kommu-
nikation mit Lehrenden und dem Personal der Universitäten, wird der Lernerfolg 
erschwert. Den Studierenden fällt es im Online-Unterricht schwer, Kontakte mit 
anderen Studierenden zu schließen. Dies wirkt sich negativ auf den gefühlten 
Lernerfolg der Studierenden aus. Insbesondere die Gruppe der Studierenden, 
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welche sich aufgrund der Pandemie nicht in Japan aufhält, ist hiervon besonders 
stark betroffen, da der Online-Unterricht der einzige Kontaktpunkt zu anderen 
Studierenden ist. 

Das soziale Leben der Studierenden wird determiniert durch mehrere Fakto-
ren. Studierende vor Ort sind zwar abhängig davon, wie stark soziale Treffpunkte 
durch Infektionsschutzmaßnahmen eingeschränkt sind, jedoch bleiben ihnen 
weiterhin viele Möglichkeiten, ihr soziales Leben zu gestalten. Diese werden 
durch die bereits bestehenden Netzwerke sowie die verbleibenden sozialen 
Treffpunkte geprägt, was wiederum die Formierung von »international bubbles« 
verstärken kann. 

Die Studierenden sind während der Pandemie darin eingeschränkt, kulturelles 
und soziales Kapital in Form von Umgangsformen und sozialen Netzwerken zu 
erwerben. Diese sind aufgrund der assimilationistischen Erwartungen der japa-
nischen Gesellschaft jedoch unabdingbar. Daraus folgt eine erheblich erschwerte 
Integration, die die Studierenden dazu bewegen könnte, eine Abkehr von Japan 
in Betracht zu ziehen. Aufgrund dessen könnte die Kluft zwischen der Anzahl 
von Studierenden, die ursprünglich eine Anstellung in Japan aufnehmen wollten, 
und denen, die tatsächlich verbleiben, weiter ansteigen. Doch nicht nur die 
sozialen Folgen der Pandemie, sondern auch die unzureichend stringente Integ-
rationspolitik vergrößern die Kluft. Sofern die japanische Regierung daran 
interessiert sein sollte, das Potenzial der internationalen Studierenden zu nutzen, 
sollte sie sich darum bemühen, assimilationistische Erwartungen zu entkräften 
und den Abbau dieser Art von Hürden in Einstellungsprozessen zu fördern. So 
könnte sie den Studierenden den Einstieg in den Arbeitsmarkt und die japanische 
Gesellschaft erleichtern und so zukünftig zur Minimierung der Kluft beitragen. 
Zuträglich wäre eine Integrationspolitik, die nicht nur dem Namen nach multi-
kulturalistisch ist. 
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Anhang

Tabelle 1: Durchgeführte Interviews 
Kürzel Pseudonym Informationen Art des Interviews Datum
ID1 Abyasa Insider, Oldtimer. Bachelor-

student aus Malaysia. 
Hokkaidō Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

15.05.2021

US1 Brian Outsider. Masterstudent aus 
den USA. Andere Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Text-
Chat (asynchron)

26.04.2021–
30.04.2021

TW3 Chun Insider, Oldtimer. Bachelor-
student aus Taiwan. Andere 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Text-
Chat (asynchron)

24.04.2021–
02.05.2021

LT1 Gediminas Insider, Oldtimer. Austausch-
student aus Litauen. Hokkaidō 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

09.05.2021

CN3 Han Insider, Oldtimer. Austausch-
student aus China. Hokkaidō 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

14.05.2021

KR1 Jae Insider, Oldtimer. Austausch-
student aus Korea. Hokkaidō 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

05.05.2021

CN1.1
CN1.2

Jing Insider, Newcomer. Masterstu-
dentin aus China. Hokkaidō 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

12.05.2021
12.12.2021

CN2 Lieng Insider, Newcomer. Bachelor-
studentin aus China. Hokkaidō 
Universität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

16.05.2021

TW1.1
TW1.2

Sheng Outsider. Austauschstudent 
aus Taiwan. Hokkaidō Univer-
sität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

15.05.2021
19.12.2021

CN4 Wei Insider. Newcomer Masterstu-
dentin aus China. Hokkaidō 
Universität

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

09.01.2022

TW2.1
TW2.2

Yang Outsider. Austauschstudent 
aus Taiwan. Hokkaidō Univer-
sität.

Semistrukturiertes 
Interview per Video-
Chat (live)

13.05.2021
21.12.2021

Total 14 Total 11 9x Hokkaidō Universität
2x andere Universitäten

12x Videointerviews
2x Textinterviews

24.04.2021– 
09.01.2022
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